Geſet⸗ Senn lung 18 
fur die 


Könistihen Dreußifgen Staaten 


NO. 22. e 


. 560 IA Allerhd chſte Kabinetsorder vom 7ten Mai 1818., die Beurlaubungen von 
Offizieren des ſtehenden Heeres betreffend. 


D. uͤber verſchiedene in den bisherigen Verordnungen unentſchieden geblie⸗ 
bene Verhaͤltniſſe der beurlaubten Offiziere, Anfragen geſchehen, ſo ſetze Ich 
folgendes hieruͤber feſt: Bei den unvermeidlichen Nachtheilen, welche mit 
Beurlaubungen von Offizieren des ſtehenden Heeres auf lange, oder unbe⸗ 
ſtimmte Zeit, fuͤr das militairiſche Dienſtverhaͤltniß verbunden ſind, habe Ich 
beſchloſſen, keinen Offizier des ſtehenden Heeres unbeſtimmten, oder mehr als 
ſechsmonatlichen Urlaub in Privatangelegenheiten kuͤnftig zu ertheilen. Alle 
auf unbeſtimmte Zeit beurlaubte Offiziere ſollen aufgefordert werden, in ihre 
Dienſtverhaͤltniſſe zuruͤckzukehren. Wenn ſie bereits ſechs Monate und daruͤber, 
mit unbeſtimmten Urlaub abweſend ſind, ſo wird ihnen hierzu noch eine Friſt 
von drei Monaten zugeſtanden; denjenigen, welche von Bekanntmachung dieſer 
Verordnung noch nicht ſechs Monate abweſend ſind, ſoll geſtattet ſeyn, die 
Abweſenheit uͤberhaupt auf neun Monate auszudehnen. Wer dieſe Friſt uͤber⸗ 
ſchreitet, ſoll aus dem ſtehenden Heere ausſcheiden. 

Die kommandirenden Generale haben hieruͤber, unter Einreichung der 
Verzeichniſſe ſolcher Offiziere, zu ſeiner Zeit zu berichten. 

Wegen der Offiziere, welche zum Beſuch einer Univerſitaͤt, oder um 
bei einem Landeskollegio ſich auszubilden, beurlaubt werden, verbleibt es bei 
den Beſtimmungen der Verordnung vom 14ten Auguſt 18 16., jedoch wird 
auch in dieſen Faͤllen der Urlaub nicht uͤber ein Jahr ausgedehnt. Das Gehalt 
behalten beurlaubte Offiziere ganz fuͤr den Monat, in welchem der Urlaub 
ertheilt wird, und fuͤr den folgenden Monat wird das halbe Gehalt nur dann 
abgezogen, wenn die Ruͤckkehr vom Urlaub nach dem Iten 80 inſofern 

Ich in einzelnen Fallen nicht ausdruͤcklich anders beſtimme. 8 Natural⸗ 
Quartier am Garniſonorte, bleibt fuͤr den beurlaubten Offizier nur ben Monat 


Hoffen, in welchem er den Urlaub antritt; außer dem Garniſonorte ſteht ihm 
kein Natural⸗Quartier zu. Offiziere, welche in Dienſtangelegenheiten reiſen, 


und Natural⸗Quartier verlangen, muͤſſen ſich über den dienſtlichen Zweck ihres 
Jahrgang 1819. Qq Auf⸗ 


(Ausgegeben zu Berlin den 16ten Dezember 1819.) 


Aufenthalts außer dem Garniſonorte, wie bisher, gegen die Einquartierungs⸗ 
Behörde ausweiſen. Auf den regulativmaͤßigen Servis am Garniſonort, 
haben auch beurlaubte Offiziere, welche kein Natural-Quartier empfangen, 
nicht uͤber vier Monate lang, Anſpruch, vom, Anfange des Monats an ge⸗ 
rechnet, in dem der Urlaub angetreten wird. Diejenigen, welche, um inlän⸗ 
diſche Univerſitaͤten zu beſuchen oder bei Landeskollegien zu arbeiten, vom 
ſtehenden Heere beurlaubt werden, beziehen als eine Beguͤnſtigung ihrer Aus⸗ 
bildung, den regulativmäßigen Servis für die ganze Urlaubszeit aus dem 
allgemeinen Servisfonds. Damkt aher dieſe Beguͤnſtigung nicht gemißbraucht 
werde, iſt der Servis nur gegen den Nachweis zu verabfolgen, daß der Offizier 
die Univerſitaͤt beſucht oder bei dem Kollegio beſchaͤftigt, auch nicht einquartiert 
ft, In Anſehung der Beſugniß beurlaubter Offiziere, Rationen zu erheben, 
ſoll es bei dem, ſeit dem November 1814. beobachteten Verfahren, auch 
kuͤnftig verbleiben, jedoch mit der Einſchraͤnkung, daß nur an Orten, wo 
Magazine vorhanden find, für die wirklich bei ſich habenden eigenen Dienſt⸗ 
pferde der Offiziere, nicht aber auf & ingen pferde, gegen Vorzeigung von 
Atteſten der vorgeſetzten Militairbehoͤrde die etatsmaͤßigen, im Garniſonorte 
nicht erhobenen Rationen, verabreicht werden koͤnnen. Den beurlaubten 
Subalternoffizieren kann der Burſche mitgegeben werden, er muß jedoch fuͤr 
deſſen Fortkommen ſelbſt ſorgen, und es darf, bei nachdruͤcklicher Ahndung, 
hierzu niemals ein Eskadronpferd bewilligt werden, ſo wie auch kein Offtzier 
ſein Chargenpferd mitnehmen darf. 

ö Für die Badereiſen der Offtziere finden die, deshalb ergangenen Berord⸗ 
nungen ferner Anwendung. Berlin, den 7ten Mai 1818. 


Friedrich Wilhelm. 


An 
die Staatsminiſter von Schuckmann 
und von Die 


(No. 568. 8 Verordnung⸗wegen der Anwendung der Preußiſchen Geſetze . in den ehemaligen 
Schwarzburg -Rudolſtädtſchen Aemtern Heringen und Kelbra. Vom 
20ſten Oktober 1819. 


Wie Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. de. 


Thun kund und fügen hierdurch Jedermann zu wiſſen: 

Zur Beſeitigung aller Zweifel und Ungewißheiten, welche aus der bisher 
unterbliebenen Anwendung Unſerer, durch die Verordnung vom 25ſten Mai 
vorigen Jahres bereits eingefuͤhrten Waage in den vormals Schwarzburg⸗Rudol⸗ 

ſtaͤdti⸗ 


ſtaͤdtiſchen Aemtern Heringen und K elbra, entſtehen koͤnnen; verordnen 


Wir, nach erfolgter Uebergabe dieſer Aemter, hierdurch Folgendes: 
H. 1. Der, in der Verordnung vom 25ſten Mai vorigen Jahres H. 2. 


feſtgeſetzte Termin zur Einführung des Allgemeinen Landrechts und der Allge⸗ 


meinen Gerichtsordnung in den Aemtern Heringen und Kelbra, wird bis 


auf den iſten März kuͤnftigen Jahres hinausgeſetzt. 


H. 2. Die Einrichtung des Hypothekenweſens ſoll in den gedachten Aem⸗ 
tern nach denjenigen Beſtimmungen erfolgen, welche in der, im F. 16. des 
Patents vom I5ten November 1816. für die vormals Saͤchſiſchen Provinzen 
verheißenen Verordnung enthalten ſeyn werden. 


N Wir befehlen Unſern Unterthanen in den Aemtern Heringen und Kel⸗ 
bra, ingleichen Unſern dortigen Behoͤrden, wie auch Unſerm Oberlandesgerichte 
zu Naumburg, ſich nach dieſer Verordnung genau zu achten. 

Urkundlich haben Wir gegenwärtige Verordnung Höͤchſteigenhaͤndig voll⸗ 


zogen, und mit Unſerm Königlichen Inſiegel bedrucken laſſen. 


Gegeben Berlin, den 2often Oktober 1819. 
4 Friedrich Wilhelm. 


se F. v. Hardenberg. v. Altenſtein. v. Beyme. v. Kircheiſen. 


v. Buͤlow. o. Schuckmann. v. Boyen. v. Lottum. v. Klewiz. 
v. Bernstorff. 


(No. 869.) Allerhochſte Kabinetsorder vom 29ſten Oktober 1819., daß der vom Iſten 


Juli 1814. bis zum letzten Maͤrz 1816. geſtellte Vorſpann, als eine 
i som Staate zu verguͤtende Kriegsleiſtung nicht angeſehen werden ſoll. 


Au Ihren Antrag vom 23ſten d. M. ſetze Ich, mit Bezug auf den H. 20. des 
Edikts vom gten Juni 1814., die Vergütung der Leiſtungen waͤhrend des damals 
beendigten Krieges betreffend, in Betracht, daß kurze Zeit nach Erlaſſung dieſes 
Edikts der Krieg von neuem ausbrach, hierdurch feſt: daß der Vorſpann, welcher 
ſeit dem iſten Juli 1814. und während des Krieges von 1815. bis ult. März 
1816. den vaterlaͤndiſchen, oder fremden Truppen, geſtellt worden iſt, als eine 
vom Staate zu verguͤtende Kriegsleiſtung nicht angeſehen, und die Verguͤtung 
der Vorſpannleiſtung erſt mit dem Iſten April 1816., als dem in dieſer Bezie⸗ 
hung anzunehmenden Eintritt des Friedenszuſtandes, anheben ſoll. 


Berlin den 29ſten Oktober 1819. 
: 2. Friedrich Wilhelm. 
a — a m! 3 N 


die Staatsminiſter, Freiherrn v. Humboldt er 8 
und Grafen v. Lottum. : 


Q 2 (No. 570.) 


(No. 570.) Zollterif fuͤr die Weichſel⸗ Schiffbrücke bei e Vom Sten No: 
vember 4819. 


A. Fuͤr die Paffage über die Weichsel Schifforuge bei Kur: 
zebrak zahlt: 
10 Jeder Mensch, ohne ute che ob er zu Fuß, zu Pferde oder im 


Wagen iſt t!!! RELRMER IE Einen Groſchen Pr. 
2) jedes Pferd, mit Ausnahme der Beſtimmung unter Nr. 3, 
es mag los geführt werden oder angeſpannt ſeyn. .... Drei Grſchen Pr. 


3) jedes Pferd, welches vor einem mit Kaufmannsguͤtern 
beladenen Wagen eines Frachtfuhrmanns, oder vor einem 
Extrapoſtwagen, der Reiſende transportirt, angefpannt 


.ZZZUTVTVVVVVVVVVVVVVVVVVVVVVVTVTTVVTTTTT Sechs Groſchen Pr. 
jedes Stur i Drei Groſchen Pr. 
5) jedes Fohlen, Kalb oder Schwein Einen Groſchen Pr. 
6) jedes Schaaf, Lamm oder Ziege an Neun Pfennige Pr. 


Befreiet von dem Bruͤckengelde ſind blos: 

1) Militairkommandos, Militairtransporte, Lieferungsfuhren, gegen Vorzei⸗ 
gung der Marſchroltten, Paͤſſe oder Lieferungsordern; 2 

2) Koͤniglicher Vorſpann, gegen Vorzeigung des Vorſpannpaſſes, auch Pferde 
und Leute, die zum Vorſpann gehen oder davon zuruͤckkommen, gegen 
Vorzeigung der Amtsorder; 

3) Kreis- und Kommunalhuͤlfen bei öffentlichen Anlagen, Feuer⸗ und Waſſers⸗ 
noth, auch Ausreuter und Boten, in öffentlichen Kreis- und Kommu⸗ 
nalangelegenheiten, letztere gegen Vorzeigung einer Polizeiorder; 

4) Die ordinairen Poſten und Beiwagen, wie auch die von Fuͤhrung derſelben 
leer zuruͤckgehenden Pferde und Leute. 


B. Fuͤr den Durchlaß zahlt: 
1) a. Ein beladenes Gefäß von 10 Laſt und daruͤber ſtromab. Einen Rthlr. 


P. ein dergleichen ſtrom auf.. Fünf und Vierzig Groſchen Pr. 
c. ein unbeladenes von derſelben Groͤße ſtrom⸗ 
auf Ddebiſtrym ab BE Dreißig Groſchen Pr. 
2) a. ein beladenes Gefäß unter 10 Laſt und bis 
incl: 2 Laſt ſtromab e.. ee Fuͤnf und Vierzig Groſchen Pr. 
b. ein dergleichen ſtromauf .. . Achtzehn Groſchen Pr. 
e. ein unbeladenes ſtromauuu bv Vier und Zwanzig Groſchen Pr, 
d. ein dergleichen ſtromauff e 222000: Funfzehn Groſchen Pr. 
3) a. ein beladenes oder unbeladenes Gefaͤß unter 
22 8 Funfzehn Groſchen Pr. 


i b. ein dergleichen ſtromau f. .. . Zwoͤlf Groſchen Pr. 
c. ein 


= mn 


e. ein beladener oder unbeladener Handkahn N 
ſtröm abb ee .. Sechs Groſchen Pr. 


d. ein dergleichen ſtromaulllnn d.. Sechs Groſchen Pr. 
4 eine mit Getreide, Pottaſche, Brennholz ꝛc. 
beladene Holztra ft. .. Zwei Thaler. 
5) eine Traft von Eichen- oder extra ſtarkenKieh⸗ 5 a 
nen⸗ Bauholze .. Einen Thaler Fuͤnf und 
„ Vierzig Groſchen Pr. 
6) eine jede andere Holztraft ..... . .. Einen Thaler. 


Befreit von dieſem Durchlaßgelde ſind nur die Schiffsgefaͤße, welche 
mit Koͤnigl. Militaireffekten beladen find, und mit Militair-Eskorte fahren. 

Dieſe Saͤtze werden ohne Unterſchied zu jeder Jahreszeit, ſo lange die 
Bruͤcke aufgeſchlagen iſt, bei Tage und bei Nacht gleichfoͤrmig erhoben, und 
kann unter keinem Vorwande ein Mehreres erhoben werden. 

Fuͤr allen der Bruͤcke und deren Zubehoͤr von den Schiffen und Traften 
zugefuͤgten Schaden haftet Fahrzeug und Ladung. 

Signatum Berlin, den Zten November 1819. . 


Friedrich Wilhelm. 
C. Fuͤrſt v. Hardenberg. Graf v. Buͤlow. Graf v. Lottum. 


(No. 571.) Verordnung wegen Anwendung des Edikts vom 14ten September 1811., die 
a Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhaͤltniſſe betreffend, auf 
den Cottbuſſer Kreis. Vom 18ten November 1819. 


Wie Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. 2% 

haben in Betracht der ſeit langer Zeit beſtehenden Gleichartigkeit der guts⸗ 
herrlichen uud bäuerlichen Verhaͤltniſſe in dem Cottbuſſer Kreiſe mit denen in 
der Neumark beſchloſſen, die wegen deren Regulirung erlaſſenen Geſetze auch 
in dem Cottbuſſer Kreiſe zur Ausfuͤhrung bringen zu laſſen; und verordnen 
deshalb, auf den Antrag Unſers Staatsminiſterii und nach vernommenem 
Gutachten des Staatsraths, wie folgt: f 


N — 8 — 

Das Edikt vom Taten September 1811. und die daſſelbe abaͤndernden, 
ergaͤnzenden und erlaͤuternden Beſtimmungen, als die Deklaration vom 29ſten 
Mai 1816. u. ſ. w., finden unter den nachfolgenden Beſtimmungen auf den 
Cottbuſſer Kreis, und zwar auf alle bei der Wiederbeſitznahme deſſelben dazu 
gehörig geweſene Güter, Anwendung. Dies gilt insbeſondere von 11 

\ - en⸗ 


denjenigen Beſtimmungen, welche fich auf die befondern Verhaͤltniſſe der 
Neumark beziehen. i 0 
Dem zufolge gehoͤrt auch die Ausfuͤhrung der Auseinanderſetzungen vor 
die Neumaͤrkſche Generalkommiſſion. i 8 8 
N 8 = 
Alle Zeitbeſtimmungen, welche fih auf den Publikationstermin des 
Edikts vom Taten September 1811. beziehen, find in der Anwendung auf den 
Cottbuſſer Kreis von dem Tage zu verſtehen, an welchem dieſe Verordnung 
verkuͤndigt wird. Gegeben Berlin, den 18ten November 1819. 


(I. 80 Friedrich Wilhelm. 


C. Fuͤrſt v. Hardenberg. v. Altenſtein. 


Beglaubigt: 
Frieſe. 


(No. 372.) Verordnung wegen Aufhebung des §. 247. Tit. 15. Th. II. des Allgemeinen 
Landrechts, in Ruͤckſicht neuer Windmühlen-Anlagen. Vom 18ten No⸗ 
vember 1819. a 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 


Preußen R . . 
Thun kund und fuͤgen hiermit zu wiſſen: = 
Der H. 247. Tit. 15. Th. II. des Allgemeinen Landrechts, 
wonach Niemand berechtigt ſeyn ſoll, durch Anpflanzung hoher 
Baͤume da, wo dergleichen vorher nicht geweſen, einer Windmuͤhle 
den noͤthigen Wind zu benehmen, 223 
kann bei der, ſeit Einführung der Gewerbefreiheit, Statt findenden Vermehrung 
der Windmuͤhlen, nicht ferner fuͤr angemeſſen geachtet werden; vielmehr wollen 
Wir in Erwaͤgung, daß jedes Gewerbe einen gleichmaͤßigen Schutz verdiene, 
die vorgedachte geſetzliche Beſtimmung, nach erfordertem Gutachten Unſers 
Staatsraths, ruͤckſichtlich aller, nach Verkuͤndung gegenwaͤrtiger Verordnung 
entſtehender Windmuͤhlen, hierdurch für aufgehoben erklaͤren. a 5 
Urkundlich haben Wir dieſe Verordnung Hoͤchſteigenhaͤndig vollzogen, 
und mit Unſerm Inſiegel bedruckt. Gegeben Berlin, den 18ten November 1819. 
m I.. S.) Friedrich Wilhelm. 
C. Fuͤrſt v. Hardenberg. v. Altenſtein. 
Beglaubigt: 
Frieſe. 


(No. 573.) 


8 
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(Nd, 578.) Verordnung wegen Zulaſſung und Einrichtung einer dritten Inſtanz in den 
Ei gutsherrlichen und bäuerlichen Prozeſſen, aus dem Edikt vom 14ten Sep: 
ter 1814, De Dato den 29ſten November 1819, 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 


Preußen ꝛc. 26 


Durch mehrere bei Uns eingegangene Beſchwerden veranlaßt, haben Wir 
in naͤhere Erwaͤgung gezogen, wie in den zwiſchen Gutsherren und Bauern bei 
Ausfuͤhrung Unſeres Edikts vom Aten September 1811. und deſſen Deklaration 
vom z0ſten Mai 1816. entſtehenden Rechtsſtreitigkeiten die Gruͤndlichkeit und 
Gleichfoͤrmigkeit der endlichen Entſcheidung mit der noͤthig befundenen Beſchleu⸗ 
nigung moͤglichſt zu vereinigen ſey, und nach dem daruͤber von Unſerm Staats⸗ 
Miniſterium erftatteten Bericht und nach eingeholtem Gutachten Unſers Staats⸗ 
Raths, verordnen Wir, mit Abaͤnderung des Artikels 110. der ebengedachten 


Deklaration und der HH. 190. und 195. der Verordnung wegen Organiſation 


der General⸗Kommiſſionen und der Reviſions⸗Kollegien vom often Juni 1817. 
wie folget: 


§. I. 

Es ſoll kuͤnftig gegen die Erkenntniſſe der Reviſtons⸗Kollegien in allen Faͤl⸗ 
len, welche der $. 178. der Verordnung vom 20ſten Juni 1817. namhaft macht, 
die Berufung auf eine dritte Inſtanz Statt finden, wenn der Gegenſtand der 
Beſchwerde po Thaler oder mehr betraͤgt. a 


+ 2. 

Dieſe dritte Inſtanz wird fir alle Falle ohne Unterſchied, in denen ſie nach 
$. I. zulaͤſſig iſt, aus ſaͤmmtlichen Provinzen, auf welche das Edikt vom 14ten 
September 1811. und die Deklaration vom 29ſten Mai 1816. Anwendung fin⸗ 
den, Unſerm Geheimen Ober-Tribunal hiermit übertragen. 

Die (F. 1.) nachgelaſſene Berufung auf eine dritte Inſtanz findet gegen 
Erkenntniſſe der Reviſtons⸗Kollegien keine Anwendung, welche bei Bekanntma⸗ 
chung dieſer Verordnung bereits verkuͤndet ſind, und mit dieſer Verkuͤndigung 
die Rechtskraft erhalten haben. | 

H. 4. 

Nullitaͤts⸗Klagen, fofern fie auf die Entſcheidung gegen ein klares Geſetz 

(Allgemeine Gerichts⸗Ordnung Theil I. Tit. 10. H. 2. No. 2.) gegruͤndet wer⸗ 


den, ſollen 
Ex a) in 


— 22 — 


a) in den noch ſchwebenden Sachen, ſobald biefe rechtskräftig entſchieden 
ſind, desgleichen in denen, welche kuͤnftig erſt anhaͤngig werden, nicht 
weiter zugelaſſen werden; 


in den bereits rechtskraͤftig entſchiedenen, wird demjenigen, ‚welche biefes, 
außerordentliche Rechtsmittel noch einlegen will, eine viermonatliche Friſt, 
vom Tage der Bekanntmachung dieſer Verordnung ab, gerechnet, zur An⸗ 
meldung deſſelben bei der General-Kommiſſion, vor welcher die be 
fruͤher anhaͤngig geweſen iſt, bei Verluſt des Rechtsmittels verſtattet. 


e) Sowohl in dieſem Falle (b.) als in denjenigen, wo die Nullitaͤts-Klagen 
bereits anhaͤngig find, es ſey gegen Erkenntniſſe der General-Kommiſſio⸗ 
nen oder der Reviſions-Kollegien, ſollen die Akten, ſobald ſie von der 
General⸗Kommiſſion ſpruchreif inſtruirt worden, gleich unmittelbar bei 
dem Geheimen Ober⸗Tribunal zur endlichen Entſcheidung vorgelegt werden. 


b 


— 


§. 5. 

Wegen der Belehrung der Partheien, hinſichtlich des ihnen gegen die Ent⸗ 
ſcheidung der Reviſions-Kollegien noch zuſtehenden Rechtsmittels der dritten In⸗ 
ſtanz, der Friſten zu deſſen Einlegung, deſſen Inſtruktion, die bei den General: 
Kommiſſionen geſchieht, Abfaſſung und Publikation des endlichen Erkenntniſſes, 
finden die in der Allgemeinen Gerichts-Ordnung Theil J. Tit. 15. H. 4. ff. und in 
dem Anhange H. 131. ff. enthaltene Vorſchriften Anwendung. 


Urkundlich haben Mir dieſe Verordnung Höchfteigenhändig.gpllzogen und 
mit Unſerm Koͤnigl. Inſiegel bedrucken laſſen. i 


Gegeben Berlin, den 29ſten November 1819. 
1 Friedrich Wilhelm. 


C. Fuͤrſt v. Hardenberg. v. Altenſtein. 


Beglaubigt: 
Frieſe. 


| Anhang 

Geſetz Sammlung 
ar ei 5 f ür die Er 3 
Königlichen Preußiſchen Staaten 

Ne. l. Haupt» Konvention | | 


; MER 04. IE zu a 
Vollziehung des, zwiſchen Ihro Königl. Maſeſtaten von Preußen und von Sachſen 
zu Wien am 18ten Mai 18 5. abgeſchloſſenen Friedens⸗Traktats und zu naͤherer 

Beſtimmung der, durch dieſen Traktat veranlaßten Auseinanderſetzungen und 
. N Ausgleichungen.. 2-28: Be 


; D a Se. Majeftät, der König von Preußen, und Se. Majeftät, der Koͤnig von Sachſen, in dem Artikel 14. 
des Wiener Friedensvertrages vom 18ten Mai 1815., dahin übereingekommen, Kommiſſarien zu ernennen, 
um auf eine genaue und. ausführliche Weiſe, die, in den Eten bis 13ten und 16ten bis 20ſten Artikeln, er⸗ 


wähnten Gegenftände in Ordnung zu bringen; hiernächft in dem Art. 45. des gedachten Vertrags, Se. Ma⸗ 
jeſtaͤt, der Kaiſer von Oeſtreich, Ihre Vermittelung für alle, zwiſchen dem Koͤniglich⸗Preußiſchen und dem 
Königlich⸗Saͤchſiſchen Hofe, in Folge der, durch den 2ten Artikel feſtgeſetzten Gebietdabtretiingen, ndthig 
gewordenen Auseinanderſetzungen, angeboten, und beide hohe kontrahirende Theile dieſe Vermittelung ſowohl 
im Allgemeinen, als auch beſonders für die Auseinanderſetzungen, bereitwilligſt angenommen haben, mit 
welchen die, in dem Zten und 14ten Artikel erwähnten Kommiſſſonen beauftragt worden; ſo haben ſich, in 


Gemaͤßheit dieſer Beſtimmun zen, bald nach der Ratifikation des mehrgedachten Wiener Vertrags, die von 


beiden Regierungen ernannten Friedensvollziehungs und Ausgleichungs⸗Kommiſſtonen in Dresden vereiniget, 
und dieſe Verhandlungen, unter Mitwirkung des, von Sr. Majeſtaͤt, dem Karfer von Oeſtreich, dazu beftellten 
Vermittelungs⸗Kommiſſarii, begonnen. 5 N 2 
5 Obgleich nun folcbergeftalt, bis zum April des vergangenen Jahres, mehrere wichtige Gegenſtaͤnde 
durch gedachte beiderſeitige Kommiſſtonen, und unter vorerwaͤhnter Vermittelung, zur vollkommenſten Zus 
friedenheit der beiden hohen kontrahirenden Theile, eroͤrtert und abgeſchloſſen, auch andere, zu den nach⸗ 
maligen Vereinigungen, vorbereitet worden; ſo ſchien es doch beiden Regierungen wünſchenswerth, zu noch 
mehrerer Beſchleunigung und Vereinfachung der Verhandlungen, Spezial- Bevollmaͤchtigte zu ernennen, und 
durch dieſe, die verbliebenen Anſtaͤnde zu beſeitigen und den gaͤnzlichen Abſchluß des Friedens vollziehungs⸗ 


Geſchaͤfts zu bewirken. 


In dieſer Abſicht haben Se. Majeſtaͤt, der König von Preußen, Dero wirklichen Geheimen Legations⸗ 
Rath, dermalen außerordentlichen Geſandten und bevollmaͤchtigten Miniſter am Köͤniglich⸗Saͤchſiſchen Hofe, 
Johann Ludwig von Jordan, Ritter des rothen Adlerordens 2ter Klaſſe mit Eichenlaub, und des eiſernen 
Kreuzes 2ter Klaſſe am weißen Bande; des Ruſſiſchen St. Annenordens 1ſter und des St. Wladimirordens 
ter Klaſſe; Großkreuz des Civil⸗Verdienſtordens zur Baierſchen Krone und des Schwediſchen Nordſternordens; 
Kommandeur des Oeſtreichiſchen Leopold⸗ und des Daͤniſchen Danebrogordens; Ritter des Spaniſchen Ordens 


Carls des dritten U. ſ. w.; und Se. Majeftät, der König von Sachſen, Ders Geheimen Rath und Kammer⸗ 


herrn, auch außerordentlichen Geſandten und bevollmaͤchtigten Miniſter an dem Koͤniglich⸗Preußiſchen Hofe, 
Hans Auguſt Fuͤrchtegott von Globig, Komthur des Köͤniglich⸗Saͤchſiſchen Civil-⸗Verdienſtordens, mit 
unmittelbaren Auftragen verſehen, welche, nach Auswechſelung ihrer, in guter und gehoͤriger Form befun⸗ 
denen Vollmachten, über folgende Artikel übereingefommen ſind: f SEE 

Art. I. Was zuvoͤrderſt die, in nurgedachtem Traktate Art. 2. bezeichnete Grenzlinie der abge⸗ 
tretenen Diſtrikte und Gebiete betrifft, ſo hat man ſich, zu moͤglichſter Beſeitigung der, bei deren vorläufigen 


gemeinſchaftlichen Beſichtigung und Aufnahme, üder die Auslegung und Anwendung einiger Beſtimmungen 
dieſes Traktats ſich ergebenen Zweifel, ſowohl überhaupt, als in Abſicht der Zertheilung zuſammengehoͤriger 


Grundſtücke unter verſchiedene Landeshoheit, in nachſtehender . vereiniget. N 
SE 1) Von 


Grenze. 


mn 2 — 


1) Von der boͤhmiſchen Grenze an bildet das Flußbette des Wittichbachs, genau nach der Beſtim⸗ 
mung des Friedenstraktats, die Grenze beider Gebiete bis zum Einfluß in die Neiße. 

2) Die, an der Grenze des Eigenſchen Kreiſes, welche durch die Flurgrenzen der, dem Kloſter 
Marienſtern zugehörigen Ortſchaften gedachten Kreiſes beſtimmt wird, gelegenen kleinen Wieſen und Wald⸗ 


ſtücke: die Kuhnger Wieſe, die Tauchritzer Pfarr- und Schulmeiſter⸗-Wieſe, und die Goͤrlitzer Hospitalwieſe, 


imgleichen der, in eben dieſer Gegend befindliche Hospitalwald und die Nichaer Hinterfolgen (auf der auf⸗ 
genommenen Grenzkarte Sekt. I. und II. mit a. b. c. d. und e. bezeichnet) werden, als zu Hauptgütern 


des Herzogthums Sachſen gehdrig und mit deſſen Gebiete grenzend, dem gedachten Herzogthume einverleibt. 


3) Das, in dem Winkel zwiſchen Paulsdorf und Ober⸗ Sohland gelegene Hikiſche Bauergut, deſſen 
Fluren ſich vom Paulsdorfer See an, queer durch die Mittelſohlandiſchen Grundſtüͤcke bis in dieſes Dorf 
hinein erſtrecken, auch mit Paulsdorf und Mittelſohland in Verbindung ſtehen und dadurch deſſen Verhaͤlt⸗ 
niß zweifelhaft machen, verbleibt bei dem Königreiche Sachſen. 


4) Da nach dem Friedenstraktat die große Poſtſtraße zwiſchen Görlitz und Bautzen, bis an die 


Grenze der beiden genannten Kreiſe, Preußiſch ſeyn ſoll, fo iſt man übereingekommen, daß von dem Punkte 


an der Straße von Bautzen nach Goͤrlitz, ws die Oehliſcher und Goswitzer Fluren zuſammentreffen (auf 
der Karte Sekt. II. mit G. bezeichnet), die Landesgrenze der noͤrdlichen Goswitzer Flurgrenze bis an den 
Punkt, wo fie zwiſchen dem Fuͤchsberge und dem Radmeritzer Buſch die noͤrdliche Klein⸗Radmeritzer Flur⸗ 
grenze erreicht, und von da an dieſer Flurgrenze bis zu dem Punkte, wo die Schoͤpſer und Gloßner 
Fluren aneinanderſtoßen, folge. Von dieſem Punkt an, geht die Landesgrenze mit der dftlichen Gloßner 
Flurgrenze fort, bis fie an die ſuͤdliche Grenze der Meuſelwitzer Flur ſtoßt. Von hier an ſoll die Landes⸗ 
grenze ſich mit der nördlichen Gloßner Flurgrenze bis zu dem Punkt vereinigen, wo fie die Bautzener Kreis⸗ 
grenze bei dem Petzſchker Berge beruͤhrt, weiter mit der weſtlichen Meuſelwitzer Flurgrenze bis an die Poſt⸗ 
ſtraße von Bautzen nach Goͤrlitz und endlich mit dieſer Poſtſtraße bis an die Grenze des Bautzener Kreiſes fort⸗ 
laufen, mit welcher Kreisgrenze fie dann bis Dubrauke vereinigt bleibt, dergeſtalt, daß Goßwitz, Gloſſen 
und Mauſchwitz nebſt deren Ländereien, in ſoweit letztere ſich nur bis zur Poſtſtraße von Goͤrlitz nach Bautzen 
erſtrecken, bei dem Königreiche Sachſen verbleiben, und auf dieſem Traktate die Poſtſtraße in der Art als Grenze 
beſtimmung angenommen wird, daß die Stadt und das Dorf Reichenbach, imgleichen das Dorf Schoͤps mit 
ihren geſammten Fluren, zum Herzogthume gehoͤrig find. 8 5 5 


5) Ein zu dem Gute 1 a RDE Stuͤck Feld an der Landesgrenze, rechts der obgedachten Poſt⸗ 


ſtraße (auf der Karte Sekt. III. mit K. J. bezeichnet), wird bei dem Königreiche Sachſen belaſſen, hingegen 


das Dorf Thraͤna, das Thuͤmlitzer Gut, die zu den Ritterguͤtern Lautitz und Gloßen gehdrigen Foͤrſterwoh⸗ 


nungen, und zwei dabei befindliche Grundftude: die Dreyteiche und die kleine Harthe genannt, ferner die 
zum Rittergute Maltitz ‚gehbrigen Waldungen: die Scheere, die große und kleine Heyke, intgleichen des 
Bauers zu Maltitz Farack oder Witſchersholz und eine zu den Ritterguͤtern Unwuͤrde und Klttlitz gehörige 
Haide, welche insgeſammt bisher zwar zu dem Bautzener Kreiſe gerechnet worden, jedoch in den Görliger 
Kreis eingeſchloſſen ſind, fallen unter die Hoheit des Herzogthums Sachſen. . 

6) Desgleichen wird das Skadiſche Bauergut und die Wenkiſche Gaͤrtnernahrung, deren Gebaͤude 
in dem Dorfe Weigersdorf gelegen, und welche auch mit dieſem verſchiedentlich verbunden ſind, dem Her⸗ 
zogthume zugetheilt. f FT ; „W 

7) Das zu dem Gute Baruth gehörige Vorwerk Praſchwitz, imgleichen das Holz, die Merſchen ges 
nannt, bleiben bei dem Koͤnigreiche Sachſen. ö 


8) Die bei dem Loͤbauer Waſſer, ſeiner beiden Arme wegen, zweifelhaft geſchienene Grenzlinie, (auf N 


der Karte Sekt. IV. P. bis 8.) iſt dergeſtalt feſtgeſetzt worden, daß Klein⸗Saubernitz, Wartha, Lömiſchau, 
und die Schaͤferei Barothſche mit ihren Markungen auf Köͤniglich⸗Saͤchſiſcher, die daran ſtoßenden Weigers⸗ 
dorfer, Taubanner und Zimpler Fluren aber auf Königl. Preuß. Seite bleiben. N RER ETREL 
: 9) Die in der Neudorfer Flur liegenden, nach Kaſchel und Lieska veräußerfen kleinen Acker, Wieſen, 
und Wald⸗Grundſtuͤcke (auf der Karte Sekt. IV. und V. mit f. g. und m, bezeichnet) werden bei dem 
Königreiche Sachſen gelaſſen, dagegen fallen die Gutta-Bröfener, die Goͤbelner, Salgaer und Leichnamer 
Haiden, als über der im Friedenskraktate angenommenen Neudorfer Grenze hinausgelegen, an das Herzogthum, 
40) Die Orte Weſſel und Cummerau verbleiben dem Koͤnigreiche Sachſen. N 2 
14) In Abſicht der, nach dem Friedenstraktate von der ſchwarzen Elſter bei Zollsdorf (in dem Traktat 
Sollſchwitzgenannt) bis zur Grenze der Herrſchaft Königsbrück, bei Groß⸗Grabe zu ziehenden gernden Linie, 
bit, die Uebereinkunft dergeſtalt getroffen worden, daß die Orte Skaske, Weißig und Straßgraͤbchen, 9 
f N - . ; en 


gehdrige auf dem rechten Elbufer gelegene Weiche und der daran 


chen auch Osling und Lleska, mit ihren Fluren und alle übrige, links oder ſüdlich derſelben gelegenen Orte und 


Grundſtuͤcke dem Koͤnigreiche Sachſen verbleiben. 


12) Von dem Punkte an, wo die nördliche Grenze der Herrſchaft Konigsbruͤck an das Amt Großen: 


hayn ſtoͤßt, iſt die Grenze ſuͤdlich von Ortrandt, in Anſehung der von beiden Theilen in Anſpruch genomme⸗ 
nen Orte Heynersdorf (auch Hennersdorf genannt) und Krausnitz dergeſtalt beſtimmt worden, daß der letztere 
Ort mit ſeiner Markung bei dem Königreiche verbleibt, Heynersdorf hingegen dem Herzogthume Sachſen zuge⸗ 
theilt wird. Zur Sicherſtellung der bei Krausnitz auf irgend eine Art in Frage kommenden Privatgerechtſame 


der Stadt Ortrandt ſollen, wie überhaupt gegenſeitig in andern ähnlichen Fallen, bei der endlichen Grenzbe⸗ 
ziehung, behufige e getroffen und hierbei die liberalſten Grundſaͤtze angenommen werden. 
Sad 43) Die zwifchen Broͤsuitz und Klein-Kmehlen belegene Teichmuͤhle, verbleibt dem Königreiche 
achſen. $ 

14) Die Beſitzungen, welche Hirſchfelder Unterthanen in der Oelsnitzer Flurmarkung angekauft 
haben, bleiben mit dieſer Mark, imgleichen die zu dem Rittergute Walda gehörige wuͤſte Mark Hermsdorf bei 
dem Koͤnigreiche Sachſen, fo wie das Feldſtuͤck, welches zu Strauch gehört hat, und von Merzdorf gegen ein 
Wieſenſtuͤck eingetauſcht worden iſt, zum Week ne Sachſen abgegrenzt wird. 8 
175 15) Da in Anſehung der, in dem Traktate genannten Straße von Ortrandt nach Muͤhlberg und der 
Ortſchaften, durch welche ſie geht, Zweifel entſtanden ſind, indem dieſe Straße bei einigen Orten ſich in zwei 
Wege zertheilt, wovon der eine die in Frage kommenden Orte nicht beruͤhrt; ſo iſt feſtgeſetzt worden, daß die 
Dörfer Groß- und Klein⸗Kmehlen, Großthiemig, Hirſchfeld, Seifertsmühl und We insdorf mit ihren Flu⸗ 
ren, als zum Herzogthume Sachſen gehörig, anzunehmen; was aber das Vorwerk, die Pfeiffe genannt, nebſt 


den dabei gelegenen Waldungen, und die beiderſeitigen Anſprüche darauf betrifft; fo hat man ſich über die 


dortige Grenzlinie zwiſchen dem Königreiche und dem Herzogthume Sachſen dahin vereinigt, daß ſolche vom 


Anfange des Pfeifholzes (auf der Grenzkarte Sekt. XII. von E. a. bis F. a.) bis zu dem von Merzdorf nach 


Wainsdorf führenden Wege der Merzdorfer Flurgrenze folgt, dann an der Suͤdſeite beſagten Weges bis an 
das auf derſelben Seite des Weges liegende Stuͤckchen der Wainsdorfer Flur fortgeſetzt wird, dieſes Stuͤckchen 
umgeht, und für das Herzogthum abgrenzt, ferner ſich an der füdlichen Seite des Weges hinzieht, endlich 
aber am Ende des dadurch für das Herzogthum abgeſchnittenen Stuͤckes des Pfeifholzes den Weg verläßt, und 
der füdlichen Grenze der Wainsdorfer Hutung und Flur, bis zu dem Punkt, wo die Grenzen der Altdorfer 
und Stockwieſe, imgleichen des Pfeif⸗Berges, zuſammentreffen, folgt, und ſolchergeſtalt die übrigen Pfeif⸗ 


fengrundſtucke bei dem Koͤnigreiche Sachſen belaſſen werden. 


16) Von da, wo die Reppiſer Hutung und die Hoiſche oberhalb zuſammentreffen, (auf der Karte 
Sekt. XII. und XIII. von dem mit Ga. bis Ha. bezeichneten Punkte) ſoll die N 10 5 Richtung 


bee daß die Orte Nauwalde, Spansberg und Schweinfurth, mit ihren zuſammenhaͤngenden Fluren, in⸗ 


oweit dieſe Fluren nicht noͤrdlich durch die Straße als zum Herzogthum gehoͤrig abgeſchnitten werden, bei 
em Königreiche Sachſen verbleiben, hingegen ur den, im Traktate namhaft 1 Orten, unter der 
Benennung Grbbeln, auch die beſonderen Ortſchaften Muͤhldorf, Mitteldorf und Grimmersdorf mit ihrem 


zuſammenhaͤngenden Fluren, fo wie die Steind= oder Pflugsbreite, dem Herzogthume Sachſen zufallen. 


17) Die Grenze folgt ſodann in gerader Linie der des Amts Muͤhlberg bis zur Elbe bei Fichtenberg 
in der Art, daß Jakobs⸗ oder Kobenthal, Kreinitz und Lorenzkirchen, imgleichen die Fichtenberger Ritter⸗ 
gutswaldung und die Ruſtelſtuͤcke, bei dem Königreiche Sachſen gelaſſen werden, ſämmtliche Gatſchhaͤuſer 
aber, mit Einſchluß der Kreinitzer, an das Herzogthum gelangen. 3 

18) Das Vorwerk Klein⸗Drebig verbleibt bei dem Koͤnigreiche Sachſen. 

19) In Anſehung des Ueberganges der Grenzlinie von dem rechten auf das linke Elbufer, imglei⸗ 
chen wegen der, nach dem Friedenstraktake Art. 2. ohne nähere und namentliche Bezeichnung hier beſtimm⸗ 
ten Abſchneidung einiger Enklaben und halben Enklaven, iſt man mit Rüͤckſicht auf anderwärts getroffene 
Ausgleichungen dahin übereingefommten, daß von den sub No. 17. gedachten n an, die Grenze 
ſchraͤg über die Elbe nach dem Punkte auf dem linken Ufer gezogen wird, wo die L sniger und Goͤrziger Flu⸗ 
ren zuſammeutreffen. Von den daſelbſt auf der Elbe befindlichen drei Schiffmühlen verbleibt zwar die ober⸗ 
halb gelegene, bei der Grenzbeziehung Gottlob Petterſen zugehoͤrte, bei dem Königreiche Sachſen; die dazu 

a [ toßende Grasplatz aber Preußen; die 
abgabenfreie fernere Benutzung der Ne Weiche wird dem Beſitzer dieſer Schiffmuͤhle Preußiſcher Seits 
zugeſichert. Die beiden unterhalb gelegenen Schiffmuͤhlen dagegen kommen an Preußen, und es wird, wenn 
deren Verlegung unterhalb in das Preußiſche Gebiet mit Schwierigkeiten verbunden ſeyn ſollte, Koͤniglich⸗ 
Soͤchſiſcher Seils ihnen geftattet, ihre bisherigen Stationen auf dem Elbſtrom, ohne daß fie deshalb Königl. 
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Sächſiſcher Seits mit Abgaben belegt werden, auch künftig zu behalten. Auf dem linken Elbufer fallen 
die Doͤrfer Loͤsnig, Pausnitz, Schirmenitz, nebſt den zu letztgedachten beiden Dörfern gehörigen 
wuͤſten Marken Hilbersdorf und Klingenhayn, die zu Schirmenitz gehoͤrige Dreikuttenmühle, desgleichen 
die Dörfer Auſſig, Seydewitz, Wohlau und Oelſchau ſaͤmmtlich mit den zu denſelben gehorenden 
Fluren und Markungen an das Herzogthum Sachſen; wogegen die Orte Cavertitz, Schoͤua, Klingen⸗ 

ayn, nebft der an der wuͤſten Mark Klingenhayn gelegenen Niedermuͤhle, Olganitz, Treptitz, imgleichen 


der Forſt Reidnitz nebſt dem Reidnitz⸗Hauſe und alle innerhalb der dadurch und bis an die Lauſaer Pfarr⸗ 


brücke, gebildeten Linie, gelegenen Grundſtücke, das zum Rittergute Hof gehörige Stuck Holz, und der links 
dem fogenannten A Wege (von Muͤhlberg nach Eilenburg gerechnet) gelegene Theil der Sitzerodaer Ober⸗ 
haide, nebſt den dazwiſchen liegenden Privatwäldungen und Wieſen, dem Koͤnigreiche Sachſen verbleiben. 
20) Das zum Rittergute Koͤtitz gehörige Weishaͤuſer Holz und die, zum Rittergute Ochfenfaal gehd⸗ 
rige Waldung, der Heynitz genannt, imgleichen das innerhalb der Tammenhayner Flurgrenze befindliche Wald⸗ 
und Wieſenſtuͤck, welches dermalen dem Schoͤnauer Richter gehört, bleiben bei dem Koͤnigreiche Sachſen. 
21) Weiterhin (auf der Karte Sekt. XVI. und XVII. von Q. a. bis T. a.) wird die Landesgrenze 
in der Art gezogen, daß dadurch die Orte und Feldmarken Röͤcknitz und Treben (mit Ausnahme des noͤrdlich 
der Eilenburger Straße gelegenen Stuͤcks der Trebener Fluren), Bohliß, Collen, nebſt den Marken Zwochau, 
Doͤllnick, Praſchwitz. Siedewiß und Boigen, ebenfalls dem Koͤnigreiche Sachſen verbleiben, das Dorf Colla, 
Cnebſt den beiden daſelbſt am linken Muldenufer gelegenen Heegern) und das Vorwerk Punitz mit ihren Mar⸗ 
kungen und Fluren aber, zu dem Herzogthum Sachſen geſchlagen werden, demſelben auch die wüſten Marken 
Plotha oder Blottwitz, Paͤhritzſch, Peſtewitz oder Peſchwitz, Buchwitz und Gardewitz überlaffen bleiben. 
22) Das mit den Steuern in das Kreisamt Leipzig und als Pertinenz zu dem Rittergute Niſchwitz 
gehdrige Dorf Poͤnitz, fo wie die, zum Amte Leipzig ebenfalls gehörige Mark Nebeltitz, bleiben bei dem Koͤ⸗ 
nigreiche Sachſen, hingegen wird die Hollebermark fuͤr das Herzogthum abgegrenzt. 5 
s 23) Die Kirche, Pfarr und Schulgebäude, imgleichen die auf Kirchengrunde ſtehenden Gebaͤude nebſt 
den Pfarrfeldern des, in dem Friedenstraktat dem Koͤnigreiche Sachſen zugetheilten Dorfes Podelwitz, welche 
ſich auf Delitzſcher Amtsgrunde und Boden befinden, verbleiben dem Koͤnigreich Sachſen, inſofern fie nicht 
als Ganz⸗Enklaven in das Herzogthum fallen. 8 = = BEE 
3 24) Das Straßenfläd von 65 Ruthen lang, auf dem Wege von Leipzig nach Delitzſch, zwiſchen 
Breitenfelder und Görditzer Fluren, imgleichen die Görditer und Milkaer Marken werden, letztere beide als 
im Amte Delitzſch gelegen, Preußen überlaſſen; auch begiebt man Sächfifcher Seits ſich der Anſpruͤche auf 


den, noͤrdlich von dem, in dem Traktate als Saͤchſiſch bezeichneten Dorfe Breitenfeld, gelegenen Ort Hayna; 
die zu nurgedachtem Dorfe Breitenfeld gehdrigen Laas⸗ und Leedefelder, imgleichen das nach Ruͤckmarsdorf 
gehörige Holz, verbleiben dem Königreiche Sachſen; dagegen fallen diejenigen Grundftüde, welche in der 


Kleinliebenauer Flur von Koͤnigl. Saͤchſiſchen Unterthanen beſeſſen werden, an das Herzogthum Sachſen. 
25) Zu naͤherer Beſtimmung der, in dem Friedenstraktate angenommenen Grenzlinie, welche das Slift 
Merſeburg durchſchneiden ſoll, iſt nach deren Ermittelung feſtgeſetzt worden, daß, nebſt den in nurerwaͤhn⸗ 
tem Traktate als Königl. Saͤchſiſch genannten Ortſchaften auch noch die Dörfer Prieftäblich, Queſitz, mit 
Ausnahme des auf Doͤhlener Flur ſtehenden Chauſſeehauſes, Kulkwitz, Goͤrnitz und Seebeniſch mit ihren 
Fluren bei dem Koͤnigreiche Sachſen verbleiben. Dohlen, Thronitz, Schkeitbar Groß und Klein⸗Skorlopp, 


mit ihren Fluren hingegen, ſo wie die in der Willeber Mark gelegene halbe Moͤnchshufe, annoch an das 


Herzogthum fallen. f f a \ 
20) Die Vereinigung in Abſicht des Durchſchneidens bei dem Floßgraben im Amte Pegau, iſt dahin 
erfolgt, daß Werben mit feiner Markung als zum Herzogthume Sachſen gehörig, anzuſehen, ſodann aber 
die Grenze laͤngs dem Floßgraben in einer Entfernung von vier Ruthen heruntetlaͤuft, der Floßgraben mit 
feinen beiden Ufern daher dem Herzogthume Sachſen zufaͤllt; Mauſitz aber und die Dörfer Groß⸗Dalzig, 
Klein = Dalzig, Tellſchuͤtz, Groß⸗Storckwitz mit Maſchwitz, die wuͤſte Mark Nieperitzſch, Zauſchwitz, Cars⸗ 
dorf, Stdutzſch, Eulau, Elſtertrebnitz, Tannewitz, Trautſchen, Greitſchütz, Coſtewitz und Oderwitz, mit 
ihren Fluren, letztere bis in einer Entfernung von vier Ruthen vom Floßgraben, bei dem Königreiche Sach⸗ 
ſen verbleiben, und endlich die Grenze ſich mit der Flurgrenze, zwiſchen Klein⸗Oderwitz und Beersdorf vers 


einigt, bis ſie die Grenze des Stiftes Zeitz erreicht, ſo daß Veersdorf mit feiner ganzen Markung zu dem 


Herzogthum abgegrenzt wird. N 

EN 27) Die zwölf in der Profner, und die acht in der Proͤdler Flur liegenden Acker⸗, Wieſen⸗ und Holz⸗ 

ſtüͤcken, (auf der Grenzkarte Sekt. XXI. mit c. bezeichnet) imgleichen das Durchſtichholz und der Ae 15 
i n SR: 3 = mumeinebuſch, 


meinebuſch, werden dem Herzogthume, die bel Klein⸗Oderwitz gelegene Mühlwieſe und der Penzig dagegen 55 
dem Königreiche Sachſen zugetheilt. FFF ? „C pe 
20983) Untere und Ober⸗Auligk mit Inbegriff des vorhin zu dem Stifte Zeitz G geweſenen Authel x 
ſammt den dazugehörigen Fluren, in [pferde zufammenhängen und nicht als anz uklaven im Herzog⸗ a 
thume belegen find, verbleiben dem Königreiche Sachſ n. „. Fee ife ' 

29) Bei der, in dem Friedenstraktate ermangelnden ausdrücklichen Beſtimmung, welchem Theile 
die nicht genannten, im auswärtigen Gebiete enklavirten Orte zugehdren ſollen, hat man zur Ent⸗ 
ſcheidung dieſer Streitfrage den zeitherigen Beſitzſtand angenommen. Nach ſolchem verbleiben 
dem Koͤnigreiche Sachſen die zum Amte Borna gehdrigen, groͤßtentheils vom Reußiſchen Ge⸗ 
biete umſchloſſenen Orte Liebſchwitz, Loitzſch, Preſſeln, a de und Böfengräbe, auch alle übrige 
in einem ſonſtigen auswärtigen Gebiete gelegenen, bisher im Saͤchſiſchen Beſitz efindlich geweſenen Ork⸗ 
ſchaften; dahingegen die im Preußiſchen Beſthe ſich dermalen befindenden Klein⸗Brgunshahner Ortſchaf⸗ 
‘ten, namentlich Naundorf, Tauna, Klein⸗Braunshayn, Hohenkirchen, Penkwitz und Wermsdorf, imglei⸗ 
chen die ſonſt Preußiſcher Seits etwa beſetzten auswärtigen Enklaven an das Herzogthum gelangen. 5 

30) Die bei dem, von Preußen wiederam an Sachſen Weiner abgetretenen Theile des Neuſtaͤd⸗ 
ter Kreiſes, gegen das Amt Zwikkau obwaltenden Zweifel und S werden der beſonderen Pere 
einigung der Königl. Saͤchſiſchen und der Großherzoglich⸗Sachſen⸗ eimarſchen Regierung uberlaſſen. 
Im Uebrigen, wo in vorſtehenden Punkten ne GE auteEHng ‚oder nähere Beſfimmung nichk erfolgt, iſt, 
dewendet es bei dem ausdrücklichen Inhalte des zweiten Artikels des am 18ten Mai 1815. abgeſchloſſenen 
Friedenstraktats, imgleichen bei dem angenommenen Grundſatze, daß die in dem einen Landestheil ganz 
enklavirten Parzelen, derjenigen Regierung zufallen, in deren Landestheil fie ſich befinden. 2 5 
Nach dieſer ſolchergeſtalt durch nurgedachten Traktat und gegenwärtige Konvention nunmehr feſt⸗ . 
geſetzten Grenzlinie, ſoll unverzüglich durch abgeſchickte beiderſeſtige u e ſo weit dies nicht bereits 


eeolgt, bie Landesgrenze gehörig berichtiget, über den Greuzig ein ümjsandlihes Protofol aufgenom: 
men, die Grenzlinie in die doppelt gefertigte, in gewiſſe Sektionen gleie fdrmig abgetheilte Grenzkarten 
as Protokoll, als? 


eingetragen und letztere ſollen von den Kommiſſarien beglaubigt, beides aber, ſowohl d 

die Grenzkarte, dieſer Konvention künftig beigelegt werden. ä . 24 RER 

55 Art. II. 1) In Gemäßheit des, bereits in dem Friedenstraktate, Art. 3. und 13. ausgeſproche⸗ Wechſelſel⸗ 

nen und feſtgeſtellten Grundſatzes; bei der Grenzberichtigung alle Verletzungen des Privateigenthums zu tige Ifenkli⸗ 

vermeiden, die Beſitzungen der, auf den Grenzen wohnhaften Individuen, beſonders derjenigen, welche at 1 

Beſitzungen unter beiden Regierungen, der Preußiſchen und Saͤchſiſchen, behalten, ſicher u ſtellen, und 118 den ge⸗ 

überhaupt alles, was das Eigenthum und das Intereſſe der beiderſeitigen Unterthanen betriſte, auf die libe⸗ theilten Lan⸗ 

ralſte Weiſe zu beſtimmen, iſt man ſowohl in Abſicht der Privatgerechtſame, als der dabei einſchlagenden des ⸗Diſtrik⸗ 

offentlichen Verhaͤltniſſe in den getheilten Landes⸗ Diſtrikten und den dadurch unter berſchiedene Hoheit kom⸗ ten. 

menden zuſammengehdrigen Grundſtuͤcken, zu näherer Erläuterung obangezogener Friedensartikel, annoch N 

in folgenden Punkten uͤbereingekommen. i 5 FBF N 

5 2) Die offentlichen Gerechtſame und Verhaltniſſe anlangend, fo fällt vermoͤge der, an Preußen Steuern und 

geſchehenen Abtretung der im Traktate angegebenen Provinzen, Diſtrikte und Gebiete, oder Gebietstheile des eber 

Königreichs Sachſen, mit aller Souverainitäf und deren dadurch erfolgenden Abfonderung von einander, ne 

die Ausübung einiger Hoheitsrechte einer Regierung in dem, der andern zugehorigen Gebiete überhaupt ganze 5 

lich weg. Es werden daher keine Steuern von irgend einem, in dem Gebiete des einen Theils gelegenen 

Grundſtücke an die. landesherrlichen Behoͤrden des andern Theils weiter entrichtet, es verbleibet und gebuͤhret 

vielmehr jeder Regierung die Erhebung aller landesherrlichen Abgaben von denjenigen Grundſtücken und 

Parzelen, welche unter ihrem Bereich gelegen find. Hiernach ſind alle, in ländesherkliche Kaſſen fließende 

Abgaben und andere Präftationen, die von Grundstücken herrühren, oder darauf Bezug haben, den lan⸗ 

des herrlichen Kaſſen derjenigen Regierung, welcher die Landeshoheit zuſteht, einzuzahlen; jedoch iſt bei Bes 

ſtimmung der, von jeder der beiderſeitigen Regierungen verhaͤltnißmaͤßig zu erhebenden, auf dem ganzen = 

Komplex der, durch die Landesabtretung getheilten Grundſtüͤcke zeither gehafteten Abgaben und Präſtationen BEA 

aller Art, billige Rüͤckſicht auf diejenigen Leiſtungen zu nehmen, welche der Beſitzer an die andere Regie⸗ ; 

tun, a des, durch die Grenzregulirung der letztern zugewieſenen Theils feiner Grundſtüͤcke zu ent 

richten hat. = 1 5 0 a „„ I 

3) Dieſe Abtheilung der Leiſtungen ſoll namentlich auch auf d ejenigen Praͤſtationen ſich erſtrecken, Ritterſchaft⸗ 

welche von Gütern nach den darauf haftenden Ritterpferden bisher entrichtet werden müſſen, und es iſt das liche Praſta⸗ 

angemeſſene Verhaͤltniß des, jeder Regierung davon zukommenden Antheils von den an ſie gefaleten au ionen 
5 5 n behd⸗ 


> 6 = 


VVTTTTTTT anmanten. sin a7. N ab _ 5 6 
ER 90 7 ht andern Gebiete gelegenen Haupkgilker durch beiderſeitige ſtaͤndiſche Deputirte auszu⸗ 
ikkeln und zu berichtigen ER 2 u i l ; 
ungehinder⸗ ) Jur möglichſten Erleichterung des Verkehrs derjenigen Individuen, welche an der Grenze wohne 
1 Se und beten men feldiger geleheneir Orundbefigungen dukt die gezogene Grenze in der At gethellk 
5 ee werden, daß fig mit dieſen, beiden Regierungen angehören, ſoll den Beſitzern ſolcher getrennten Hauptgütet 
tur u. Kunſt⸗ und ihrer Zubehdrungen, oder r ae de e freiſtehen, für ſich, ihre Bedienung und Einwoh⸗ 
Erzeugniſſe, ney mit ihren Ackergeraͤthſchaften, hem Vieh und ihren ſonſtigen Utenſilien, ohne alle Hinderung von dem, 
: in dem einen Gebiete gelegenen Theile ihres Grundſtücks in den, in dem andern Gebiete gelegenen Theil 
deſſelben hin⸗ und herzugehen, auch die Erzeugniſſe dieſer getheilten Grundſtuͤcke von dem einen Theile in 
den andern zu ſchaffen, ohne deshalb eines Paſſes zu bedürfen, oder aber eine Abgabe bei der Ausfuhr oder 
Einbringung in das andere Gebiet entrichten zu müſſen; dieſe Begünſtigung ſich jedoch allein auf letztge⸗ 
dachte Abgaben und auf diejenigen Erzeugniſſe beſchraͤnken, welche durch Natur oder Kunſt auf dem getheil⸗ 
ten Grundſtücke gewonnen oder hervorgebracht und zum Betriebe der Wirthſchaft auf ſolchen Grundſtücken 
erfordert werden. Mit einem weiteren Abſatze derſelben im Lande, hören obige Begünſtigungen auf, und es 
8 bleibt alsdann einer jeden Regierung uberläſſen, die ſonſt gewohnlichen Abgaben von dergleichen Produkten 
Ve J p en e 105 5 1 ee ee i BE 
eben⸗ und 5). In der Regel kommen zwar die, im vorſtehenden Aten F. zugeſicherten Begünſtigungen nur den 
en. durch die Grenze unmittelbar betroffenen Grundbeſitzungen zu ſtatten, und koͤnnen auf 1 Neben⸗ und 
: Beiguter nicht ausgedehnt werden; in Anſehung dieſer letztern will man jedoch in einzelnen Faͤllen und ganz 
vorzüglich, wenn die Neben⸗ und Shen unmittelbar an der Grenze gelegen find, beſondere, die Erleich⸗ 
terung ihrer Bewirthſchaftung bezweckende Vereinigungen zu treffen ſuchen. ö 12 
Auf lan- b). Das, einzelnen oder mehreren Individuen des einen Landestheils in dem Gebiete des andern 
deßherrliche Landestheils bisher zugeſtandene Befugniß zum Lumpenſammeln, Schneiden und Abdecken des Viehes, 
Konzeſſionen Schornſteinfegen und die Ausübung ähnlicher, blos auf landesherrlichen Konzeſſionen beruhenden Gerecht⸗ 
Gerechtſame ſame im andern Gebiete horen, dieſe oder jene moͤgen titulo oneroso erlangt ſeyn oder nicht, auf, ohne 
f daß die i 185 deren Gebiet die Ausübung eines ſolchen Rechts wegfaͤllt, zu irgend einer Entfchäe 
lan digung verpflichtet iſt. 3 } 2 
Militair⸗ 955 175 7 I Abſicht der Verpflichtung zum Militairdienſt ſolcher Unterthanen, welche in beiden Landes⸗ 
yflichtigkeit, theilen angefeffen find, tft man dahin übereingekommen, daß dieſe Verpflichtung bei Minderjährigen nach 
dem bleibenden Wohnſitze (domiciſſum fixum) des Vaters, bei Volljährigen aber darnach zu beſtimmen 
ſey, in welchem Gebiete ein ſolcher Unterthan feinen bleibenden Wohnſitz genommen hat. Hat ein Majo⸗ 
renner noch kein domicilium fixum gewählt, fo wird feine Militairpflichtigkeit ebenfalls nach dem blei⸗ 
benden Wohnſitze des Vaters beſtimmt. f a 
Kirchliche 8) Was die bisherigen kirchlichen Verhaͤltniſſe und den damit in Verbindung ſtehenden Schulunter⸗ 
erhaltniſſe. richt in den, durch den Grenzdukt getheilten Bezirken, betrifft, fo ſollen dieſelben, Hinſichts aller chriſtli⸗ 
1 5 chen Konfeſſionen, vorläufig, bis auf weitere Feſtſetzung fortbeſtehen, den Geiſtlichen, Schul: und Kinder⸗ 
lehrern auch der Genuß ihrer Emolumente und ſonſtigen Einkünfte bis auf weitere Beſtimmung verbleiben, 
dieſelben aber dabei verpflichtet ſeyn, den Verfügungen Folge zu leiſten, welche die Regierung jedes Lan⸗ 
destheils, in Beziehung auf den, in ihrem Bereich befindlichen Diſtrikt deſſelben und ihrer eingepfarrten 
Unterthanen zu erlaffen udthig finden bürfte, Es wird jedoch zwiſchen beiden Regierungen in dazu geeigneten 
Faͤllen, beſonders bei eintretenden Vakanzen, für die Fünftige und baldige Aufhebung der in kirchlicher Be⸗ 
ziehung, ingleichen in Anſehung des Schulweſens, unter beiden Landestheilen vorkommenden gemiſchten 
Verhaktzaſe⸗ und dabei zugleich Dafür geſorgt werden, daß bei den diesfalls für nötig befundenen und ein⸗ 
tretenden Veränderungen die dermaligen Inhaber der geiſtlichen, auch Schul- und Lehrſtellen eine angemeſſene 


Entſchaͤdigung erhalten ö f na 
Innungs. 9) Der Innungszwang, welcher in den, durch die Landesgrenze getheilten Diſtrikten oder Orten 
wäng. bisher beſtand, iſt als finde g die en und es ſoll die Auseinanderſetzung und Theilung des gemein⸗ 
ſcha tlichen Jünungsverm gens, ſo wie im Gegentheil die Tilgung der, von einer Innung etwa kontrahirten 


RS ihr ie e überſteigenden Schulden, in der Regel und wenn nicht etwa Spezial⸗Innungsartikel oder 


andere hierbei entſcheidende beſondere Verhaͤltniſſe und ſonſtige getroffene rechtsbeſtaͤndige Verabredungen ein 
anderes hierunter beſtimmen, nach der Anzahl der gegenwaͤrkig bei der betreffenden Innung vorhandenen, 


1 hierzu berechtigten Meifter, erfolgen. 
10 


Meblen in ) Die Erlaubniß, in Mühlen des, nach der Grenzſcheidung als Ausland zu betrachtenden, an⸗ 


auswärtigen deren Gebiets zu mahlen und zu ſchrooten, ſoll zwar in Zukunft inſofern aufhören, als hierbei nicht die 
Muh ſen. i weiter 


— 7 u 


weiker unten im 16ten F. enthaltenen Beſtimmungen wegen des, durch rechtmäßigen Titel erworbenen Mühlen⸗ 
zwangs eintreten; zur gegenſeitigen Berückſichtigung der, an der Grenze wohnenden Unterthanen und 
Miller, ſoll jedoch, während eines Zeitraums von fünf Jahren, vom Abſchluſſe dieſer Konvention an ge⸗ x 
rechnet, den gedachten Unterthanen verſtattet ſeyn, in Mühlen des jenſeitigen Landestheils, gegen Entrich⸗ 
tung 10 im letztern dermalen beſtehenden oder kuͤnftig einzufuͤhrenden dies fallſigen Abgaben, zu mahlen 
und zu ſchrooten. et 1 1.009 Inner nenn Na 20 
5 Dieſe Abgaben ſollen die, von Landeseingebornen zu entrichtenden dergleichen Abgaben, nicht übere 
fleigen, und werden von der Regierung desjenigen Landestheils erhoben, in welchem die Mühle gelegen iſtt «nı.ic: 
11) In Betreff der vorhin ſtatt gehabten Ausübung der Patrimonialgerichtsbarkeit über die nunmehro iger 
zu einem andern Gebiete gehoͤrigen Grundſtüucke und Unterthanen bewendet es bei der bisher bereits von Be 5 
belden Seiten getroffenen Einrichtung, daß uͤber die, durch die Grenzlinie von der vorigen Gerichtsbehoͤrde ö 
getrennten Ortſchaften oder Parzelen, die Gerichtsbarkeit blos durch einen von der Reglerung, unter deren 
Hoheit ſothane Ortſchaften oder Parzelen gelegen find, verpflichteten und in deren Gebiet weſentlich woh⸗ nt 
nenden Gerichts halter ausgeuͤbt werde. Wo dieſes jedoch bei dem einen oder dem andern Orte noch nicht ges N 
ſchehen, iſt, obigen gemaͤß, das Erforderliche ſofort und laͤngſtens binnen drei Monaten zu verauſtalten. „ 1 
42) Die Privatlehns- Verbindungen aller Art hingegen, ſollen, bis zur, weiteren Beſtimmung, Privatlehne. 
aufrecht erhalten werden. VHTTTVVCCCCCCCCCCCCC Inidys Sl: * . ; 
13) Ueberhaupt follen im Allgemeinen und inſofern nicht ee e in gegenwͤrtiger Andere Pri⸗ 
Konvention hierunter ein anderes feſtgeſetzt wird, alle Privatgerechtſame, wel 0 0 } me Aber 
destrennung betroffen werden, zur Zelt annoch fortbeftehen; es ſollen jedoch bei der endlichen Grenzregulirung es 
die Faͤlle, wo dergleichen Verhältniffe eintreten, ermittelt, und ſodann nach den moͤglichſt liberalften Grund 
ſaͤtzen nähere Beſtimmungen über die Fortdauer oder Aufhebung derſelben getroffen werden. 238 gan en 
a 14) Insbeſondere iſt man einverſtanden, daß, wenn e des einen Gebiets, auf Grund⸗ Trifft und 
ſtlicken in dem andern Gebiete eine Weider, Trifft⸗ oder andere ahnliche Gerechtigkeit zuſtehet, dieſe fernerhin dergleichen 
unbeſchraͤnkt ausgeübt werden konne, daher auch zu dem Ende den Hirten oder Führern der Heerden, dieſe bb 
aus einem in das andere Gebiet unbehindert zu treiben und zu huͤten freiſtehen, uberhaupt aber das Verkehr ten. 
auf der Grenze, durch die erfolgte Landestheilung nicht behindert werden ſoll. In Anſehung der landes⸗ - 
herrlichen Kammerguͤter foll zwar fur jetzt ein Gleiches ſtatt finden, indeſſen behalt man ſich vor, nach naͤ⸗ 
herer Erörterung der Faͤlle, uͤber die Aufhebung der, bei ſelbigen eintretenden dergleichen Gerechtſame ſich 


N. 


e 


da, wo es thunlich, zu vereinigen. f 1 326 öisghiüh sunkönsane 1 STERN 1240 ER 2 
15655) Sollten Individuen, welche Gutsbeſitzern unterthanig ſind, aus dem einen in das andere Ger Freizügigkeit 


biet ziehen wollen; ſo ſollen, wie man in Gemaͤßheit des Friedenstraktats, Art. 13., ubereingekommen iſt, der Unterthä⸗ 


die Gutsherrſchaften gehalten ſeyn, dieſe ohne irgend einiges Löſegeld, ihrer Unterthaͤnigkeit zu entlaſſen, nigteitbpfliche 
und dieſe en Ju doe, ef ſie ihrer Malltakpfiche gaben sg die drehe Raben „ ſich in dem tigen. 
andern Gebiete niederzulaſſee n.. nrdar > 5 ra = 
16) Der Bier-, Mahl⸗ und dergleichen Zwang, welcher einem Orte oder Gute, in Betreff anderer Bier⸗Mahl⸗ 
Orte und ihrer Bewohner des jenſeitigen Gebietes zuſtehet, ſoll bis auf weitere Beſtimmung, unter der, bis und derglei⸗ 
zum sten Juni 1845. ſtattgehabten Begünſtigung fortdauern: der Verpflichtete ſoll daher ferner gehalten chen Zwang. 
ſeyn, fein Getränk von denjenigen Orten zu entnehmen, und fein Getreide in den Mühlen mahlen zu laſſen, 
wo er bis zum gedachten öten Juni zwangspflichtig waã r... 
47) Die bisherige, auf rechtsguͤltigem Titel beruhende Leiſtung der Privatperſonen oder Korpora⸗ Zinſen und 
tionen zuſtehenden Natural⸗ und anderen Zinſen, auch ſonſtigen Praͤſtatſonen, von einem Gebiete in das an⸗ andere Pra⸗ 
dere, beſtehet ungehindert fort, und ſollen dieſelben eben fo wenig, als die oben (Nr. 4.) erwähnten Natur⸗ ſtationen. 
und Kunſterzeugniſſe, beim Aus und Einbringen mit einiger Abgabe belegt werden. Uebrigens verbleibt b 
es jedoch bei den Beſtimmungen ain Schluße des Art. 16. des Friedenstraktats⸗ 4 
' 18) Wenn Privatperfonen des einen Gebiets das Befugniß zur Jagd, zu Holz⸗ oder Wildprets⸗ Jagd⸗, Hol⸗ 
. 1 2 9. 41 „ 1 5 5 7 J 9 7 
Deputaten, in Gefolge rechtsgültiger Titel und Anwelſungen auf landesherrlichen Forſten des andern Gebiets ginge und 
zuſtehet, ſo ſollen dieſelben ferner, jedoch mit Vorbehalt einer angemeſſenen Ausgleichung beider Regierungen, ee 
bis dahin in deren ungeſtörten Genuß verbleiben. Jedoch haben fish die Berechtigten den Forſtgeſetzen des Befugniſſe. 
Landestheils, worin fie das Befugniß auszuüben haben, zu 1 f 
49) Wenn Unterthanen des einen Gebietes zu Guͤtern oder Grundſtuͤcken, welche im andern Gebiete Dienſte und 
gelegen find, zu Dienſten, Frohnen oder anderen Leiſtungen verpflichtet ſind, ſo ſoll es bei den bisherigen Frohnen 
dienſt⸗ und anderen dergleichen Leiſtungen zwar fein Bewenden behalten, jedoch auf Antrag des dienſtpflich⸗ uberhaupt. 
ligen oder berechtigten Theils, in Ruͤckſicht beiderſejtiger Unterthanen, die Abloͤslichkeit folcher e 
N f veia 


e durch die geſchehene Lanz vatgerechtſa⸗ 


freiſtehen, und die Entſchaͤdigung, welche den Guts⸗ oder Grundſtücksbeſitzern für den Wegfall diefer Dienfte, 
Frohnen und andern Leiſtungen gebührt, durch gemeinſchaftliche ſachkundige Kommiſſarien ausgemittelt, 
dieſe Entſchädigung jedoch laͤngſtens binnen Jahresfriſt, von Zeit des desfallſigen Antrages an gerechnet, 
beſtimmt' werden. e e RN . 
e Ein gleichmäßiges Befugniß zur Abloͤſung gegen eine auszumittelnde Entſchaͤdigung ſoll auch bei den 
oben, H. 14., erwähnten Gerechtigkeiten und Servituten, inſofern ſolche Korporationen oder Privatberech⸗ 
b tigten int jenſeitigen Gebiete zuſtehen, Statt finden.. 98. ‚ 
Dienſte und 20) Dienſtleiſtungen und Frohnen, welche Unterthanen an Domainen oder Kammergütern des ans 
e bei deren Gebietes zu leiſten haben Hören). inſofern deshalb nicht in einzelnen Fällen andere Beſtimmungen ges 
: ammergü⸗ troffen worden, mit dem 1ſten Oktober 1818. auf, und erhalt die Vergütung fuͤr die, zu landesherrlichen 
n Domainen und Kammergutern des andern Gebiets zu leiſtenden Dienſte, diejenige Regierung, unter deren 
Bereich der Verpflichtete ſich befindet, oder ſeinen weſentlichen Wohnſitz hatt. HIER 
Anhaͤngige Art. III. 1) Da wegen Fortſtellung der, zur Zeit der, durch den Friedenstraktat vom 18ten Mai 
Rechtsſtrek⸗ e tiger Provinzen, Diſtrikte, Gebiete und Gebietstheile an Preußen, vor den 
tigkeiten. Königl. Saͤchſiſchen Gerichksbehöͤrden anhaͤngig geweſenen Prozeß, Vormundſchafts⸗, Hypotheken-, Lehns⸗ 
3 und andern Nechtdangelegenheiten; auch Abgabe der dazu gehörigen Akten, Dokumente und Depoſiten, 
bereits unterm 20ſten Februar 1816. eine beſondere, in der Anlage unter Nr. I. befindliche, Konvention abge⸗ 
2 ſchloſſen worden iſt, ſo wird ſolche, ihrem ganzen Inhalte nach, hiermit nochmals beſtaͤtigt. 
2) Ueber die ſeitdem, in Anſehung der, in nurgedachter Konvention nicht ausdrücklich berührten 
88 Fideikommiſſe, entſtandenen Zweifel, hat man ſich zur Erganzung der deshalb ermangelnden Beſtimmungen 
Fidelkom⸗ dahin vereiniget, daß die Oberaufſicht über die Fideikommiſſe, ingleichen die Abgabe der Fideikommiß-Maſſen 
miſſe. und der über dieſelben verhandelten Akten, ſich nach dem bleibenden Wohnſitz (donücilium flcum) beſtim⸗ 
e men ſolle, welchen der Fideikommißſtifter zur Zeit ſeines Ablebens gehabt hat. Dieſe Uebereinkunft iſt jedoch 
nur auf wirklich fortdauernde Fideikommiſſe und keinesweges auf bloße Subſtitutionen zu erſtrecken; indem 
A es in Betreff dieſer letzteren lediglich bei der allgemeinen Beſtimmung der vorerwaͤhnten Konvention vom 
5 20ſten Februar 1816. fein Bewenden behaͤltt nn f - 
Wenn nach dieſer Beſtimmung den Gerichten oder Behörden des einen Gebiets, die Ober⸗Aufſicht 
und Verwaltung einer ſolchen Fideikommißmaſſe verbleibt, im andern Gebiete aber dazu gehdrige Immo⸗ 
bilien belegen find, ſo kommen hierbei die Beſtimmungen des 14ten 0 Konvention vom 
20ſten Februar 1816. in Anwendung; ubrigens aber verſteht es ſich von felbft, daß. wenn der Nutznießer 
des Fideikommiſſes in einem andern Gebiete, als demjenigen, wo die Fideikommißmaſſe verwaltet wird, ſich 
befindet, dann demſelben ungehindert die ihm zuſtehenden Revenden des Fideikommiſſes nach dem Gebiete, 
wo ſein Wohnort iſt) verabfolgt werden muͤſſen, auch den Gerichten ſeines Wohnorts die Verfügung über 
ſieine Perſon bei eintretenden Fallen verblaibe t. i f 
Perſonglan⸗ 3) In Beziehung auf die entſtandene Frage: inwiefern jemand, der in dem einen Gebiete wohnhaft, 
ſpruche. in dem andern aber mit Gründſtlcken angeſeſſen iſt, bei den Gerichten dieſes letzteren Gebiets, wegen per⸗ 
ſinlicher Forderungen in Anſpruch genommen werden konne? iſt man dahin übereingekommen, daß dergleichen 
a Pteerſonen wegen eines perſönlichen Anſprüchs nur vor der Gerichtsbehörde ihres beſtaͤndigen Wohnorts (in 
foro domicilif) belangt werden andgen.“ Eine Ausnahine hiervon findet jedoch alsdann Stakt, wenn ein 
dergleichen, wenn ſchon EIS Auſpruch, die Pächtung oder Verwaltung eines in dem jenfeitigen Landes⸗ 
theile gelegenen Grundſtucks betrifft; Anſprüche dieſer Ark, ſollen vor den Gerichten des Landestheils, in 
welchem das Grundſtück gelegen, angebracht und verhandelt werden. i i 
Erbſchaftz⸗⸗ꝶ 4) In Erbſchaftsſachen und wegen der, aus dieſen entſpringenden Forderungen und Verpflichtungen, 
ſachen. find die Erben, ſo lange die Erbſchaft oder ein Theil derſelben, in dem Gerichtsſtande des Nachlaſſes ſich 
noch ungetheilt befindet, daſelbſt Recht zu nehmen verpflichtet, ohne Ruͤckſicht auf ihren Wohnort, und in 
dieſen Fallen die Gerichte des Wohnortes der Erben, die Inſinnation, auf die desfalls an fie von dem erbſchaft⸗ 
lichen Forum erlaſſene Requiſition zu bewirken ſchuldig. — 9 5 5 
Ruck ſtaͤndige 5) Eine gleiche Verpflichtung haben auch die kora domicilii einzelner Individuen oder Kommunen, 
Reallaſten. wenn dieſe wegen der, auf Grundſtücken des andern Gebiets haftenden Reallaften und ſonſtigen Nealanfprücye- 
ö in foro rei sitae belangt werden. Eric 3 f 
Werrahren bei 6. a) In den Fallen, wo über jemandes Vermdͤgen oder über einen Nachlaß der Konkurs ausbricht, und zu 
Seren rz der Maſſe Immobilien gehdren, welche nach der neuen Landesgrenze in beiden Landestheilen belegen 
e de. find, ſoll die Eroͤffnung des Konkurſes bei denjenigen Gerichten erfolgen, unter denen der Gemeinſchuld⸗ 
ven Verpzan⸗ 1 ener K 3890 a N 
dung n. ſ. w. FRE 2 ; 5 hrsg 5 ner 
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ner zu der Zeit / in welcher ſich die Unzulanglichkelt der Maſſe zeigt und die Nothwenbigkeit zu deſſen er en 


„Eröffnung eintritt, odercbei Erbfchaften vor den Gerichten, unter denen der Erblaſſer zur Zeit ſeines 
an bl bens n eines deptbe bach aun gelle, ſeinen bleibende Wohnſitz hat. ne une 19% Nenne 
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// . 
0 Der RUHR, unte welchen die Irnimobiſten gelegen „find, if, iu dieſem Fall ‚gehalten, auf Anſuchen 


des, den Konkurs Dirigirenden Richters füt die Acherſtelluſg ber, auf dem mobile ſich befindene 


den Moffe, 6% ein, auch die ate und den Verkauf derselben ſo wie die Qubhaftafin.bed Immo 
e ee er Ds a Be e Newirkene un mig 
c) Sind die Immobilien gegen den, den Konkurs dirigirenden Richter Am andern Landestheile belegen, 
und ſtehen bieſelben nicht mit Immobilien des anderen Landestheils in einer ſolchen Verbindung, daß 
deren Verpfändung als zu einem complexu'gehdrig, erfolgt iſt, fo verbleiben die, aus dergleichen 
Immobilien gewonnenen Neventien und Kaufgelder unter der Adminiſtration des Richters, unter 
welchem ſich die Immobilien befinden, und es bewirkt dieſer die Vertheilung der Kaufgelder nach der, 
diurch die Geſetze feines Landes beſtimmten Jolgeordnen ’ lcher 

Fe Biefen Suimroßitihn ene zu befriedigenden Gläubiger, etwa berbleibenden Ueberſchuß iſt er aben 
an den, den Konkurs dirkgirenden Nich er des andern Landestheils zu überſenden verpflichte. 
) Sind die Immobilien beider Landestheile unter einem complexu verpfaͤndet, 0 heile Rich⸗ 
ter, unter welchem das Hauptgut belegen iſt, die, wegen der Adminiſtration, 2 Aration und Subha⸗ 
ſtation des Immobilis . auch die ( e een der Kauf⸗ 
gelder, in der, nach den Geſetzen des Landes, unter welchem das Hauptgut belegen iſt, beſtimmten 
olgeordnung, und uͤberſchickt demnaͤchſt, wenn der Konkurs vor einem Gericht im anderen Landestheile 

n 


doll den Nevennen und Kaufgeldern derſel 
ſich Hip Konkereridten, 
Hiernach darf NEE TEHEHIOH TIGE - 12 i * 
ze) in den Fällen, wo mehrere Immobilien unter einem complexu verpfaͤndet a ya hen Stile 
desjenigen Landestheils, unter welchem zu dem Hauptgute des andern Landestheils gehörige Beigüter 
oder Parzelen belegen find, kein Spezial⸗Konkurs eröffnet werden, ſondern es hat vielmehr dieſer, auf 
Anſuchen des Richters des Hauptgutes die zur Adminiſtration und Taxe dieſer Beigüter und Parzelen 
nbdthigen Verfügungen zu treffen, auch die nöthigen Nevenken, dieſe jedoch nach Abzug der kurrenten 
offentlichen Laſten feines Landes, dem Richter des Hauptgutes zu uͤberſenden, letzterer aber zwar die 
Subhaſtation des ganzen complexus der Immobilien zu bewirken, jedoch muß derſelbe ven den anbe⸗ 
kraumten Lizitationsterminen den Richter der Beigüter und Parzelen unter Zufertigung eines Patents 
zur Affixion in deſſen Gerichtsſtelle gehörig benachrichtigen, auch die Bekanntmachung der Termine in 
den offentlichen Blättern des Landestheils, in welchem die Beighter belegen find, bekankaſſen, ferner 
uber die im andern Landestheil belegenen Beiguͤter und Parzelen, beſondere Gebote zur Werthbeſtim⸗ 
mung Behufs der Konſensertheilung bei anderweiten Verpfändungen und etwanigen Trennung von 
dem Hauptgut erfordern, ſo wie endlich den Konſens zum Zuſchlag und die Beftätigung des Adjudika⸗ 
tions ⸗ Scheins, von dem Richter, unter welchem die Beiguͤter oder Parzelen belegen find, einholen. 
i > ig 
) Dieſe wegen der, in einem complexu verpfaͤndeten, in beiden Landestheilen belegenen Immobilſen, 
Amend Uebereinkunft, hat ubrigens nur auf die bis jetzt beſtellten Hypotheken und Verpfaͤndungen, 
nwendung. ara u 
980 Endlich verſteht es ſich von ſelbſt, daß bei beiden Richtern, dem des Hauptguts ſo wie dem der Beis 
gͤuter und Parzelen, die erforderlichen Konſenſe, Beſtaͤtigungen und Belehnungen bei Beſitzveränderun⸗ 
gen, ſo wie bei Verpfändungen nachgeſucht, auch die Eintragung in die Inſkriptions⸗ und Hypothe⸗ 
kenbücher „bei Verpfaͤndungen und Hypotherbeſtellungen aber mit dem ausdruͤcklichen Beifuͤgen; ; 
daß die verpfaͤndeten Haupt- und Beighter im jenfeitigen Landestheile belegen find, 
bewirkt werden muß. ; - : ; 


ir en verbleibenden Ueberſchuß dem, in dem andern Landestheil 
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ſchulden und der damit in Verbindung ſtehenden oͤffenklichen Kaſſen, hat man zuvorderſt in Anſehung der 
Steuer⸗Kreditſchulden und der Steuer⸗Kreditkaſſe folgende Uebereinkunft getroffen, s 
SR ; B 


z den, nach e aus 


2a gig iſt, den, nach ae e ee de lee cg den befriedigenden Glaͤubiger 


4) Nach⸗ 
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Art. IV. Zu näherer n dee wegen der, im gten Friedensartikel erwähnten Landes⸗ e ee 
und Stener⸗ 
redit⸗Kaſſe. 


Feſtſetzung ), Nachdem die Verhaͤltniſſe d Steuereinkünfte und ader theils auf gewiſſe Gattungen derſelben 
dieſer Schul⸗ bereits ausdruͤcklich fundirten, l deuſelben überhaupt züßberichtigenden Schulden er nicht 
denmaſſe. nur von beiden Kommiſſionen, ſondern auch von Seiten des Kaiſerlich⸗Oeſterreichiſchen Vermittelungs⸗Kom⸗ 

miſſars beſonders ſubdelegirte Rechnungsbeamte, aus den ihnen vorgelegten Landtages rhandlungen, Rech⸗ 
Be und ſonſtigen Nachrichten gemeinſchaftlich gengu erörtert, auch die bon en ul beu erforderlichen 
Rechnungsauswürfen belegte Ueberſicht bon n den & Friedens ⸗Vollziehungskoſum ſionen als richtig 
anerkannt worden; ſo ich die von beiden Ko iin eon n anthelli zu perkretende guptſümme 
dieſer Steuerſchulden alſo ergeben: 18,147,332 Rihlr. 5 Gk. von den, in dem Steuek⸗Kredifſyſtem vom 
N Jahre 1763, begriffenen alteren Schulden z 3,440,000 Rtblre von den im Jahre 18074 kreirten landſchaftli⸗ 
chen Obligationen an 4 Millionen, nachdem auf letztgedachte Summe, vor dem äten Juni 1815.) von den 
Staͤnden bereits 560,000 Rthlr. abgezahlt worden; 6,913,500 Rthlr. wegen der, im Jahre 1814. bewilligten 
aͤndiſchen Anleihe von 6 Millionen „wovon bis zum sten Juni 1815. in ſogenannten Reichenbachſchen 
Obligationen nur obige Summe debitirt worden; folglich 22,304,832, Rthlr. 5 Gr. in. Summa. 
Abtheilung. 2) Bei Abtheilung dieſer Wen See olge der uber den an Preußen gekommenen 
Maoßſtab. Antheil Nes Geenen gepflogenen Berechnung , der über e Wie EN 
ſtattgefundenen Unterhandlungen, und des endlich hierünter getroffenen Vergleichs, für die in den Skeuer⸗ 
Kreditſyſtem vom Jahre 1763. begriffenen Schulden das Verhaͤltniß von, 5 fur das Herzogthum und 3 für 
das Königreich Sant angenommen für die in den Jahren 1807 und 1814. entſtandenen hingegen, nach 
Anleitung des neuerlich zu Aufbringung der außerordentlichen Beduͤrfniſſe beſtimmten Steuerproviſoril das 
Verhältniß von wos für das Herzogthum, und 56% für das Königreich zum Grunde gelegt 2 
Art der 8) um indeß F ſowohl, als der beiden Koͤnigl. Regie⸗ 
nebernahme. rungen miöglichſt zu vereinfachen, hat man ſich über eine Abtheilungsplan vereiniget, bei welchem zwar im 
Ganzen die im vorhergehenden F. angegebenen Verhaͤlkniſſe beobachtet, jedoch nicht auf jede der einzelnen 
Steuer⸗-Kreditſchulden⸗Klaſſen insbeſondere angewendet, ſondern dieſe Klaſſen, ſoweit es thunlich geweſen, 
von einem oder dem andern Landestheile ausſchließend übernommen worden ſi nd. 


Königliche „> ) Vermdge obiger Maaßſtaͤbe und dieſer getroffenen Vereinigung beträgt die auf das Herzogthum 
gage Sc e e 
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Steuerſchulden zur Vertretung des Herzogthums Sachſen verbleiben. Wegen des Aufgeldes und Sinähache 
ſchuſſes von der aus dem ehemaligen Ehürbraunſchweigſchen Hppothekenanlehn herrührenden Schuld, iſt je⸗ 


leſtgeſtellt und von dieſem Betrage, mit Rückſicht auf das vorſtehend wegen den Zentralſteuer⸗Obligationen 
eſtgeſetzte, Seitens des Herzogthums Sachſen die Summe von 6,196,854 Rthlr. 22 Gr. 5 Pf, zur Vertre⸗ 
fung uͤbernommen worden. ö N N 


efbtheilungs- 8) Welche Steuer Kreditſchulden Allem Biefem zu Folge von dem Herzogthum andurch übernommen 
plan. 8 


kwerden, und welche dem Rönigreiche Sachſen zur Laſt bleiben, iſt aus dem, von beiden Königl. Regierungen 
. genehmigten, unter dem Buchſtaben A. anliegenden Plan zu erſehe n... . = 

4 raten Iran Bars 8 7 
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enter 4 1 7 In 4 113335 1 ei u 5 
6) In Ahſicht der nach dieſem Plane Koͤnigl. Preußiſcher S5 0 DV zu uͤbernehmenden 
17,146 Rthlr. 4 Pf. an bis jetzt nicht angemeldeten . 549,586 Rthlr. 40 Gr, 1 Pf. an ande⸗ 
Bei There ren in der Verlooſung nicht begriffenen Skeuerſcheinen zus Prozeur zinsbar, 506,732 Ahle. 10 Gr. 5 

len ifalen in Summa betragenden, zur Zeit noch nicht in der Verläoſoſig Begriffes Stenerſcheine, if die Wege 
den unver⸗ 5 RT TEEN EN ET ET SEEN ahin 


Idosbaren 
Steuerſcheine. 
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dahin erfolgt, daß Preußen von dieſen Gattungen der aͤlteten Schulden die in der Beilage unter B. aufge⸗ une N 
eee die ubrigen aber Sachſen zur Vertretung verbleiben a“ 
su mich ne ren il Kun. iasdhgn ni. e. 
) Der vorgedachte Plan ſowohl, als die, vermöge dieſer Vereinigung zur Verkretung an Preußen i 
fallende Klaſſe der letzterwähnten, noch nicht verloosbaren Scheine, ſoll von beiden Regierungen zur Na ch⸗ „Oeffentliche 


0 eee © ah rn 25 ee 35 2. 2. Bekannt Ha⸗ 
nicht der betheiligten Gläubiger durch lüländiſche und auswärtige öffrütliche Blatter zur allgeineitten Wiſſen⸗ hung der on 
CCC 


„ 8) Bai ſothanem Abthellungöplane find zugleich die, wegen der bei Uebernahme einer e 


Verzinſung und ſonſtigen Verhaͤltniſſe wechſelſtilig zu 
chenden Vergütungen und Entſchaͤdigungen, ausgeglichen worden, indem namentlich auch in Ruck ſtchk der der verſchie⸗ 


und wird deshalb von der Koͤniglich-Preußiſchen Regierung bei der im Art. XII. H. 18. feſtgeſetzten Aus⸗ phalen. a 
gleichung über die Depoſita entſchaͤdigeet. 1 BE N i 


Königlichen, Negierun i i 
Königlich 9 Authelle beſagter Schulden allein bezahlt. Auch übernimmt jede der beiden Regierun⸗ 


Voraus. min due nens umts TS en EN r 
19§!76) So lange indeß dieſe Zinſenzahlung annoch durch die bisherige Behörde gefehieht, tragt auch die Negiekoſten. 
Königl. Preuß. Regierung zu den deshalb erforderlichen gewöhnlichen Regiekoſteu antheilig bei. Ji 


ſtaͤndiſchen mleihe des Jahres 1811. herruͤhrenden, ſogeuannten Reichenbachſchen Obligationen bleiben zur Obligationen 
1 „5 | a 7 8 ei 1 % v 


16) Durch gegenwärtige Ausemanderſetzung weden alle weiteren Ansprüche und Forderungen, welche Wachſelf 


; Art. 


Steuer- Art. V. Wegen der am sten Juni 1815. zu dem Steuer⸗Acrario mera gehörigen Beende 
Aerarium. ud der daraus annoch zu berichtigenden Forderungen, iſt nach deren vollſtaͤndigen Erörterung durch aller⸗ 
Er ſeitige Rechnungsbeamke, auch erfolgter Durchgehung der von ihnen dartıber erfrattefen Anzeige, folgende 


— nt im Hauptwerke und in Anſehung der, zu einer Ausgleichung ausgeſetzten G egenftände, ge⸗ 

a troffen worden. zd Me, eee enden tl t nt 122101 1 F i dee 
Magßſta s, 1) Als Maaßſtab der Abtheilung hat man das geſammte erblaͤndiſche Steuereiukommen, welches, 
n an N Beiträge we für das Königreich und 3 für das Herzogthum Sachfen beträgt, 

zum Grunde gelegt. 5 f 8 5 

u den Be. 2) Zu den Beſtaͤnden des Steuer⸗Aerarii uberhaupt werden auch nicht nur die bei den Kreis⸗Steuer⸗ 
fanden gehö⸗ Faffen in den getheilten Kreiſen, ſondern auch die in den Steuerkaſſen der Stifter Merſeburg und Naumburg 
110 eine befindlich geweſenen, imgleichen Diejenigen Gelder gerechnet, welche vor dem sten Juni 1845. aus den ſtifti⸗ 
Steuergel⸗ Wſchen und aus den Kreis⸗Steuerkaſſen etheilter Kreiſe abgeſchickt worden, jedoch erſt nach dieſem Zeitpunkte 
der. bei dem Steuer⸗Aerario eingegangen An „folglich nach dem naͤmlichen Maaßſtab der geſammten Steuer⸗ 
Nach dem sten einkünfte abgetheilt. CCCVTVVVTTTTVVCCCCCCCCCCCCCCCCCCCC 
uni 1815. e, ) Nicht minder werden zu dieſen Beſtaͤnden und zu, gleichmaͤßiger ug diejenigen 9324 Rthlr. 
der ane den un, 4 gr. 6 pf. gebracht, welche aus den unzerthellten Kreiſen des 800 Sachſen zum Steuer⸗Aerario 
en. eilten Kreil por dem öten Juni 1815. zwar abgeſchickt geweſen, daſelbſt aber erft nach diefer Zeit eingegangen ſind. 55 

VBeſcände der „ Die Beſtaͤnde in den Kreis⸗Steuerkaſſen der ungetheilten Kreiſe verbleiben derjenigen Regierun 
Fe welcher der fraglche Kress gehört. s 8 
eee , 6. Da dieſe Vereinigung ſich blos auf die Kreis⸗ und Stifts⸗Steuerkaſſen, nicht aber Auf deren Uns 
den Unter⸗ tereinnahmen oder die Amts⸗ und Orts⸗Einnahmen erſtreckt, fo verbleiben letztere, ohne weitere Auseinan⸗ 
Einnahmen. derſetzung, ungetheilt derjenigen Regierung, in deren Gebiet ſie am Sten Juni 1815. belegen waren, wenn 
bir ee der, zu einer Amts⸗ oder Ortseinnahme gehoͤrige Bezirk durch die Landes⸗Abtretung getheilt 

PER worden iſt : m „ EI Paint Bar St 
Einziehung 6) Jeder Regierung fallen übrigens ſaͤmmtliche rüͤckſtaͤndige Einnahmen (worunter auch die Propre⸗ 
en en reſte gehören): und Ausgaben der Ober⸗Steuereinnahme und der Steuerkaſſen in den Kreiſen und Stiftern, 
5 Sei ti ung aus oder in denen fie ruͤckſtaͤndig find, ohne weitere Nachrechnung zu. Es wird daher auch Koͤnigl. Preuß. 
der An N Seits auf eine weitere Theilnahme der Stände des Herzogthums bei der künftigen Rechnungsabnahme der 
rungen. Oberſteuereinnahme fuͤr denjenigen Zeitraum, in welchem ſelbige annoch aus der letzten Bewilligungsperiode 
von 1814. bis 1817. gemeinſchafklich geweſen, Verzicht geleiſtet und die Gemeinſchaft überhaupt durch den Ab⸗ 

ſchluß dieſer Konvention und deren Ausfuhrung gegenſeitig als aufgehoben betrachtkkn. 
Uebernahme 7) Wegen der Forderungen insbeſondere, welche der Erzgebirgiſche Kreis mit 44011 Rthlr. 12 gr. 
einiger Paſſi⸗ 41 pf. und die Grafen zu Stollberg mit 10626 Rthlr. 8 pf. annoch an das Steuer-Aerarium machen, und 
vorum. die zum Theil noch einer naͤheren Erörterung beduͤrfen, hat man ſich dahin vereiniget, daß erſtere von dem 
Koͤnigreiche, letztere dagegen von dem Herzogthum Sachſen ohne weitere Nachrechnung, übernommen 

werden. ; 1 Ni- 3 3514291 ic ie tele S Nie en 3 ts 


an e IHN TR ann hun 1738 
Vertretung 8) Die zu dem Steuer⸗Aerario gekommenen Depoſiten hat diejeni e Regierung zu vertreten, aus 
je Depoſt⸗ deren Gebiete dieſelben herruͤhren, und es fallen ſonach dem Königreiche Sachſen namentlich die Depoſita 
en. wegen der Dresdner Kommunſchocke von 2140, Rthlr. 4 gr. 94 pf., und des Voigtlaͤndiſchen Kreſſes von 
167 Rthlr., dem Herzogthume aber die Depoſita wegen der Stollbergſchen Römermonate von 894 Rthlr. 
10 gr. 8 pf., und wegen des Großiſchen Defekts in Naumburg von 165 Rthlr. zur Laſt. Jede Regierung 
erhalt die, zur Vertretung uͤbernommenen Depoſita aus den Beſtaͤnden des Steuer-Aerarii. Wegen der bei 
dem Steuer⸗Aetario deponirten Summe von 3861 Rthlr. 5 gr. 6 pf. aus der, bon Fouragelieferungen in 
den Jahren 1761 und e sung ua iſt man uͤbereingekommen, daß felbige mit dem 
Magßſtabe, nach welchem die Kommunen des Königreichs und des Herzogthums Sachſen daran Anſpruch zu 

machen haben, getheilt werden ſoll. i e Sen le e d Et 
Nach dieſem Maaßſtabe, welcher ein Verhaͤltniß von „og für das Königreich, und von 8858 für 
n das a een gewaͤhrt, erhaͤlt Preußen aus jenem Landlieferungs⸗Kaſſenfonds uberhaupt die Summe 

er von 32 Rthlr. 10 Gr. 11 pf. 5 Pia ttt using hn enn 9 * 

Auslieferung 9) Der Königl. Preußiſchen Regierung werden die bei dem Steuer: Aerario befindlichen „ in das 
. Herzogthum gehörigen Kautionen der Steueroffizianten, welche nach der bisherigen Ausmittelung 134,426 Rll. 
g pf. betragen, in derjenigen Valuta, worin die einzelnen Kautionen beſtellt worden, überliefert und 
ö resp. ausgezahlt. Ein Gleiches findet auch mit den Kautſonen ſtiftiſcher Sfeueroffigianten ſtatt, welche 6 
ER 88 Ro ei 


nie ; 
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Zeit der Landesabtretung noch als ſolche angeſtellt waren, 50 nicht bereits unter der vorgedachten 
Kautionsſumme, oder die Kautionsbeſteller nicht in der Art. XII. §. 17. und deſſen Beilage sub K. enthal⸗ 
tenen beſonderen Vereinigung mit begriffen ſind. Beide Regierungen behalten ſich ubrigens die Ausliefe⸗ 
rung aller etwa noch bei den Behörden des einen Theils befindlichen, in das andere Gebiet gehörigen Steuer⸗ 
Fautionen vor. f s 5 

Was die Zinſen der vorgedachten Kautionen anlangt, ſo werden von denen in Skaatspapieren beſte : 
henden Kautionen ſaͤmmtliche dazu gehörige, noch unerhobene Zinskoupons und Talons zugleich mit beſagten 
Staatspapieren ausgeantwortet. Die Verzinſung ber in baarem Gelde beſtellten Kautionen übernim . 
Sachſen, bis mit dem, der Ausantwortung der Kautionen zunaͤchſt vorhergehenden Zinstermin. 


10) Der Königl. Saͤchſiſchen Regierung gebührt noch aus dem Beſtande des Steuer: Xerarii der adden 9 


Mich und Aufgelds⸗Rückſtand von dem Churbraunſchweigſchen Hypothekenanlehn bis mit dem Termin peach . 
Michaelis 1817., und iſt ſolcher daraus zuvoͤrderſt zu berichtigen. 7 50 a i „(hen Aalen, 
11) Wegen der etwanigen Anſprüche, welche die ſtiftſtaͤndiſche Kaffe zu Merſeburg an das Steuer⸗ Stiftſtaͤndi⸗ 
Aerarium und an die bei der Leipziger Kreiseinnahme ſich befündene Stiftsſteuerkaſſe machen ſollte, wird. bes ſche Kaſſe zu 
ſtimmt, daß die nähere Ermittelung und Feſtſtellung derſelben, als Aktiog der ſtiftſtaͤndiſchen Kaffe, den Merſeburg. 
Verhandlungen der ſubdelegirten Kommiſſion des Stiftes Merſeburg vorbehalten bleibt, hierbei aber von 
Seiten der Koͤnigl. Saͤchſiſchen Regierung die diesfallſige alleinige Vertretung an die ſtiftsſtaͤndiſche Kaffe 2 
zu Merfeburg infofern uͤbernommen werde, als nicht durch Vorlegung der Bücher nachzuweiſen iſt, daß die 
von der ſtiftsſtaͤndiſchen Kaffe reklamirten Einnahmepoſten ſich unter den vertheilten Beſtaͤnden des Merſs- m 
burger Steuer⸗Nerarti oder der Kreisſteuerkaſſe befinden, in welchem letzteren Falle dann jede der beiden Se, 
Feat de Besen e der ſtiftsſtaͤndiſchen Kaffe nach dem Verhältniß zu verkreten verbunden iſt, nach welchem 


in 


fie an den Beſtaͤnden der beſagten Kaſſen Theil genommen hat. 95 „„ . . 
12) Porſtehender eh ena gemäß iſt von den ſubdelegirten Rechnungsbeamten der hier ange gte, Fe 


mit D. bezeichneten Ueberſicht ent 
als richtig anerkannt worden. 5 1 Ei er 
Derſelbe ſoll daher bei endlicher Vollziehung der Auseinanderſetzung zum Grunde gelegt werden. 
13) Wegen aller übrigen nicht zur Berechnung, gezogenen Poſten ſentſagen beide Regierungen gegen⸗ Gegenfeitige 
ſeitig allen weitern Anſpruͤchen an einander. a 5 „„ Verzichtlei⸗ 
e Sollten ſich wider Vermuthen in der Folge noch wohl begründete Anfprüche der Stande an das Steu⸗ fung. 
er⸗Aerarium ermitteln, fo übernimmt daher auch jede Regierung, Hinſichts ihrer Staͤnde deren alleinige Ver⸗ 
tretung. f 8 5 ö 
A 


altene Rechnüngsabſchluß gefertigt, und von beiderſeitigen Kommiſſionen 


r t. VI. 1) Bei der, durch gemeinſchaftliche Rechnungsbeamte angeſtellten genauen Erörterung Kammerkre⸗ 
des Zuſtandes und der übrigen Verhäͤltniſſe der Kammerkredit⸗Kaſſe, und der aus derſelben zu berichtigenden dit⸗Kaſſe und 
Schulden, und auf die darüber an die beiderſeitigen Friedensvollziehungs⸗ und Ausgleichungs⸗Komiulſſionen, deren Schul⸗ 
unterm 15ten Februar 1817. erſtattete Anzeige, iſt, vermdge der mit gemeinſamen Einverfrändniß entworfe⸗ den. =, 
nen Ueberſichten, Inhalts des am 21ſten Oktober 1817. abgefaßten Protokolls, als die geſammte annoch 
rückſtändige, und von beiden Königlichen Regierungen zu uͤbernehmende Schuld der Kammerkredit⸗Kaſſe 


eine Summe von 
3,102,374 Nthlr, 
als richtig anerkannt worden. GIER 


2) In Folge diefer Erbrterungen und der fich ergebenen Reſultate, hat man ſich in Abſicht des Maaß⸗ = 1 1 5 
1 er ei⸗ 


ſtabes der Abtheilung dahin vereinigt, daß für das Königreich Sachſen vs; und für das Herzogthum 188 an⸗ 
zunehmen und zum Grunde zu legen. Dieſemnach fallt auf das ‚Königreich die Summe von ir a 125 51 
4,013,234 Rthlr. 11 Gr, 6 Pf. dDerſeitigen 


und auf das Herzogthum die Summe von : 
15,489,139 Rthlr. 12 Gr. 6 Pf. i H 

3) Aus dem ſchon oben Ark IV. H. 3. rückſichtlich der Steuerkredilſchulden angegebenen Grunde, Art der Ue⸗ 
iſt man jedoch uͤbereingekommen, daß der vorerwahnte Maaßſtab nicht auf jede einzelne Klaſſe der Kammer⸗ bernahme. 
kredit⸗Kaſſenſchulden, ſondern nur; auf die ganze Summe derſelben anzuwenden ſey, und daher die wirkliche 
Abtheilung in der Art und nach denjenigen Summen, Klaſſen und Buchſtaben erfolgen ſolle, wie ſolche in ; 
der, der gegenwärtigen Hauptkonvention, unter dem Buchſtaben E. nebſt Unterbeilagen sub a und b beige⸗ 
fügten Meberficht ſowohl der zinsbaren als unzinsbaren, imgleichen der unangemeldeten unbetwandelten IS, 
Scheine näher bezeichnet find: Es hat daher jede der beiden Königlichen Regierungen von nun an allein für en, 

- dies 


: Alntheile. 
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diejenigen Kammerkreditkoſſen⸗Schulden zu haften, welche derſelben, vermoͤge beſagter Uoberſicht, zur Laſt 
fallen. Man wird die ſolchergeſtalt geſchehene Abtheilung in eben der Art, wie ber den Steuerkreditſchulden 
bemerkt worden, oͤffentlich bekannt machen. f f f f 


Ausglei⸗ 4) Da aber in Gemäßheir dieſer Abtheilung dem Königreiche Sachſen eine Summe von 
chung der auf 4,622,109 Rthlr. 0 
San Kammerkredit⸗Kaſſenſchulden, folglich Jong 210.8 
a ene ag} tb a | 3,875 Rthlr. 


Ieh ; als nach dem g. 2. feſtgeſetzten Maaßſtabe auf daſſelbe faͤllt, verbleiben 5 ſo hat die Königlich⸗preu⸗ 


Dſtern 1818, an und fernerhin verfallenden Zinſen entrichten, ſondern auch die von früheren Verfallterminen 
her unerhoben gebliebenen Zinſen, ohne weitere Nächrechtzunng, nach mebrerem Juhalte des oben ach 1. ange⸗ 


— 


in der daſelbſt angegebenen Valuta, und 


tts 


seitisit PCCCFCCCCCCCCCVCCCCCCCCCCCCCC ans 
15420 JJC. micha wein nid 
an davon von Oſtern 1815. bis mit Michaelis 1817. zu berechnenden Zinſen feſtgeſtellt worden iſt; ſo treffen 
davon nach obigem Maaßſtabe: JJ!!! cc ( a 
= En 79,499 Rthlr. 3 Gr. 10 Pf. an Scheinen, 
SS 5 a x g ; 
. 3,954 Rthlr. 8 Gr. 7 Pf. an Zinſen, > 
daa auf Sachſen, und 8 Bot 1 5 i 
e ee ee 73,383, Rthlr. 20, Gr. 2 Pf. an Scheinen, 
und . f 


3,659 Rtblr. 9 Gr. 3 Pf. an Zinſen, 


auf Preußen; es ſind jedoch von dieſen aus dem Nebenfonds an Preußen kommenden KammerkreditKaſ⸗ 
ſenſcheinen a n e ; : : 
8,875 Rth'r. 5 


zu Tilgung der F. 4. gedachten Verguͤtungs⸗Verbindlichkeit Preußen ier Abzug zu beingen, folglich daraus 
von Sachſen an Preußen zur die Summe von 824 5 g 
' RR SER 64,508, Rthlr. 20 Gr. 2 Pf. in Scheinen, a N 


5 3,659 Rthlr. 9 Gr. 5 Pf. an Zinſen, a 
| und zwar, was die erſten betrifft, in denjenigen Scheinen, welche der vorangezogene, dem Protokolle vom 
. 21ſten Oktober 1817. beigelegte, unter dem Buchſtaben (, hier angefuͤgte Auswurf ähgicbt die Zeuſen aber 
baar in Konventionsgelde, beide Sunnmen jedoch unverzüglich nach dem Abſchluß gegenwärtiger Haupt⸗Kon⸗ 
vention on a der Sf ; 0 N 0 ’ EIN 2 
Von und mit dem Oſterzinstermine 1818. an, bezieht jede der beiden Königlichen Regierungen die Zin⸗ 
ſen der, auf fie nach Obigem fallenden Kapitals⸗Rate. Beh eh Seen 


+ 
1 


5 


5 und 


Schlußbe⸗ N Wegen der „zur Zeit nicht erhobenen, ſo wie der, mit und von dem Termine Oſtern 1818, verjaͤhr⸗ 
rechnung. ten Zinſen, imgleich en wegen der von und mit dean letztbeſagten Termine an, von den beiderſeltigen Regiz⸗ 
26 5 g rungen 
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rungen zur Kammerkredit⸗Kaſſe geleiſteten Zinsbeitruͤge und Regiekoſten, wird die Schluß berechnung nach obi⸗ 
gen Grundſaͤtzen erfolgen. ö ag | 
sand! Art. VII., Uebrigens haben ſich beide Theile, in Beziehung feruohl auf bie Steuerkreditkaſſenſchul⸗ Jae 
den, die Steuerkrebitkaſſe und das Steuer⸗Aerartum, als auf das Kammerkreditkaſfenweſen, noch uber fol⸗ fun habende Se. 
gende Punkte vereiniget! 110 | ; 5 ſtimmung n. 
1) Die bei der Skeuer⸗ oder Kammerkreditkaſſe annoch vorhandenen, bereits eingeldſten oder bezahlten Vernichtung 
G m Kammerkreditkaſſenſcheine und Koupons werden durch gemeinſchaftliche Kommiſſarien ſogleich Scene ER | 
vernichtet. ni einen K N e Ne 1847 N | | 
A REFERENT 2 & 2 2 Koupons. 
29)9 . Beide Regierungen verpflichten ſich gegenſeitig, dasjenige, was außer der, im vorigen Artikel Zahlung 
$. 7, bedüngenen Zahlung an Preußen aus dem Rebenfonds der Kammerkreditkaſſe, nach der entweder bereits oder Abrech⸗ 
erfolgten oder ſofort zu bewerſtell'genden Berechnung, eine der auderen herauszuzahlen hat, ſobald es liquide nung der her⸗ 
und durch eben jo. ligulde Gegenfolderungen nicht zu kompenſiren iſt, ſofort nach dem Aſchluß dieſer Haupt⸗ den am e 
Konvention und erfolgter Schluß berechnung „ baar in Konventionsmuͤnze herauszuzahlen. . 5 i 
9). Jeder Regierung gebührt in Hinſicht der von ihr uͤbernommenen Klaſſen und Buchſtaben der Verfahren 
Schuldſcheine, nicht allein die Erlaſſung der nöthigen Ediktalien wegen der verloren gegangenen Scheine, ſo wegen verlor⸗ 
wie die Fortſetzung des diesfallſigen Ediktalberfahrens, im Fall ſolches bereits eingeleitet worden, ſondern auch an, mel 
die Beſtimmung des Verfahrens wegen der Depoſitenkapitalien und unangemeldeten Scheine, welche von ihr Scheine. 
übernommen worden, bei etwaniger künftiger Anmeldung der Eigenthümer dieſer Kapitalien und Scheine. 
Zu dem Ende wird man Kduiglich⸗Saͤchſiſcher Seits i == SR 
a) [anuntliche Bücher „Akten, Rechnungen und ſonſtige Verhandlungen, wozu auch die, wegen vorgedach⸗ 
termaßen etwa ſchon eingeleiteten Ediktalverfahrens gehdren, welche die Koͤniglich⸗Preußiſcher Seits uͤber⸗ 
nemmenen Schuldengatkungen ausſchließlich betreffen; i Ge 


* 


b) ſämmtliche zu der Preußiſchen Schuldenrate gehörigen Depoſitenkapitalien und unangemeldeten Scheine 2 


3 
ö 
; 


ſelbſt, ſo wie In 5 
e) die ſonſtigen zudem Preußiſchen Schuldenantheile gehörigen, noch unabgeforderten Zinsſcheine und Kous⸗ 

pons, und endlich 5 in 
d) eine Nachweiſung, wann die Preußiſcher Seits zu uͤbernehmenden ausgelooſeten und zus Zahlung augges 21828 
ſeßzten Schulden, imgleichen die unzinsbaren Scheine zur Zahlung ausgeſetzt worden, und bei untere 


!laſſener Anmeldung zu prätludiren, nach Abſchluß dieſer Hauptkonvention der Koͤniglich⸗Preußiſchen 
Behörde unverzügüch aus haͤndigen und uͤbergeben 722 ͤ v 
e) Von Buͤchern, Akten und ubrigen Schriften, welche Schulden beider Landestheile betreffen, wird man 
die ndthigen Aus züge und Abſchriften Koͤniglich⸗Saͤchſiſcher Seits fertigen laffen und der Preußiſchen Bes 
bioörde ausantworten, auch in Zukunft diejenigen Nachrichten, worüber zur weitern Verwaltung des Preu⸗ 
ichen e den Königlich⸗Preußiſchen Behörden noch Auskunft noͤthig ſeyn ſollte, bereit⸗ 
willig ertheilen. TE mar 14 Moment Sn. ame e „Döß 5555 e ee 
1 4) Ferner kommt jeder Regierung dasjenige ohne weitere Nachrechnung zu gute, was aus ihrem Einzie 
Schuldenantheil etwa praͤkludirt Are oder für Wegen zu achten 155 . & $ 5 5 5 ER a Pr Sohren 
3 5) Ueberhaupt aber werden Koniglich⸗Saͤchſiſcher Seits, ſogleich nach Abſchluß dieſer Hauptkonven⸗ Ab ae der, 
tion, die, das geſammte Steuer und Steuerkredit⸗auch Kammerkredit⸗Kaſſenweſen des Herzogthums Sach⸗ das teile 
ſen und der dazugehorigen Kreiſe, Stifter, Diſtrikte und Ortſchaften betreffenden Akten, Bucher, Rechnun⸗ weſen und die 
gen und ſonſtige Schriften bed Oberſteuerkollegiums und der ubrigen Königlich = Sächfifchen Behörden, inſon⸗Kammerkre⸗ 
derheit auch derjenigen, welche von den Unterbehörden des Herzogthums an die hoͤheren Behoͤrden im Koͤnig⸗ Se 
reiche eingeſendet worden ſind, den Königlich⸗Preußiſchen Behörden ausgeliefert. In ſofern dergleichen Aa 
Schriften die gedachten Kreiſe, Stifter, Diſtrikte und Oetſchaften nicht ausſchließlich betreffen, ſo verbleiben treffenden 


die Originakien derjenigen Regierung, wohin die Einnahmebehoͤrde gehort, we gegen dieſe Regierung der jen⸗ Schriften. 


fertigen daraus die noͤthigen Auszüge und Abſchriſten anitzutheilen hat. Es werden auch die Originalien der in uni 

Lepzig fin befundenen Merſegurger Krriskaſſe an Preußen mit gleichmäßigen Verpflichtung wegen der an naß 

Sachſen zu ertheilenden udthigen Abschriften und Auszuͤge verabfolgt. en 7225 15118 1 

N Königlich⸗Sächſiſcher⸗Seits giebt man En „daß wenn kuͤnftig den Preußiſchen i 

Behdrden annoch mehrere Nachrichten uͤber die ob bemerkten, egenſtaͤnde ndthig ſeyn ſollten „ſelbige ertheilktt 
1 er 36551 8 8 8 ee 


eee, sen: SERFREN non, and un % A pin 3ld-,ka 
Gleiche Auslieferung und Mittheilung von Schriften und Nachrichten, welche die Steuerverhaͤltniſſe 
der von den Stiftern Morſeburg und Naumburg beidem Kdnigreiche Sachſen verbliebenen Parzelen Wee 

i ; 2 : un 


und den Königlich-Sächfifchen Behörden ndthig ſeyn ſollten, wird Königlich⸗ Preußiſcher Seits ebenfalls 


ae verſprochen. . 196700 nid 50 
EN Art. VIII. Beide Königl. Regierungen fichern gegenſeitig hierdurch, in Anſehung der; von ihnen 
e durch gegenwaͤrtige Konvention übernommenen Steuer: und Kammer- Kredik⸗ Kaſſen⸗ Schulden, den Glaͤu⸗ 


N Glaͤnbiger. zahlung noch ferner nach der durch Verlooſung zu beſtimmenden Reihefolge Statt finden. In Anſehung der, 
Alooch ncht fundirten Steuerſchulden verpflichtet ſich die Königl. Saͤchſiſche Regierung, die noͤthigen Be 


zu bewirken ſuchen. ; 

Schulden der Art. IX. 1) Die wegen der Schulden der vormaligen Zentral⸗Steuerkommiſſion, imgleichen der 
u damit in Verbindung ſtehenden Peruͤguations ⸗Lieferungs⸗ und Aequivalentgelder- Angelegenheiten, am 
mne, 23ſten Juli 1817. abgeſchloſſenen, unter Nr. II. angefügte Konvention, wird hierdurch nochmals beſtaͤtiget. 


 habenden Gader Gelder, Staatspapiere und ſonſtige, auf dieſe Angelegenheiten Bezug habende für das Herzogkhum Sachſen 
5 gehörige und bei den Königlich⸗ Sächſiſchen Behörden annoch befindlichen Papiere „werden 55 erſteren beet 


er Art. X. 1) In Anſehung der, nach Art. 11. des Traktats vom 18ten Mai 1818. ausdrücklich als 
Bunthennge zu den Landesſchulden gehörig anerkannten Kaſſenbillets, bewendet es, ſo viel die antheilige Uebernahme und 

Meentzen Vertretung derſelben von Seiten der Koͤniglich⸗Preußiſchen Regierung und die dahin gehörigen Beſtimmungen 
| 8 betrifft, bei der bereits unterm 25ſten November 18155. dieſerhalb geſchloſſenen, in der Anlage Nr. III. 
, enthaltenen, mit der gegenwaͤrtigen gleiche Kraft und Gultigkeit habenden Konvention. £ 
78 2 . Srl 


Preußiſchen herauszuzahlende Summe von f f 
In Werit . Sechszig Tauſend Thalern b N 5 
Kagel iſt bei der, in folgendem Sten h. dieſes Artikels erwähnten Uebereinkunft, wegen der aus dem Kaſſenbillets⸗ 


o) Verthei⸗ 3) Ueber die Abtheilung der, bei der vormaligen Kaſſenbillets⸗Hau t⸗Auswechſelungs⸗ 2 
lug der handenen Bande; hat man ſich in folgender Maaße des au Br den 

Fonds. a) einer jeden der beiden Königlichen Regierungen die in ihrem Gebiet beſonders hypothezirten oder auch 
| en ohne Hypothek bei ihren Unkerthanen ausſtehenden Kapitalien, nebft den davon ruͤckſtaͤndigen oder lau⸗ 
| lun grkaſſe. fenden Zinfen, ohne weitere Nachrechnung zufallen. Nach den hierunter von den beiderſeitigen Rech⸗ 


. 4 N der dem Herzogthum gebührende hingegen in den daſelbſt namentlich aufgeführten Kapitalien die Sum⸗ 


me 


5 . i . 


me von Nr 5 44,300 Rthlr. 5 N 
Solchemuach begiebt die Königlich⸗Sächſiſche Regierung zu Gunſten der Koͤniglich⸗Preußiſchen Reglerung 
ſich aller Anfprüche an die nürgedachten Kapitalien und Zinſen, welche in dem Herzogthum ausſtehen, 
ſeoe wie die Koniglich-Preußiſche Regierung allen Anſpruͤchen an Kapitalien und Zuse, welche in dem 
Königreiche ausſtehen, entſaget. . 
b) Alle übrigen Aktiven dieſer Auswechſelungskaſſe, namentlich die in offentlichen Fonds angelegten Kapi⸗ 
kalten, nebſt den davon fallenden Zinſen, imgleichen die ſaͤmmtlichen Kaffenbeitande, nach Abzug der 
Regiekoſten, werden nach dem, für die Abtheilung der Kaſſenbillets angenommenen Maaßſtab von 
Des für das Königreich und 25 für das Herzogthum Sachſen, zwiſchen beiden Regierungen „ nach 
Maaßgabe der vorangezogenen Berechnung, abgetheilt. 5 8 a 
4) Die neuere, zu Leipzig beſtandene Kaſſenbillets⸗Diskonto⸗Kaſſe anlangend, wird, nachdem daraus 2) der neue⸗ 
die Privataktionalrs an Kapftal und ruckſtaͤndigen Zinſen bereits befriedigt worden, auch jede der belden Koͤnigl, ren Diskonto⸗ 
Regierungen das Kapital der in ihren Handen befindlichen Aktien, welches ſich für Sachſen auf 210,000 Rthlr. Kaſſe. 
000 


N 


1 


ID fh 18, es 
beläuft, nebſt der darauf fallenden Gewinn Dividende erhalten hat, imgleichen nach Abzug der Regiekoſten, 
der hiernach übrig bleibende Kaſſenbeſtand ebenfalls nach vorgedachtem Mnaßſtabe von 3 für Sachſen 
und 5 für Preußen getheilt. 8 : 5 = f 
5) Da vermdge nurgedachter Abtheilungen, nach Maaßgabe der unter J. anliegenden Berechnung, a) Austauſch 


aus beiderlei Kaſſen zuſammen, der Königl. Preußiſchen Regierung, nach Abzug der vorhin F. 2, erwaͤhn⸗ >. Kaſſen⸗ 
5 5 N illets. 


ten, an Sachſen zu berichtigenden Summe von 60,000 Rthlr., annoch 

N . : 480,948 Rthlr. 46 gr. 4 pf. ER 
in Kaſſenbillets von den, dem Königreiche Sachſen verbliebenen Buchſtaben zufallen; ſe iſt man wegen eines 2 
Austauſches dieſer Kaſſenbillets gegen Zentrale Stever-Ddligationen dahin uͤbereingekommen, daß die & 
Königl. Sächfifche Regierung nurbeſagte Summe der Kaſſenbillets an ſich behält, und an Preußen dagegen ; 


die Summe von i 5 

5 488,000 Rthlr. g u 
in Gentralftener- Obligationen nebſt Zinsleiſten und Koupons von dem Termin Michaelis 18418. an, nach 
dem verglichenen Cours der Kaſſenbillets von 1053 Prozent gegen baar und der Zentralſteuer⸗ Obligationen 
von 91 Prozent gegen baar, imgleichen zur Erfüllung 1 Rthlr. 11 gr. 6. pf. baar uͤberliefert; welcher Aus⸗ 
tauſch auch, beſage eines Darüber aufgenommenen und von beiderſeitigen Kommiſſarſen unterzeichneten Pro⸗ 
tokolls vom 18ten Mai 1848., bewerkſtelliget, und von beiden Seiten darüber quittirt worden iſt. 

0 6) Die Aushͤͤndigung der, Preußen aus den Beſtaͤnden mehrgedachter Kaſſen noch zuſtehenden baa- e) Aushaͤndi⸗ 
ren Gelder und Dokumente fol, und zwar fo viel die Dokumente von den H. 3, erwaͤhnten 44,300 Rthlr. an⸗ | br 5 
belangt, ſofort, die der übrigen Beftände aber, nach Unterzeichnung gegenwaͤrtiger Konvention erfolgen. ande. = 

7) Die bei dem Rathe zu Leipzig, als Unterpfand für die Aktionairs der Kaſſenbillets⸗Oiskontoanſtalt e) Depoſttum 
liegenden Kaſſenbillets und Staatspapiere, verbleiben ausſchließend der Koͤnigl. Saͤchſiſchen Regierung und b a 
Preußen verzichtet ganzlich auf Theilnahme an denſelben, indem es die dieſerhalb zu dem erwähnten Proto⸗ the zu Leip⸗ 
kolle vom 18ten Mai bereits abgegebene Erklärung, hiermit nochmals beſtaͤtigt. big. 5 

8) Was endlich die, wegen Entdeckung von Kaſſenbilletsverfertigern oder Berfaͤlſchern, einigen Per⸗ Prämien we⸗ 
fonen vor dem 5ten Juni 1815. zuerkannten Praͤmien anbetrifft, fo uͤbernimmt die Koͤnigl. Preußiſche Regie⸗ gen Entdek⸗ 
rung die Bezahlung der, dem Kdͤnigl. Preußiſchen Unterthan Görfchner in Großheringen zuerkannten Prämie kung von Kaſ⸗ 
von 500 Rthlr. für die Entdeckung eines, mit einem Kaſſenbilletsmuſter getriebenen Mißbrauchs, wogegen ſenbilletsver⸗ 
Sachſen zwei ähnliche Praͤmien von zuſammen 1000 Rthlr., welche Unterthanen des Koͤnigreichs, namlich Werſſlſcher 
Martens zu Zittau und der Landſchreiberin zu Waldheim zuerkannt worden find, berichtiget. \ 781 8 
Art. XI. 1) So viel die von der Königlich⸗Preußiſchen Regierung während ihrer Verwaltung bis l 
zum sten Juni 1815, aus Sachſen bezogenen Nutzungen irgend einer Ark, imgleichen die während dieſes sungen 9 85 

Zeitraums für Sachſen gemachten Vorſchuſſe oder Verwendungen in Geld oder Naturalien betrifft, da findet Volſchüſſe 
keine weitere Nachrechnung Statt. Beide Königliche Regierungen entſagen gegenſeitig allen Anſprüͤchen, wäͤhkend der 
welche fie aus einem ſolchen Grunde aneinander machen zu konnen, vermeinen ſollten. . e 

5 2) Unter dieſer allgemeinen Verzichtleiſtung ſind auch die, Koͤnigl. Preuß. Seits am 5. Juni 1815. ee 
aus der Finanz⸗Haupt⸗Kaſſe gezogenen Beträge an baarem Gelde, Kaſſenbillets und Staatspapieren, mit Bit, Sin ben iz 

Ausſchluß der, im folgenden F. erwähnten Obligationen, begriffen, und es wird Koͤnigl. Saͤchſiſcher Seits Fata, Pan, 
der, auf deren Wiedererſtattung gemachte Anſpruch aufgegeben. = 53 
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Arie ) Die Königl. Preuß. Regierung verpflichtet ſich jedoch, die, unter nurgedachten, aus der Finanz⸗ 
8 1 1 Haupt = Kaffe erhobenen Beträgen mit befindlichen, auf a Thaler lautenden ſtaͤndiſchen Obligationen vom 
ſchen Obliga⸗ Jahre 1807. nebſt deren Zinsleiſten und Koupons von und mit dem Termine Michaelis 1848., ihrer Beſtim⸗ 
dubnen von mung gemäß, der Koͤnigl. Saͤchſiſchen Regierung unverzüglich zurüͤckſtellen zu laſſen. Vis mit dem Oſter⸗ 
m. Re termin 1818. kommen die Zinſen Preußen zu. a . a 
Preußiſche 4) Auch verzichtet man Koͤniglich⸗Preußiſcher Seits auf den vorhin gemachten Anſpruch an eine 
Verzicht guf Theilnahme an den, aus der ſtaͤndiſchen Anleihe vom Jahre 1811, herruͤhrenden ſogenaunten Reichenbach⸗ 
a SER ſchen Obligationen, welche das Handelshaus Reichenbach und Komp. als Unterpfand für den Reſt der von 
SEN Anlethe ihm geleiſteten Vorſchüͤſſe in Händen hatte, und da beſagter Reſt der Vorfchüffe bereits durch Debitirung eines 
von 1811. Theils der verpfaͤndeten Obligationen berichtiget worden iſt, und die übrigen Obligationen zu der Koͤnigl. 


! Saͤchſiſchen Finanz» Haupt: Kaffe zuruͤckgekommen find; fo behält es hierbei, ohne weitere desfallſige Nach⸗ 
5 rechnungen zwiſchen beiden Regierungen fein Bewenden. 0 : 
Fiskaliſche Art. XII. 1) Uebrigens entſagt die König ich⸗Preußiſche Regierung allen Anſpruͤchen an das Ak⸗ 


Coſſen und tiv⸗Vermdoͤgen der Königlich⸗Saͤchſiſchen Finanz: Haupt: Kaffe und Rentkammer, und die Köͤniglich⸗Saͤchſi⸗ 
arte ſche Regierung übernimmt dagegen die Vertretung und Verzinſung der auf dieſen Kaſſen haftenden Schulden, 
uberhaupt. unter anderen namentlich der durch das Handelshaus Frege und Komp. in Leipzig kontrahirten Anleihen, der 
. Kaffenbilletö » Anleihe vom Jahre 1813., imgleichen der Hollaͤndiſchen, in foweit in Betreff des Aktiv- oder 
. Paſſivzuſtandes der ebengenannten Kaſſen, in der gegenwärtigen Hauptkonvention oder einer der vorherge⸗ 
ae, gangenen nicht eine anderweite ausdruͤckliche Beſtimmung getroffen worden iſt. i 
en e 2) In Abſicht der fiskaliſchen Schulden, findet jedoch die Theilnahme der Koͤniglich⸗Preußiſchen Re⸗ 
Finanz,; i \ . a 
kan. gierung bei folgenden Statt: f 
ie 2) bei; der Kammerkredit⸗Kaſſe in der bereits oben Art. VI. u. ff. feſtgeſetzten Maaße 
Hypothezir⸗ b) übernimmt Preußen diejenigen fiskaliſchen Schulden zur alleinigen ee; und Bezahlung, welche 
te und rad iſtr⸗ auf im Herzogthum Sachſen gelegene Aemter, Kammergüter oder andere einzelne Realbeſitzungen unter⸗ 
te Kapitalien. pfändlich verſichert oder radieirt find, oder welche ſonſt auf den jedesmaligen Beſitzer derſelben rechtlich 
i f übergehen. Die Frage: ob eine ſolche fiskaliſche Schuld von der nurerwaͤhnten Art ſey oder 2 765 wird 
ohne Ruͤckſicht auf ältere, in ſpaͤterer Zeit abgeänderte Beſtimmungen, lediglich nach der Qualitaͤt beur⸗ 
theilt, welche dieſelbe am sten Juni 1815. hatte. ar er 
„ Mansfel⸗ c) Ruͤckſichtlich des Mansfeldiſchen Debitweſens ſoll zu naͤherer Erbrterung der dabei einſchlagenden bei⸗ 
diſches Debit⸗ derſeitigen Verhaͤltniſſe und Feſtſtellung der hierunter anzunehmenden Grundſaͤtze, eine gemeinſchaftliche 
weſen. Kommiſſton niedergeſetzt werden „und dieſelbe hauptſaͤchlich zu erforſchen fischen: ob und welche Paſſiva 
SR als Lehns⸗ oder Landesſchulden zu betrachten, folglich von Preußen zu übernehmen ſind, und welche 
Forderungen blos an den Allodialnachlaß geſtellt werden konnen „ mithin nur aus dieſem ihre Befriedi⸗ 
gung zu erwarten haben, imgleichen ob und in wieweit die bei der Finanz Haupt⸗Kaſſe deponirte 
Summe von 11,808 Rthlr. 22 Gr. 2 Pf. zu dieſem Kreditweſen gehörig ſey? Was zu Folge dieſer Eroͤr⸗ 
terungen ein oder der andere Theil an die Allodialmaſſe oder ſonſt zu gewähren hat, wird von demſelben 
. berichtigt werden. N Se 88 3 ; 
Fuͤrſtl Weiſ⸗ d) Was das Fuͤrſtlich⸗Weißenfelſiſche Debitweſen anlanget, ſo werden für den Fall, daß die dabei annoch 
̃ S betheiligten Gläubiger bei Sachſen oder Preußen, als nunmehrigen Land⸗ und Lehnsbeſitzer der vor⸗ 
Debitweſen. maligen Weißenfelſiſchen Landes portion, ihre Forderungen in Anregung bringen ſollten, oder rückſicht⸗ 
llicch der Allodialmaſſe Zweifel entſtünden, die hieruͤber ndthigen Eroͤrterungen ebenfalls gemeinſchaftlich 
angeſtellt und wird in deren Verfolg künftig näher beſtimmt werden, ob und in wiefern beide Regie⸗ 
ö a rungen oder welche von ihnen dieſe Schulden zu vertreten haben. | v 
Weidatfches e) Eine gleichmäßige Eroͤrterung und Beſtimmung der Königlich Preußifchen Theilnahme wird wegen der⸗ 


Kreditweſen. jeuigen Forderungen vorbehalten, welche die Gläubiger des Weidaiſchen Kreditweſens an Preußen „als 
5 Mitbeſitzer der vormals Sachſen⸗Zeitziſchen Landesportion machen ſollten. a f 
eee 3) Die Penſionen, welche die Königl. Sächfifche Regierung einigen Gläubigern der gedachten Kredit⸗ 


den Leine ba weſen als Arquivalent ihrer Forderungen an ewieſen hat, find auf eben die Weife, wie es wegen der Pen⸗ 
Penſtonen. ionen & B 9 9 ! 
n ſionen überhaupt in dem 14ten Art. feſtgeſetzt worden, von einer oder der anderen Regierung fortzuzahlen. 
Aus der Sinanss 4) Wegen der Koͤnigl. Saͤchſiſcher Seits aus der Finanz⸗Haupt Kaſſe einigen Staͤdten des Herzog⸗ 
Rn Siam, ums Sachſen, auf ihre, bei der Steuer zu fordern habenden Kapitalien, bisher bezahlten jahrlich 708 Rtir. 
bee 23 Gr. 9 Pf. betragenden Zuſchußzinſen, hat man ſich dahin vereiniget, daß die Koͤnigl. Preuß. e 
. sinn. ; le 
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die künftige Zahlung dieſer Zuſchußzinſen, gegen die im 17ten F. dieſes Artikels ihr von Sachſen zugeſtandene 
Einziehung einiger Vertretungspoſten von vormaligen Domainen⸗Paͤchtern oder Beamten, übernimmt. 
5) Von den Aktivis der Rentkammer überläßt die Königl. Saͤchſiſche Regierung der Koͤnigl. Preußi⸗ Sogenannte 
ſchen alle, den zu dem Herzogthume Sachſen gehdrigen Aemtern zuſtaͤndige ſogenannte Amtskapitalien, Amtskapita⸗ 
welche aus Steuer- oder Kammierkredit⸗Kaſſen⸗ Scheinen beſtehen, oder auf irgend eine andere Art in dffent⸗ lien. 
lichen Fonds, hypothekariſch oder ſonſten angelegt ſind, mit alleiniger Ausnahme derjenigen Kapitalien, in 

Auſehung deren die Königl. Saͤchſiſche Rentkammer ſelbſt bisher als Schuldnerin gehandelt hat. Auf letztere 

wird Königl. Preuß. Seits gänzlich Verzicht geleiſtet. 5 . 

6) Eben fo werden der Koͤnigl. Preußiſchen Regierung die Aktivokapitalien der Stift⸗Merſeburgiſchen Stiftiſche 

und e Rentkammer uͤberlaſſen, jedoch verbleiben ferner dem Königreiche Sachſen, Rammertapte 
a) 21,604 Rthlr. 15 Gr. 4 Pf vom Stifte Merſeburg und 2 talien. 
b) 22,05 — = — : — vom Stifte Naumburg Sei; (welche beide Poſten früher von den ſtiftts 
ſchen 1 an die erbländifche Rentkammer eingeliefert und von letzterer verzinſet worden find) 
imgleichen > > 
> 0 220908 Re. 18 Gr. bei der Steuer, worüber keine Verſchreibungen vorhanden ſind; Preußen ver⸗ 
zichtet daher auf dieſe drei Kapitalien: Summen. 2 5 a 
= 7) Die Zinfen von den an Preußen abgetretenen Amts⸗ ſowohl als ſtiftiſchen Kammer⸗Kapitalien, Zinſen von 
verbleiben, in ſoweit fie bereits erhoben find, der Koͤnigl. Saͤchſiſchen Regierung, die etwa noch nicht erho- dieſen Kapi⸗ 
benen hingegen werden an Preußen uͤberlaſſen; jedoch von den in Staatspapieren beſtehenden Kapitalien nur talien. 
von und mit dem Termin Michaelis 1848. an. i 5 . er 5 
N 8) Die über dieſe an Preußen kommende Kapitalien vorhandenen, bei den Koͤnigl. Sächſiſchen Ber Auslieferun 
hoͤrden befindlichen Dokumente, ſollen, und zwar die Staatspapiere mit den Koupons pro Termin Michaelis der diesfallſi⸗ 
1818. der Koͤnigl. Preuß. Regierung ungeſaͤumt überliefert, oder Falls fie von Sachſen bereits erhoben wor- gen Doku⸗ 
den, deren Betrag baar vergütet werden. 5 Ss ; ‚mente. 

9) Ob nun wohl, nach § 1. dieſes Artikels der Koͤnigl. Preuß. Regierung einiger Anſpruch an den Heſtaͤnde d 
fiskaliſchen Haupt⸗ und Zentral⸗Kaſſen nicht zuſtehet, ſo hat man ſich doch in Anſehung der fiskaliſchen Pro⸗ be 
vinzial⸗, Kreis-, Amts⸗ und Ortskaſſen dahin vereiniget, daß foiche mit ihren Beſtaͤnden und allen Aktio⸗ und ae 
.Paffivverhältäiffen ohne weitere Nachrechnung derjenigen Regierung verbleiben, in deren Gebiet ſie belegen : 

find, in fofern die gegenwärtige Konvention über die wechſelſeitigen Verbindlichkeiten dieſer und anderer lan⸗ 

desherrlichen Kaſſen des einen Gebiets gegen die des anderen nicht beſondere Beſtimmungen enthaͤlt, oder 
dergleichen Forderungen für gänzlich aufgehoben erklaͤrt. > 7 

= 240) Eben fo verbleiben jeder der beiden Regierungen die Naturalbeftände, Vorraͤthe und Effekten Raturalbe⸗ 
aller Art, welche ſich am 5ten Juni 1815, in ihrem Landestheile befunden haben und Eigenthum der Regle⸗ ſtaͤnde. | 
rung waren. rs ee 5 5 

3 11) Uebrigens werden alle Anfprüche_oder Forderun en vorſtehender Art, welche bis zum 5ten Juni Vorſchüſſe 

4815, entſtanden, und von landesherrlichen Kaſſen und Behörden des Herzogthums Sachſen und im Namen und daher 
derſelben von der Königl. Preuß. Regierung an die Koͤnigl. Saͤchſiſche Finanz⸗Haupk⸗Kaſſe oder irgend eine rührende For⸗ 
andere landesherrliche Kaſſe und Behoͤrde, oder von landesherrlichen Kaſſen und Behoͤrden des Koͤnigreichs derungen. 
Sachſen und im Namen derſelben von der Königlich⸗Sächſiſchen Regierung an Königl. Preuß. landesherrliche / 
Kaſſen und Behoͤrden gemacht werden konnten, oder bisher aufgeſtellt worden ſind, in ſoweit gaͤnzlich gegen 
einander aufgehoben, als nicht in dieſer oder einer der früher abgeſchloſſenen Konventionen darüber etwas 
Anderes feſtgeſetzt worden iſt. : 
25 Unter dieſe allgemein gegen einander aufgehobenen Anſprüche gehort auch der Anſpruch Sachſens 
wegen der, an verſchiedene Kaſſen zum Behuf der Verpfaͤndung gegebenen und dazu verwendeten, aber nicht 
wieder eingeldſeten Obligationen. f 
a Die Koͤnigl. Sächfifche Regierung verzichtet nicht minder uberhaupt auf alle Vorſchuͤſſe und Dar⸗ 
lehne nebſt den davon noch rückſtaͤndigen Zinſen, welche aus irgend einer Königl Sauͤchſiſchen Kaſſe an Bes 
hoͤrden des jetzigen U a achſen, unter andern namentlich der Ober⸗ und Nlederlguſitz, den 
Ständen der Stifter Merſeburg und Naumburg, imgleichen dem Wittenberger Kreiſe, gegeben worden ſind, 
insbeſondere auch auf die, aus offentlichen Kaſſen für einzelne Adminiſtratlons⸗Beduͤrfniſſe gegebenen gebe 
ßeren oder kleineren Vorſchüſſe und Berechnungsgelder. 5 5 a f 
So Wenn Vorſchüſſe obiger Art an landeöherrliche Kaſſen gegeben worden ſind, welche zwiſchen beiden 
Regierungen zur Theilung. kommen, fo erfolgt dieſe letztere, in ſoweſt man deshalb nicht beſondere Beſtun⸗ 

mungen getroffen hat. 92 N 5 
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Vorihäffe und Darlehne an Staͤdte und Kommunen find vermöge getroffener beſonderer Vereinigung 
unter vorgedachter Verzichtleiſtung ebenfalls begriffen. f i 
„Die Dokumente und Quittungen über diejenigen Vorſchuͤſſe und Forderungen, denen die Königl. 
Säͤchſiſche Regierung zu Gunſten des Herzogthunis entſagt, werden den Koͤnigl. Preuß. Behoͤrden ſofort 
überliefert werden. SS ET ge i BSR 
Einkom. 12) Sämtliche ruͤckſtaͤndige fiskaliſche Einkünfte, mit Inbegriff der Proprereſte der Einnehmer, 
men = Rüde fallen derjenigen Regierung zu, aus oder in deren Gebiete fie ruͤckſtaͤndig ſind. Jeder Theil uͤbernimmt aber 
un As auch für die in feinem Gebiete noch unberichtigten Verwaltungs⸗ Ausgaben aller Art und ohne Ausnahme 
Ausgaben. zu haften, und es wird gegenſeitig keine Nachrechnung Statt finden, noch irgend ein Anſpruch deshalb gel⸗ 
— tend gemacht werden. N 


Re 13) Dieſe gegenſeitige Verzichtleiſtung auf Einkommenroͤckſtaͤnde erſtreckt ſich auch auf die ruͤckſtaͤn⸗ 
le digen ſtaͤndiſchen Bewilligungen, welche diefemnach jede Reglerung in ihrem Gebiete ohne Nachrechnung 
Bewilligun⸗ mit der andern Regierung fuͤr ſich zu beziehen hat. Blos die zur Unterſtützung der allgemeinen Straf⸗ und 
EEE Verſongungs⸗Anſtalten und zu aͤhnlichen Inſtitutfonds beftimmten ſtaͤndiſchen Bewilligungen und ihre Reſte, 
x ſind hiervon ausgenommen, und wird derenthalber bei Feſtſtellung der Verhaͤltniſſe dieſer Anſtalten die erfor⸗ 
INES derliche Berechnung bewerkſtelliget und über die desfallſige Ausgleichung Vereinigung getroffen werden. 
Einnahme 14) Fiskaliſche Einnahmen und Ausgaben der beiden Königlichen Regierungen, welche nach dem 
u. Ausgaben sten Juni 815, bis zum Schluß deſſelben Jahres aus dem Gebiete der einen an Behörden der andern aus 
Ss ie Jrrthum, oder bis zum SOften Juni 1818, don Diſtrikten und Orten Statt gefunden haben, welche bisher 
igen Orken, zweifelhaft oder ſtreitig geweſen ſind, und deren Hoheitsverhaͤltniſſe erſt durch den Iſten Art. der gegenwaͤr⸗ 


0 


Vertre⸗ 15) Für die von Beamten und Pächtern des Herzogthums Sachſen vor dem Sten Juni 1815. in 
zung der die Königl. Sächſiſche Rentkammer eingezahlten und zur Finanz⸗Haupk⸗Kaſſe gefloſſenen baaren Kautionen 
Kautionen. und ſogenannten Auticipationen, fo wie für deren Verzinſung von dem Termin Michaelis 1848. an, über⸗ 
f nimmt Preußen die alleinige Vertretung, ohne dieſerwegen einen Erſatz von Sachſen zu verlangen, wogegen 
Die nach den Depoſitionsſcheinen zur Königl. Saͤchſiſchen Rentkammer oder Finanz⸗Haupt⸗Kaſſe 
„eingelieferten, aus dem Herzogthume herruͤhrenden, in Staats⸗Papieren oder andern Dokumenten beſte⸗ 
henden Kautionen aber, werden von der Königl. Saͤchſiſchen Regierung vertreten und in ſoweit es noch nicht 
geſchehen iſt, der Königl. Preuß. Regierung ſofort in den eingelegten Valuten ausgeliefert. FR 
Uebrigens werden, außer dem, was bereits oben Art. V. F. 9. in Abſicht der von den Steuerbeamten 
beſtellten Kautionen feſtgeſetzt worden iſt, alle zu andern Kaſſen, als der Koͤnigl. Saͤchſiſchen Rentkamnter 
und Finanz Haupt⸗Kaſſe, eingezahlten, auch in den en und 7 8 etwa befindlichen Kautionen, 
i 8 t worden ſind. 5 i f 


kung der da⸗ 46) Die auf ſothane Kautionen Bezug habenden ſaͤmmtlichen Rechnungen, Belaͤge Juſti kationen 
918 e Akten und ſonſtigen Nachrichten, follen ungeſaͤumt den Behoͤrden ausgeantwortet werden. b f 
Seiter 17) Da von den Königl. Sächfifchen Behörden noch nach dem ten Juni 1813., mit einigen, in der 


Beamten unden Beilage unter K. namentlich benannten Beamten und Paͤchtern des Herzogthums Sachſen, bereits Ab rech⸗ 

Zahlen Abet nung gehalten worden iſt, fo bewendet es bei dieſen Abrechnungen in der Maaße, daß die Königl. Preuß. 
Reglerung von jeder Vertretungsverbindlichkeit in Betreff der von gedachten Beamten und Paͤchtern beſtellten 

Kautionen entbunden wird, und eine nochmalige Rechnungsablegung von ihnen nicht zu erfordern iſt. 


Was die von ſelbigen, in Folge der vorerwaͤhnten Abrechnungen zu leiſtenden Vertretungspoſten an⸗ 


langet, fo verzichtet die Königl, Preuß. Regierung darauf, in foweit dieſelben bereſts bei den Koͤnigl, Saͤchſi⸗ 
a 7 5 1 ſchen 
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ſchen Kaſſen vereinnahmet und zu dleſen berechnet worden ſind; es verbleibt jedoch Preußen die Einziehung 
der, nach der Berechnung in der angezogenen Beilage, annoch rüͤckſtaͤndigen, zufammen: f 
33,764 Rthlr. 49 Gr. 11 Pf. A 3% Nahe 5 
jedoch ohne deren beſondere Gewähr von Seiten der Saͤchſiſchen Regierung. Die zu deren Einziehung noͤ⸗ 
thigen Rechnungen und Nachrichten, ſollen an Preußen ebenfalls uͤherliefert werden. 2 N 
18) Wegen der zur Rentkammer und nachherigen: Depoſitenkaſſe eingelieferten baaren Depoſiten, Depoſita 
welche nach Maaßgabe des 24ſten Artikels der wegen Abgabe und Fortſetzung der anhaͤngigen Rechtsſachen bei der Fi⸗ 
unterm 20ſten Februar 1816. abgeſchloſſenen Konvention in das Herzogthum Sachſen gehoͤren, und wegen nanz⸗Haupt⸗ 
welcher über die Zeit ihrer Rückzahlung die beſondere Uebereinkunft daſelbſt vorbehalten worden iſt, bewendet Kaſſe. 
es zuvoͤrderſt bei den ſeitdem bereits erfolgten Zahlungen von ö s i „ 
f a 19,875 Rthlr. 18 Gr. 1 Pf. und 5 
48,000, — . e . 
f 37,875 Rthlr. 48 Gr. 1 Pf, in Summa 
an Preußen. 1 5 £ 
s In Betreff des, auf die Depoſita dieſer Art annoch verbliebenen Ruͤckſtandes aber hat man fich da⸗ 
in vereiniget: 5 : Ei N 925 f 
a) daß die Summe der annoch in das Herzogthum Sachſen zu berichtigenden Depoſiten, mit Ausnahme 
der nachher zu erwaͤhnenden zu dem Mansfeldiſchen Kreditweſen gehörigen). vermoͤge der deshalb ans 
geſtellten Erörterungen, auf 165,000 Rthlr. i : ö 
als liquid angenommen wird. Zur Vermeidung aller Irrungen wird über den nurbemerkten Betrag ein. 
a ſpezielles Verzeichniß angefertiget werden. 5 
b) Zur Berichtigung dieſer Summe nimmt die Koͤnigl. Preuß. a 
aa) in Folge der Art. IV. F. 8, dieſer Konvention bei den Steuerkreditſchulden getroffenen Ueber⸗ 


einkunft, diejenigen 
Bar: 102,491: Rthlr. 8 Gr: 25 
an Zahlungsſtatt an, welche die vormalige Su Weſtphaͤliſche Regierung, vermoͤge einer mit 
Sachſen abgeſchloſſenen Konvention vom sten März. 1840. zu Tilgung der, auf der Grafſchaft 
Barby und dem Amte Gommern antheilig haftenden Steuer- und Kammer ⸗Kreditkaſſenſchulden 
uͤbernommen hat, jetzt aber die Königl. Preuß. Regierung, mit Vorbehalt ihrer Rechte an die übrigen 
Staaten des vormaligen Königreichs Weſtphalen zu vergüten ſich verpflichtet; zu welchem Ende die 
Kbnigl. Saͤchſiſche Regierung ihre desfallſigen Anſpruͤche aufgiebt, und Preußen überläßt, ſolche 
gegen die übrigen nunmehrigen Beſitzer der ehemals zu dem Koͤnigreiche Weſtphalen gehörig. gewe⸗ 5 
ſenen Lander, nach Befinden, geltend zu machen. . a . 
bb) Werden der Koͤnigl. Preuß. Regierung von der Königl. Saͤchſiſchen f ö 
f ooo en ET 5 
n dreiprozentigen verloosbaaren Steuer⸗Kredit⸗Kaſſen⸗Scheinen nach dem Nominalwerth nebſt 
deren Koupons von pro Termino Michaelis 1818. an, überliefert, ER 
ec) Der ſolchemnach noch ausfallende Ueberreſt an Depoſitengeldern von 
22,508 Rthlr. 16 Gr. Be 
wird von Preußen in Rückſicht anderer, von der Königl. Saͤchſiſchen Regierung erhaltenen Zuges 
ſtaͤndniſſe, für berichtiget angenommen, und entſagt man Koͤnigl. Preuß. Seits allen weiteren 
Anfprächen darauf. f f 
e) Sollten wider Erwarten künftig noch 1 „ 55 ER OLE Summe von 
5,000 Rthlr;, : 
überfteigende, zur Rentkammer baar eingezahlte, in das Herzogthum Sachſen gehörige Depoſita ſich 
finden, fo übernimmt Preußen annoch deren e bis auf die Summe von 
5,000 Rthlr,, f 
die Koͤnigl. Sächfifche Regierung hingegen verpflichtet ſich zur baaren Zahlung der, über dieſes Quan⸗ 
tum in einem oder mehreren Depofiten hinausgehenden Summen an die Koͤnſgl. Preuß. Regierung. ; 
d) Die vorgedachten, unter den neuerlich in Frage gekommenen Depoſitengeldern befindlichen, auf das 
Mansfeldiſche Kreditweſen Bezug habenden N RT 
8 44,808 Rthlr. 22 Gr. 2 Pf. 8 5 
verbleiben für jetzt und bis nach näherer Erdrterung dieſes Kreditweſens und Feſtſetzung angemeſſener Bes 
ſtimmungen hierunter, bei den Behoͤrden der Königl. Saͤchſiſchen Regierung. 49 J 
7 N — In 3 
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Unterbehor⸗ a) in Staats papieren und anderen Dokumenten beſtehenden, im leichen a 
den und ſonſt p) aller und jeder bei den Provinzial⸗ und Unterbehoͤrden des ach 


Bei den 1.09) In Abſicht den ie 


* r 


\ 


55 1 Provin A nigreichs, fo wie bei denen des Herzog⸗ 
Be elite him Sachfen, namentlich in den Stiftern Merſeburg und Naumburg befindlichen, in das Gebiet 


annoch be? der anderen Regierung gehdrigen, in Bagrſchaft oder Dokumenten beſtehenden Depoſtten, iſt die 
findliche De⸗ noͤthige Einleitung und Veranſtaltung zu treffen, daß ſolche, in ſoweit es nicht bereits geſchehen, un⸗ 
boſtten. verzuͤglich behdrigen Orts abgeliefert werden- f g e 5 2 598 85 
Militair-⸗ Art. XIII. 1) Die in Folge und Gemaͤßheit des Traktats vom 1Sten Mai 1815., Art. 6 und 8., 


und Kriegs⸗ geſchehene Abtheilung der Arntee s, Artillerie und Kriegs⸗Voxraͤthe, Regiments⸗ und Kompagnie⸗Kaſſen ze. 


Feaſen eige- und der dabei angenommene Maaßſtab von & für das Königreich und z für das Herzogthum Sachſen, wird 


legenheiten. 


a. Abthei⸗ hiermit nochmals beſtaͤtiget, und findet deshalb keine weitere Nachrechnung ſtatt. So wie uͤbrigens vermoͤge 


lung der Ar⸗ Art. XII. $, 9, die daſelbſt erwähnten Kaffenbeftände nebſt deren Aktiv: und Paſſivverhäͤltniſſen, imgleichen 


mee= u Mili⸗ nach H. 10. deſſelben Artikels die Naturalbeſtaͤnde und Vorraͤthe aller Art derjenigen Regierung verbleiben, 
tair Effekten. in deren Gebiet fie ſich am Sten Juni 1815. befunden haben; fo findet ein Gleiches auch in Anſehung der Mi⸗ 


litair⸗Kaſſenbeſtaͤnde, Vorräthe und Effekten Statt. i 


b. Vor⸗ 2) Nicht minder begiebt die Koͤnigl. Saͤchſiſche Regierung ſich ebenſo, wie dies Art. XII. §. 11. in 


der General⸗ 
Kriegskaſſe. 


Gefangenen. 


ſchuͤſe aus, Anſehung aller Anſprüͤche air die, von landesherrlichen Kaſſen des Koͤnigreichs an landes herrliche Kaſſen oder 
Kreiſe, Diſtrikte und Behörden des Herzogthums überhaupt geleiſteten Vorſchuͤſſe geſchehen, fo auch der eben 
dieſen Behoͤrden aus der General⸗Kriegskaſſe gegebenen Vorſchuͤſſe zu Gunſten des Herzogthums Sachſen. 
. Schulden 3) Von den Schulden der nurgedachten Kaſſe übernimmt die Koͤnigl. Preuß. Regierung die Befriedi⸗ 
dieſer Kaffe, gung derjenigen Forderungen, welche Unterthanen des Herzogthums Sachſen 5 i 
a) für die vom Lande gelieferten Pferde; EN ** 
b) für die von demſelben in den Jahren 1808. u. 4806. gelieferten Naturalien an Getreide, Heu und Stroh; 
c) an, den vormaligen Kompagnie⸗Inhabern auf den im Jahre 1809. erlittenen feindlichen und erweis⸗ 
llioch unverſchuldeten Verluſt zukommenden Vergütungen; i 
d) an Kompagnie⸗Uebergabgeldern, nach Abzug der, von den ehemaligen Kompagnie⸗Inhabern aus ihrem 
Dienſt etwa zu leiſtenden Vertretungen, welche den Koͤnigl. Preuß. Kaſſen zu Gute gehen, und weshalb 
die darüber ſprechenden Schriften und Nachrichten an Preußen auszuliefern find; > 
e) an Loͤhnungs⸗ und Beimonkirungs⸗Gelderñß:n; & 8 i 
1) für Rekrutirungs⸗Aufwand; EEE = 5 
g) an Lazarethkoſten, unnd 8 rn Ss SEEN 
h) für die von und mit dem Jahre 1806. bis Sten Juni 1815. geſchehenen Lieferungen an das Koͤnigl. Saͤchſi⸗ 
ſche Militair und aus den wegen dieſer etwa abgeſchloſſenen Kontrakten zuſtehen, ohne einige Theil⸗ 
d nahme der Koͤnigl. Saͤchſiſchen Regierung. : Er — 2 g 
Koſten des 4) Ferner vertritt Preußen die, wegen des Feſtungsbaues von Torgau und Wittenberg, Privatper⸗ 
Feſtungsbaues ſonen etwa noch zuſtehenden Forderungen ohne Unterſchied, ob dieſe ſich im Herzogthum oder Königreich Sach⸗ 
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. fen oder in andern Ländern befinden. Die etwanigen aus fißfalifchen Kaſſen zu dieſem Behuf geleiſteten Vor⸗ 


und Witten⸗ 


berg. ſchuͤſſe, fo wie überhaupt die Königl. Saͤchſiſchen Kaſſen dieſerhalb zuſtehenden Forderungen hingegen werden 
SE als aufgehoben angeſehen und für erlofchen erachtet; Sämmtliche, die beſagten Feſtungen und deren Bau 
betreffende Akten, Rechnungen, Beläge und ſonſtige Schriften follen daher ungeſaͤumt den Herzoglich⸗Saͤchſi⸗ 

f ſchen Behörden ausgeantwortet werden, 2 € 
Verpfſe⸗ 5) Wegen der von auswärtigen Staaten für die Verpflegung Königl. Saͤchſiſcher Militairs von und 


= SE mit dem Jahre 1806. an bis zum Sten Juni 1815. gegen Sachſen erhobenen und vielleicht künftig noch zu er⸗ 


che auswaͤrti⸗ 


ger Staaten. hebenden Anſprüche, foll von beiden Koͤniglichen Regierungen gemeinſchaftlich im diplomatiſchen Wege mit 


den betreffenden Mächten verhandelt, und demnächſt die weitere Beſtimmung des Verhaͤltniſſes der Theil⸗ 
nahme zur Bezahlung der Paſſiven und Einziehung der Aktiven getroffen werden. 
6) Sopiel jedoch die, von der Kaſſerlich⸗Ruſſiſchen Regierung für die dem Köoͤniglich⸗Saͤchſiſchen Mi⸗ 


Ruſſiſche 
Vorſchüſſe litair während der Gefaugenfchaft in Rußland gemachten Vorſchuͤſſe etwa anzubringenden Anſprüche anlan⸗ 


an die Sachſ. get, hat man ſich dahin vereiniget, daß dieſe von der Koͤnigl. Saͤchſiſchen Regierung allein vertreten werden, 

Preußen aber die Tilgung der, den, in Koͤnigl. Preußiſche Militairdienſte getretenen oder auch nur im Her: 

zogthum Sachſen am Sten Juni 1815, wohnhaft geweſenen ehemaligen Koͤnigl. Saͤchſiſchen Offiziers zur Dek⸗ 

kung jener etwanigen Anſprüche innebehaltenen Traktamentsgebuͤhrniſſe an befagte Offiziers oder ihre Erben 
übernimmt. W 8 3 Bu Me een $ 

: 7) Sind 


— 


x 


5 
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7) Sind die Offiziere und resp. vormalige Kompagnie⸗Inhaber, deren unter No. Z., c., d. und unter Fall, wenn 

6. genannten Forderungen in Frage kommen, vor dem sten Juni 1815, verſtorben, ſo entſcheidet, dafern jene die Inter⸗ 
im Auslande verſtorben, der Ort des zu der Zeit, wo die Forderung entſtanden iſt, der Truppenabtheilung, een 
zu welcher der Verſtorbene gehörte, angewieſen geweſenen ordentlichen Standquartſers; wenn aber derſelbe ; 2 
in dem Königreiche Sachſen, nach feinem Umfange vor der Abtretung, mit Tode abgegangen, die Lage des f 
Orts, e verſtorben, von welcher von beiden Regierungen die Forderung gegen deſſen Erben, zu 
vertreten iſt. 51 a f BE Na 18 
N 8) In Anſehung der von Sachſen für die Verpflegung Preuß. Truppen in den Jahren 1805. und Verpfle⸗ 
1806. gemachten Forderungen, fo wie gegenſeitig wegen der von Preußen gegen Sachſen, wegen Verpfle⸗ gungsauf⸗ 
gung Koͤnigl. Saͤchſiſcher Truppen in den Rheinprobinzen in Anregung gebrachten Anſprüche, iſt man dahin Sich n 5 
uͤbereingekommen, daß die desfallſigen fiskaliſchen Anfprüche, gegen einander aufgehoben, und als völlig er Freuß. 1 
lediget zu achten ſind, die der Unterthanen des einen oder andern Landestheils dagegen, ohne Beziehung auf pen. 
die gegenwärtige zu Vollziehung des Traktats vom 18ten Mai 1815. zwiſchen Sachſen und Preußen abge⸗ N 
ſchloſſene Konvention einer näheren Erörterung und Feſtſtellung vorbehalten werden. FRE: 

9) Wegen der ſogenannten Trauſcheingelder- hauptfaͤchlich zu den Schulanſtalten bei dem Militair Trauſchein⸗ 
beſtimmten Kaſſe, hat man ſich dahin vereiniget, daß Preußen von dem Beſtande derſelben zu feinem An⸗ gelder. 


104 


theil die Summe von 5,019 Rthlr. 0 s 
erhalt, und zu deren Erfuͤllung dieſer Regierung i wa 
a) baar ( — 2 TE TI ß Fk .0o. 28 “oe 1801 Rthlr. 


b) in Schwediſchen Obligationen ‚ne "ge ..0.0 .... “or „„ „„ ° ER 1500 
e) in unzinsbaren Kammerkredit⸗Kaſſen⸗ oder ſogenannten Spitzſcheinen .. 168 — 
d) in 2prozentigen Kammerkredit⸗Kaſſenſcheintr nns 1550 - 
daraus überliefert werden, wogegen dieſelbe ſich zu Gunſten des Koͤnigreichs Sachſen aller weiteren Anſprü⸗ 
che an den Fonds ſothaner Kaſſe begiebt. ehr: ne 5 
10) Die von den Militair⸗Rechnungsfuͤhrern der Koͤnigl. Saͤchſiſchen Regierung beſtellten und in den Kautionen 
Händen Königl. Saͤchſiſcher Behoͤrden befindlichen Kautionen, werden von der Kdnigl. Sächfifchen Regierung der Militair⸗ 
vertreten, und ſolche, in ſofern die Rechnungsbeamten in Preußiſche Dienſte getreten oder am sten Juni Rechnungs⸗ 
18418. im Herzogthume Sachſen befindlich geweſen find, der Koͤnigl. Preußiſchen Regierung ausgeantwortet, führer. 
auch deren Rechnungen dieſer ausgeliefert, wenn ſelbige Kaſſen betreffen, welche nach der Beſtimmung ad 1. 
als zum Herzogthum Sachſen gehoͤrig anzuſehen ſind. : N : &% 2 
Art. XIV. In Betreff der, zu den, im öten Artikel des Traktats vom 18ten Mai 1815., einer Penſtonen, 
näheren Auseinanderſetzung vorbehaltenen Laſten, gehörigen Penſionen und ähnlichen Bewilligungen, hat man Wartegelder 
ſich dahin vereiniget, daß jede der beiden Königlichen Regierungen von den Penſioniſten und den auf Wartegeld 1e. 
ſtehenden Beamten im Zivil- und Militairdienſt, imgleichen von den mit Proviſionen verſehenen Invaliden 
und anderen dergleichen Unterſtuͤtzungen genießenden Perſonen, alle diejenigen ohne weitere Ausgleichung 
übernimmt, welche am sten Juni 1815, in ihrem Gebiete den weſentlichen Wohnſitz hatten. Dieſe Verbinde 
lichkeit ändert ſich nicht, wenn auch dergleichen mit Penſionen, Wartegeldern, Proviſionen oder ſonſtigen 
Unterſtͤͤtzungsbenilligungen verſehene Perſonen in der Zwiſchenzeit einen anderen Wohnſitz im jenfeitigen 
Gebiete gewahlt hatten, oder kuͤnftig wählen ſollten. Der Bezug ihrer vorigen Genuͤſſe wird ihnen dieferhalb ° 
weder entzogen noch erſchwert werden. 9 5 FR 
Wegen der auf gewiſſe Stiftungsfonds insbeſondere gewieſenen Bezuͤge, iſt jedoch denjenigen Beſtim⸗ 
mungen nachzugehen, welche theils durch die, am 27ften Juli 1817. abgeſchloſſene Konvention über die Stif⸗ 
tungen bereits getroffen worden, theis im XXII — XXVII. Artikel feſtgeſetzt ſind. g EN. 
Art. XV. Vas die unter den, in den vorhergehenden Artikeln enthaltenen Beſtimmungen nicht mitbes .. Ständifche 
riffenen ſtaͤndiſchen und ritterſchaftlichen Kaſſen anlanget, da iſt die Vereinigung dergeſtalt erfolgt, daß und titten 
ſolche in den unzerthelten De und Kreiſen den Ständen eines jeden Gebiets verbleiben; hingegen in schaftliche 
der Oberlauſitz, dem Meißner, Leipziger und Voigtländiſchen Kreiſe, imgleichen den Stiftern Merſeburg WEL 
und Naumburg die Abtheilung der Beſtande dieſer Kaſſen und die Ausgleichung wegen deren Ruͤckſtaͤnde ſo⸗ 
wehl als die Auseinanderſetzung wegen der übrigen auf den ſtaͤndiſchen Verbindungen in dieſen Kreiſen 
beruhenden Verhaͤltnſſe durch Uebereinkunft der elgends dazu niedergeſetzten ſtaͤndiſchen Deputirten, unter 
Genehmigung der beiderſeitigen Königlichen Regierungen bewirkt werden fol, Was in ſolcher Maaße feſt⸗ 
1 werden wird, ſoll gleiche Kraft und Wirkung haben als ob es der gegenwaͤrtigen Konvention aus⸗ 
drücklich einveileibt worden waͤre. i 8 1 e Peaigg 


In 


* 


In Anſehung der Reſte bei vorerwähnten Kaſſen iſt den ſtändiſchen Deputirten die noͤthige Vereini⸗ 
gung zu treffen überlaſſen worden, jedoch mit der Beſchraͤnkung, daß, wenn dieſe Einigung bis zum 
Iten Juni 1818. nicht erfolgt ſeyn ſollte, jedem Theil auch bei dieſen Kaſſen die Einziehung der Reſte ohne 
Zurechnung uͤberlaſſen bleibt. i 50% 
Kottbuſſer Art. XVI Der, im 12ten Artikel des Traktats vom 18ten Mai 1815., erwähnten Reklamatio⸗ 
Kreis. nen der Königl. Saͤchſiſchen Regierung, in Abſicht des Kottbuſſer Kreiſes und der, von Preußen gemachten 
5 Gegenforderungen halber, haben beide Theile ſich verglichen, daß dieſe gegenſeitigen Forderungen wegen 
Einkommen und Leiſtungen aus dem Kottbuſſer Kreſſe oder wegen Vorſchuͤſſe und Verwendungen für den⸗ 
i ſelben, gänzlich gegen einander aufgehoben werden follen, \ ao f 
Brandkaſſe und Art. XVII. Nach der, durch die Konvention vom 23ſten Februar 1846. erfolgten Auflöfung des 
ee re Spzietätd = Verbandes zwiſchen dem Königreich und dem Herzogthum Sachſen, 
. at man f : 
Alte Brand⸗ 1) wegen der Fonds der ſogenannten alten Brandkaſſe, welche vermoͤge Koͤnigl. Sächfifchen Re⸗ 
kaſſe. ſkripts vom 29ften Mai 1788. mit 3 für die Mobiliar⸗ und mit 3 für die Immobiltar⸗Brandkaſſe der 
neuern erblaͤndiſchen Brandoerſicherungs⸗Anſtalt übereignet worden find, die Uebereinkunft getroffen, daß 
ſolche mit Beobachtung dieſes Unterſchiedes zwiſchen beſden Regierungen, nach dem, bei der erbländiſchen 
Brandverſicherungs-Anſtalt, am 5ten Juni 1815. ſtattgehabten Verhältniß der geſammten Beiträge oder 
der damit übereinſtimmenden geſammten Aſſekurationsſumme des Königreichs und des Herzogthums Sach⸗ 
ſen getheilt werden. In Ruͤckſicht dieſer Abtheilung hat man ſich übrigens noch dahin verglichen, daß bei 
Feſtſtellung des Maaßſtabes, die Niederlauſitz, imgleichen die Schwarzburgiſchen Aemter Keſbra und Herin⸗ 
gen, ob ſie ſchon bei Erlaſſung des obgedachten Reſcripts in dem Sozietätöverbande noch nicht begriffen wa⸗ 
ken, gleichwohl mit in Anſchlag gebracht werden. 
N Vorſtehende Beſtimmungen gewähren einen Abtheilungsmaaßſtab 
a) bei der Immobiliar⸗Brandkaſſe 8 
SS = von SE, für das Königreich, 
= And 2 für das Herzogthum, 
bp) bei der Mobiliar⸗Brandkaſſe, f 
ER von es für das Königreich, 
ER und von reg fur das Herzogthum. i 
i Nach dieſem Maaßſtabe erhalt von den Beſtaͤnden der alten Brandkaſſe Sachſen auf ſeinen 
= Antheil t. 0 0 80 en eiee Mae ine b . ee. „ „„ 60,760 Rthlr. 9 gr. 9 pf. 
N und Preußen 35,786 Kthlr. 20 gr. 5a pf. 
5 9 75 in den, in der Beilage unter L. verzeichneten Valuten. RIES a 
5 eit den darunter befindlichen hypothekariſchen Kapitalien bekommt jede Regierung die davon rück⸗ 
ſtaͤndigen und laufenden Zinſen; von den jeder Regierung uͤberwieſenen Staatspapferen bezieht ſelbige die 
Zinſen von 15 mit 10 e an. gaſf 2 50 ö 5 15 
Immobi⸗ 2) Zur neueren Immobiliar⸗Brandoerſicherungskaſſe gewährt Preußen annoch die, für den Eintritt 
liat Brand⸗ der Niederlauſitz in die Sbzietat rückſtändige Zufeähßfüunitiie 998 i 5 i e 5 8 
a f i 35844 Rthlr. 7 gr. 6 pff. a 
kungs⸗Kaſſe. und in Folge der beſchehenen endlichen Abrechnung in Anſehung der Beiträge und Vergitungen bei dieſer 


u 3b. Kaffe, hat nach Maafgabe der, unter M. beiliegenden Ueberſicht, das Königreich Sachſen an das Herzog⸗ 


bh 
FR 


thum annoch 19,113 Rthlr. 14 gr. 6 pf. herauszuzahlen. i 
N 3) Hinſichts derjenigen ſtreitig geweſenen Orte, welche durch die, Art. I. erfolgte endliche Grenzbe⸗ 
Ne ſtimmung, der Regierung des einen Landestheils zugewieſen ſind, bis dahin aber ſich in dem Beſitze der Regie⸗ 
Streitig ges kung des andern Landestheils befunden haben, auch in dieſer Beziehung, als Theilnehmer der Brandver⸗ 
weſene Orte, ſicherungsanſtalt des letztern Landestheils find behandelt worden, kommen beide Kinigliche Regierungen 
ung dahin überein, daß es dafür angeſehen werden ſolle, als wären dieſe Orte bereits feit dim Aften April 1816. 
der Brandoerſicherungsanſtalt desjenigen Landestheils einverleibt geweſen, zu welchem nieſelben gegenwärtig 
‚gehören. Es werden daher dieſen Orten, die der Brandverſicherungsanſtalt des andert Landesthelle bereits 
entrichteten Beiträge zurückgewaͤhrt, auch wird gegenſeitig den Brandverſicherungsanſtalten die, zum Erfaß 
der erlittenen Brandſchaͤden an Orte des anderen Landestheils gezahlte Verguͤtung erfattet, und es wird, 
inſoweit es nicht bereits geſchehen, ſich daruͤber berechnet werden. RE 
Mobiliar⸗ 4) In Anſehung der Mobiliar⸗Brandverſicherungskaſſe hat man ſich dahin vereiniget, daß der am 


Brandverſt⸗ Iſten April 1840. in derſelben ſich befundene Veſtand, nach dem Verhoͤltniß der am Aften Januar gedachten 
cherungskaſſe. . f 8 5 \ Jahres 


+ 


. 
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Jahres in den beiderfeitigen Landestheilen annoch zu vergüten geweſenen Mobiliar⸗Brandſchaͤden zu theilen; 
hiernaͤchſt, ruͤckſichtlich der, im Koͤnigreiche Sachſen zu verguͤtenden mehreren Brandſchaͤden, überdies von 
Preußen aus ſeinem Antheil an dem Veſtande der alten Brandkaſſe eine Averſtonal⸗Summe von 
2000 Rthlr. in Kammerkredit-Kaſſenſcheinen zu 2 Prozent zinsbar, 

an Sachſen zu vergäten ſey. Dieſemnach, und in Gemaͤßheit der unter N. anliegenden Berechnung, erhalt 
das Koͤnigreich Sachſen von dem Herzogthume die Summe von f ’ 3 

5 5790 Rthlr. 14 gr. 5 pf. / „% 
Jedem Landestheile bleibt uͤbrigens die wegen Leiſtung der ruͤckſtaͤndigen Mobiliar⸗Brandſchaͤden⸗Verguͤtun⸗ 
gen zu treffende Verfügung anheim gegeben. 410 a 
; Art. XVIII. 1) Von den Fonds der Huͤlfs⸗ und Wiederherſtellungskomiſſion werden der Königl. Fonds dee 
Preußiſchen Regierung zur eigenen Dispoſition und Einziehung aller Berechnungspoſten, Vorſchüſſe, Beſtaͤnde, Huͤlls⸗ und 
etwanige Pfaͤnder und Kapikalien uͤberlaſſen, welche für Unterthanen des Herzogthums Sachſen verwendet e ; 
worden find und am sten Juni 1815. im Herzogchume aus ſtanden oder ſich in daſigen Kaſſen befanden. Die mi 11 15 om⸗ 
darüber ſprechenden Schulddokumente und Beweiſe ſammt den, der gedachten Kommiſſion von Behoͤrden und 0 
Individuen dieſes Herzogthums übergebenen Rechnungen werden an, Preuß: ausgeliefert, in ſofern ſie nicht = 
auch Gegenftände des Königreichs betreffen, als in welchem letzteren Falle daraus blos die noͤthigen Abſchrif⸗ 
ten und Auszüge gegeben werden. Dagegen verzichtet die Koͤniglich⸗Preußiſche Regierung auf alle weiteren 
Anſpruͤche an die übrigen Fonds gedachter Kommiſſton und die am sten Juni 1815. im Hug kiche Sachſen 
vorhanden geweſenen Beſtaͤnde, Kapitaljen und etwanige Pfaͤnder. . . 

2) Wegen der bel dieſer Hilfs = und Wiederherſtellungskaſſe vorhandenen Schulden und bei derſelben Schulden 
zu beſtrelkenden Regiekoſten, deren antheilige Vertretung in Anregung gekommen, hat man Saͤchſiſcher Seits und Regie⸗ 
ſich jedes weiteren Anſpruchs wegen ſothaner Paſſioforderungen von 17,650 Rthlr. imgleichen 18,407 Rthlr. a dleſer 

5 Gr. 11 Pf. begeben, wogegen man Preußiſcher Seits aller Theilnahme an dem wegen jenes Paſſivi beſtellten e 
im Koͤnigreich Sachſen befindlichen Pfande entſagt, auch die Hälfte der bis mit dem November 1817. berech⸗ 
neten Adminiſtrationskoſten mit 4465 Rthlr. 7 Gr. 9 Pf. uͤbernimmt, außerdem aber die Koͤniglich⸗Preußiſche 
Regierung von jedem ferneren Beitrage zu den Adminiſtrationskoſten entbunden wird. 
Art. XIX Wegen der Hebammeninſtitute zu Leipzig und Wittenberg und deren Fonds iſt man Hebhammen⸗ 
dahin uͤbereingekommenn e e 8 Juyſtitute. 
a 4) daß jedem dieſer Inſtitute das demſelben ausſchließend zugehörige Vermögen, imgleichen die bis 
zum sten Juni 1815. fuͤr ein jedes derſelben aus den gemeinſchaftlichen Fonds verwendete Summen, ohne 
weitere diesfallſige Nachrechnung verbleiben + u, 
229) Von dem aus den ſtaͤndiſchen Bewilligungen herruͤhrenden, bermdge der durch beiderſeitige Rech⸗ 
nungsbeamte beſchehenen gemeinſchaftlichen e „am sten Juni 1815, die Summe von 5 
e eee 4.5 e e 0308 Nehlr 6 BRD, i ar 
theils in baarem Gelbe, theils in Staatspapieren und Aktivis betragenen Beſtande erhält Preußen ein Pauſch⸗ 
Quantum von 12,000 Rthlr. und zwar in nächbemerkten Baluten, nehmlich: 2 5 
a) Zweitauſend Zweihundert Thaler in Fregeſchen Partialobligationen, 0 2 
b) Eintauſend Einhundert und Funfzig Thaler in ſogenannten Reichenbachſchen Obligationen, : a 
c) Fünftauſend Sechshundert und Funfzig Thaler in zweiprozentigen Kammerkredit⸗Kaſſenſcheinen, Re 
d) Dreitauſend Thaler in bgarem Gelde. BE — f 

Von den unter a. b. und o. bemerkten Staatspapieren werden Preußen die Zinſen vom sten Juni 1815, 
an entweder in unerhobenen Koupons oder baar nebſt Zinsleiſten gewahrt. i ; 

3) Gegen dieſes Pauſchquantum entſagt die d bee dr e Regierung allen und jeden weiteren : 
Anſprüchen ſowohl auf die gemeinſchaftlichen Fonds und Beſtaͤnde der Königlich» Sächſiſchen Hebammeninſti n 
tute, als auch namenklich auf das Leipziger Inſtitut und das demſelben durch Vermaͤchtniſſe und ſonſt zuſtan⸗ : 

dige Vermdgen. Gegenfeitig entſagt die Königlich Sächfifche Regierung ihrer Seits allen Anſprüchen im 
Anſehung des Wittenberger Inſtituts und deſſen Vermögens. 


4) Die Auszahlung des vorb 


enaunten Pauſchquauti erfolgt ſofort nach Unterzeichnung dieſer Kon⸗ a 
vention. > EN 3 
Art. XX. In Anſehung des, im Herzogthume Sachſen gelegenen Soldatenknaben⸗Inſtituts zu Sol 5 

Annaburg, begiebt ſich die Koͤniglich⸗ Sächſiſche Regierung aller Theilnahme an den Fonds und den, 1755 a 
zten Juni 1815. bei dem Inſtitute ſich befundenen Natural und etwanigen Kaſſenbeſtänden. ſtitut zu An⸗ 
Wegen des legirten v. Unruhſchen Kapitals von 2000 Rthlr. iſt man jedoch vergleithsweiſe uͤberein⸗ MONTE 
gekommen, daß von ſelbigem jede der beiden Regierungen die 8 „ nebſt deren Zinſen zu erhalten habe, 

a 8 N Fur 


* 
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Fbr die, nach dem Königreiche Sachſen gehdrigen, am sten Juni 1815, aber ſich im Inſtitute befun⸗ 
denen Soldatenknaben, wird, ſo lange dieſe ſich noch in dem Inſtitute aufhalten, von dem 1ſten Juli gedach⸗ 
ten Jahres an, der Koͤniglich⸗Preußiſchen Regierung von der Koͤniglich⸗Saͤchſiſchen Regierung, 4 Gr. 3 Pf. 
taͤglich oder Fünf und Sechszig Thaler jährlich „ für jeden Knaben verguͤtiget; über den Betrag des Ruͤckſtan⸗ 
des wird die noͤthige Berechnung angelegt, und dieſer, nach Vollziehung gegenwärtiger Hauptkonvention 
baar abgeführt, die Berichtigung der künftigen Verpflegungsgelder aber in vierteljaͤhrigen Raten, baar bes 
wirkt werden. 8 FAR ARE 

Wegen Zuruͤckgabe und Zurücknahme der, in das Königreich Sachſen gehörigen Zöglinge wird für 
beide Theile eine dreimonatliche Aufkündigungsfriſt beſtimmt. f 
AJulgemelne. Art. XXI. In Anſehung der allgemeinen Straf⸗ und Verſorgungs⸗, Irren⸗, Waiſen⸗ und Land⸗ 
= EURER arbeitsanſtalten, deren Fonds, Beſtände und ſonſtigen, hier in Frage kommenden Verpältniffe „ wird, nach⸗ 
 Yandarkeilsme, dem durch beiderſeitige ſubdelegirte Beamte die nöͤthigen Erörterungen aus den Akten und Rechnungen ange⸗ 
kalten. ſtellt, und ihre Fonds genau konſtatirt worden, Nachfo gendes feſtgeſetzt: 5 
Beſtimmnn. ) Die Anſtalten ſelbſt bleiben, nebſt den dazu gehdrigen Gebäuden und Grundſtuͤcken, demjeni⸗ 


gen wegen der i i 5 
1 An gen Landestheil, unter welchem ſie gelegen ſind 


ſtalten, deren 2) Den einzelnen Anſtalten verbleiben ebenmaͤßig und gehen mit ihnen, ohne weitere Nachrechnung, 
Vermoͤgen u. an den betreffenden Landestheil uber: die von ihnen am sten Juni 1813, etwa noch zu beziehen geweſenen 
f. w. Nutzungen, und rüͤckſtaͤndigen Zieh⸗ und Verpflegungsgelder, die Verbindlichkeit derſelben zu Leiſtung der 
: " damals annoch zu entrichten geweſenen Abgaben „die Berichtigung der an nurgedachtem Termine noch nicht 
juſtiftzirten Rechnungen mit allen dazu gehörigen Aktivis und Paſſiwis, das einer jeden Anſtalt eigenthuͤmlich 
zugehbrige Vermögen überhaupt, auch die, durch Legate oder Schenkungen ihnen zugewieſenen einzelnen 
Alte imgleichen die am sten Juni 1815. ſich daſelbſt befundenen Suventariens und Naturalbeftände 
aller Art. . f 3 V 13 f a 
3) Eben dies gilt auch in der Regel von den, bei den einzelnen Anſtalten am sten Juni 1845, ſich 
befundenen Gelobeftänden, und blos in Ain des, bei einigen ſolcher lea fen damals vorraͤthig ge⸗ 
weſenen ſogenannten eiſernen Brandes, findet hierunter eine Ausnahme inſofern ſtatt, als dieſe zuſammen 
Zehn Tauſend Thaler in Kaſſen⸗Billets betragende, eiſerne Beſtaͤnde bei der Auseinanderſetzung uͤber die 
Hauptkaſſe der Straf⸗ und Verſorgungsanſtalten zur Berechnung und Theilung gebracht werden. 0 
Ausſtehen⸗ 4) Die am sten Juni 1815, a e e Reſte auf Kollektengelder, Beiträge von Innun⸗ 
de Aktivreſte. gen und Beſoldungsabzuͤge, verbleiben demjenigen Landestheil „in welchem fie an gedachtem Tage ausge⸗ 
fanden, und die etwankgen Proprereſte der Lotterie⸗Kollekteurs, den Anſtalten desjenigen Landestheils, in 
weichem die Lotterie⸗Kollekteurs damals wohnhaft geweſen. n 1 
Kautionen. 8) Die Kautionen der, bei den Anſtalten angeſtellten Offizianten, kommen an diejenige Regierung, in de⸗ 
ren Landestheil die Juſtitute, an denen die Kautionsbeſteller am Sten Juni 1815. angeſtellt waren, ſich befinden. 
5 Wegen der, feit dem sten Juni 1845, von den baar erlegten Kautionen bezahlten Zinſen ſoll keine 
8 Nachrechnung Statt finden. i 1 5 1 i 5 
Averſtonak⸗ 6) Die von den de en eingezahlten Averſional⸗Quanta, und dies allſige Depoſita, imgleichen 
veroflegungs⸗ das, den Verpflegten etwa an heimgefallene und unter den Aktivis der Armen aus Hauptkaſſe bereits mit 
Spun und enthaltene Vermögen, verbleiben, ohne alle dies fallſige einzelne Ah⸗ und Zurechnung, bei der gedachten 
8 Entſchabk⸗ Kaffe und jede der beiden Königl. Regiernngen übernimmt, ohne diesfallſige Naͤchrechnung, in Anſehung der 
dungen. Unterthanen ihres Landestheils die Verbindlichkeit zu den, wegen früheren: Austritts der Verpflegten, etwa 
zu gewaͤhrenden Entſchaͤdigungen. a 


Anſpruch 7) Zur Berichtigung der, Seitens der Strafanſtalten der Miederlauſitz, wegen der 45ſten Lotterie ge⸗ i 
der Nieder⸗ machten Forderung, vereinigt man ſieh dahin: daß diesfalls 1300 Rthlr. als ein gemeinſchaftliches Paſſivum 
Lauſiß. aus dem Fonds der Armenhaus ⸗Hauptkaſſe berichtiget, und Preußen gewaͤhrt werden. i 


Ahthefkung 8) Das Aktiv⸗ und Paſſiv⸗Vermdgen bei der Armenhaus⸗Hauptkaſſe, hat man, nachdem über die, 
des Fonds der in Anſehung einiger hierbei in Frage gekommenen Poſten, eingetretene Zweifel, zwiſchen den beiderſeitigen 
Armenhaſus⸗ Bevollmächtigten eine Vereinigung getroffen, und einem, unterm 28ſten und 29ſten Dezember 1818. von 
Hauptkaſſe. ihnen unterzeichneten Protokoll einverleibt worden, in derjenigen Maaße feſtgeſtellt, wie die, der gegenwärtigen 

5. Konvention unter O. beigefuͤgte Ueberſicht näher nachweiſet, und welche daher von beiden Theilen als richtig 
anerkannt wird. i f 1 - \ 

9175 9) Das, Inhilts der nurange zogenen Ueberſicht, nach Abzug der Paſſivorum, dei der Armenhaus⸗ 

. Hauptkaſſe verbleibende Aktivoermögen, wird zwiſchen Preußen und Sachſen, nach einem, mit Ruͤckſicht 
i \ an 


* 


auf die Bevölferung der Gebſetstheile, für welche die befraglichen Anſtalten beſtimmt waren, und vergleichs⸗ 
weiſe feſtgeſetzten Maaßſtaabe abgetheilt, se Na Sachſen 

Nr 5 Sieben Zehntheile, f 
Preußen aber, wegen des abgetretenen Theilss 51 ö 
5 Drei Zehntheile 
erhaͤlt. 5 


In welcher Art die Theilung nach dem nurgedachten Maaßſtabe ausgeführt und wie hierbei nament⸗ 

lich in Anſehung der, in den beiderſeitigen Landestheilen theils ausſtehenden Aktivorum, theils zu berichti⸗ 

genden Paſſivorum verfahren werden ſoll, dies iſt in dem, bei dem vorhergehenden Sten H. angezogenen Pro⸗ 
tokoll vom 28ſten und 29ſten Dezember 1818. sub. No. I. Litt. r. naher beſtimmt worden. f 
i 40) Die in den Straf⸗ und Verſorgungs⸗, Irren⸗„,Waiſen⸗ und Landarbeitshaus⸗ Anſtalten des einen „ Gegenfetig⸗ 
Landestheils ſich befundenen und verpflegten Unterthanen aus dem jenſeitigen Landestheil, werden, inſoweit AL | 


ſolches nicht bereits geſchehen, an die Regierung des nurgedachten Laudestheils abgegeben und von derſelben Sana in 


r 2 den Auſtaltengn 
ehebaldigſt übernommen, 5 . & : ich benden den 
Die näheren Beſtimmungen über die, bei deren Transportirung zu beobachtende Modalität, und Vers u 4 


wegen der diesfallſigen Koſten, enthält das mehrangezogene Protokoll vom 28ſten und 29ſten Dezember 1818. a eennue 
unter dem Buchſtaben u. . N 8 33 i Feige 
5 Wegen des, für dergleichen in dem jenſeitigen Landestheil gehörige Perſonen, ſeit dem Sten Zum 
1815. ſtatt gefundenen, und bis zur Abgabe noch ferner auflaufenden Verpflegungsaufwandes, iſt feſtgeſetzt > 
worden, daß auf gedachten Zeitraum: 5 f 
für einen ſogenannten Diſtinguir tens 120 Ahr, 
e e Hulbdiſtingurten 200, 5 


> RE EIER 6 ber 
„gemeinen Armen, imgleichen für einen Straͤfling und Vagabonden in den Straf⸗ 

5 JJ AUHMSHEN AG ana errors 72 

fur ein in dem Waiſenhaus zu Langendorf verpflegtes Waiſenkind aber 65 — 

jährlic) gegenſeitig vergütet und ſich nach dieſen Satzen berechnet werden Toll, 8 

11) Die aus der Koͤnigl. Saͤchſiſchen Rentkammer an das, in dem abgetretenen Theile gelegene, Bewndere de. 
Waiſenhaus zu Langendorf vormals Statt gefundene Zahlung von 200 Rthlr. jahrlich, hort mit dem Sten zen des ue 
Juni 1815. auf; und hiermit zugleich das zeitherige Recht Königl. Sächfifcher Behörden zu Beſetzung von Bauder Cnne 
Stellen in 3 en a bal der Wenienebie: Hape ü ſich befund 9 i al rer, 
42) In Anſehung des, bei der Armenhaus⸗Hauptkaſſe Tic) ! enen, ſogenannten Unterſtirz⸗ unterſtuͤß⸗ 
zungsfonds, deſſen 5 Zweck die Unterſtuͤtzung emeritirter Lotteriebedienten und deren Wien Aung Fonda a 
und Waiſen, imngleichen außerordentliche Gratifikationen für dergleichen Beamte war, it man übereinge⸗ 8 
kommen, daß der am sten Juni 1815. in beſagtem Fonds ſich befundene, in der bereits angezogenen Ueber⸗ 
ſicht unter O. nach feinen einzelnen Valuten aufgeführte Beſtand, nach dent, beſage des gten F. wegen der 
Armenhaus⸗Hauptkaſſe feſtgeſetzten Maaßſtabes zwiſchen Sachſen und Preußen ebenmaͤßig abgetheilt wer⸗ 


den ſoll. 8 . a 
f 5 13) Wegen der Landarbeitshaus⸗Hauptkaſſe iſt man übereingekommen, daß Preußen von ſelbiger ein Landarbeitz⸗ 

Pauſchquantum von o haus ⸗Haupt⸗ 

bil. a a Dreißig Tauſend Thaler kaſſe. 
Dieſes Averſionalquaatum wird in der Maaße berichtiget, daß Preußen alle diejenigen Kapitalien, 

welche mehrgedachte Kaffe in dem Herzogthume Sachſen ausſtehen hat, nebſt den, bis zu dem sten Juni 1815. 

daſelbſt ausgeſtandenen Zinsreſten und Beiträgen, welche letztere mit Ruͤckſicht auf deren Unficherheit vera 

gleichsweiſe nur zu 1400 Nthlr. Preußen angerechnet werden, zu überlaffen. Da aber nurgedachte Kapitalien, 

nebſt dieſen ruckſtändigen Zinſen und Beiträgen, die Summe von 30,000 Rthlr. uͤberſteigen, fo wird der 

diesfallſige Mehrbetrag Sachſen bei dem Fonds der Armenhaus⸗Hauptkaſſe vergütet, und Preußen aus der 

letzteren Kaffe um ſopiel weniger gewährt. 5 N 

4 14) In Anſehung der Zinſen iſt feſtgeſetzt worden, daß, ſo viel die Fonds der Armenhaus⸗Hauptkaſſe Zinſen. 
und des Unterſtützungsfonds betrifft, jede Regierung die Zinſen der ihr uͤberwieſenen Kapitalien vom sten Juni 

18185. an erhält, und find ſolche, wenn fie von der Regierung des anderen Landestheils bereits erhoben worden, 


baar derjenigen Regierung, welcher die Fonds überwieſen find, zu gewähren. Von den aus dem Fonds der 


Landarbeitshaus⸗Hauptkaſſe üͤberwieſenen Kapitalien dagegen, ſöllen die vom sten Juni 1815, bis Michaelis 
1818. laufenden Iinſen, derjenigen Regierung ohne weitere m, verbleiben, welche ſolche bereits 
f ; : a D 2 erheben 


erhoben hat. Die etwa aus dem zuletzt gedachten Zeitraume rückſtaͤndigen fo wie die, von Michaelis 1818. an 

’ laufenden Zinſen aber von Preußen erhoben werden. Ps 
Abtragung 45) Die nach den vorſtehenden Beſtimmungen im 9. 12. und 13. §. an der Armenhaus⸗Hauptkaſſe, 
der Preußen dem ſogenannten Unterftäßungsfonds, imgleichen der Landarbeitshaus⸗Hauptlaſſe der Köuiglich⸗Preußiſchen 
nommen Regierung zu gewaͤhrende Antheile empfängt ſelbige in den, in der mehrangezogenen Ueberſicht sub Litt. O. 


nee enthaltenen Maaße, und in den daſelbſt aufgeführten einzelnen Aktivis. a 
Verzichtlei⸗ 196) Preußen verzichtet, gegen Empfang dieſer Antheile, auf alle und jede an die Königlich: Sächftfche 
ſtung. Straf⸗ und Verſorgungs⸗ auch Laud⸗ Arbeits⸗Hausanſtalten, deren Vermögen, Fonds, Nutzungen und 


ſonſt diesfalls zu machenden Anſpruͤchen. i 1 1 1 
Eher go begiebt ſich Sachſen aller, in Beziehung auf die Straf- und Verſorgungsanſtalten au 
Preußen und an die, im Herzogthum Sachſen ſich befindenden dergleichen Anſtalten zu machenden Anſprüche. 
Fromme Art. XXII. Wegen derjenigen frommen Stiftungen und Unterrichts⸗Anſtalten, auf welche der 
Stiftungen Friedenstraktat vom 18ten Mai 1845. und die durch ſelbigen geſchehenen Gebietsabtretungen Einfluß haben, 
und a oder haben konnen, iſt zu Einleitung der darüber erforderlichen Auseinanderſetzung und zu Treffung diesfallſi⸗ 
5 ger allgemeiner Beſtimmungen, bereits zwiſchen den beiberfeitigen Friedensvollziehungs⸗ und Ausgleichungs⸗ 
en Kommiſſionen, unter Mitwirkung des Oeſterreichiſch⸗Kaiſerlichen Vermittelungs⸗Commiſſarii, die unter 
9. , No. IV. anliegende Konvention, d. d. Dresden den 27ſten Juli 4817., geſchloſſen, und durch den Druck bez 
anut gemacht worden. f 2880 f ae 7 
* ö Nachdem in Gemaͤßheit des 14ten g. 2 15 Konvention, eine dffenkliche Aufforderung „wegen von den 
\ faͤmmtlichen Stiftungs⸗Adminiſtratoren in den beiden Landestheilen, über die unter ihrer Verwaltung ſtehen⸗ 
den Stiftungen und deren Verhaͤltniſſe, zu erſtattender Anzeigen erlaſſen, demnaͤchſt in Folge der Hh. H., 14., 
44. und 16. der nurgedachten Konbenkion enthaltenen Beſtimmungen, die nähere Erörterung einzelner Stif⸗ 
tungen durch beiderſeitige ſubdelegirte Kommiſſarien gemeinſchaftlich vorgenommen, dieſe Erörterung auch in 
Anſehung mehrerer Stiftungen bereits vollendet worden, fo ift ſodann über dieſe Stiftungen die Auseinander⸗ 
ſetzung in der, in den folgenden 23, bis 28. Artikeln enthaltenen Maaße erfolgt, und hiernächſt im Allgemei⸗ 
nen noch Folgendes beſtimmt worden. 5 5 85 3. Tan 
_ Känftige, 4) Diejenigen milden Stiftungen, in Anſehung deren, bei der großen Anzahl berfelben, jene Erdrfcrung 
Zer handlung zur Zeit noch nicht beendigt, und daher die Auseinanderſetzung bei dem! lbſchluſſe bieſer Konvention noch nicht 
eh ur hat erfolgen können, werden, um biefen Abſchluß nicht aufzuhalten, zu fernerer beſonderer Unterhandlung 
erörterten Kusgefetzt. Es ſoll in Anſehung derſelben die Erörterung von beiderſeſtigen ſubdelegirten Kommiſſarien thaͤ⸗ 
Stiftungen. khigſt fortgeſetzt, über die Auseinanderſetzung in Anſehung der auf dieſe Weiſe erörterten Stiftungen zwiſchen 
von beiderſeitigen Allerhoͤchſten Regierungen zu ernennende Bevollmaͤchtigte, ſich vereinigt und darüber eine 
Aachtruͤgliche Verhandlung, ſpaͤteſtens ſechs Monate nach erfolgter Ratifikation der gegenwärtigen Haupt⸗Kon⸗ 
f vention, abgeſchloſſen werden. Xi er =: 
= a. 5 2) Inmittelſt und bis zu deſſen Erfolg werden die aus dem einen Landestheile an Stiftungen des an⸗ 
 wgein.itgen we: dern Laudeskhells bisher zu leiſten geweſenen Bezüge, gegenſeitig fortentrichtet. e 5 
a Bi ) In Anſehung der Stipendien iſt man im Allgemeinen dahin übereingefonimen, daß diejenigen, 
un letz deren Genuß vermoͤge der Stiftungen auf Koͤni che Univerfitäten uberhaupt, oder namentlich auf 
der umverſitaͤt Wittenberg ſtatt finden ſoll, nach erfolgter Aufhebung der letztgedachten Univerfität, auch zu 
n Halle genoſſen werden können. N en 8 
Die ausdrücklich für Leipzig beſtimmken Stipendien dagegen dürfen lediglich daſelbſt bezogen werden. 
Beſfimmun⸗ 4) In allen den Fallen, in welchen nicht durch die gegenwärtige en der en „öder ſonſtige 
gen der Kon⸗ deſondere Vereinigung, ein Anderes fach d wird, bewendet es bei den Beſtimmungen der oben angezogenen 
arten Jul en vom 27ſten Juli 1817., welche daher in ſo weit mit gegenwaͤrtiger Haupt⸗Konvention gleiche Kraft 
. ben ſoll. r er tn ae 
ee 6) Wegen der in der nur angezogenen früheren Konvention ausgenommenen, unter ſtändiſcher Aufſicht 
ar wisinhe ſtehe den Anſtalten und Stiftungen in der Oberlauſſtz, wirdüber die von den dann beauftragten ſtändiſchen Depu⸗ 
ebe, tirten diesfalls bereits proſſektirke, oder noch zu enkwwerfende Auseinanderſetzung ſich beſonders vereinigt werden, 
1) Die vor⸗ Art. XIII. Die Ihro Königlichen Majeſtaͤt von Sachſen anheim gefallenen, in dem an Preußen 
maligen deut⸗ abgetretenen Theile gelegenen vormaligen deutſchen Ordensguͤter, die zur ehemaligen Balley Thuͤringen gehoͤr⸗ 
ſchen Ordens⸗ ten Vier Comthurhöfe Zwätzen, Lehſten, Liebſtädt und Naͤgelſtaͤdt, inigleichen der von der vormaligen Ballei 
guter: Heſſen abhängig geweſene Comthurhof zu Griefſtadt, waren nebſt allen ihren Zubehdrungen, Rechten und 
N Einkünften, vermöge einer, von gedachter Ihro Königlichen Majeſſät im Jahre 1844. geſtifteteten Schenkung 
deu beiden Landesuniverſitaten Leipzig und Wittenberg, ingleichen den drei Land⸗ und Förſtenſchulen Alec 
f „ eißen 


Meißen und Grimma als unwiderrufliches Eigenthum gewidmet worden; und da die Univerſitaͤt Wittenberg 
und die Land⸗ und Fuͤrſtenſchule Pforta an Preußen gekommen, die übrigen drei nurgenannten Stiftungen 
aber bei dem Königreiche Sachſen verblieben, fo ift, wegen der dieſen beiderfeitigen Lehranſtalten an den vor⸗ 
genannten Güter zu gewaͤhrenden Antheile, nachbemerkte Vereinigung getroffen worden. = 

55 1) Nach der Anzahl der betheiligten Anſtalten, werden von den erwähnten Gütern, oder deren Werth 
drei Fuͤnftheile auf die drei Koͤniglich⸗Saͤchſiſchen und zwei Fuͤnftheile auf die zwei Herzoglich⸗Saͤchſiſchen An⸗ 
ſtalten vergleichsweiſe gerechnet. le 

2) Da hiernaͤchſt eine Naturaltheilung der Güter, insbeſondere nachdem die Comthurhoͤfe Zwaͤtzen, 
Lehſten und Liebſtaͤdt nebſt ihren Einkünften inmittelſt von Preußen au Sachſen⸗Weimar abgetreten worden, 
eben ſo wenig als ein gemeinſchaftlicher Beſitz und Benutzung derſelben für thunlich und zweckmaͤßig erachtet 
worden; ſo hat man nach vorgaͤngiger Ausmſttelung des Werths der befraglichen Güter ſich dahin vereinigt, 
daß Preußen an Sachſen zur gaͤnzlichen Abfindung, wegen des, der Universität Leipzig, ingleichen den Land⸗ 
und Fuͤrſtenſchulen Meißen und Grunma an den mehrgedachten Gütern zuſtehenden Antheils und der diesfall⸗ 
figen Anſpruͤche, eine, vom iften Juli 1815. an, nach 5 vom Hundert verzinsbare Averſionalſumme von 
IS 400,000 Rthlr. 5 
Einmalhundert und Sechzig Tauſend Thalern, zahlt. 5 

a 3) Dieſe Averſionalſumme wird, durch Ueberweiſung von, zu 5 vom Hundert zinsbaren, ſichern 
hypothekariſchen Aktioforderungen und baaren Zahlungen, welche Sachſen von andern zur Theilung kommen⸗ 
den Stiftungsfonds au Preußen zu gewaͤhren haben wird, ‚compensando berichtiget, und in ſo weit hierdurch 


5 obige Summe nicht völlig erfüllt werden follte, das Fehlende baar geleiſtet. Auf die Zinſen kommt dasjenige 


x 


in Zurechnung, was auf die, nach der gegenwaͤrtigen Uebereinkunft, wegfallenden, vorhin dem Königreiche 
Sachſen und deſſen Inſtituten auf die Ordensguͤter angewieſenen Bezüge, aus erſteren und deren Fonds, ſeit 
Ber Iſten Juli 1845. bereits geleiſtet worden, wogegen gegenſeitig auch alle von Sachſen ſeit dem 1ſten Juli 4845. 
egen der vormaligen deutſchen Ordensguͤter in das Herzogthum Sachſen etwa geleiſteten Zahlungen, demſel⸗ 
ben wieder erſtattet werden. n 
5 4) Gegen Empfang dieſer Averſionalſumme von 2 Rthlr. nebſt den vorbemerkten Zinſen, wird 
der den betheiligten Königl. Saͤchſiſchen Lehranſtalten zuſtehende Antheil an den vormaligen deutſchen Ordens⸗ 
guͤtern, nebſt allen dazu gehörigen Natural⸗ und Geldbeſtänden und Aktiven an Preußen abgetreten, auch 
ſo weit ſelbige bei Königl. Säͤchſiſchen Behörden ſich befinden, ausgehaͤndigt, und Königl. Saͤchſiſcher Seits 


auf alle, in Anſehung der oftgedachten Guͤter und deren Nutzungen zu machenden Anſprüche, namentlich auch 


wegen der, von der Balley Thüringen an die Stipendien⸗Kaſſe zu Leipzig zu leiſtenden ſogenannten Dienſtge⸗ 
ſchirrgelder, verzichtet. 5 ; : ee 
5) Die Königl. Preußiſche Regierung übernimmt die alleinige Vertretung aller auf den. deutſchen Or⸗ 
densguͤtern af Schulden und Laſten, und liberirt daher die Koͤnigl. Sächfifche Regierung und die mehr⸗ 
gedachten Königl. Saͤchſiſchen Anſtalten von allen und jeden diesfallſigen Anſprüchen. n i 
5 Dahin gehören namentlich die Penſionen und Penſtonsrückſtaͤnde für einige Ordenscomthure, Beiträge 
u den Jentrallaſten des vormaligen deutſchen Ordens und alle und jede andere in Beziehung auf gedachten 
Orden etwa zu gewährenden Leiſtungen, die Peuſton für einige, in Dienſten des verſtorbenen letzten Comthurs 
d. Berlepſch geſtandenen Perſonen; imgleichen alle, in den abgetretenen Theil, aus den Gütern und deren 
Einkünften zu leſſteuden, ſowoh! bleibenden als temporaͤren Bezuͤge. 85 
. 6) So wie die Königl. Preußiſche Regſerung, verindge der von ihr übernommenen Verbindlichkeit, 
alle dieienigen Bedingungen zu erfüllen ſich verpflichtet, welche den befraglichen Anſtalten bei Errichtung 
dieſer Stiftung auferlegt worden, ſo gilt dies insbeſondere auch von den Beſtunmungen welche in Folge des 
Königlichen Fündations reſkripts vom Siften Auguſt 1811. zu Gunſten der Erben des letzten Ordens⸗Com⸗ 
thurs und Beſitzers der mehrgedachten Güter v. Berlepſch von der Königl. Saͤchſiſchen Regierung, na⸗ 
mentlich in den Jahren 1813 und 1815. getroffen worden. Die Königl. Preußiſche Regierung verſpricht, 
die, diesfallſigen und etwanigen ſonſtigen, jetzigen und kuͤnftigen Anfprüche der vorerwähnten v. Ber⸗ 
lepſchiſchen Erben eben ſowohl als alle andere an den v. Berlepſchiſchen Nachlaß zu machende An⸗ 
forderungen, allenthalben allein zu vertreten. SER, 7 x 3 4 
7) In Anſehung der von einigen Paͤchtern und auf den Ordensgütern angeſtellten Beamten erleg⸗ 
ten, und bei Kdnigl. Sächſiſchen Behörden deponirten Kautionen, ſoll den, wegen der Kautionen in dem 
42ten Konventionsartikel . 15. enthaltenen allgemeinen, imgleichen den diesfalls bei Gelegenheit der, in 
dem vorſtehenden §. 6. angezogenen Beſtimmungen, in Beziehung auf die v. Berlepfchiſchen Erben 


erfolgten beſonderen Feſtſetzungen, nachgegangen werden. . 
825 8 .. 
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de Art. XXIV. Wegen des Fonds des vormaligen Jungfrauen⸗Kloſters St. Jacob zu Freyber 
Fate 15 und der ſogenannten Freyberger Akzeſſton, vereinigen ſich beide Königliche Regierungen dahin, 998 5 2 
Freyderg un 


5 10 die der Univerfität Wittenberg auf den, derſelben mit 168 Rthlr. jaͤhrlich aus beſagtem Fonds 
Aires. gebührenden Bezug zuſtehende dee ſagtem g 
a 55 lr. f 
Eintauſend Fünfhundert Ein und zwanzig Thalern, von dem Königreiche Sachſen, an das Herzogthum 
baar berichtigt. 


2) Zu fhnftiger Deckung des nur 0 1 Bezuges, biernächft eine Kapitalſumme von 
ö thlr. 5 


: 3 
Dreitauſend dreihundert und Sechszig Thalern, à 5 Prozent verzinsbar, von Oſtern 1818. an, dem Her⸗ 
zogthum Sachſen entrichtet werde. 5 N : 
Sollten auf die, feit Oſtern 1818, gefälligen Termine, Zahlungen an die Univerfität Wittenberg ges 
leiſtet ſeyn, fo werden die hierüber ſprechenden Quittungen auf jene Zinſen in Abrechnung gebracht. 
3) Die Koͤnigl Preußiſche Regierung begiebt ſich, nach Empfang der gedachten Zahlungen, aller 
fernern Anfprüche an dem hier in Rede ſtehenden Fonds. e 5 
3) Prokura⸗ Von dem Fonds der Prokuratur Meißen, bei deſſen Auseinanderſetzung das Verhältniß der Volks 
tt Neigen. zahl der daran Theil habenden Kreiſe und Aemter, welches einen Abtheilungsmaaßſtab von i 
° 0,7290 Siebentauſend Zweihundert und Neunzig Zehntauſendtheilen für das Königreich, und 
i 92710 Zweitauſend Siebenhundert und Zehen Zehntauſendtheilen für das Herzogthum gewährt 
beruͤckſichtigt worden iſt, werden: : 
A. zur Deckung und Abfindung der bleibenden Bezüge, fo wie 5 
B. zur Berichtigung des Antheils, welcher einzelnen Gebietstheilen des Herzothums an den Ueber hffen 
dieſer Fonds zuſtehet, an Preußen uͤberwieſen: ö 3 i N N 5 
4) die der Prokuratur Meißen aus dem Herzogthum gebührenden Leiſtungen vom 1ſten Juli 1815, an 
29 in 5 prozentigen Staatspapieren und hypothekariſchen Kapitalien 60,854 Rthlr. 19 Gr. 6 Pf. 
Sechszig Tauſend Achthundert Vier und Funfzig Rthlr. 19 Gr. 6 Pf. 8 
3) in 4 prozentigen hopothekarſſchen Kapitalien „ 38s 19 2 
Drei Tauſend Vier Hundert Acht und Sechszig Rihlr. 19 Gr. 2 Pf. 5 8 
4) in 3 prozentigen Staats⸗ und hypothekariſchen Papieren 629,842 — 5 — 11 
Neun Tauſend Acht Hundert Zwei und Vierzig Rthlr. 5 Gr. 11 Pf. SSE 
in 2 prozentigen Staatspapieren ** 5,338 — 16 — 10 
Fünf Tauſend Drei Hundert Acht und Dreißig Rthlr. 16 Gr. 10 Pf. 
3 6) an Natural⸗ und Geldbeſtaͤnden, fo wie ausſtehenden Reſten. .. 2213 — 1 
Zwei Tauſend Zwei Hundert und Dreizehn Rthlr. 15 Gr. 2 Pf. : ? 
Die sub No. 2. 3, A, und 5. aufgeführten zinsbaren Kapitalien, werden vom Iſten Juli 1815, an, 
der Koͤniglich⸗Preußiſchen Regierung, nach ihren verſchiedenen Zinsfüßen verzinſet, hierauf jedoch die ſeit 
dieſem Termine an Inſtitute und Genußberechtigten des Herzogthums geleiſtete Zahlungen in Abrechnung 
gebracht. Gegen Empfang obiger Zahlungen begiebt ſich die Kön lich⸗Preußiſche Regierung aller Anſprü⸗ 
che an die Fonds der Prokuratur Meißen, überläßt auch der Köͤniglich⸗Saͤchſiſchen Regierung ihren Antheil 
an den am Sten Juni 1815. vorhanden geweſenen, auf 
47,507 Kthlr. 22 Gr. 5 Pf. 8 5 
s Be Be Be 1 2 2 2 „744 Rthlr. 15 Gr. 7 Pf. 
Vier Tauſend Sieben Hundert Vier und Vierzig Rthlr. 15 Gr. 7 Pf. | ) 
Die ſeitdem durch entſtandenen Konkurs unſicher gewordenen Kapitalien, a 


“ oo... ......s Be 5 11 
Sieben Tauſend Sieben Hundert Vier und Vierzig Rthlr. 6 Gr. 11 Pf. £ 
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Zu den, auf die Prokuratur am öten Juni 1813. gewieſenen temporären perſdulichen Bezugen an 
a f 3049 Rthlr. 14 Gr. . 
Drei Tauſend Sechs Hundert Neun und Vierzig Rthlr. 14 Gr. 5 HE, 
880 auf 3 Zeit ihrer Dauer, beide Königliche Regierungen nach dem oben angegebenen Theilungs⸗ 
maaßſtabe bei. g 


Auf den Fall, daß etwa von Seiten des Domkapitels zu Meißen, wegen deſſen urſpruͤnglicher Ver⸗ 


bindung mit der daſigen Prokuratur, oder von ſonſt irgend Jemanden aus einem bereits vor dem sten Juni 
1815. vorhanden geweſenen Grunde, Anfprüche an den Fonds der Prokuratur Meißen gemacht worden, oder 
gemacht werden ſollten, hat man ſich gegenfeitig dahin vereinigt, daß alle dergleichen Anſpruͤche, weun fie 
von den beiderſeitigen Regierungen für rechtmäßig befunden werden, von dem Koͤnigreiche und Herzogthume 
Sachſen nach eben dem Maaßſtabe, welcher bei Theilung dieſes Fonds überhaupt zum Grunde gelegt worden, 
als eine dem ganzen Fonds zur Laſt fallende Leiſtung, gemeinſchaftlich uͤbernommen werden ſollen. 


8 Wegen der Fonds der Schule Pforta find beide Königliche Regierungen vergleichsweiſe dahin uͤberein⸗ ) Schul⸗ 
gekommen, daß 2785 N fortaiſche 
a 1) Preußen das Vermögen der Schul⸗Pfortaiſchen Stiftung zur unbeſchrankten Dispoſition verbleibt ee 1 5 
und alle und jede Zahlung, welche aus demſelben an Inſtitute und andere Genußberechtigte des Königreichs 4 17 7 
geleitet worden, vom sten Juli 1815, an, erlöfchen, dagegen N 5 BR hußkaſſe. 
2) dem Königreiche Sachſen 5 5 f BE 
2) ber fogenannte Pfortaiſche Reluitions⸗Zinſenfonds, ſo wie I ſche Neluie 
b) die fogenannte Pfortaiſche Ueberſchußkaſſe zur alleinigen Dispoſitjon uͤberlaſſen bleiben. 7 0 
3) Daszenige was nach dem öten Juni 1815. aus der Schul-Pfortaifchen Stiftung in das Königreich, 8 
ſo wie aus dem Pfortaſſchen Reluitions⸗Zinſenfonds in das Herzogthum Sachſen gezahlt worden, iſt gegen⸗ 
ſeitig von einer Regierung der andern zu erſtatten. : 
Die früher bis zum sten Juni 1815. etwa in Rückſtand verbliebenen dergleichen gangbaren Leiſtungen 
' ap aus demjenigen der eben genannten Pfortaifchen Fonds, auf welchen fie damals gewieſen waren, 
erichtigt. a BER 
8 990 Preußen zahlt uͤberdies an Sachſen zur Entſchaͤdigung wegen der, auf die Schul⸗Pfortaiſche 
Stiftung für das Königreich angewieſenen, künftig wegfallenden Bezüge, imgleichen zu Beſeitigung anderer, 
theils bei der Auseinanderſetzung der milden Stiftungen, theils bei zegenſtaͤnden des XII. Artikels dieſer 
Konvention, vorgewalteten Anſtände, eine Averſionalſumme von 
= 2 10.000. Rthlr. Zehntauſend Thalern 
in dreiprozentigen verloosbaaren Steuerſcheinen, nebſt Zinſen vom Aften Juli 1815. an. „55 
„ 9) Die Königlich⸗Saͤchſiſche Regierung begiebt ſich aller weitern Anfprüche an die Schul⸗Pfortaiſche 
Stiftung, fo wie die Koͤniglich⸗Preußiſche Regierung an den Pfortaiſchen Reluitions⸗Zinſenfonds und die 
Uoberſchußkaſſe; endlich find 2 ä 
6) alle von den Herzogthume und der Schul⸗Pforta an das Königreich Sachſen, fo wie gegenſeitig f 
von dem Königreiche an das Herzogthum und an beſagte Anſtalt, wegen des ſogenannten Reluitions⸗ f 
kapitals von 100,000 Nfl. und deffen Zinſen etwa zu erhebende Anfprüche als gänzlich erloſchen zu erachten. 2 
Art. XXV. Die Fonds der Werifchen Stiftung werden unter beide Regierungen nach der Volks⸗ 7) Die 
zahl der genußberechtigten Aeniter und Diſtrikte vertheilt, und iſt hiernach das Verhältniß: Stift 


A. wegen des Fonds, der unter Adminmiſtration der Königlich⸗Saͤchfiſchen Landesregierung geſtanden, auf 
0,0060, Ne Zehn Tauſend⸗ Theile für das Koͤnigreich, und EA 
0,9940, Neun Tauſerd Neun Hundert und Vierzig Zehn Taufend- Theile für das Herzogthum; 

B. wegen des unter Admniſtration der Regierung zu Merſeburg geſtandenen Fonds aber auf 


0. 


0,1856, Ein Tauſenducht Hundert Sechs und Achtzig Zehn Tauſend⸗ Theile für das Köͤnigrelch, und f 


0,8144, Acht Tauſend Ein Hundert und Vierzehn Zehn Tauſend⸗Theile für das Herzogthum 
anzunehmen gewefen. . RE 5 
Mit Riickſicht auf das nurgedachte Theilungsverhaͤltniß und auf die wegen der verſchiedenen Zinsfüße 
flott gehabte Reduktion erhalt von dem oben erwähnten Fonds sub A, das Königreich i : 
203 Rtblr. 18 Gr. 3 Pf. Zweihundert und Drei Rthlr. 18 Gr. 3 Pf. zu 5 pro Cent von 
Nusbares Kapital (inclusive eins zu 4 pro Cent zinsbaren Kapitals von 200 Rthlr., dem ſichern 
weſches nach 5 pro Cent nur zu 160 Rthlr. angerechnet wird,) Vermdgen. 
1. Rthkr. 4 Gr. 3Pf. Achtzehn Rthlr. 4 Gr. 3 Pf., unzinsbar a Rig lr 


as ER RE ee 
81 Rthle. 18 Gr. 6 Pf. Ein und Achtzig Rthlr. 18 Gr. 6 Pf. als Anthell von den unſichern Aktivis, 
und das Herzogthum ‘ 9 
33,756 Rthlr. 5 Gr. 9 Pf. Drei und Dreißig Tauſend Sieben Hundert Sechs und Funfzig 
Rthlr. 5 Gr. 9 Pf. zu 5 pro Cent zinsbares Kapital (incl. eines zu 43 pro Cent “| “ 
Boxen 1 5000 von 14,000 Rthlr., welches nach 5 pro Cent nur zu 9,900 Nthlr. an⸗ gen, ſich 4710 
erechnet wir ! ! ; ; 1 
301¹ N 0 10 Pf. Drei Tauſend und Eilf Rthlr. 13 Gr. 10 Pf. aus den unzins⸗ Vermögen. 
aren Beſtaͤnden 
13,546 Rthlr. 10 Gr. 5 Pf. Dreizehn Tauſend Fuͤnf Hundert Sechs und Vierzig Rthlr. 10 Gr. 5 Pf. 
als Antheil an dem unſichern Vermoͤgen. a 
Aus den Fonds sub B. erhält das Königreich a SER 1 
4969 Rihlr. 14 Gr. 8 Pf. Vier Tauſend Neun Hundert Neun und Sechszig Rthlr. 14 Gr. von 


S8 Pf. an zu 5 pro Cent zinsbaren Kapitalien, a dem ſichern 
409 Nthlr. 9 Gr. 3 Pf. Ein Hundert Neun Rthlr. 9 Gr. 3 Pf. an unzinsbaren Kapitalien, Vermögen. 
2352 Rthlr. 6 Gr. 3 Pf. Zwei Taufend Drei Hundert Zwei und Funfzig Rthlr. 6 Gr. 3 Pf. als Anthell 
8 an dem unſichern Vermögen; ist 
das Herzogthum dagegen n 
24,380 Rthlr. 9 Gr. 4 Pf. Ein und Zwanzig Taufend Drei Hundert und Achtzig Rthlr.)  \ 
9 Gr. 4 Pf an zu 5 pro Cent zinsbaren Kapitalien, 5 En 1 
470 Rthlr. 14 Gr 4 Pf. Vier Hundert Siebenzig Rthlr. 14 Gr. 4 Pf. an unzins baren Ver ſichern 
Kapitalien, ; DAN 
er 5 23 Gr. 1 Pf. Zehn Tauſend Ein Hundert und Neunzehn Rthlr. 23 Gr. 1 Pf. unſicheres 
ermoͤgen. 5 a 
Die unſichern Aktiva werden nach den oben angenommenen Verhaͤltniſſen, abgetheilt. 
Sollten nach dem sten Juni 1845., von der Regierung des einen Landestheiles, einzelnen Individuen 
des andern Landestheils, Beneſizien aus dieſem Fonds bewilligt ſeyn, fo werden dieſe eben ſowohl, als die⸗ 
jenigen, welche, vermoͤge vor nur gedachtem Zeitpunkt, geſchehener Bewilligungen, damals beſtanden, von der 
Regierung des dermaligen weſentlichen Aufenthaltortes des Benefiziaten berichtigt werden. An eben dieſe 
Regierung iſt daher auch der regulatiomaͤßige Erſatz der, aus den Wexiſchen Stiftungskaſſen geleiſteten Vor⸗ 
ſchuͤſſe, eintretenden Falles, zu gewähren, N e EEE ART 
= Uebrigens begeben fich beide Regierungen gegenfeitig aller weiteren Anfprüche, wegen der hier in Rede 
ſtehenden Fonds. Asse 
8) Die bei⸗ Die erſte und zweite ſtaͤndiſche Penſions⸗ und Gratifikationskaſſe, welche zu Beſoldungszulagen, und 
en Hindi Grafififationen für akademiſche Lehrer auf den Univerfitäten Leipzig und Wittenberg tun finds werden 
en Gee nach der Anzahl der, auf jeder dieſer beiden Univerſitaͤten im Jahre 1813. angeſtellt geweſenen Profeſſoren 
tiſikgtions⸗ abgetheilt. Dies gewahrt einen Theilungsmaaßſtab von Sieben und Vierzig Sechs und Siebenzig Theilen 
Kaſſen. für das Königreich, und von Neun und Zwanzig Sechs und Siebenzig Theilen für des Herzogthum. ; 
ge: Nach dieſem Verhaͤltniß erhält das Herzogthum von dem fichern Aktivvermdgen Re 
5,265 Nthlr. 19 Gr. Fünf Tauſend Zwei Hundert Fuͤnf und Sechszig Rthlr. 19 Gr. a 5 Prozent zins bar. 
2,861 Rthlr. 20 Gr. J Pf. Zwei Tauſend Acht Hundert Ein und Sechszig Rthlr. 20 Gr. 3 Pf. à 
43 Prozent zinsbar. i i N 5 8 
440 Rthlr. 2 Gr. 7 Pfr Vier Hundert Vierzig Rthlr. 2 Gr. 7 Pf. baar. 
Von dem bei dieſen Fonds vorhandenen unſichern Vermoͤgen an 
10,000 Rthlr. Zehn Tauſend Thalern Kapital zu 5 Prozent und N 
90 Nthlr. 6 Gr. 8 Pf. Neunzig Rthlr. 6 Gr. 8 Pf. an Zinsreſten hiervon, bis §ten Juni 1815, 
erhält jede der beiderſeitigen Regierungen, ihren Antheil nach dem obigen Thälungsmaaßſtabe. 


Dem Herzogthume gehen von den ihm zukommenden zinsbaren Kapitalien die Jntereſſen, nach 
berſchiedenen Zinsfußen, vom öten Juni 1845. an zu gute. 5 f i i nn e DER 

Nach Empfang dieſer Zahlung erflärt ſich die Koͤniglich⸗Preußiſche Regierung wegen dieſes Fonds 
abgefunden, und übernimmt ihrer Seits die Abfuͤhrung der, den Genu 1 0 d A nn 


Handenen Gratifilationen, von dem gedachten Zeitpunkte an, auf die Zeit hrer Dauer. 
: Art. a 


— 33 5 5 . : e 
Ark. XXVI. Von dem Vermögen der Prokurakurkaſſe zu Zeitz erhält das Koͤnigreich Sachſen einen 9) Proku⸗ 
Antheil nach dem Verhaͤltniß der Volkszahl des demſelben verbliebenen Theils des Stiftes Naumburg⸗Zeitz, rarür Zeig. 
wonach ſich der Theilungsmaaßſtab auf i 
0,9383 Neun Tauſend Drei Hundert Drei und Achtzig Zehn Tauſend-Theilen für das Herzogthum und 
Ber 0,0617 Sechshundert und Siebzehn Zehn Tauſend-Theilen für das Königreid), 
beſtimmt. 
Unter Beachtung dieſes Theilungsverhaͤltniſſes werden dem Koͤnigreiche Sachſen, zur Berichtigung 
des, demſelben an den, nach Deckung der fortdauernden Bezüge verbleibenden Ueberſchuß, zuſtehenden An⸗ 
theils uͤberwieſen: ; 3 
1) Die von Ortſchaften und Grundſtuͤcken des Königreich Sachſen, zur Prokuraturkaſſe zu Zeitz zu 12 
leiſtenden Abgaben und Gefaͤlle, vom 1ſten Juli 1815. an, welche nach einem Durchſchnittsverhaͤltniß jährlich RR 
53 Rthlr. 21 Gr. 6 Pf. betragen, und à 5 Prozent zu Kapital gerechnet, ſich auf 1077 Rıhlr, 22 Gr. — Pf. 
Ein Tauſend ſieben und Siebenzig Rthlr. 22 Gr. belaufen, 5 
2) in fuͤnfprozentigen Kapitalien. 2 „ 1 0 9 * 22222 „ „„ „ % „ „„ „ 0 0 00 5256 N 20 n 2 — 
Fuͤnf Tauſend Zwei Hundert Sechs und Funfzig Rthlr. 20 Gr. 2 Pf. 
3) in vier und ein halb prozentigen Kapit alien. 794 — 20 — 5 — 
Sieben Hundert Vier und Neunzig Rihlr. 20 Gr. 5 Pf., a 
4) in vierprozentigen Kapitalien - „ eve 0 00 08 90 a 8 80 0 be vo 2 891 — 43. 5 7. — 
Acht Hundert Ein und Neunzig Rthlr. 13 Gr. 7 Pf., x 
5 Min dreiprozentigen Rapitalien ©. oo oe -ernonenecnnre. 78 — 13 10 
Sieben Hundert Acht und Siebenzig Rthlr. 13 Gr. 10 Pf. 
6) an unzinsbarem Vermögen nach Abzug der, von dem Königreiche 
Sachſen bis ult, Juni 1815. annoch zu vertretenden Leiſtungen und Zinſen F 
in , F.. 218 — 10 — 11 — 
Zweihundert Achtzehn Rthlr. 10 Gr. 11 Pf. f 
5 Von den zinsbaren Kapitalien werden dem Königreiche Sachſen, nach den verſchiedenen Zinsfuͤßen, 
die Zinſen vom Aften Juli 1815. an, zu gut gerechnet, dagegen hat daſſelbe ſich alle Zahlungen, welche aus 
der Prokuraturkaſſe für die Zeit vom Aften Juli 1815. demſelben etwa geleiſtet worden, in An: und Abrechnung 
bringen zu laſſen, eben fo aber der Prokuraturkaſſe die Ruͤckſtandsleiſtungen von Ortſchaften und Grund⸗ 
ſtuͤcken des Königreichs fr die Zeit bis zum Iften Juli 1815., zu verguͤten. > 
Die feit dem nurgedachten Zeitpunkte, von eben dieſen Ortſchaften und Grundſtuͤcken an die Proku⸗ 
ratur Zeitz etwa erfolgten Leiſtungen, erſtattet letztere dem Koͤnigreiche Sachſen. a 
Von dem auf 2,743 Rthlr. 5 Gr. 4 Pf., Zwei Tauſend Sieben Hundert Drei und Vierzig Rthlr. 
5 Gr. 4 Pf. als unſicher e e Vermdgen der Prokuraturkaſſe, hat das Koͤnigreich Sachſen, nach 
dem oben angegebenen Verhaͤltniſſe, ſeinen Antheil zu erhalten. 5 . s N 
Wegen der Forderungen der Prokuratur-Kaſſe an das Weidaiſche Kreditweſen, ingleichen an die for 
genannten alten Stiftungsgelder, wird die weitere Beſtimmung bei der, Art. XII. . 2. litt. e. eingeleiteten 
Regulirung des Weidaiſchen Kreditweſens erfolgen. Die Königl. Saͤchſiſche Regierung begiebt ſich, nach 
Empfang der oben gedachten Zahlungen und unter Vorbehalt ihrer antheiligen Anſpruͤche wegen der nurerwaͤhn⸗ 
ten Forderungen, an das Weidaiſche Kreditweſen, und an die fogenannten alten Stiftungsgelder, aller weis 
teren Anſprüche an die Prokuraturkaſſe zu Zeitz. Beide Regierungen verpflichten ſich, den erforderlichen Bei⸗ 
trag zu den, auf die Prokuraturkaſſe am Sten Juni 1815. gewieſenen temporären perſdnlichen Bezuͤgen, nach 
en oben bemerkten Theilungsverhaͤltniſſes, fo lange zu leiſten, als die Genußberechtigten ſolche 
u erhalten haben. - 5 a 
8 Bei der Schloßkirchen-Cymbelkaſſe zu Zeitz, deren Ueberſchuß ebenmaͤßig nach dem oben bemerkten 10) Schloß⸗ 
Verhaͤltuiß der Volkszahl der beiderſeitigen Antheile an dem Stift Naumburg⸗ Zeit abgetheilt wird, erhaͤlt kirchen Cym⸗ 
das Königreich Sachſen nach Deckung der auf den Fonds gewieſenen bleibenden Vezuge belkaſſe zu 
A. 12 Kthlr. 8 Gr. 2 Pf. Zwoͤlf Thaler 8 Gr. 2 Pf. als Antheil der dem Fonds gehoͤrigen Kaſſenbillets⸗ Zeitz. 0 
Aktien nebſt den davon treffenden Zinſen vom Aften Juli 1815. an, ER 
B. 318 Rtblr. 16 Gr. 3 Pf. Dreihundert achtzehn Thaler 16 Gr. 3 Pf. zu 5 Prozent verzinsbar, 
C. 317 Rthlr. 18 Gr. 1 Pf. Dreihundert ſiebenzehn Thaler 18 Gr. 1 Pf. zu 4 Prozent verzinsbar, 
D. 475 Rthlr, 2 Gr. 2 Pf. Vierhundert fünf und ſiebenzig Thaler 2 Gr. 2 Pf. zu J Prozent verzinsbar, 
E. 26 Rthlr. 9 Gr. 8 Pf. Sechs und zwanzig Thaler 9 Gr. 8 er an unzinsbarem Vermögen, 


Von 


Von den zinäbaren Kapitalien gehen dem Koͤnigreiche bie Zinſen vom zſten Juli 1815. an, nach 
Verhältniß des verſchiedenen Zinsfußes zu gute; dagegen hat daſſelbe dem Herzogthum dasjenige zu erſtatten, 


8 und auf die Zinſen ſich anrechnen zu laſſen, was etwa auf die Zeit nach dem Aften Juli 1815. dem Königreiche 
5 aus dieſem Fonds gezahlt worden. 
ER, Uebrigens begiebt fich nach Empfang dieſer Zahlungen, die Koͤnigl. Saͤchſ. Regierung aller fernern Anz 


de an dieſen Fonds, mit Vorbehalt ihres Anrechtes an die Forderungen, welche mehrgedachten Fonds an das 
8 Kreditweſen zuſtehen, da die weiteren Beſtimmungen hierüber bei der künftigen Regulirung deſſelben 
erfolgen ſollen. a ; 

11) Proku⸗ f Aus der Prokuratur⸗Allmoſenkaſſe zu Zeitz, deren Ueberſchuß nach dem, bei den beiden vorhergehenden 
katur⸗Allmo⸗ Zeitzer Fonds angenommenen Verhaͤltniß der Volkszahl abgetheilt wird, erhält das Königreich) Sachſen, da 
Neigel zu die geſammten hypothekariſchen Kapitalien zur Deckung der bleibenden Bezüge des Herzogthums erfordetlich, 

; von dem unzinsbaren Vermögen uͤberhaupt 
5 a 48 Rthlr. 11 Gr. 6 Pf. Achtzehn Thaler 14 Gr. 6 Pf., 

3 iſt dagegen verpflichtet, nach eben dieſem Verbältniffe, zu dem am sten Juni 1815,, anf dieſen Fonds gewie⸗ 

ſenen temporären perfönlichen Bezuge an 17 Kthlr. 12 Gr. jährlich. auf deſſen Dauer „beizutragen. 

Sollte ubrigens die Schule zu Zeitz von Eingebornen des Königl. Saͤchſiſchen Stiftsantheils beſucht 
werden, ſo wird ihnen, neben dieſem Rechte, der Fortgenuß der ihnen vor der Abtretung diesfalls zugeſtan⸗ 
denen Vortheile und Benefizien auch fernerhin zugeſichert. Wegen der dieſem Fonds an das Weidaiſche Kre⸗ 
ditweſen zuſtehenden Forderungen bleibt auch hier die weitere Beſtinnnung der allgemeinen Regulirung des 
MWeidaifchen Kroditweſens vorbehalten, und es begiebt ſich, mit Vorbehalt der antheiligen Anſprüche an dieſe 
Forderungen, die Koͤnigl. Saͤchſiſche Regierung, nach Empfang der obigen Zahlungen, aller ferneren An⸗ 
fprüche an dieſen Fonds. a i 

12) Allge⸗ Art. XXVII. Der allgemeine Schulfonds wird nach der Bevolkerung der betheiligten Provinzen 
meiner Schul⸗ abgetheilt; dies gewährt einen Theilungsmaaßſtab von 5 

fonds. 9,6772 Sechstauſend ſiebenhundert zwei und ſiebenzig Zehntauſendtheilen für das Königreich, und von 
0,8228 Dreitauſend zweihundert und acht und zwanzig Zehntauſendtheilen für das Herzogthum. 
2 Von dieſem Fonds erhält mit Ruͤckſicht auf den gedachten Theilungsmaaßſtab, ingleichen auf einen 
darauf ere d bleibenden Bezug bon 5 Rthlr. jährlich, für den Schullehrer zu Wohlsborn im Herzogthum, 
das letztere überhaupt 400 Rthle. zinsbar zu 5 Prozent vom 6ten Juni 1815 an, und i 
5 : 825 Rthlr. 1 Gr. 5 Pf. Achthundert funf und zwanzig Thaler 1 Gr. 5 Pf. unzinsbar. 
SE Sollten aus dieſem Fonds nach dem sten Juni 1845. Zahlungen an das Herzogthum geleiſtet ſeyn; ſo 
werden ſolche auf obige Zahlungen in Anrechnung gebracht. f 
= Die Königl. Preußiſche Regierung begiebt ſich nach Leiſtung der gedachten Zahlungen, aller Anſpruͤche 
s an beſagten Fonds. ö 
43) Stan⸗ Aus der Staͤndiſchen Schullehrer⸗Beſoldungskaſſe, deren Fonds nach dem Maaßſtabe der Bevoͤlkerung 
Diſche Schul⸗ in den ſieben Kreiſen der alten Erblande abgetheilt wird, welches ein Theilungsverhalkniß von 8 x 
lehrer⸗Beſol⸗ 0,7039 Siebentauſend neun und dreißig Zehntauſendtheilen für das Königreich, und 
dungskaſſe. 0,2964 Zweitauſend neunhundert und ein und ſechszig Zehntauſendtheilen für das Herzogthum gewaͤhrt, 


gebuͤhrt: 5 
K. in fünfprozentigen Kapitalien 52222 3,701 Rthlr. 6 Gr. 1 Pf. 
Dreitauſend ſiebenhundert und ein Thaler 6 Gr. 1 Pf. 

B. in vier und Einhalb prozentigen Kapitalien 43 Rthlr. 21 Gr 3 Pf, 


Autheil nach obigem Maaßſtabe. n Preußen 


7 


| en 
Preußen begiebt ſich, gegen Empfangnahme obiger Zahlungen, aller Anſpröche an dieſen Fonds. 


Art. XXVIII. Aus den Fonds der Auguſteiſchen Prieſter-Wittwen⸗ und Waiſen⸗Stiftung, wer⸗ 4% Augu⸗ b 
ben dem Herzogthum nach dem Verhaͤltniß der Anzahl der Predigerſtellen in den betheiligten Provinzen und 9 1 Vrie⸗ 


Diſtrikten, welches einen Maaßſtab von f 8 und Wasſet⸗ 5 
0,5200 Fuͤnftauſend zweihundert Zehntauſendtheilen für das Königreich, und 0 f 


0,4890 Viertauſend achthundert Zehntauſendtheilen für das Herzogthum Sachſen SU 
gewährt, uͤberwieſen: 
I. an ſichern Vermögen: . 
. 43,704 Rthir. Drei und Vierzigtauſend, ſiebenhundert und vier Thaler à 5 Prozent zinsbar. 

B. 91,440 - 18 Gr. 8 pf. Ein und Neunzigtauſend vierhundert und vierzig Thlr. 18 Gr. 8 Pf. 

e a 44 Prozent zinsbar. 

C. 4944 ⸗Viertauſend neunhundert und vier und vierzig Thlr. à 4 Prozent zinsbar. 

D. c) 3840 „ Dreitauſend ER und vierzig Thaler, in dreiprozentigen hypothekariſchen 

8 Kapitalien. f 
6) 819 Achthundert neunzehn Thaler, in dreiprozentigen Staatspapieren. 

E. 528 Fünfhundert acht und zwanzig Thaler in zweiprozentigen Staatspapieren. 
E UN ER 7 Gr. 6 Pf. Viertauſend einhundert acht und vierzig Thlr. 7 Gr. 6 Pf. baar. 

Dem Herzogthum werden auf die ihm nach obigem zu gewaͤhrende Summe zu 5 Prozent, die aus dem⸗ 
ſelben an dieſen Fonds zu leiſtenden geiſtlichen Stiftungsgelder an jährlich 2,196 Rthlr. 6 Gr., nachdem 
8 Rthlr. 18 Gr. vergleichsweiſe wegen Zwenkau abgerechnet worden, in Anrechnung gebracht, und da dieſe 
Leiſtung nach 5 Prozent einen Kapitals⸗Werth von 

= 3 a 13,925 Rthle, 
Drei und Vierzigtauſend neunhundert und fünf und zwanzig Thalern 
ergiebt, eine Kapital- Summe von 
8 221 Rthlr. 
Zweihundert ein und zwanzig Thalern 
zu 5 Prozent zinsbar, von dem Herzogthume an das Königreich herausgezahlt. 

II. das unſichere Vermögen an 

i 100,046 Rthlr. 42 Gr. 
f Einmal hunderttauſend, ſechs und vierzig Thalern, 12 Gr. 
Kapital, und bis 30ſten Juni 1815. rückſtaͤndige Zinſen, wird nach obigem Maaßſtabe ebenmaͤßig abgetheilt. 

Von den zinsbaren Kapitalien gehen dem Herzogthume nach den verſchiedenen Zinsfuͤßen, die Zinſen 
vom 1ſten Juli 1815, an zu Gute; auf die Baarzahlung werden dagegen 493 Rthlr. 21 Gr., welche aus dem 
Herzogthume an ruͤckſtaͤndigen Stiftungsgeldern abzuführen waren, demſelben in Anrechnung gebracht. 
Bom Aften Juli 1815. an, übernimmt jede Regierung die Penſionirung nach dem Orte der Anſtellung der 
Penſionairs, und ihren reſp. Gatten und Vaͤtern. ö © 
; Sollten an Penſionairs der andern Regierung Zahlungen geleiftet feyn, fo wird eine Regierung der 

andern, nach hierüber erfolgter Berechnung, den Ueberſchuß erſtatten. 
Es ſteht den Penſionairs frei, die ihnen ausgeſetzte Penſion auch in dem andern Landestheile zu ge⸗ 5 
nießen, ohne daß hierdurch die nach obigem ſich beftimmende Zahlungsverbindlichkeit der Regierungen gegen 3 
die Penſionairs verändert wird. : ; 

Auch wird die Königlich» Preußifche Regierung der Königlich Sachfifchen Regierung deshalb Erſatz 
leiſten, wenn die, fuͤr die Stifte e und Naumburg ⸗Zeitz dem Herzogthum bereits in Zurechnung 
gebrachten, bis zum 1ſten Juni 1815. verbliebenen Ruͤckſtaͤnde, an die Penſionairs des Koͤnigreichs aus den 
genannten Stiftern, nicht vom Herzogthume abgeführt ſeyn ſollten; imgleichen diejenigen Zinſen ſich zu⸗ 
rechnen laſſen, welche von den, im Herzogthume ausſtehenden Kapitalien bei Kaſſen des letzteren erhoben 
worden. N : 

Die Köoͤniglich-Saͤchſiſche Regierung übernimmt vergleichsweiſe die, den, am sten Juni 1815., in 
Genuß geſtandenen Wittwen und Waifen der Geiftlichen in den ehemaligen weſtphaͤliſchen Aemtern, Elbenau, 
Gommern und Treffurth, bewilligten Penſionen, auf die beſtimmte Zeit ihrer Dauer fortzuleiſten. > 

Die Königl Preußiſche Regierung begiebt ſich dagegen aller fernern Anfprüche an die, deshalb auf 
die Königl, Söchſicche Rentkammer fundirte Zuſchußſumme von 70 Kthlr. jährlich, fo wie an dieſen Stif- 
tungsfonds uberhaupt. 
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15) Klengel⸗ Wegen der Klengelſchen Stiftung, welche nach dem Verhältniß der Volkszahl in den ſieben Kreiſen 
ſche Stiftung, der alten Erblande, und mithin nach einem Maaßſtabe von 
0,7039 Siebentauſend neun und dreißig Zehntauſendtheilen fir das Königreich und von N 
0,2961 Zweitauſend neunhundert und ein und ſechszig Zehntauſendtheilen für das Herzogthum Sachſen 
abgetheilt wird, kommen beide Koͤnigliche Regierungen vergleichsweiſe dahin überein, daß dem Herzogthume 
A. 3187 Rthlr. 1 Gr. 2 Pf. Dreitauſend einhundert ſieben und achtzig Rthlr. 1 Gr. 2 Pf. in fuͤnf⸗ 
a prozentigen ſichern Aktivis, nebſt Zinſen vom sten Juni 1815. und 
B. 244 Rthlr. 12 Gr. 7 Pf. Zweihundert vier und vierzig Thlr. 12 Gr. 7 Pf. von dem unzinsbaren 
a Kaſſenbeſtande zu uͤberweiſen. a 
Von den unſichern Aktivis an 22,863 Rthlr. 13 Gr. an Kapital und Zinſen, bis öten Juni 1845. 
erhalten beide Regierungen ihre Antheile nach dem obenbemerkten Theilungsverhaͤltniſſe. 
Hiernaͤchſt iſt von dem Herzogthum nach eben dieſem Verhaͤltniſſe auch a 
C. zu einem Bezuge von 24 Rthlr. jährlich, auf die Lebenszeit der Genußberechtigten beizutragen. 
3 Nach Empfang dieſer Zahlungsmittel begiebt ſich die Koͤnigl. Preuß. Regierung aller Anſpruͤche an 
dieſen Fonds. a 5 
Beſtimmun⸗ Art. XXIX. In Abſicht der, in dem Traktat vom 18ten Mai 1815. Art. 19. „zur kommiſſari⸗ 
gen in Abſicht ſchen Uebereinkunft ausgeſetzten näheren Beſtimmungen wegen Ueberlaſfung einer jährlichen Quantität Sal⸗ 
des Salzes. zes an die Königl, Saͤchſiſche Regierung hat man ſich folgendermaßen vereiniget. 
Quantitat 5 1) Ihro Königl. Majeftät von Preußen verſprechen der Koͤnigl. Saͤchſiſchen Regierung, jährlich 
und Qualitat zu überlaffen und dieſe verpflichtet ſich anzunehmen i 
des Salzes. i Einhundert und Siebenzig Tauſend Centner 
weißes Salz von guter und tuͤchtiger Qualität, den Gentner zu 140 Pfund Berliner Handelsgewicht 
nach Dresdener Scheffel à 128 Pfund Leipziger Handelsgewicht a 
zu 146,433 Scheffel 5 
gerechnet. 


Die im obengedachten Artikek auf Verlangen der Königl. Saͤchſiſchen Regierung zugeſtandene Er⸗ 
8 hoͤhung dieſer Quantität wird in der daſelbſt beſtimmten Maaße ausdrücklich vorbehalten. 
Salinen, 2) Die zu liefernde Quantität Salz ſoll mit 5 
aus men 145,632 25 Dresdner Scheffel aus der Saline Duͤrrenberg f 
e zu liefern. 15,140 — — — — den gewerkſchaftlichen Salinen zu Teuditz und Köttzſchau. 
4,5661141 TP — E der Saline Koͤſen. f a 
Summa 14,4337 Dresdner Scheffel : 
geliefert werden, 
Dafern jedoch in einer der vorbenannten Salinen die hier bemerkte Quantität Salz in Einem Jahre 
nicht erzeugt werden follfe, fo wird man Koͤnigl. Saͤchſiſcher Seits das Ermangelnde von einer der uͤbrigen 
jener Salinen annehmen. i 
Preiſe. 8 3) Der Preis des Salzes wird für den Dresdner Scheffel zu 128 Pfund Leipziger Handelsgewicht 


von dem ! 8 5 
Dürrenberger, Teuditzer und Kötzſchauer auf Einen Thaler und Vierzehn Groſchen, 


von dem 

n Köfener auf Einen Thaler und Zwölf Groſchen 8 

feſtgeſetzt. > 55 
Zeitperiode, 4) Diefe Preisbeſtimmung gilt nicht allein für das künftig während der Dauer der weiter unten F. 8. 


fur welche beſtimmten Zeit, ſondern auch für das ſeit und mit dem Aften Oktober 1818. bereits an Sachſen gelieferte 
dieſe Preiſe Salz, und es ſoll daher wegen des ſeit dem nurgedachten Zeitpunkt gelieferten die noͤthige Berechnung ges 
eintreten. pflogen werden. : 

Vergütung 5) Da vermöge einer zwiſchen dem vormaligen Koͤnigl. Preuß. General⸗Gouvernement zu Merſeburg 
wegen des und dem Königl. Saͤchſiſchen Geheimen⸗Finanz⸗Collegio getroffenen proviſoriſchen Vereinigung, mit Vor⸗ 
e gelte⸗ behalt kuͤnftiger Berechnung, zeither ein Salzpreis von 
arten Salzes. N 8 1 Kthlr. 20 Gr. 4 Pf. pro Dresdener Scheffel 

für das aus den abgetretenen Salinen an das Königreich Sachſen gelieferte Salz beftinmt war; ſo iſt man 
uͤbereingekommen, daß Preußen wegen dieſes von Sachſen zeithero zu leiſten geweſenen und bis zu dem 8 ir 
ige 
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Oktober 1818. ſo in Rechnung zu ſtellenden hoͤheren Preiſes, an Sachſen ein aberſionelles Verguͤtungsguan⸗ 
tum von 5 7 * 

Siebenzig Tauſend Thalern f 
und zwar mit f 


Vierzig Tauſend Thalern in verloosbaren dreiprozentigen Steuerſcheinen, nebſt Koupons von 
pro Michaelis 1818. an, N 


75 Dreißig Tauſend Thalern in baarem Gelbe 
gewaͤhre. 


Die Berichtigung dieſes Vergütungsquanti wird in der Art geleiſtet, daß 

a) Sachſen von Entrichtung der nach Art. XII. $. 18. Litt b. bb., dieſer Konvention wegen der Depoſi⸗ 

torum an Preußen zu gewährenden 5 Rthlr. an Sprozenfigen verloosbaren Steuerkreditkaſſen⸗ 
Ä ſcheinen nebft Koupons von pro Termino Michaelis 1848. durch Kompenſation entbunden wird; 
b) Die a Rthlr. im baarem Gelde, in dem Laufe des jetzigen Jahres 1819. durch ſucceſſive Abrechnung 

auf die von Sachſen fuͤr das gelieferte Salz an Preußen zu zahlende Summen abgefuͤhrt werden. ; 
6) Die Bezahlung für das gelieferte Salz erfolgt im übrigen der Regel nach ſogleich bei der Abnahme ae 

bes Salzes, und kann zur Hälfte in Preußiſchen Kourant, zur Hälfte in dem bei den Koͤnigl. Preuß. Kaſſen lität. 
nach dem Nennwerthe zur jedesmaligen Zahlungszeit guͤltigen Papiergelde erfolgen. 


und 


. Abliefe⸗ 
7) Ueber die Friſten und die Art der Ablieferung auf Saͤchſiſche Transportkoſten hat das Koͤnigl. rn 125 


Geheime: Zinanze Kollegium ſich mit der Salinen⸗Direktion zu vereinigen. aer 
i 8) Gegenwärtige Uebereinkunft wird auf den Zeitraum bis zu dem Iſten Oktober 1829. geſchloſſen. algen 
Vor Ablauf dieſer Friſt werden beide Königl. Regierungen, nach Maaßgabe des Friedens-Traktats, Art. 19., Ueberein⸗ 


über die Fortdauer dieſer Uebereinkunft ſich anderweſt vereinigen. kunft. 
In A 0 ö i 3 Friedens⸗ Zölle und an⸗ 
Taka In Anſehung der Zoͤlle und anderer Abgaben bewendet es bei den Beſtimmungen des Frie Feed 


a 10) Zu Verhütung etwanigen Unterſchleifs ſoll die Ablieferung des Salzes nicht unmittelbar an die Maaßregeln 
Unterthanen, ſondern an die betreffenden Königl. Saͤchſiſchen Behörden erfolgen; auch wollen beide ne bel Unter⸗ 
rungen mit gemeinſamen Einverftändniß die noͤthigen Maaßregeln treffen, daß von den Unterthanen kein chleife. 

Salz nach dem anderen Landestheil verkauft oder heimlich eingebracht werde. 2 


Art. XXX. Alle etwa noch nicht abgegebene Urkunden „Akten, Buͤcher, Rechnungen und andere Aktenab⸗ 2 


Schriften und Papiere, auch in ſoweit ihrer in gegenwaͤrtiger Hauptkondention nicht beſonders erwaͤhnt iſt, gabe. 
welche auf die Regierung und Adminiſtration eines oder des andern Landestheils ausſchließlichen Bezug haben, 5 
und dabei nothwendig oder nuͤtzlich erachtet werden konnen (wohin namentlich auch die von Koͤniglich⸗Saͤch⸗ 
ſiſchen Behörden uber die vermöge obigen Artikels XII. F. 18. nunmehro von Preußen zu vertretenden Oepo⸗ 

ſita ausgeſtellten Rekognitionen gehdren), ſollen gegenſeitig ſobald als moͤglich vollſtaͤndig ausgeliefert werden, 

und eben ſo wird man von ſolchen Urkunden, Akten, Rechnungen und anderen Schriften, die für beide Re⸗ 
eee von Intereſſe ſeyn konnen, auf Erfordern gegenſeitig Abſchriften oder Auszüge ohne Ver⸗ 

zug ertheilen. 

Sämmtliche Abſchriften oder Auszüge, welche vermdge dieſes oder eines anderen vorhergehenden 
Artikels oder vermoͤge einer der früher abgeſchloſſenen Konventionen gegenſeitig mitzutheilen ſind, werden, 
in ſofern ſie nicht von Privatperſonen verlangt werden, oder blos auf das Privatintereſſe Bezug haben, 
unentgeldlich gefertiget werden. ; er =) 

Jede Regierung wird ſogleich nach erfolgter Vollziehung der gegenwärtigen Hauptkonvention die nö⸗ 
thigen Befehle an die betreffenden Behoͤrden, wegen genauer, ſchneller und vollſtaͤndiger Befolgung der 
obigen Beſtimmungen ergehen laſſen. { : 

Art. XXXI. Nach Vollziehung dieſer Konvention wird ſofort eine General⸗Schlußberechnung Schluß be⸗ 
über alle und jede, von beiden Regierungen in derſelben übernommene gegenſeitige Zahlungsverbindlich⸗ rechnung. 
keiten angelegt werden. 5 f 

Inſofern letzteren nicht, vermöge beſonderer Verabredung in einzelnen Fällen bis dahin bereits genü⸗ 
get worden, tritt für beide Regierungen erſt nach erfolgter Genehmigung obiger Schlußberechnung die uͤber⸗ 
nommene Zahlungs verbindlichkeit ein, indem durch mehrerwaͤhnte Schlußberechnung ſich erſt ergeben 11 1 

f welche 


n 


en me 


welche Summe, mit Beruͤckſichtigung der nothwendig ftatt findenden Kompenſatjonen, von einer Regierung 
an die andere herauszuzahlen feyn durfte. Die ſolchergeſtalt ermittelten Summen werden ſogleich nach der 
Vollziehung der Hauptkonvention berichtiget. g : : 
Großher⸗ Art. XXXII. Da Koͤnigl. Preuß. Seits einige Diſtrikte des durch den Traktat vom 18ten Mai 18185. 
zoglich Wei akquirirten Theils des Königreichs Sachſen, an das Großherzogthum Weimar überlaſſen, und in dem un⸗ 
1 marſche Bet⸗ term 22ſten September ejusd. a. zwiſchen Preußen und Weimar geſchloſſenen Staatsvertrage unter andern im 
5 un Art, 10, von Großherzoglich⸗Weimarſcher Seite ausdrücklich erklart worden iſt: 5 N 
fend. 8 daß Se. Königl, Hoheit in Abſicht dieſer Gebiete alle Beſtimmungen als auch fur ſich guͤltig aner⸗ 
a kennten, welche in dem zwiſchen Sachſen und Preußen am 18ten Mai 1815. geſchloſſenen Vertrage 
und namentlich in den Art. 6. 7 9. 10. 14. und 18. enthalten ſind, oder von der in Gemaͤßheit des 
14ten Artikels des gedachten Vertrages anzuoranenden Kommiſſſon noch würden feſtgeſetzt werden; 
fo übernimmt die Königk Preuß. Regierung, die puͤnktliche Erfüllung diefer Ertlaͤrung zu garantiren und 
verſpricht die Koͤnigl. Saͤchſiſche Regierung hierunter allenthalben und zu jeder Zeit gegen Weimar zu vertreten. 
Allgemei⸗ Art. XXXIII. Durch die in den vorhergehenden Artikeln der gegenwärtigen Haupt-Konvention 
ge Verzicht⸗ erfolgte Auseinanderſetzung und Ausgleichung werden alle Anſpruͤche, welche von einer oder der anderen Re⸗ 
leitung. gierung in Beziehung auf den Friedenstraktat vom 18ten Mai 1815, oder aus der „ demſelben vorausgegan⸗ 
ES jenen Verwaltung der Koͤnigl. Säachfifchen Lande nach allen verſchiedenen Epochen derſelben gemacht worden 
ſind, oder auf irgend eine Weiſe noch gemacht werden konnten, für beſeitiget und aufgehoben erklärt, und 
beide Theile verzichten hierdurch gegenſeitig feierlichſt auf alle fernere in der gegenwaͤrtigen Haupt⸗Konven⸗ 
| tion nicht gegründete diesfallſige Anforderungen. 5 
Schifffarth Art. XX XIV. Da die, vermoͤge des am 18ten Mai 1815. abgeſchloſſenen Friedenstraktats, Art. 
auf der Elbe. 17, zwiſchen Preußen und Sachſen, in Bezug auf die Elbſchifffahrt, zu treffenden beſonderen Verabredun⸗ 
\ gen, auf das allgemeine Reglement zu gründen ſeyn werden, welches vermoͤge des 108ten Artikels 
der Wiener Kongreßakte von allen Regierungen, deren Gebiet die Elbe berührt, gemeinſchaftlich zu entwer⸗ 
fen iſt, und wozu bereits die noͤthigen Einleikungen getroffen find; fo behalten ſich beide Koͤnigliche Regierun⸗ 
gen zur Zeit nur vor, nach zu Stande gebrachten allgemeinen Reglement, dasjenige noch unter ſich feſtzu⸗ 


ſetzen, was etwa dann noch einer beſonderen Vereinigung uͤber dieſen Gegenſtand zwiſchen beiden Staaten 
bedürfen wird. 3 2 a 
Bekanntma⸗ Art. XXXV. Diejenigen Artikel oder Paragraphen dieſer Konvention, welche nach dem einver⸗ 
chung der nd⸗ ſtaͤndlichen Ermeſſen beider Königl. Regierungen dazu geeignet find, werden zur allgemeinen Wiſſenſchaft 
kthigen Arti⸗ durch den Druck öffentlich bekannt gemacht werden. i 5 i e 
hi Art, XXXVI. Gegenwärtige Haupt- Konvention wird von Ihro Koͤnigl. Mafeftät von Preußen 
And Sachſen ratifizirt werden, und die Aus wechſelung der Ratifikationen innerhalb drei Wochen, oder, wenn 
es geſchehen kann, noch fruͤher erfolgen. ? A 
Zu Urkund deſſen haben der Kaiſerlich⸗-Koͤnigl. Oeſtreichiſche Vermittelungs⸗Kommiſſair, imgleichen 
die beiderſeitigen Koͤnigl. Bevollmaͤchtigten dieſelbe unterzeichnet und mit ihren Wappen unterſiegelt. 
Geſchehen zu Dresden, am 28ſten Auguſt 1819. \ ö a 


F 


Der Heſterreichiſch⸗Kaiſerliche Vermittelungs⸗ 
Kommiſſair 


(L. S.) Gaertner. (L. S.) v. Jordan. (I. 8.) v. Globig. 


Die Ratifikationen obiger Konvention find am Atten November d. J. zu Dresden aus gewechſelt 
worden. a 5 
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Abgabe und Fortſetzung der in dem Königreiche und Herzogthume Sachſen anhaͤngigen Rechtsfachen, 


Nachdem die in dem Wiener Friedens⸗Traktate zwiſchen Ihren Königlichen Majeftäten von Sachſen 

und von Preußen, vom 18ten Mai v. J., an Preußen erfolgte Abtretung einiger Provinzen, Diftrikte, A 
Gebiete oder Gebietstheile auch Beſtimmungen wegen des veränderten Gerichtsſtandes bei den betreffenden 
Landestheilen nothwendig macht; ſo iſt wegen Abgabe und Fortſetzung der bei den Gerichtshoͤfen beider 01 
Lande verhandelten Prozeß⸗, Vormundſchafts⸗, Hopotheken⸗, Lehns⸗ und anderer e be den „ 
und wegen der dazu gehdrigen Akten, Depofiten und Dokumente, es moͤgen ſich nun dieſe bei obern oder 

niedern Civilgeiſtlichen oder Militair-Gerichten, oder ſonſtigen Behörden, befinden, unter Vermittelung des 

mit unterzeichneten Kaiſerl. Koͤnigl. Oeſterreichiſchen Herrn Kommiſſarii, von den beiderſeitigen Auseinan⸗ 
derſetzungs⸗ und Ausgleichungs-Kommiſſarien, Kraft ihrer Vollmachten und Inſtruktionen, ingleichen mit 

Zuziehung des mit unterzeichneten Königl. Preußiſchen Kammergerichtsraths Herrn Sietze, nachſtehende 
Uebereinkunft verabredet und geſchloſſen worden. i 


; 1. Bei allen bewegliche Sachen betreffenden und überhaupt bei allen perſdnlichen Klagen iſt der weſent⸗ Perfonafe 
liche . des Beklagten, Letzterer mag einen privilegirten oder den gewöhnlichen Gerichtsſtand gehabt ſachen. 
haben, zur Richtſchnur anzunehmen, und der Prozeß vor demjenigen Richter fortzuſetzen, welchem der Be⸗ 
klagte, oder deſſen Erben, am dreißigſten November v. J., nach deren damaligem weſentlichem Wohnſitze, 
unterworfen waren. . 

Die Rechts angelegenheiten derjenigen, welche am gedachten Tage weder in dem Königreiche Sachſen, 
noch in der Koͤnigl Preußiſchen Monarchie, Überhaupt ihren weſentlichen Wohnſitz hatten, oder nichttn 
Civil⸗ oder Militairdienften derſelben ſtanden, verbleiben dem Gerichte, wo fie dermalen anhaͤngig ſind. n 
Dieſe Beſtimmungen wegen des nur gedachten Zeitpunktes, ſo wie wegen der Ausländer und des 3 
privilegirten Gerichtsſtandes, gelten als allgemeine Regel für alle die Falle, wegen welcher in dieſer Konven⸗ 
tion nicht etwas Anderes ausdruͤcklich feſtgeſetzt iſt. 


2. Wenn bei Perſonalklagen mehrere Litis-Konſorten vorhanden ſind, welche unter verſchiedener Landes⸗ Litis⸗Kon⸗ 
hoheit wohnen, ſo iſt die Sache da zu laſſen und zu beendigen, wo ſie am dreißigſten November v. J. anhaͤn⸗ ſorten. 
gig war; jedoch ſtehet den Partheien, Klaͤgern ſowohl als Beklagten, frei, darauf anzutragen, daß, wenn ! 
der Gegenſtand der Klage theilbar ift, in Ruͤckſicht derjenigen Litis⸗Konſorten, mit welchen die antragende 
Gegenparthey unter derſelben Landeshoheit ſtehet, die Sache, in Rückſicht dieſer Theilhaber, an ihre Landes⸗ 
hoheit abgegeben werde. In dieſem Falle ſind die Gerichte der andern Landeshoheit gehalten, die dazu nd⸗ 
thigen Verhandlungen, blos gegen Vergütung der Kopialien, der neuen Gerichtsbehoͤrde mitzutheilen. a 
8 3. Realklagen werden vor dem Gerichte fortgeſetzt, unter welchem der ſtreitige Gegenſtand gelegen iſt. Realklagen 
Dieß findet auch bei Sequeſtrationen, Subhaſtationen und andern, ein Grundstück und Grundgerechtigkeiten überhaupt. 
betreffenden, gerichtlichen Handlungen ſtatt, inſofern nicht eine Ausnahme ausdrücklich bedungen ift. 

4. Sollte der Gegenſtand des Prozeſſes ſich zum Theil in dem Königreiche, zum Theil in dem Herzog⸗ Bei Grund⸗ 
thume Sachfen, befinden; ſo wird der Prozeß da, wo er anhaͤngig iſt, beendigt: liegt jedoch der überwie⸗ ſtücken unter 
gend größere Theil unter der andern Landeshoheit, ſo iſt die Sache an die gegenfeitige Gerichtsbehoͤrde Sid 5 
abzugeben. f - andes hoheit. 

5. In Ruͤckſichtder Streitigkeiten, wobei die Landesgrenze einſchlaͤgt, iſt denjenigen Grundſaͤtzen nachzu⸗ n db 
gehen, welche in dergleichen Angelegenheiten bisher zwiſchen den beiderſeitigen Regierungen ſtatt gefunden haben. Gan ei 5 

a 6. Die Fortſetzung der Konkursſachen richtet ſich nach dem weſentlichen Wohnſitze des Gemeinſchuldners = Ronfurfe, 
am dreißigſten November v. J. und, wenn derſelbe früher verftorben, nach feinem Wohnſitze am Tage der 
Eröffnung des Konkurſes durch Erlaſſung der Ediktalien; es ware denn, daß der Schuldner, oder deſſen N 
Erben und die Mehrheit der Gläubiger, einverſtaͤndlich wuͤnſchten, den Konkurs bei dem Gerichte, wo er a 

nig 
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* mal anhängig iſt, fortzuſetzen. In dieſem Falle iſt jedoch die Mehrheit der Gläubiger nicht nach den Köpfen, 

; ſondern nach dem Betrage und der Qualitat der Forderungsgegenſtaͤnde, zu beſtimmen. Die dießfallſige Er⸗ 
klaͤrung muß binnen Sechs Wochen, vom Tage der Bekanntmachung gegenwaͤrtiger Konvention, enkweder 
von den Betheiligten ſelbſt, oder, wenn fie durch Bevollmächtigte erfolgt, mittelſt Beibringung einer Spe⸗ 
zial⸗Vollmacht, bei dem zeitherigen Richter geſchehen. Sollte bei oder über dieſe gemeinſame Erklarung 
irgend ein Zweifel oder eine Ungewißheit obwalten, ſo iſt die Abgabe der Akten ohne Anſtand zu bewirken. 


In den Fallen, wo die vorgedachte Ausnahme von der Regel eintritt, muß jedoch der Richter, bei 
welchem der Konkurs ſchwebt, die dießfallſigen Original-Erklaͤrungen und Vollmachten mit einer Ueberſicht 
der Forderungen, welche an die Maſſe gemacht werden und des Fundaments, aus dem dieſelben entſpringen, 
der gegenfeitig zur Aktenübernahme nach F. 34. autoriſirten Behoͤrde mit übergeben, welche ſelbige, in dem 
Falle eines ihr beigehenden Bedenkens, ihrer obern Behörde zur weitern Enkſchließung einreicht. 


Pazu gehd⸗ 7. Wenn zu der Konkursmaſſe Grundſtücke gehören, welche unter einer andern Landeshoheit liegen, 
rige Gründ⸗ als wo der Konkurs verhandelt wird; fo find ſowohl die Subhaſtation, als die dazu noͤthigen Einleitungen 
ſtuͤcke. und andere darauf Bezug habende gerichtliche Handlungen, auf Antrag des den Konkurs dirigirenden Gerichts, 

von dem Richter, unter welchem das Grundſtuͤck liegt, vorzunehmen; derſelbe ziehet auch die Kaufgelder ein 
und befriediget die Realglaͤubiger, nach der Anweiſung des Konkursgerichts, zahlt aber den, nach Befriedi⸗ 
gung der Realglaubiger und nach Abzug der gewöhnlichen Gerichtskoſten, etwa verbleibenden Ueberſchuß an 
den Konkursrichter hinaus. 


Beiguͤter 8. Liegt indeß daß Hauptgut unter der Landeshoheit des Konkursgerichts, und es gehoren dazu blos 

u. Parzelen. einzelne Beigüter oder Parzelen, welche in dem gegenſeitigen Gebiete gelegen, jedoch in dem Complexu des 

N Hauptgutes mit verpfändet find, fo gehören, in Ruͤckſicht dieſer einzelnen Stücke, die Subhaſtation und 
andere noͤthige Verfügungen mit vor die Gerichte, unter welchen das Hauptgut liegt, und es kann bei den 

Gerichten der erſtern kein Spezialkonkurs erdffuet werden, ſondern dieſe haben auf den Antrag der Haupt⸗ 
Konkursbehoͤrde das Erforderliche zu beſorgen. g 5 N 7 

Sequeßra⸗ 9. Gleiche Grundſatze find bei Streitigkeiten über Grundftüde, wo, außer dem Fall eines erdffneten⸗ 
den Konkürſe. Konkurſes, von Befriedigung mehrerer Gläubiger aus dieſen Grundſtuͤcken, oder von Sequefiration oder 

Subhaſtation derſelben, die Frage iſt, zu beobachten. i l 


Erb⸗ 5 10. In Erbſchaftsangelegenheiten bei Regulirung und Theilung der Erbſchaftsmaſſe, und was dahin 
anime gehörig, ingleiehen wenn über einen Nachlaß der Konkurs eröffnet worden, entſcheidet der Wohnſitz des 
legenheiten. Erblaſſers „und in Abſicht der dazu gehörigen Grundſtuͤcke iſt nach der Lage derfelben dasjenige zu befolgen, 
8 was bei den Konkurſen in den vorhergehenden Paragraphen feſtgeſetzt worden. i 

Vormund⸗ 14. Vormundſchafts angelegenheiten find, inſoweit hierunter in den folgenden Paragraphen keine abaͤn⸗ 
ſchaften. dernde Beſtimmung getroffen worden, von den Gerichten fortzuſetzen, unter welchen der Erblaſſer zur Zeit 
ö des Ablebens ſeinen weſentlichen Wohnſitz gehabt hat. s s 


1 


Perſonal⸗ 12. Die Beſtellung der Perſonal⸗Bormundſchaft gehört für die Gerichte, wo der Minderjährige ſich we⸗ 
Vormund⸗ ſentlich aufhaͤlt, und find die dahin gehörigen Akten an dieſelben abzugeben. Haben dieſe Minderjährigen, 
ſchalt. welche Grundſtüͤcke unter verſchiedener Landeshoheit beſitzen, ihren Aufenthalt bis zum dreißigſten Novem⸗ 


ber v. J. bereits auf Guͤtern genommen, welche unter einer andern Landeshoheit liegen, als wohin die Vor⸗ 
mundſchafts angelegenheit, nach dem gehabten Gerichtsſtande des Erblaſſers, zur Zeit ſeines Ablebens, in 
olge obigen Grundſatzes gehoren würde, fo kann der Minderjährige nicht gendthiget werden, unter dieſe 
Landeshoheit zurückzukehren, ſondern die Vormundſchaft iſt von der Obrigkeit des Aufenthaltsorts fortzuſetzen. 
hart ihr er, 13. Wegen Verſchwender, Bloͤdſinniger und überhaupt folcher Perſonen, wegen welcher aus einem an⸗ 
(wender wid dern Grunde, als dem der Minderjaͤhrigkeit, eine Bevormundung eingetreten iſt, richtet ſich die Abgabe 
anal Fe der Akten, Dokumente und Depofiten nach dem weſentlichen Wohnorte des Kuranden am dreißigſten Nobem⸗ 
ber v. J., es ſey denn, daß der Kurande damals in eine öffentliche oder Privatanftalt untergebracht geweſen; 

da ſodann deſſen letzter weſentlicher Wohnort vor dieſer Unterbringung eutſcheidet, 


Bei bevormundeten Abweſenden entſcheidet deren letzter weſentlicher Wohnort vor der Entfernung. 


e 14. In Abſicht der zu dem Vermoͤgen der Unmuͤndigen oder Kuranden gehoͤrigen Immobilien, welche 
beige Aim, unter der andern Landeshoheit liegen, ſtehet der gegenſeikigen Gerichtsbehoͤrde frei, wegen dieſer beſondere 
fen. Vormuͤnder zu beſtellen, oder den auswärtigen Perſonal⸗Vormund ebenfalls zu beftäfigen. Im erſtern 

5 : S x Falle 


Falle ſind die Gerichte der Hauptvormundſchaft gehalten, der Behörde, welche wegen der Grundſtuͤcke beſone 
dere Bormünder beſtellt hat, aus den Akten die nöthigen Nachrichten, auf Erfordern, mitzutheilen; auch 
haben beiderſeitige Gerichte wegen Verwendung der Einkünfte aus den Guͤtern, ſoweit ſolche zum Unterhalt 
und der Erziehung, auch ſonſtigen Fortkommen, der Unmündigen oder Kuranden erforderlich, ſich mit ein 
ander zu vernehmen, und in deſſen Verfolg das Noͤthige zu verabreichen. 


15. Iſt der Vater noch am Leben, ſo wird in Abſicht des muͤtterlichen Erbtheils die Vormundſchaft der Vormund⸗ 


Kinder bei dem Gerichte fortgeſetzt, unter welchem Erſterer am r in ben November v. J. ſeinen weſentli⸗ ſchaft uber 
chen Wohnſitz hatte; jedoch bleibt auch hier den verſchiedenen Landesbehoͤrden unbenommen, uber die unter den 1 
ihrer Landeshoheit gelegenen Immobilien beſondere Vormünder zu beſtellen, inſoweit dieſe bei dem Leben des eee 
Vaters überhaupt zulaſſig ſind. 


16. In allen den Faͤllen, wo von der jenſeitigen Gerichtsbehdrde neue Vormͤnder beſtellt werden, haben Liberirung 
die abgehenden Vormünder die Rechnungen, bis zur Zeit ihres Abganges, dem bisherigen vormundſchaft⸗ der Vormüun⸗ 
lichen Gerichte, es ſey dies das eigentliche oder kommiſſionsweiſe beſtellte, einzureſchen, welches ſodann die er. 
Rechnungen, da noͤthig, monirt, ich darüber mit dem neuen Vormundſchaftsgerichte vernimmt, und nach 
deſſen erfolgter Erklarung, wenn kein Bedenken obwaltet, den bisherigen Vormund liberirt. 

17. Ediktalprozeſſe gegen Abweſende folgen dem letzten, innerhalb dem jetzigen Koͤnigreiche oder Herzog⸗ Ediktal⸗ 
thume Sachſen gehabten Gerichtsſtande. a prozeſſe. 

18. Die Eheſcheidungsſachen Abweſender gehdren vor den Gerichtsſtand, unter welchem der zuruͤckgeblie⸗ Abweſen⸗ 


dungen. 


bene Ehegatte, welcher die deshalb etwa ndthige Ediktal⸗Citation ausgebracht hat, ſich am dreißigſten No⸗ der Eheſchet⸗ 


vember v. J. weſentlich aufhielt. 


19. Die Verhandlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, ingleichen die gerichtlich niedergelegten Teſta⸗ Rerhands 
mente, bleiben da, wo fie ſich befinden; und es beruhet lediglich auf der Willkuͤhr der Intereſſenken, ob fie wagen Ges 
dergleichen Verhandlungen und niedergelegte Urkunden abfordern und einem andern Gerichte übergeben wollen. 


. 20. Alle Kriminal⸗, fiskaliſche und andere Unterſuchungsſachen werden vor dem Gerichte, unter welchem Unterſu⸗ 
der Angeſchuldigte feinen Wohnſitz gehabt hat, fortgeſetzt. Heer 
Sollte indeß die Unterſuchung bei dem zeitherigen Gerichte ihrem Ende nahe und bereits ſo weit ge⸗ 
diehen ſeyn, daß das Verfahren annoch binnen Vier Wochen, vom Tage der erlaſſenen und behdrig inſinuir⸗ 
ten Bekanntmachung gegenwärtiger Konvention, zum nächften Spruche beendigt ſeyn kann, fo bleibt die 
Sache bei dem erſten Richter; der Angeſchuldigte wird jedoch, nach vollfuͤhrtem Verfahren, mit den Akten, 
zu Abfaſſung oder Einholung des Urtels, auch Vollziehung der Strafe, an die gegenſeitige Behörde uͤber⸗ 
Fele felgen Ablauf dieſer Vier Wochen muß die Abgabe des Angeſchuldigten und der Akten in jedem 
alle erfolgen. arte 5 „„ i 


da, wo fie anhängig gemacht iſt, fortgeführt, und ſoll die jedesmalige erforderliche Geſtellung dieſer Mit⸗ 
ſchuldigen, Behufs der Vernehmung, Konfrontation, oder einer andern, zu dieſer Unterſuchung erforder⸗ 
lichen, gerichtlichen Handlung, aus dem andern Gebiete unweigerlich erfolgen. 

Sollte ſich hierbei die Verhaftung des geſtellten Mitſchuldigen als nothwendig ergeben, ſo kann der 
unterſuchende Richter ſie zwar verfügen, muß jedoch den Verhafteten, ohne Anſtand, ſeinem ordentlichen 
Richter ausliefern. Das Urtel wird von dem Gerichte, welches die Unterſuchung fuͤhrt, nach denjenigen 
Geſetzen abgefaßt, welche in beiden Gebieten die milderen ſind. 3 


Die Vollziehung der Strafen muß jedesmal von der ordentlichen Obrigkeit des Verurtheilten erfolgen. 
Auch iſt ſofort ein Verzeichniß der aus dem gegenſeitigen Gebiete ſchon Inhaftirken von den betreffenden Obrig⸗ 
keiten ihren Regierungen einzureichen, welche ſolche einander gegenſeitig mittheilen werden. . 
22. Die gelindere Beſtrafung findet auch in den $. 20. erwuͤhnten, fo wie überhaupt in allen übrigen Beſtraft 
Faͤllen ſtatt, wo Angeſchuldigte der gegenſeitigen Landesbehoͤrde auszuliefern ſind. 5 0 ee 
23. Was die Unterſuthungen in Einnähme⸗, Kaſſen⸗ und Rechnungsſachen wegen Defefte(Properrefte) De rau⸗ 
oder anderer Beruntrauungen bekrifft, entſcheidet der Wohnſitz zwar ebenfalls über den 80 bed daten der 
Schuldigen, jedoch wird wegen Erſatz, Strafe und Koſten die W Unterſtuͤtzung der gegenfeitigen 1. . . 
. Lan⸗ 5 


4 


chungsſachen. 


21. Wo Mitſchuldige aus dem beiderſeitigen Gebiete vorhanden ſind, wird die Unterſuchung gegen ſelbige, Mitſchul⸗ i 
\ de 


e 


F 


4 
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Landesbehörden, ſo wie die ungehinderte Verabfolgung deſſen, zugeſichert, was, nach Maaßgabe der im 
Koͤnigreiche Sachſen geltenden Rechte, wegen der Priorität aus dem Vermögen des untreuen Dieners, zur 
Entſchaͤdigung der Kaſſen erlangt werden kann. Die Behoͤrden werden jedoch hierunter allenthalben noch 
nähere Anweiſungen erhalten, 2 


Depoſiten. 24. Die zu jeder an eine Gerichtsbehörde des andern Gebiets, vermoͤge dieſer Konvention, uͤbergehenden 
Sache gehoͤrigen Deposita und Dokumente werden von ſaͤmmtlichen Behoͤrden aus beiden Antheilen, ſo⸗ 
gleich mit der Sache ſelbſt, an die gegenſeitige Behoͤrde ausgeliefert, oder, wenn die Sache bereits in den 
jenſeitigen Händen fich befindet, unverzüglich nachgeſendet. Jede Behoͤrde iſt verpflichtet, in beiden Fallen 
daruber eine volfftändige Nachweiſung zu fertigen und der jenfeitigen Behörde zu übergeben. Was jedoch die 
zu der Koͤnigl. Saͤchſiſchen Rentkammer „oder dermaligen Depoſitenkaſſe, eingelieferten Deposita anlanget, 
ſo wird wegen der Zeit ihrer Nachzahlung beſondere Übereinkunft getroffen werden. 


Abbalkung 25. Damit wegen der in den abzugebenden Rechtsſachen zur Zeit der Abgabe etwa noch ſtehenden Terz 
er Termine. mine, zum Nachtheil der Partheien, keine Ungewißheit entftche, ſo wird feſtgeſetzt, daß dieſe Termine, 
ſobald ſolche nicht ausdrücklich aufgehoben worden, der Abgabe ungeachtet, bei dem neuen Gerichte ihren 
Fortgang haben ſollen, eben fo, als ob fie von dieſem ſelbſt angeſetzt worden wären. Das abgebende Ge⸗ 
richt muß aber eine beſondere Nachweiſung der anberaumten, noch nicht abgehaltenen, Termine der Behörde, 

an welche es die Akten abgiebt, gleichzeitig übergeben, : 


„Ediktal⸗ 26. Wegen der in den abzugebenden Konkursſachen insbeſondere ſtehenden Ediktal⸗ und andern, durch 
Terim ite 6, die öffentlichen Blätter bekannt gemachten, Termine hat man feſtzuſetzen für zweckmäßig gefunden: 
4) daß dieſe Termine, wenn fie binnen den naͤchſten Vier Wochen, von Zeit der dffeutlichen Bekanntmachung 


diefer Konvention, fallen, annoch vor demjenigen Richter abgehalten werden ſollen, vor welchem die 
Konkurſe dermalen anhaͤngig ſind; und ee 


2 daß nach Verlauf diefer Friſt die erwähnten Termine zwar bei dem neuen Richter, an welchen die Kon⸗ 

5 kurſe durch die Abgabe gelangen, abzuhalten ſind, daß aber der vorige Richter, wenn ein oder der andere 
8 Igntereſſent, oder ſaͤmmtliche Theilhaber, demungeachtet ſich zum Termine bei ihm anmelden ſollten, 
eine Regiſtratur darüber abzufaſſen, und ſolche dem neuen Richter, an welchen der Konkurs gelangt iſt, 

binnen den naͤchſten Vier Wochen, entweder urſchriftlich oder in beglaubter Abſchrift, mitzutheilen habe. 


Prozeßform. 27. Nach welcher Prozeßform die ſchwebenden, an die Gerichte des Herzogthums gelangenden Sachen 
8 fortzuſetzen, dieß haͤngt von den deshalb von der Preuß. Regierung zu treffenden Beſtimmungen ab; jedoch 
geſchieht Koͤnigl. Preuß. Seits die Zuſicherung, daß die Rechte der Partheien in den Fällen nicht gefährdet 
werden ſollen, wo die Formalien, nach der bisherigen Prozeßform, einen weſentlichen Einfluß auf die Ent⸗ 
ſcheidung der Hauptfache haben, oder ſolcheſ chon erworbene Rechte und Befugniſſe begründen, als wohin 
3. B. das Recht der Eidesdelation, der Reinigungs: und Ergaͤnzungseide u. fe w. zu zaͤhlen. i 


1. Webac, 8 28. Dagegen werden im Materiellen bei den, nach obigen Grundſätzen, an die Königl. Preuß. Behdrden 
Sach, Gelee abzugebenden Rechtsſachen, die 9h. 24. und 22. erwähnten Skraf⸗Faͤlle ausgenommen, durchgaͤngig die bisher 
N beſtandenen Königl. Saͤchſiſchen Geſetze beobachtet. „ EEE a 
SER 29. Zu dem Ende verſpricht man Königl. Saͤchſiſcher Seits, die auf die Geſetzgebung Bezug habenden 


RR Nach, Nachrichten und Abſchriften aus den, dem Königreiche Sachſen verbleibenden „ allgemeinen, die Geſetzgebung 


Be betreffenden Akten den Behörden des Herzogthums Sachſen, auf Verlangen, mitzutheilen, 
5 „geriötsge- 30. Die Auslieferung der abzugebenden Alten foll von der zuvor derſt zu bewirkenden Bezahlung der in 


hren. der Sache etwa noch ruͤckſtaͤndigen gerichtlichen und außergerichtlichen Verlaͤge, Sporteln und anderen Unkoſten 
nicht abhaͤngig gemacht werden; jedoch wird die gegenſeitige Zuſicherung ertheilt, daß das neue Gericht, wo⸗ 
hin die Rechksſache gedeihet, fuͤr die alsbaldige Einbringung und Berichtigung der Verläge und übrigen Ges 
bühren, infofern ſolche nicht dem Staate „ ſondern Privatperſonen, zu entrichten find und nicht in oͤffent⸗ 
liche Kaſſen fließen, vorzuͤgliche Sorge tragen ſolle. f 


Wegen der in die offentlichen Kaſſen fließenden Sporteln wird beſondere Beſtimmung vorbehalten 
och darf auch wegen dieſer Sporteln die Abgabe der Akten nicht aufgehalten werden. 


d mit 41. Bei Abgabe der Akten wird deren Wiedermittheilung an die ausantwortende Behörde, beſonders in 


gegebenen Akten, Vormundſchafts⸗ und Konkursſachen, auch in Lehns⸗ und Konſensſachen, wegen der, zu einem Hauptgute 


gehd⸗ 


ge 


gebdrigen, in dem. jenfeltigen Gebiet gelegenen Pertinenzien, bedungen und gegenſeitig zugeſichert, wenn 
ſolche bei etwanigen Regreßklagen oder andern Rechtsangelegenheiten, zur Rechtfertigung des vorigen Rich⸗ 
ters, oder fonft, noͤthig ſeyn oder werden ſollten. 5 5 


32. Die Lehus⸗ und Konſens⸗Akten, auch andere dahin gehörige Schriften, ſoweit fie zu trennen ſind, Lehns⸗ 
verbleiben oder ſind dem Lehns- oder Gerichtshofe zu uͤberliefern, unter welchem das betreffende Grundſtuͤck und Konſens⸗ 
gelegen und zu verleihen iſt. N N BEN Akten. 


33. Sind mehrere unte beiderlei Landeshoheit gelegene Guter in einem Complexu begriffen, ſo gehören Ueber Guͤ⸗ 
die Originalien derjenigen Landesbehörde, unter welcher das Hauptgut gelegen iſt; und dieſe hat der jenſeitigen ter verſchiede⸗ 
Behörde, unter welcher die übrigen Grundstücke liegen, auf Verlangen, die erforderlichen Abſchriften zu erthei⸗ nerLandesho⸗ 
len. Der letztern wegen darf daher die Abgabe der Akten nicht aufgehalten werden. beit: 


34. Jede Juſtizbehoͤrde hat die in Sachen ſolcher Perſonen, welche ihrer Gerichtsbarkeit unmittelbar Behörde 
untergeben ſind, ſowohl, als die kommiſſionsweiſe vor ihr ergangenen Akten, inſofern ſolche, nach den vor⸗ zur Abgabe. 
ſtehenden Grundſaͤtzen, an die gegenſeitigen Gerichte abzugeben find, unmittelbar und ohne weitere Ruͤckfrage 
an die von jeder Regierung hierzu zu beauftragenden und ſich darüber gehörig legitimirenden Beamten des 
andern Landes, mittelft Verzeichniſſes, gegen Quitung, welches bei ihrer vorgeſetzten Behoͤrde zur Kennt⸗ 
nißnahme einzureichen iſt, ohne Anſtand abzuliefern. BR 


Die allhier in Dresden bei den höchften Behörden befindlichen, zur Abgabe geeigneten Rechtsakten 
werden an die Königl. Preuß. Kommiſſarien zur Ausgleichung mit dem Königreiche Sachſen abgegeben. 


35. Uebrigens gilt die gegenwärtig e Uebereinkunft in allen ihren Beſtimmungen nur in Ruͤckſicht der bis 8 f 
zu dem dreißigſten November v. J. anhängig geweſenen Rechtsſachen; in Ruͤckſicht der fpäter auen ge⸗ inge 
wordenen treten die allgemeinen Grundſaͤtze ein, welche daruber zwiſchen den beiden Regierungen fchon frü⸗ dende echts⸗ 
her ſtatt gefunden haben, oder noch künftig feſtgeſtellet werden duͤrften. Ka ſachen. 


: 36. Gegenwärtige Uebereinkunft wird von den beiderfeitigen Regierungen ohne Anſtand, zur Nachri ; 
und Nachachtung, oͤffentlich bekannt gemacht werden. abb, 35 a S 
2 ; » entiou. 7 


: Zu Urkund deſſen haben ſowohl der Kaiſerl. Königl. Herr Vermittelungs⸗Kommiſſarius, als die bei⸗ 
derſeitigen Bevollmaͤchtigten, ingleichen der Koͤnigl. Preuß. Kammergerichtsrath Herr Sietze, dieſe Konven⸗ 
tion unterzeichnet und beſiegelt. 


So geſchehen zu Dresden, am 20ſten Februar 1816, 


Kaiferl, Königl. Oeſterreichiſcher Bermitkelungs⸗Kommiſſarius 
(L. S.) K. Ph. Spiegel zum Dieſenberg. 


Königl. Preußiſche Kommiſſion zur Ausgleichung Koͤnigl. Saͤchſ. Friedensvollziehungs⸗ u 

mit dem Königreiche Sachſen. a an een „ 
(L. S.) Gaudi. a (L. S.) von Globig. 
(L. S.) Frieſe. (L. S.) von Buͤnau. 


(L. S.) Sietze. N (L. S.) Guͤnther. 
d (L. S.) von Watzdorf. 


82 | | S 


N 


— 44 eo 
i \ 


(Zu Art. IV. F. 5. der a a ee eb et 


Hauptkonvention.) e N 
i ſaͤmmtlicher Steuer- Kredit-Kaſſen⸗ 


Kehle, 


Gr. Pf. 


N a I. N x 8 85 5 N 8.94 
Schulden vom Jahre 1764. und aus früheren Jahren. 
A. unverwechſelte und zur Zeit unverloosbare Steuerſcheine. 


1) urſpruͤnglich ohne Zins ausgefertigte Scheine Be ei legen rel De Anne 931,735 6 9 
2) bis jetzt nicht angemeldete, als verjährt zu betrachtende Scheine 54.4380 14 
3) Depoſitenkapitalien zu 27 vom JJJJ%%%%%VVVVVVVTVc 505 9 — 


4) andere Steuerſcheine zu 3 vomitoenzinsbare ee e e 2,487,752 12 2 


B. im Jahre 1807. in kleinere unverloosbare Obligationen verwan⸗ 


5 delte Steuerſcheine JJ a arsch sanieren ee 530,000 —|— 
C. dergleichen aus dem ehemaligen Churbraunſchweigiſchen⸗ Hypo⸗ 
theben u 5 8 357*»„ ˙i 43,546,000 — | — 


D. im Jahre 1764. ausgefertigte verloosbare Obligationen. 
1) noch nicht ausgelosſete zu 3 vom 100 zins bar „ 1 9001 | 
2) bereits auögeloofete, aber noch nicht bezahlte, zu A vom 100 zins bar 155,900 | — | — 
3) dergleichen bereits ausgelooſete Obligationen, worüber die Dokumente verloren 5 
17,800 ac 


gegangen, die aber bei deren Wiederauffindung zu verzinſen find.. 
Summa an alteren Schulden . 1,177, 5 
I 5 5 
Landſchaftliche Obligationen vom Jahre 1807. zu 3 vom 100 zinsbar; 

urſpruͤnglich an 4 Millionen (nach: Abzug der zur Tilgung der Fregeſchen Anleihe 

bereits bezahlten 560,000 Rehn 3,440,000 —— 

: III. - 
Ständifhe Obligationen vom Jahre 181 1. zu 5 vom 100 zinsbar. : 
(von der durch Reichenbach & Komp. negozirten Anleihe) 94,00 5 

a Betrag ſaͤmmtlicher Steuerſchulden . 22,504,832 


Hr 


den Schulden von 3,516,000 Nthlrs zu FZR N 2727490 — | — 


Aufgelde von dieſem Zinsnachſchuſſe nach 74 vom 100, beides, einer getroffenen 5 
Vereinigung zufolge, angeſchlagen zu einem 3 prozentigen Kapital von .. 80,303 020 — 
f Totalſumme. .. 2857 520 11 
Anmerkung: Bei der) in vorſtehender Art: bewirkten Abtheilung obigen Totalbetrages, iſt auf die, nach Ar⸗ 
3,285,800 1 ſowohl, als auf die uͤbrigen, im gedachten Artikel. enthaltenen Beſtimmungen, 
nommen worden. 5 


r 


— A 


ſi chat | | Beilage Litt. A. 
. 0 — 
Schulden und deren Abtheilung, f 
5 Hiervon wuͤrde Der getroffenen Vereinigung zufolge . 
bei Abtheilung einer jeden einzelnen Klaſſe nach den ſind wirklich übernommen. worden, 
feſtgeſetzten Maaßſtaͤben fallen auf 5 von 
Sachſen 1 Preußen ; | 
— emuntmieieend 5 
Nach den Nach dem „ Sehfem |. PrenBEN 
Verhaͤlt⸗ Verhaͤlt⸗ g 5 T 
riß von] te BT mer Gr. pe Re Gr. I. Mile Br DR 
2 \ > x x ’ x 5 8 | 
2 621,157. 12 310,578 18 3] 931,736 e 
5 34,292 — 47, - ] 34,292 9 17,146 || # 
5 336 22 — 468 11 - 282 21 — 22242 — 


*) beim Stifte Merſeburg 
‘und Amte Eckartsberga. 


1,938,166 2] 4 549,586 40 4 


„ beim Amte Dresden. 


1,658,501 | 16 829,250 |20| 1 


353,333 | 8 176,666. 16 - 530,000 -:- 
2,344,000 | — 1,179,000°|—1— | 3,516,000—|-| — | 
3,617,466 16 1,808,733 | 8s[-| —: ||] 5,426,200 — — 

123,933 „ 61,006 16 .:“ —- — 48,900 — — 

14,866 5,933 8|-—| — ih 17800) — 
D a 
f 5 En * 
2,229,120 — [ 5 410,880 — — 34,000 :- 
— 3,5834, — [l. — 205860 V8 
eee 3] 41. —  17,676,284 | 11 81 
a | 188,700. — — 3,790 — 272,900 . f— . 
0 r 120 | — |; — II 
— — us 
FFF 2775195 5 


tikel IV. §. 4 der Hauptkonvention von reußen allein beſchehene Uebernahme der Zentralſteuer- Obligationen an! 


und auf Die: wegen Verſchiedenheit dep: insfußes und ſonſt getroffenen Vereinigungen, dieendthige Ruck ſicht ge⸗ 


RE ee a = 4 ER 
Zu Artikel IV. f. 6. der | | 55 
e i Beilage Litt. B. 
ge — 
Nachweiſung 
der Preußiſcher Seits uͤbernommenen unberwandelten Steuerſcheine. 


Als verjährt zu 
betrachtende. 
nn [m 
Kapitals] Betrag. 

: Nehle, Gir Pf.] Nthlr. Gr. Pf. 


A. An ganzen Klaſſen. 


Benennung der Scheine, 


mov 


Zufammen.....| 4,481123| 1]351,567|44| 6 
7 — 


B. Aus andern Klaſſen, nach dem unter O angefuͤg⸗ 
ten ſpeziellen Verzeichniſſe. 
Auf die Land⸗ und Trankſteuer⸗Hauptkaſſe lautende. —2*˙*r 412,66 


452189,04522 27 


2.] Alte Land- und Trankſteuerkapitale. — x —V H— 4701221 — 
3. Auf die extraordinaire Steuer⸗Hauptkaſſe lautende... 8 
eee een von e sb — | 2,000 — 
FF 1749, Büchſtabe ß a — — j 6,7518 


i = Zuſammen .. 412,664 4 54 198,047 14 23 
Hierzu die obige 448423 40854,367 1 6 
STOUDLDELE ag A ee essen 175146 5164]549,584|22 82 


Zu übernehmen ſind Se REN ehe 41549,586|40 f 
— BER Be EBENE 
Mithin werden mehr uͤbernommen ER 


| 


Und weniger . 5 441044 


Verwilligung von 1734. mit dem Biſchſtaben PF. 50.— = 90,827 9)— 
= ENT ITE ER Ne = R. 400.— —1190,42020— 

8 „ 1746. 5 5 S 200.—— 61,500 —— 

Alte Verſicherungsſchei nete 3,831/23| 1] 8,819 60 6 


. 
IA 


— — 2 
Gangbare. 


Era : 85 | 
© Spezielles Verzeichniß . r 
der einzelnen unverwandelten Steuerſcheine, welche Preußiſcher Seits aus den umſtehend 
unter B. aufgefuͤhrten Klaſſen uͤbernommen worden. 


Benennung der Scheine. 


I. An als verjährt zu betrachtenden: 
5 Bei der Land: und Trankſteuer⸗Hauptkaſſe 
a) von dem Buchſtaben K. 
Rthlr. Gr. Pf. Rthlr. Gr. Pf. Rthlr. Gr. Pf. Kthlr. = Pf. 


262 12 — 140 — — 345 15 — 172 er 
175 — — 262 12 — 962 12 — 425 — 
218: 18 — 609 16 6 437 12 — 72 2— 
80 8 . 


f 2 4,084 Kthle. 21 Gr. 6 Pf. 
b) von dem Buchſtaben L. ; 


Kthle, Gr. Pf. Rthlr. Gr. Pf. Rthlr. Gr. Pf. Rthlr. Gr. Pf. 
833 8 — 79 9 — 1 12 1 52 12 — 
541 16 104 17 22 164 5 — 525 — — 
475 — — 166 16 — 333 8 — 95 20 — 
525 — — 833 8 — 416 16 — 100 — — 

4,40 1 — 875 ͤ—— 307 13 0 94 12 — 
125 — — 100 — — 94 12 — Ba 
355 a — | 


6 
Zuſammen . - 12,664 = 4= 5 
mel Pera = 
u Ip Betrag 


. D atum | Na me De Ka pita [3 
des Steuerſcheins | ö a ? fien 2: . 5 = 
oder ö Wohnort. Zins⸗ 
der Verſchreibung. Gläubigers. ö Quit- 


tung. [Rthl. Gr. Pf. 


II. An gangbaren: 
4) Land⸗ und Trankſteuer⸗ ee e zu 3 pro Cent. 


.Der Rath zu .... ISangerhauſen. A. 2 875 — — 
25. Se Ki 1750. Die Univerfität Wehen > er = 3 875 — — 
= = E = Landſchule zu . Pforta. 5 4 2,8431 18 
SER „Das 1 . Ar Naumburg. = 5 3,850 — — 
5 5 Der 2 Min see Kdelbeuck = 8 284 II 
3 5 5 PERL Sangerhaufen . = 40 2,625 —- - 
E = 2 . 2 4224 „„4„„ Langenſalza „ 2 14 17312 IPA 
1. = ne DIN TANTE = 12 262142, — 
2 25 ; 7 = 3 % %%% „ „%%% Delitzſch „ „ „ „ „ B. 17 2,445 20, — 
Soit. ach Chriſti Se | 
Beſchneid. 1551... er ihn nn 5 20 | 1,000, —| = 


Latus 4. 4 16,573]8|—. 


Suchfabe me 1 535 
Datum Namen Deſſen 8 Kapftals 
des Steuerſcheins des a und der 
oder G18 555 x Wohnort. 8 055 
rſchreibung. laubäiger s. Mit⸗ 
der Verſch , an 
Spät. nach Chriſti 
1551. Der Rath u... „„ ILangenſalza B. 23 2,293 20 
N 5 ee dene. 5 = 24 875 — — 
1569. die under ität zu Witten 8 Pr 25 1110 —— 
3 april = in. „Desgleichen = 26 377 12.— 
ER a Der Rath zun. Delitzſch h = 30 17750 
2 = = 2 2 Foo „„ „„ „„ Kindelbrück. 2 * = 33 2,094 14 en 
a = = 7 7 ‚ 9 —C? 666 Langenſalza. — 2 37 87 
3 = E 2 f = 32 % „ „4 Sangerhauſen * 75 = ni 38 5,530 — — 
Fe * 4 3 ð ĩk0 Desgleichen = 39 200 
. „ Weiſſenſee E 40 26212— 
2 2 2 = 7 S e eh 2 42 175 
2 2 2 E 2 3 „%ũ n % 2 Delitzſch t C. 47 743118— 
2 — E = N) Alt fi 1: Stif⸗ Freyburg 2 „ „ „%—13C [4 51 1,190 — l— 
r 1588. erzo Mori ens mo en⸗Sti . 
2. 5 125 ST 50 Wittenberg = 56 2,080 
A) „ Das um Sies So = 62 437112) — 
2 2 2 Ten Delisfh . eo 2) 66 4750 
3 E = 2ͤ«„„ % Kindelbrück. see = 70 1,587 2 
5 = 12 ER 622 Laucha 2 74, 1,268 | 18) — 
s P = -„ 1&emeinefuften zu.. Prettin 8 85 73 lic 
= . = Der Rath zu.. Langenſalza = 7h 15837 12.— 
= = = 5 „oo Sangerhauſen .. 2 5 3,167 42— 
2 2 2 = EL ᷑ „„ Tennſtaͤdt — A 3450 — 
= „ei 2 = 4«/„%h „ Weiſſenſee * 2 77 367 12.— 
z N 2 a 2 78 134 GE 
Di set u. IMWittenber P 82 126.250) 
prise. : un Ber Stipe ie ⸗Maſſe g AR 
12. Juli 1567. I = = sus eine Wiſenberg⸗ — 5 83 10,500 
3. April 2m 7 2 = ones ... — * 84 24523“ 4 
FRI Das Amt zu ĩ³ Bitterfeld en) se 90 3,449) 61— 
27. Maͤrz 1705, 2 ä 2„% „650 Senftenberg ... 2 98 26 9 — 
2 = E = * ee u. 20 „4 „ „ er 100 2,2755988 
2 2 2 2 ne 32 „ „%é—! % 5254 „ „4 2 101 875 —— 
„ * 2 Den Nah zn Freyburg A 5 109 546 % 
. „Der Gemeinekaſten zu.... Sangerhauſen . Pr 149 [ 4,400 —— 
2 :5, = Der Rath zu „ „%% ůů „„ „ nn 2.0.0 e 2 122 1,925 2 
= 2 2 2 22„n% „4 * Wei enſee “000 2 123 2,012 12 — 
15. April 4565. Graf v. Hohenthal als Beſiter v. Grüna = 424 196818 — 
„ „ „ Derſelbe . Hohenpreißnitz. Pr 125 1 1,968l1s|— 
5 Der Rath zun. Sangerhauſen . D. 130 700.—— 
20. Daher 1656. Die Univerſitaͤ”l nns.ne en Binding, ... E. 193 7,000 SE 
rn 1611. 2 5 „* 2 0 %% ee. 2 4X A 4 400 ER 
au 3 3 Ant „66% %%% „„ ne Annaburg ... = 436 250 EN er 
2 2 = were aooneanne Bitterfeld ou... E 137 4,26515 — 


„ [ 
Latus 2 100,607 — 4 


N 


Datum 


147750 
Oſtern 1671. [Chriſt. Ernſt Dietrich v. Polenz eg 


und Auguſte Sophie Friederik 


f Buchſtabe [Numer] Betra 
: 50. Name Deſſen des Kapitals a 
des Steuerſcheins 575 und der 
oder i Wohnort. ins⸗ 
der Verſchreibung. Gläubiger 8. 5 f N 1 — 
or tung. Rthle._ Gr. pf. 
, , nase E. 142 437 3|— 
2 2 = a a Ey BEA = 143 1,350 —|— 
a 5 Der Rath zz liſ cht = 147.1 1,750 —|— 
2 = J SEINE EEE = 154 262112) — 
® ev VVV „Langenſalza ». = 169 | 1,750) —|— 
5 5 Die Kommunitaͤt wegen Kaspar] i 
Tryller's Freitiſche zu .. Leipzig = 163 5,162 12. 
Oſtern 1657. Die Kirche zu „Beichlingen 3 164 2,088] 8 — 
Michaelis 1676. Die Univerfität t.. . Wittenberg G. 475 8/750 —— 
2 1670. = = oo 00002“ 2 oo. = 176 3,062 12] — 
7 1679.| = a 3 = Be E 177 4,750 — | — 
= 1701. = 2 5 2596255656255 „6 4 2 „ „ „ „* * 178 4,160 
= 1727. Das Stift Beate Mariae Vir. E- 5 
I .ginis et St. Severi zu. Erfurt 2 199 4 1,1730(18.— 
Oſtern 1658. Das Domkapitul zu Naumburg II. 206 265 
„5 Die Wenzelskirche zu 4 Eat, < 207 4 1,925 
E - VTV 8 208 735 
a = a ER BOB A = 209 485 
= = „ KB ra ON ar a = 210 8,750 
2 = = W * = 214 875 
* a ERBEN nee Langenjalja | = 215 5 1,059 
‚re I: S r Schlieben 2 214 2,247 
Michaelis 1637... „Weiſſenfels . . 5 215 | 1,040 
20. Oktober 1629.] Die Kirche zuuu . + Meuftadt ..... = 228 875 
Michaelis 1662. Das um. Weiſſenfels I. 234.1 1,312 
% er 5 STE 2 235 131 
„4743. [Gebrüder Winckler und Komp. = a € 248 875 —— 
E = Die Freiherrl. Werthernſchen Ge⸗ 77 1 % x 
richte der Grafſchaft. . Beichlingen a 250 700 — — 
für den minderjährigen Hans i 5 
Carl Ottobald Freiherrn von 
Werthern auf Frohndorf. 
B „Der Gotteskaſten zu Waydaa 5 251] 3592210 
Michaelis 1700. 2 3 i 
u. Michaelis 4721 Der Pfarrer und Schulmeiſter zu Uhlsdorf . » K. 269 [688,21 4 
Michael. 1690. u. — . . 
8 1702. Das Dorf ——ũ% „„ Prieſitz o.o,.». = 273 4,150 — — 
2 2 „ Predigtam tt. [Waydaa L. 297 416 160/— 
= = Die Hausarmen zu 55 = 298 41616 
Oſtern 1691. und Andreas Boͤhmer's zu milden 
22. Juni 1702. Sachen teſtirtes Legat. S LEE = 299 


af 8 N ee 1Nuſſerſ — — 
ee i Na m Deſſen des Kapitals 
des Steuerſcheins 755 und derte 
oder f EIS Wohnort. Zins⸗ 
der Verſchreibung. Glaͤubigers. ö | Quit⸗ 


tung.] Rthir. Gr. Pf. 


von b bu, als Beſitzer des- Muͤnchen-Beh⸗ 
Gutes rensd orf L. 307 [2,500— — 
= Mai 1629. Dieſelbe als Beſthern des Gutes Be = 309 2,400 — — 
Der Rath zu fh. M. 319 96212 — 
19: Januar 1621. * % ee = 325 43712 — 
TFT e = 326 26212— 
Michaelis 1661. Heinrich Ludwig von Zehmen . es s 332 | 4,7501 
3 8 Die Freiherrl. don Werthernſcheſ 0 
Gerichte der Grafſchaft . Beichlingen. ee 337 1921 — — 
Für den minderjährigen Hans ar 
Carl Ottobald Frhr. v. Wer: 
thern auf Frohndorf. 
Michaelis 1725. Das, von Ihro Majeſtaͤt der 
a höchjkierl, dg e in Polen, 
Fr. Chriſt. Eberhardinen fuͤr 3 ir 
die Geiſtlichkeit zuuu Profi. e N. 17 3,333 8(— 
N geordnete Stift. 5 
18727. Das Ben N88 Naumburg. . = 71% N „675 48 .— 


— — . — 
RT 5 Latus 4. 1,4304144 
Recapit 8 1 ati em -. : 


Tatus17 un 45, 
. 3 09% 4 
RN re 5541 8110 


ERSTER, 1351544 7 


Summa der Land» und Trankſteuer⸗Hauptkaſſen⸗ Schulden eine . 489,0452 225 


Datum Be = Buchſtabe |NuMer 
des Steuerſcheins 8 945 en DR 5 dean ae yi ae ae ; 50 117 
oder 8 Wohnort. und alter Ka⸗ſund der es Kapita 
der Verſchreibung. Gläubigers. 9 yitald = Zah: | Zins. 


791 05 
lungstermin. 5 


Ahle. Gr. Pf. 


2) Alte 2 und Trankſteuer⸗ Kapitalien Litt. G. zu 3 pro Cent mit Littern, 
N Zahlungsterminen und Nummern. 


Michaelis 1742, Amit umu e J. Michaeli 2 470122 — 
Markt 1752.) Summa p. se. 


) Extraordinaire Steuer- Hauptfaffe 


; Oſtern 4709, 7 Amt zu „ „„ „% % „ „% „„ 0° Duͤben eo oo 0 „„ 7 209 25 — — 5 
a SER Summa p. se. 


Datum 


des Steuerſcheins 


oder 


der Verſchreibung. 


Neujahr 1749. 


Michaeli 1750. 


8 1751. 


Oſtern 1750, 


= 3 


Michaelis 1751. 


= 1750. 
Oſtern 1784. 
Michaclis 1753. 


— x 51 — 


ö Buchſtabe 1 5 5 a . = 
N 155 e Deſſen des ae ale bl a 
e und alter Raslund derf des Kapitals. 
; Wohnort. N 
Glaͤubigers. 5 11275 „ 
! tung. Rthlr. Gr. Pf. 


4) Verwilligung von 1742. zu 3 pro Cent ohne Littern. 


Das amn 


7 2 * 26 2 2 „„ 


Wendelſtein. .. . Oſt. ar 17 153 198 | 4 5000 —I— 
Eckartsberga .| = 41291 4 0⁰0 E 


3 . 


Die Kirche zu . iron. .J. M1753. 641 a 
=> B. 

M. M. 1754. 94 350 — 
M. M. 1755. 3] 400. — 
. 5 . 
M. M. 1735 32 2,500 — 

2 2 T 7 B. .. # 

- - Pe „„ „„ „ „„ „ „„ITor gau M. M. 1757. 60 : 853 PB 
Der Rath zu „Prepburg⸗ 3% N. 1738 138 22⁰ 4 = 
Das Hospital en Pforthen Ost. M. 1760. 69 500 4 
Chriſt. Heinrich Gottlob Pollnikt - e M. M. 1760 30. en EB 

* — * 4 EB — 2 me 
Summa. — f 5775075 — 


r a 


= - 3 ö 


* 


85 5 PPP 


z ’ 
Recapıtulatıonm { 
= Ad, 00. 189,045 92,23 
2.550 470.22 — 
3 „ * 25 „ 00 25 — 2 
4 . .. * 2,000, —— 
55 3 6,4785 


: „ 
Haupt⸗Summe . 198,017 1422 


Su Art, IV. F. 13, ber ae 4 


HauptsKonvention,) BR 
A bſ ch 
der erblaͤndiſchen ſtaͤndiſchen Steuer⸗Kredit⸗ ' 


Gegen fände. | Haupt: Betrag, 
* 5 


Laufende Nummer. 5 


2 ; Rthl. Gr. Pf. 


* 


Rthl. Gr. Pf. 


IJ. Einnahme. 


1 An Beſtand find am Sten Juni 1818. nachgewieſen worden 

Hierunter waren jedoch 1,500 Rthlr. landſchaftl. Obligationen bei den 

alten, und eine Forderung an die Peraͤquationskaſſe von 100,000 

Rthlr, bei den neuen Schulden. 

Mithin ſchloß die Steuerkreditkaſſe mit einem baaren Vorſchuß ab von 

Hierauf treten jedoch nachſtehende Einnahmen vor dem sten Juni 
8 zu: r 


89,573.20 10 


101,500 —|— |: 101,500, —— 
14,926 Sn 


N 


Die gegen Ruͤckſcheine zur Steuerkreditkaſſe abgefuͤhrten g 
1 En 83,056 Kthlr, 20 Gr. 62 Pf. 
Die aus der Finanz⸗Hauptkaſſe in 5 . 5 
Zinskoupons fuͤr den Oſtertermin 
1845 erſt nach dem sten Juni f a a f ö 
1816 eingereth neten 53,892 K 2 
Bleiben an Einnahme vor dem ten UNE IOLH, ee 
4 An gemeinſchaftlicher Einnahme nach dem sten Juni 4848, treten 
bis mit Michaelis 1817. zu: ö 
a) an Zinſen von den obigen Beſtandesobligatjonen von 1,500 tl. 
zu 3 pro Cent jährlich von fünf halbjährigen Terminen 
zu 22 My, E G ð 8 
b) an unabgeforderten, in den fuͤnf Terminen von und mit 
Michaelis 1815. bis dahin 1817, verjaͤheten Zinſen 


TER) 


— f 195,023 5045 


bei der neuen Anleihe... 
Zuſammenn 


Betrag der gemeinſchaftlichen Einnghme | — en 229,272|18 53, 


Beilage Litt. C. 


lu ß 6 
Kaffe bis mit Michaelis⸗Termin 1817. 
Die alten Schulden von 1764. betreffend. Die neuen Schulden von 1807. u. 4811, betreffend. 


3 u 3 u Bemer⸗ 
b 2 3 Betrag. 0,648 0,352 kungen. 
Süchſi ſch. Preußſſch. Saͤchſiſch. Preußiſch. 
„ Aibl. Sr. PII. Neth. Se I Rebl a Gr ee Gr. Pf.] Rthl. Gr. Pf Rthl. Gr. m Rthl. Sr Pf. Rthl. Gr. Pf.] Rthl. Gr. Pf. 


7142 „„ o 


442012 750. — — 


05 „„; 8 775 : 
erde 7000 — — 500 — 100,000 —— 64,800 —— 35,200 -- 
125,023 544] 83,348 19| 7 u 9 92 ee 


4,847| 11 1,281) 8 9 615/46 4 JJ! ͤ ̃ K — 4 278 1142 


 ..428,482|18 


* 


a 85,655 ee ee re 42,827 14 100,790 |— 


Laufende Nummer. 


a 


BE” Du 


—1 


19 + 


GSegenftände 


II. Zu berichtigende Ausgaben. 

An Zinſen von den Steuerſcheinen: 
4) am Sten Juni 1815. waren bis Oſtern 1815. ruͤckſtaͤndig geblieben 
2) Fuͤr den Michaclisterntin 7 80 waren zu zahlen 


39. 2 5 1846. = = = ...1 00 Ki 
OR TEE Michaels 5 * gruen; e 
5) „ Oſter 2 1817, 2 S RE 
6) Michaelis = = 3 353 3000 
i Zuſammen 
An Verwaltungskeſten: 


1) Ruͤckſtand bis zum sten Juni 1815., nichts. 
2) Vom often Juni bis Ende Dezember 1845 8 8 
3) Für 5 Oſtertermin 18100. 


4) * SEES 1816. incl. Deput. Ausldſung nn 
5) = = Oſter 2 181’ —WA—＋.ǵ—lñẽ˖wõß „ 
2, 2 E Michaelis = = Dr Er Br Er Er Er Er Er Br Er run 


Zuſammen . 


Betrag der gemeinſchaftlich zu berichtigenden Ansaobes- 2 


Vergleichung. 


Die gemeinſchaftlichen Einnahmen ſind eee ; BP 


Und die gemeinſchaftlich zu e Alls gaben 


Mithin ſind zu decken 

Die nach Vorſtehendem zu leiſten geweſenen Beiträge zu den zu decken⸗ 
den Ausgaben werden als von Koͤnigl. Saͤchſiſcher Seite vollſtaͤn⸗ 
Dig berichtigt angenommen und von Sachſen vertreten. 


“00 2010 1er 8 0 He „46 .08 000 0 101 


und 


Zuſammen mit 
Zu decken geweſenen Summen ſind abgeführt worden: 


1) Vom Öten Juni bis Ende Dezember 1815. nach dem Abſchluſſt 


‚( ꝗ ũꝑꝶUꝶ U „„ 


der Steuer- Kreditkaſſe. 


2) Für den Oſtertermin 181... 
Ser Micaclistermin 1816, 8 ae 
AS s 2... Otter 4 IE FREI TERTTET TE 

= Michaelis 2 E „2 % „ %᷑— %% „„ „„ „„ 64 „4 „ 


Zuſammen 
* 


Auf die Königl. Preußiſcher Seits mit 277 064 A| 54 
. . 44,6987 73 


518,762 90 2] 


595,077| 11104 


Haupt ⸗Betrag. 


Ntbhl. Gr. Pf.] Nthl. 


382,070 
352,570 
382,694 
382,728 


1 229,272 
2,034,198 


67, 259 723 
134,95622 8 
131,933 14) 8 
151,953] 14) 8 
131,953 114] 8 


Gr. Pf. 


89746210 5 
382,660 |20|— 


20.— 
20.— 
Me 
20— 


200,770 T. 5 


1,19811913 


1815 
19 3 


17807/925097 


ee 
Die alten S von 1764. 3 Die nn e von 1807. u. 1844. betreffend: 
— EEIEEREEnEEETEE ES DeraERERENEBENMEERERREREIEn Ra 
5 BE SE. Z u Bem er⸗ 
Era er 2 Betrag. 0,648 0,352 (kungen. 
Saͤchſi ſch. Preußiſch. Saͤchſiſch. Preußiſch. . 
Kehl. Gr. Pf. Nihl. Gr Pf.] Nibl. Gr. Pf.] Reh. Gr. Pf. Nhl. Gr. I. Red . A. 
20,5780 315 ) ee EEE De ze ne ee 
FVV 11995371121 — = —. 1 Te 1o.o0. 
183, 1331 8 = — — — — — — 199,537 12 I — — — Faden 
183/133 8 — Ih 2 199,537 % % % - ee 
18/15 l , 00% ᷑Uꝙùlnl ̃ een In leise 
1.830494 8 = . , ll [Ee 
556,316 ,1915 |624,211| A111 312,105 14! 6 [1,086,856) 691,322 20 51375,533| 90 7] "“" 
5758| 34 — se re. ya: | ie 
le = 5 00 5 5 ” 28 
00 „% a, — AE — -= 
4,400 — 32. ccd s, 
4.400— — 1 — — 416 Pe — — — ne er BETON. Ta, : 
23 358 115 45,672 2131 7,786 101 77557 1 2 147 1,6422311 Fe 
959,67412219 ö 7| 25197851 757 071,23 347 1411—1377,176| 96 a. 
198,482118 5] 85,655 4 A| 42,8274 100,0 65,3142 135,478 1 41 
959,74 22 95 639,783 7 2ʃ319,89 14507 11,071,523|2 377,176 9| 6 


331,192] 4]31]554,128 


1 


770 277,007/ 1] 53]. 970,733 20 f IIA 


39,1019 22 
62,514 2 8 
62.5078 8 
62,507 1808 
55 e 1808 


. 28,157,12]— 

69,445 20— 
— 69,445 20 
— — 69,445 20 — 
— 1 69,445/20.— 


—4355,54020— 


EE 
| 
| 


Klee 
| 
E 


2 | 
| 
1 
1 
1 
| 
| 
| 


Nota. Aus vorftchender nr 29 5 ſich, daß Preußiſcher ARE 
Seits zu den Zinfen der neuen Schulden. 35,757 Rthl. 11 = 2 Pf. weniger 
5 * s = alten 5 3 1 12,072 2 = N 
gezahlt worden, mithin 23,085 5 Nthl. Ten 2 2 Pf. 
von Preußen annoch nachzuzahlen ſind. 5 


N 


A 


u 
Art. V. F. 12. der 8 ö „ 
8 . Beilage Litt. D. 
us Teberfidt, | an 


die Auseinanderſetzung des erblaͤndiſchen Steueraͤrars fo wie des, der Stifter | 
| Merfeburg und NaumbargsZeik betreffend. 


Königl. |: Herzogl. 


ae : Saͤchſiſch Saͤchſiſcher 
Gegenſtaͤnde. baut Belag. FON "Antheil 5 0 
E i 0,6895. 0,3105, 


= Nihlr. Gr. Pf.] Nthlr. Gr. Pf.] Nthlr. Gr. Pf. 
I. Erblaͤndiſches Steuer- Aerar. = 


A. Baarer Beſtand. 
a) In der Ober⸗Steuer-Einnahme. 


) Der reine Beſtand in der Ober-Steuer-Einnahme am 


Sten Juni 1815. betraͤgggQ q n 44,8571 6 10,72 — 2,520] 3 6 
Hierzu Zinſen von den hierunter begriffenen Staats⸗ 


papieren bis mit Michaelis 181 7ł/) . EEE 472142) — 41822] 61 - 53113|.6 
8) Gelder fo am sten Juni 4815. aus dem Herzogthum . > 
Sachſen zur Einſendung an das Steuer- Aerar ſich un⸗ : 
ter Weges befunden haben wenn sine] 9,324) 4/6 6,429 — 8 2,895] 3110 
b) In den-Kreis- Steuer» Einnahmen derjenigen 3 ch 
Kreiſe, von denen Theile abgetreten worden. = 
) Bei dem Meißener Kreiiſd . 2307210 


5 a 2,80 244728022 83] - 778114] 2 
2)' 2 2 Leipziger Kreiſe “os eines —— eoh 10,895 8 104 7,512 8 62 z 3.383 3 4 
„Voigklaͤndiſcheernansns. 1 26422] 8 119 7| 5 


33 * i 
| Sufammen 1/37,841]11]103126,094117| 431 11,749]18] 9 
B. An Paſſivis find zu berichtigen: g ee, 
4) Der Zins⸗ und Aufgeld⸗Ruͤckſtand vom Kur: Braun: ö 
ſchweigſchen Hypotheken-Anlehn auf die Termine: 
Michaelis 1813... . 13,558 Rtl. 13 gr. 94 pf. 


Oſtern u. Michaelis 1514, ... 27,117 ũ 3 = 
2 8 = 48155 2755117 = 3: 7 = 
= = 2 1816, * „ 27,117 2 3 = 7 2 
ze: 2 „5 3 3 


48177 2747 


122,027 a! 1284,137 7 72 37,889 10 6 


2) Rückſtaͤndige Bewilligungen: 


a) Zu den Hebammen ⸗Inſtituten 43013 4 2962010] 13346 6 
b) Zu den Straf- und Verſorgungs⸗Anſtalten . 6,756 12) — 4,6584447 2,0972105 
c) Zu Berbeſſerung der Patrimomial⸗Schulſtellen 861 208 5931171 8 267 9— 
d) Für das Schullehrer⸗Seminariunmmnm 14520 — 41001431 3 45 6 9 
e) Fuͤr das Laudarbeitshaus zu Colditzt zzz 2,1528 17484 8 2 668400 6 


— — 


8 
Zuſammen 182, 37322] 9294,271½20 135 44,02 28 


\ ; ei I | 5 ch 
i * 
6 N ge n 0 aͤn d e. 4 Haupt Betrag. c il 4 Antheil. ches 
Be 0/680 5. 0,3105 


Gr. Pf. 


BR N TE _Rthle, Gr. Pf. I Rible, G. . Athlr. 
20 2 3 f 138 

1) In das Herzogthum Sachſen Ah ente 5 Minds 

das ee wegen der Stollbergſchen Roͤmermonate 89410. 8 5 

„ 2 1 ſchen Defekts in Naum⸗ 8 

eee eee e 5 — — 

2) Den Königreich Sachen gebr. | 

das Depoſitum aus der Dresdner Kommunſchocke ap: 2,146 4] 9 

„ m Boigtlänbi ſchen Kreiſe . 167 15 


„ aus d 
e f 3 Sufanımen. 
3) Gemein fibaftliches er tim: - eee 
Fonds der fenen Landlieferung ⸗Kaſſe 2 3580 5 8 ö 
Nota. Die Unterthanen des dnigreichs und desen 1a = 
Hergogthumd Sachfen haben für die Lieferungen in den ' 
Jahren 1761 u. 1702. nach Abzſig von 322 Nil. 42 gr. 40 pf. 145 1 Chu 
für die Stifter Merſabung und Zeitz, imgleichen Ai die lem 
ter e von eher Ban dieſem-Landliefe⸗ 
rungs⸗Kaſſend 6152 keinen Antheil haben) a ; 
002 Ft: 9 Gr: 11 a 
zu fordern, en zwar: 
\ bie Unterkhan nen 
des 1 age Sachſen des en, * 
Dr 739 Rtl. 5 gr. 6 pf. 5,263 Ntl. 4 gr - 
er Theilungs > Maaßſtab nach dieſem Wee i 855 
demnach: N 


44 


0,888 ‚für das Königreich 
9,442! = | = Herzogkhun } Sate 5 


„ D. An Kauti onen 
Br Steuer: Beainten aus dem Herzogthum Sochſen. * 


Stift Merſeburgiſches Steuer⸗ Aerar. 
8 Sc bei der Ober-Steuer⸗ Einnahme am Sten 
Juni 1815. 


a) Am orbinsirdn Steue: nnelene nen 
b) = proviſorſal =; 


24,077 20 — 116,601 1461 a6 A 


2544½47J 4 1593 13 2 717 15— 
B. Beſtand bei der eipgige=$ 1 aus ben Stifte \ 
| a eee VVV ere. 6 2,6051 173 als 


en 30, 167 311 el: 5 5 Sufarsmen | 30,167] 3] 4 [208001 5, 8] 9,3061211 5 2115 


II. Stift Naumburg⸗ Zeiher Steuer- Aerar. 


A. Beſtand bei der Ober⸗Steuer⸗ Einnahme 4 am sten 
= Juni 1815. 


a) An orbdinairen Steuern 55 8,648,18| 7 I 5,963) 714 | 2,685}40 8 

b) = proviſorial = . 1,4511009 J 000187 45046 2 
* Das Depoſitum zu Beſoldüngs⸗ Erhöhungen und zur 
Gründung eines Penſionsfonds für die Stiftiſchen Kol: 

9 22 . 1,00 ee. 68912 — I 902 31042 


legien . 
Zufammen 1 11, e men | 11,100 TI U 770530140 6 1 1161 3,446]14110 


— 


* 


Das Herzogthum hat daher an das Königreich Sachſen her⸗ 


Sn | un Fe K 
EST ee ; Saͤchſiſcher hfifcher 
Gegen ſt aͤn de. Haupt Betrag. Antheil. 
S rs 0,6395 0,3105 


Ntblr. Gr Pf 


Rthlr. Gr. Pf.] Rthlr. Gr. Pf. 


e a 5 * 
€. Beſtand bei der Thuͤringiſchen Kreiskaſſe zu Naumburg N 
aus dem Stifte Naumburg⸗Zeiz dad else 0 RN, 


| Abrechnung. = 
Das Herzogthum Sachfen 1 Vorſtehendem zu erhalten: 


„ad I. aus dem Exbläudiſchen Steuer⸗Aerakium 
zu A. von den haaren Beſtänden der Ober⸗Steuer⸗Einnah⸗ 


1 


Fall al. 


me und der Kreis Steuer⸗ Einnahme 
eee 
aus dem Fonds der Land⸗Lieferungskaſſq 
n den, in der Anmerkung? angegebenen Zahlungsmitteln. 
ad II. vom Stift Merſeburgſchen Steuer- Aerarium 
ad III. vom Stift Naumburg⸗Zeitzer Steuer⸗Aexarium: 

ad A. und B. von den Beſtaͤnden und Depofiten bei der 

Ober = Steuer Einnahm 2120 1 


W „„ 


a 13 ; Zuſammen 
Dagegen hat das Herzogthum zu zahlen: 
ad I. an das erblaͤndiſche Steuer-Aerarium: 
zu B. zur Berichtigung der Paſſive n 
ad III. an at Naumburger Steuer⸗Aera Ir FE Re 
zu C. den Königl. Sächf. Antheil an dem Beſtande der 
Thuͤringſchen Kreiskaſſe zu Naumburg 


Zuſammen * 
aus zuzahlen 


„„ „e e 8 e Deo 00. 


dem Steuer⸗Aerarium beſtand am sten Juni 1845. in 


„Kammer Kredit⸗Kaſſenſcheinen à 2 von 100. 


11 = 591.6 pf. baarem Golde. . 
3 “eeoo.n J han tree ne 
Hiervon: 8 SEE 71 
landſchaftliche Or ligationen à 5 von 100 PR 
Kammer: Kredit⸗Kaſſeuſcheine A 2 von 100 .. 
baares Geld 0 a „ „ n09» 5 62 „„ 


2 


. Konvention.) 


9 


ehen K 


— e 
5 1 

ü 71 

5 

5 e 

1 san — 
7 

N 

7 

* e 


| immelicher 


19815 


or OR 


> 


4 


5 


Beilage Lit 


a. 


2 0 a 
110 11 1 991 4 J 
is Dan f 
} ' Pr ; 
7 7 £ u x 1 
4 FF F 
1 i 1.3 
1 8 7 5 
\ 
1 1 
ö & 
: N 
— . 5A e 5 
77 1 N “ 
5 5 
1 * 
90 * 
4 * 
ä 1 Mingus 112 
3 3 An 84115 7 
1 e unten 1 
1 1 2 Sr 1 * m A 17 
N 3 
1 


GEN gig ER S 
* 
e ene SI nnd . 
15 RE 8 7 N 
UNE onna - bis 
i 
* . 
x 


"an, 60 — 


A N ER H ir 2% 5 8 i ! 8 
J ie ond Haupt⸗Betrag F 
\ : der wuͤrde bei Abtheilung einer 


nach dem uͤbereingekommenen 


A. Im Umlauf befindliche Scheine, 


[27 
[SG 


mit Inbegriff der im Nebenfonds „ Ihbievon zu zah⸗ Sachſen m: 
befindlichen en Er ih an an 
x Schulden.] Febrign | Kavital⸗ albjährigen 
N Zinſen. \ Schulden. . 1 5 5 i 


i Rthlr. gr. pf.] Rthlr. gr. pf. Rthlr. gr. pf.] Rthlr. gr. pf. 


ſa. Scheine After Klaſſe mit Einem Buchſtaben. 
11 unausgelooſete Scheine zu Z Prozen . 


. 497,500 J 7,4622 — 258,700 — 3,8802 — 
24ausgelooſete Scheine zu 4 Prozenktt 24 00 — = 488. — 12,588 —] 285318 3 
3ſ dergleichen, worüber die Dokumente verloren geganm ß 1° 3 7 


gen, und welche nur bei der Wiederauffindung der 
letzteren oder nach eingelangtem rechtlichen Er⸗ 


— — 23846 AR 


FLenntniß zu verzinſen ſin d. 259 —— 9 416 4 
b. Scheine 2ter Klaſſe mit Zwei Buchſtaben. gen. = 
4 unaußgeloofete Scheine zu 2 Prozent 2,99,000——24,990——4,14,80— 111,434 119] 3 
5j auögeloofefe welch hr rozent .... 7%00 — 4,472 - 39,780 96/4610 
60 vergleichen, welche jede bei der⸗Wiederauffin⸗ 9 a III i i 
dung der verloren gegangenen Dokumente, oder Bine 
nach eingelangtem rechtlichen Ekenntniß zu ver⸗ la: 
zinſen ſind „ % „ %% „% % „% % % 0 „% % „%% % % „„ % „% 0% „ € . 2,764 >35 Set 44 6 en 1,437 1 6 9 21 10 9 
= 5 2,800,623/—|—131,138| 6/—}1,456,323|23| 1116,191]21] 5 
7 unzindbare Scheine unter 50 Rthlr. Litt. E. ſo nicht . N 8 
zur Zahlung ausgeſetzt ſ ind 24888 —— 125,779 3110| ——-— 
9 dergleichen bereits zur Zahlung ausgeſetzte RT 4,1081 —|—4 — —— 2448| 3110) — 1 
91 unverwandelte angemeldete Scheine Litt. F. zu 3 Proz.] 16,225 —— 243 8 7 8,37/—— Aa6lı3l 2 
40 dergleichen un angemeldete. . 22,075 /—[C—I — | 1,70 ( 
— —— — runs na ssie urn Fear 
= Zuſammen . . [3,085,5141—1—#31,381114| 7 1 6. in 77 
5 B. Zum Depoſito gehörige Scheine. 8 2 ; 
4 Scheine After Klaffe mit Einem Buchſtaben zu 3 Pro⸗ 
zent, unausgelooſetee. 50. Seite 
2J dergleichen ausgelooſete und nicht mehr zu verzinſende o 7 25 Re 
3 Scheine 2ter Klaſſe mit Zwei Buchſtaben zu 2 Pro- 5 
zent, unausgelooſet ee. 4,1960 —— 11ſ23— 
4 dergleichen ausgelooſete und nicht mehr zu verzinſende BE ee 
Sl unzinsbare Scheine unter 50 Rthlr. Litt. E. ſo noch 
nicht zur Zahlung ausgeſetzt find 2,5833233 eh 
6 dergleichen bereits zur Zahlung ausgeſetzte .. 54% 
6 Zuſammen . 16,860 —[— 1 33/lZCR TI 8,707 4 9 170. 


— ———— — — — — — —— — —äõ 
Haupt: Betrag: 7107 | 131,415] 2 711,613,234|11] 6116,335120| 7 
Es ſollen übernommen. werden ..... o 2 6 2 „ „ „ RE ELSE “oe 00 0... 


Mithin würde Sachſen mehr und Preußen weniger übernehmen, welche von Preußen an Sachſen aus den 
Weil aber Preußen zur Ergänzung der ihm vom Depoſito zukommenden Zinſen 5 Rthlr. 12 Gr. zu erhalten 
welche die Art, VI. der Haupt⸗Konvention sub No, 4, angenommene runde Summe von 8875 Nthln, au 


*. 
* 


= Gen f 


H : 0 
werden wirklich übernommen 


von Preußen 


jeden ei 1 Klaſſe, 
„Maaßta e fallen 2 


Preußen 100 


von Sachſen 


die 0 61401 halbjährigen N 
Buch⸗ | Schulden. Zinſen. 


ſtaben. 
i Rthlr. gr. pf. Rthlr. gr. pf. 


DT — 


die 
Kapttal⸗ albyäri en 
Buchſtaben. S 0 ulden. b Zinſen. 


Rthlr. gr. pf.] Rthlr. gr. pf. 


An 
Kapital⸗ dagen 
5 Schulden. Zinſen. 


Rthlr. gr. pf. A gr. pf. 


’ i 
238,800] 3,582 
11,710 
ro % H 
2200 708 


A. a. 1,072,000 10,70 
A. a. 29,000 —— 438 


90g b. Cc. D.d. ee de, 7011 


4055,50 210,555 
74212 


31% 55049 2 B. b. C. c. P.d. 47500 


e 


Bin). 3 


> 11,449, 204 


at te | 185,908 „„, Iden 
E 182 „%% e 
Alles. 15.225 Nichts. nd b. 
11 9,5045. — —— 13,060.— desgs 
En eier 221 
E des gl. 


Ar: 


80 RETTET ET 1 7 10012— 
180/88 r c 025,109 15 78002 17 3 e 
1,613,334|14) 6l16,335120l I. . . 1,489,394 807. 


i 887412] 66 J e e 6 9 


68 8 e * > lieh 


Neben ads zu vergüten ft ſind ... 
hat; I bleiben ſtätt 94 N 5 i iu 


Sapital, bilden BE 


nach de Deier 


Ad E. a 1 unbe em 5 
Nach weiſung ar Ds Zufammen, 
ber Koͤniglich⸗⸗Saͤchſiſcher Seits zu uͤbernehmenden Schene Scale g 
1 Scheine. 
f i N Eil. . Nhl Nile. St. Een Stck. Sic. Nile Athlr. 
)J Re 


Et B. 6.) f 8 7 112 
2 17 = 2 22 2ꝶ3̃F 10 170 


(adA.8.1zur Zahlung gte in. 3 5 Aae RE 4 BFH IE 
8 24 8 2999292955 35 849 


ES 


Zu ufanımen...| 56) 4,182} 10] 158 56) 4,182 
zur Zahlung noch nicht ausgeſetzte, zu. 24 Rthlr.. . 153 3,672 
28 2 7„12⁴ 
„27,140 
2 5150 15,450 
— 1 27 8,544 
„ 2441| 7,953 
. . . 268 9,380 
2 „ 269 9,953 
„250 9,750 
. . 151 18,040 
4241 10,22 
4183 8,052 
220 10,120 
f 1 221 40,608] 9 
1 — e 2 2 N A EEE Er 
E 5 Zuſammen 4 2]3,808|135,903] 7712757 40 885 138, 665 
Betra beder Abtheilunden } 8 P 137,090]. 1 27 en 140,005 
Es ſind aber nur zu uͤbernehmeen 137,082 459 137,54 
Mithin weniger . — 8 
welche von denen unangemeldeten unverwandelten Schei⸗ | 
nen abgehen. Der Saͤchſiſcher Seits zu übernehmende An⸗ ae 
theil an dergleichen unangemeldeten Scheinen betraͤgt aber — = 


folglich find nach Abzug vorſtehender 2464 Nthlr. nur zu 1 5 N a 
übernehmen Inhalts, der Ueberſicht sub E. vid. A. 10 [(: [9 os 
welche in denen nachſtehend verzeichneten Nummern über] 13 4 I 
nommen werden. 5 = 1 


1,340 


un un u n u uu n u u u un 
0 
OS 
manu un m u un u nn un 
— 
u 


2) an Kammerſcheinen Nr. 117... . 200 Rtl. Nr. 228... 100 Ril. Re: j 5 
— — 


1 * —— nm an. 30h Ri. 
285 b) an General⸗ Akzis⸗ oder Darlehnsſcheinen Ne. e ee et dh e 
c an e Scheinen Nr. 332... 225 Rt, Nr. 2102. 155 140 RR; Senso 
3318. 150 = 3325. 200 „ 
5 . N = 3400, seo 100 . 8 


——— „ 818 
) an Gepe Akzisſcheinen a 2 Pen Dis, ARE 300 N Nr. 88. eee 5 


* „ee. „ Jene 
; re, 


— en sen ensunein 
Aa . 9,015 Rthlr. 


SR Ne lan bei dem 
a Pr es £ m nl ö Veel 
u indli⸗ 5 
m a 5 weiſun g befindlichen Nahen Zuſammen. 


der Koͤniglich⸗Preußiſcher Seits zu uͤbernehmenden] Scheinen. Scheinen. 


unzinsbaren un r gerne 
Stck. Ntbhlr.] St. Ntbl.] Stck. Walle 


68) 8 zur Zahlung i 332 1 bis 14 u 8 — — Hy 42 
1 15 


et B. G.) 


. 
= 


[>] 
© & 
nun un y 


m un un nm un 
D 
— 


N 


: 34 5 
23 335 


Er 10 10 Anfammen 1673526 777020 ; 167 3,506 = 4 2⁴⁴ 4,555 
ad A. J. Izur Zahlung noch nicht ausgeſetzte zu . . 25 Ak: 3800 9,500 
et B. 5.) a ? 2 a seit 2 7 NER 258| 6,966 7 
: 29 258. 5482 6 
N = 31 * 5 282] 8.742 3 
; = SEIEN 233. 7,9224 3 
5 30 [258 9,288 4 
Eh = 883 1990 7,5621 7 
Pr HM, 0.4210 8610 4 
s = 43 = eo. 220 9,718 A 
s 45 276 12,420 5 
= 47 4.¼V. o.. 207 9,729 2 
= 49 = 164 8,0361 7 


Betrag beider 2ibtheilungen . 1800 088 2 mer u: 135|3,14513,2531112,646 


es ſind aber zu uͤbernehmn 109,509] 5,601] — 15,140 
Mithin 8 2 — 2,456] — 80 — 2,4561 — | 2,464 
welche den unangemeldeten unverwandelten Scheinen zu: = 
treten. Der Preuß. Seits zu übernehmende Antheil an 
dergleichen unverwandelten Scheinen beträgt aber — 10,595 
Es ſind daher von Preußen zuſammen an Ane en 
unverwandelten Scheinen zu übernehmen, laut Ueberſicht 
ii. ee — — — — 43,060. 


welche in den nachſte hend verzeichneten Nummern übernommen werden, 
a) an Kanımerfcheinen Nr. 454... . 250 Rtl. Nr. 455,...250NRM. „oo... 300 Nthlr. 
b) An General⸗Akzis⸗ oder Dartchnöfteinen Nr. 3. . 300 Rl. Nr. 14% 224000 Nti. 


Nr 36... . 200 Ntl. Ar. 58.500 Rtl. = 70. 33 00 s 140. 500 24 
= 287, AR .4000 = 2 3300: 8 2: 402 500 ũ = : e 
600 


c) an Ne 
Nr. 65... 250 Rtl. Nr. 315... . 230 Rtl. Nr. 317... . 220 Rtl. Nr. 573. 22.200 Rtl. 
: 609%. a = 2730. 200 „ 883. 200 - 841. 20⁰ 
= 2 41667. 210 s 4 1741. 200 a s 2158. . 200 
2159... 200 > 4 2100. ..160 = 2191. 200 „ 2560. 100 
3084. ..100 =: 7 3087. . 460 „3328. 200 3341. 250 80055 
3960 = 


d) an General⸗Akzisſcheinen zu 2 Prozent Nr. 221. . 500 Rtl. Nr. 248... . 500 Rtl.. . 1000 
g | Zuſammen . . . 13060 Atpir. 


n unn u 


Suan ne. 158 2 5 9511105,975} 582,463,009 PF 5 


= 64 — 
u Art. VI. f. 6. der 1 i | ; 8 er. 
pt . Beilage Litt. F. 155 
15 g i 5 5 I, 
| er * 
der Könige, Saͤchſiſchen Kammer⸗Kredit⸗Kaſſe, bis mit dem Michaelis⸗Termin 1817. 
| | up Hiervon fallen 
Gegenſtaͤnde. . Betrag. 


©; 


zu 52 pC. zu 48 pC. 
auf Sachſen.] auf Preußen. 


| N. Gr. Pf.] Rthl. Gr. Pf.] Rthl. Gr. Pf.! Rthl Gr Pf. 


13,905 58 


Gemeinſchaftliche Einnahmen. 

An Beſtand find am Aften Juni 1815, vorhan⸗ 
den geweſen n 
Hiervon gehen ab, die zur Kaſſenbillets⸗Haupt⸗ 
8 Auswochſelungs⸗Kaſſe abgelieferten falſchen 
Kaſſenbillets mille 
5 Verbleiben 


1350 


: 13,770| 5 8 
Dagegen treten zu 

die bei dem Kaſſen⸗Depoſito baar hinterlegten 

Zinſen milk 


Die am sten Juni 1815. ruͤckſtaͤndig gebliebe⸗ 
nen Beitraͤge, un. 
werden außer Anſatz gelaſſen. > 

An praͤkludirten Kapitalien, N 

a) nach dem Abſchluſſe vom ten Juni 1815. 
bis Ende Juni 1816. . 436 Nil. 12 gr.. 


p) vom 1ſten Juli 1816. bis 
mit dem 29ſten Nov. 1817. 46⸗ —5 
1813 905 Ril: 18g. 

b) für diefolgenden dreiTer⸗ RE, 


43,808|17| 8} 7,1803 6,628| A| 8 
An präͤkludirten Zinſen, 
Juni 1816, für die drei Se 
2,079) 6 —1 4,081| 5) 4] 99844 
mine, Michaelis 1813. i | | Rear 
und Oſtern und Michge⸗ 8 5 i 3 
lis 1814. 691 E — | 
Die Zinſen von den zum Nebenfonds gehdrigenngf EN 
Kammerkredit⸗Kaſſenſcheinen, welche halb — . N 25 
jährig 1 4 2 5 g N 
betragen, find in der Berechnung sub. G-über a 5 ö x - 1 


Termine Oſtern und Mi⸗ 
chaelis 1812. und Oſtern 5 


1 


a) nach dem Abſchluſſe vom 
den Nebenfonds abgetheilt. 


böten Juni 1815. bis Ende 
„Vetrag der genieinfchaftlupen Einnahme] = —— 1578875 8 8,25 15 0 1626| 5| 7 


05 


| 4 9 5 Hiervon fallen 
zu 52 pC. zu 48 pC. 


Gegenſtaͤn de. | Betrag. 
5 9 ſt a auf Sachſen.] auf Preußen. 
1 2 8 
| ER y I Kthl. Ar. Pf. Rthl. Gr. DEI Rthl. Gr. Pf NEIL. Gr Pf. 
Geimeinſchaftlich zu beftveitende Ausgaben] f | 
60 Am Sten Juni 1815. find ruckſtaͤndig geblieben N 
a) an unzinsbaren Kapitalien auf curr../ 
Rechnung 528 Rll. * 
b) desgl. Kapitalien aufRüͤckſtaͤnde 5782 = 6310—— 
c) an ausgelooſeten zinsbaren Kapitalien . 442,252 == 


Zuſammen ae 


Hiervon find bis Ende Juni 1816. durch Praͤ⸗ . 
kluſion und Zahlung abgetragen 57102.— 57442 — 


mithin ferner ruͤckſtaͤndig geblieben 117,864 — — 
namlich auf Ruͤckſtaͤnde: 


an zinsbaren Kapitalien .. 7800 Rtl. 
an unzinsbaren Kapitalien.... 5940 
und an ausgelooſeten Kapitalien, 
deren Zahlungstermine anderweit 
feſtzuſetzen ſind . 104,124 = 
welche aber hier wegfallen, da fie unter den 
Schuls en zur Tilgung kommen. 
Ferner bleiben hier weg: 
d) die ruͤckſtaͤndigen oder vielmehr erſparten 0 
Adminiſtrationskoſten mie... 2331 7.— 
e) die vor dem öten Juni 1815. praͤkludirten 
Kapitalien vonn 
f) das vom Termine Oſtern 1814. erſparte g 
Ziehungsquantum an.. 6 2 „ 0 8 „%„„% „„ „„ „6 11,408 r 
weil letztere beide Poſten nicht zur Finanz⸗Haupt⸗ 
Kaſſe abzufuͤhren ſind. 
An Kapitalien find vom Aften Juli 1816. bis 
zum 29ſten November 1817, fernerweit durch 
I Praͤkluſton getilgt a.. — ff 46 — — 
An zu bezahlenden Zinſen: 
a) Ruͤckſtand am sten Juni 1815. mit In⸗ 
begriff der umſtehend vereinnahmten prall. 
1590 Rtl. 18 Gr. 17,460 Rtl. 12 Gr. 
desgl. noch bei dem Kaſſen⸗ 35 8 i 
“oe 200. © = 2 * 
ofs 17,499 —— 


b) für den Michaelis Termin 18155 „ 18820 
C 


297 4 A| 274 7/8 


2322 1 22 114 


) 2 2 Oſter⸗ 8 16. * 31,363 2 7 
d) = = Michaelid- = 1816... 31,361 2 7 
e) 2 2 Oſter⸗ 8 1817. .... 31,364 20 7 
„„ Michacls⸗ 1817. | 31,364120| 71174,316] 18! 4190,64 17. 633.6721 1 5 


Latuse..| — 1—1-1174,934] 6111790,965]19111]89,9681111—] | 
3 


ie Ss Hiervon fallen 
— er R Haupt⸗ > f i 


Gegenſtaͤnde. Betrag. zu 82 pC. J zu 48 PC. 


auf Sachſen.] auf Preußen. 


No. 


Ntbl. Gr. Pf.] Nthlr. Gr. Pf.] Nthl. Gr. Pf.] Nthl. Gr. Pf. 


Trahsppr i... 174,934 6|11190,965|19| 14 83968144 8 


94 An Beſoldungen und Adminiſtrationskoſten: n & 
a) vom 6ten Juni bis ult. Dezember 1815. 4,7210 9 4 
b) auf das halbe Jahr vom Iſten Januar 0 
bis Ende Judi 18155 1,5594194 
c) auf das halbe! Jahr vom Aften Juli bis f 
Ende Dez mier Sd 4,744122| 9 
d) auf das halbe Jahr vom Iſten $ Januar 
bis Ende Juni 1817. 4,4934109 
e) auf das halbe Jahr vom Aten Juli bis | 
Ende Dezember 1817/77 ꝛ7ꝛ7ꝛ. f 1,753|10| A 


40 An praͤkludirten Zinſen auf die Termine Oſtern 
und Michaelis 1842. ſind vom böten J Juni bis 
Ende Dezember 1846, an beide Regierungen f g M f 
zurückbezahlt rn BAR a 466| 6 — 233 3 —1 9331.31 mithin anje 
| 


89275 — — 4,303,972 


140 Die Ende Juni 1816. nachgewieſenen Ausgabe⸗ Ar en 
Ruͤckſtaͤnde an Depofiten - Kapitalien nebft 3 


Hälfte, ſtatt 
Zinſen fallen übrigens hier weg, da fie ſpen C. 


oben mit beruͤckſichtigt ſind. f 
Betrag der gemeinſchaftlich zu befiretent en} i 155 


FJ... — iss, 675 2 650th ul 14 


Vergleichung. 


Die gemeinſchaftl lichen Einnahmen befragen. .“ — —— 15, 0 23 8] 8,2611801 7,626 5 7 
und die gemeinſchaftlich zu beſtreitenden = —— | 
gaben a . — 183, 675 12 4211195,50 1,22/11]88,173'44]— 
Mithin find gemeinſchaftlich zu tilgen. .. — 1 131 3 1 6725 4110180,547| 8 5 
Es ſind jedoch 1 e e ed zur Kam⸗ 
merkredit⸗Kaſſe eingezahlt worden: 
a) nach dem Abſchlaß vom Eten Juni 1815. 
bis ult. Juni 184. — I — — 13,000 — 113,000 | — 
b) für den Oſter⸗ Termin 1816. — I- 1 — 10,49% 15 83519 2 
c) 5 ie Michachs: = 181 658 „ 9 . — 2 — — 16 496. — a re 2 ö 
d) 4 = Oſter⸗ = 4817 — — — Sm — — 116, 4961 — — — 1389840 2 
e) 3 Mechaelis⸗ 4 1811. — 11,916,835 1962 
1. 78,984 |—|—176,343, 4 8 
Mithin wurden von jeder Regierung noch — . — D —1 8256 4/10 1 95 3 9 
zu berichtigen, hiervon aber Königl. Preuß. f ja x 
Seits diejenigen rückſtaͤndigen Zinſen in Ab⸗ 
zug oder Zurechnung zu bringen ſeyn, welche 5 I 
mit den auf Preußen treffenden Schulden | 1 
zur Berichtigung uͤbernommen werden, | 3 Ä | 


| = „„ i 5 
u VLS e aan ae ee? Beilage Litt. G. 


Haupt⸗ Konvention.) 
— 
Berechnung 30 
ber den Went der Koͤniglich⸗Saͤchſiſchen! Kammer⸗ Keedikkaſſ⸗ 


Beſtand Hilevon hat zu erhalten: 


— en 


mit Sachſen 888 Preußen 185 
Gegenſtaͤnde. A balbjährigenſ 7 
ER 1 Kapital e 1 r lit 1 5 hal 1a 
3 E 1 g al. 4 tal. e ; albjaͤhrige 
| £ | 1 * Kapital. - Zinfen, Kapital. Alen 
1 f Nthl. Gr. Pf. Rt Gr. Pf. u Sr; Pf. Nihl. Gr Pf. Nthl. Gr. Pf. 


* 
1 An Schema. Klaſſe mit 1 Buchſtaben | 
zu 3 Prozent Zinſen. 
Litt. CG. 1 Stuck. 400 Reh 
ee a „ * Be 
eine hc. 150 216 — 6 72 —— 1 111 
2 An Scheinen 2. Klaſſe mit 2 Buchſtaben 28 — 5 
zu 2 Prozent Zinſen. g f 5 : 
. Litt.Aa. 89 St. 4 1000 R. 89,000 R. 5 
„Bb. 78 = - 500 39,000 2 > 5 ; 
e201 100 = 20,100 = ° ! f a : 
1 1: #8 Dd4.85= 50 4,150 = 
Zuſammen 451 Stüc 162,2504,522 12 79,70 — J 7946407,080——J 73019 2 
Zlunzinsbare Scheine i 
h END. a 24 Ntl. 
25 : 
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483, — SE 24 Stop — el 1 219201 . 24 


Sufkmme 17 Stu õ kk. 
Hauptbetrag. . 1152,883]1.524|18j—179,499| 3/0 792 20 11 117538520 2) 7311211 7 383020 en 21 

Wegen der von Preußen nach der Ueber⸗ 
ſicht sub E. weniger zu übernehmen⸗ 
be zinsbaren Schulden gehen jedoch 
en Antheil ab und treten dem 
Sichſiſchen Antheil zu — 8838818 5,875 - 8818 


a 
Mithin erhält jede Regierung.. 188 —188,374| 3 1 881 14 el „5080200 25 643 3| 7 
u & 


und zwar Sachſen 
| in NSS 1. Fol au 3 pregent 
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B eſt and Hievon hat zu erhalten: 
N ee 

> > f mit Sachſen 155 Preußen 10 
Gegenſtaͤnde. an halbjährigen J 


apital.] Zi an a 11 
p Zinſen. Kapital, ban Kapital. NN 
REAL, Inu) Gr. Pf. Kehl. Gr. If. INtbl. Er pf] Rthl. Gr. Pf. Nthl. Gr pf, 


— —— bi-. — ,K e 


No. 


Litt. Aa. 25 Stuck. . . 25,000 Rtl. 
— Bb. 78 39,000 
e. 200 „ 20,000 3 
g. 838 „ 


in unzinsbaren Scheinen 
zu 24 Al, 1 St. 8 24 Rtl. 
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Zuſammen .. 


8 175 881.12 — 
mithin an Kapital mehr. 20 9x. 2 vf 
2114 
Preußen aber 
64,100] 644 —— 


an Zinſen weniger 

. Klaſſe su z oz C. et D. 
Lit. Aa. er Stuck. . 64,000 Rtl. 
! 00 


in unzinsbaren Scheinen 
zu 25 Rtl. 8 St. 200 Rtl. 
oro 8 


uſammen 
No 

Die Zinſen an 178 im Beſtande vor⸗ 
handenen 152 400 Rthl. zinsbaren 
Scheinen betragen für die 5 Termine 
von Oſtern 1815. bis mit Michae⸗ 


Zuſa 64,508] 643] 50 
mithin an Kapital weniger .. . 20 gr. 2 pf i 5 f 
— 7.62318 —] — — 43964867 — 
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Artikel IX. F. 1. d | ; . 
ns | Beilage No. II. 


Konvention 
über die 
Peraͤquatlons⸗Lieferungs⸗Aequivalentgelder- und Zentralſteuer⸗ Angelegenheiten. 


I. endlicher Ausgleichung ſaͤmmtlicher, in Hinſicht der Per aquations⸗Lieferungs⸗Aequiba lent⸗ 
gelder⸗ und Zen 1 = Angelegenheiten, hervorgekommenen Anſtaͤnde, haben ich beide mit 
dem Vollzug des Wiener Friedenstraktats vom 18ten Mai 1815, beauftragte Königliche Kommiſſionen, un⸗ 
ter Mitwirkung des Oeſtreichiſchen Kaiſerlichen Vermittelungs-Kommiſſairs, Freiherrn von Gärtner, nach 
gepflogenem Einvernehmen mit den erwählten ſtändiſchen Deputirten, folgendermaßen vereiniget: 

1. Als allgemeiner aktiver und paſſiver Abtheilungs-Maaßſtab wird, nach desfalls angeſtellten 
moͤglichſt genauen kalkulatoriſchen Unterſuchungen, angenommen, daß, bei der Peraͤquations⸗ Anſtalt, 


Sachſen mit f 
Funfhundert Neunzig Eintauſendtheilen, 


Preußen mit 5 f 
Vierhundert Zehn Eintauſendtheilen, 


hingegen bei der Zentralſteuer⸗Anſtalt, Sachſen mit 
a Fuͤnfhundert Drei und Vierzig und Ein Halb Eintauſendtheilen, 


ee Bierhundert Sechs und Funfzig und Ein Halb Eintauſendtheilen, 
zu konkurriren habe. 


F. 2. Da eine genaue Erörterung und Berechnung der in beiden Landestheilen annoch ruͤckſtaͤndigen, aus 
Kriegs Praſtationen oder aus, ruͤckſichtlich derſelben, geſchloſſenen Kontrakten und Akkorden herruͤhrenden Forde⸗ 
rungen, nur nach ſehr langwierigen, mit kaum zu beſiegenden Schwierigkeiten verbundenen Liquidationen 
moglich werden wurde: fo iſt man übereingefommen, beſagte Rüdftände, nicht nach dem im vorigen H. 
bemerkten Maaßſtab, unter beiden Landestheilen abzutheilen, ſondern einen Durchſchnitt eintreten zu laſſen. 

3. Dieſer Durchſchnittt wird hinſichtlich der nicht auf Kontrakten oder Akkorden beruhenden, 
hier in Frage ſtehenden Forderungen ſo gemacht, daß jeder Landestheil die Berichtigung der ſeinen Unter⸗ 
thanen, für die auf fie gefallenen Kriegs = Praͤſtationen, gebührenden und zur Befriedigung geeigneten 
Eutſchaͤdigungen übernimmt, ohne daß hierüber weitere Abrechnungen zwiſchen den beiden Landeskheilen 
ſtatt finden. Der Ort, von welchem die Leiſtung geſchehen iſt, beſtimmt den Landestheil, welcher die Ent⸗ 
ſchaͤdigung zu bewirken hat, wenn auch derjenige, durch welchen ſie geſchehen iſt, und we cher nun die Ver⸗ 
guͤtung zu fordern hat, feinen Aufenthalt verändert haben ſollte. i 

F. 4. Soviel hingegen die aus Kontrakten oder Akkorden erwähnter Art herrährenden Ruͤckſtände 
anlangt: fo werden dieſe ebenfalls, ohne weitere Abrechnung unter den Landestheilen, von demjenigen Lan⸗ 
destheil übernommen, in welchem die kontrahirende Behoͤrde ihren Sitz hatte. Der Ort wohin die kon⸗ 
trakt⸗ oder akkordmäßige t zu geſchehen hatte, kommt dabei ſo wenig, als die Perſon des Unterneh⸗ 
mers in Betrachtung. Hiernach fallen die von den Etappen⸗Behbrden der getheilten Kreiſe kontrahirten 
Schulden demjenigen Landestheil zur Laſt, in welchem ſich der Ort der Etappe befindet. Nur die Lazareth⸗ 
ſchulden ſind nach dem Ort zu beurtheilen, wo ſich das Lazareth befand, fuͤr welches ſie kontrahirt wurden. 
Sie fallen dem Landestheil zur Laſt, in welchem ſich das Lazareth befunden hat. i 

„5. In Folge approximativer Berechnung der Anforderungen der Unterthanen beider Landestheile, 
hat man ſich vereiniget, dem Herzogthum, für die in den vorher ehenden HH. ausgedrückte generelle Ueber⸗ 
nahme, die in den HH. 30. und 31. 7 7 naͤher bezeichneten Vorthelle einzuräumen, 

F. 6. Die von vorigen Per quations⸗Lieferungs⸗ Aequivalentgelder⸗ und Zentralſteuer-Ausſchreiben 
noch herruͤhrenden Reſte bezieht jeder Landestheil gleichmaͤßig, ohne weitere Nachrechnung mit dem andern 
Landestheil. Sogleich nach Vollziehung dieſer Konvention, werden einem von der Königl. Preußiſchen 
Kommiſſion zur Ausgleichung mit dem Königreich Sachſen zu benennenden Koͤnigl. Preußlſchen Sn 

Alle 


und Preußen mit 


an 


Fr. 8., Alle dieſe Berechnungen geſchehen durch eine gemeinſchaftliche ſubdelegirte und unverzuͤglich 
zuſammen zu ſetzende Kommiſſion, welcher alle zu ihrer Arbeſt noͤthigen, oder fie erleichternden Bücher und 
Rechnungen, nebft ihren Belaͤgen, auf jedesmaliges Verlangen, im Original mitzutheilen ſind. 

Hi. 9. Noch vor Abtheilung der Kaſſenbeſtaͤnde wird von der ſübdelegirten Kommiſſton unterſucht 
werden, ob die Zahlungen, welche, in Gemaͤßheit der vor dem sten Juni 4815 geſchehenen Anweiſungen, 
aus der Peraͤquations- und Zentralſteuerkaſſe zu leiſten, und zu welchen die Zahlungsmittel an beſagte 
Kaſſen gelangt waren, wirklich erfolgt ſind. Sollten Poſten dieſer Art noch unberichtiget ſeyn, und die für 
dieſelben beſtimmten Zahlungsmittel fi) noch in der Kaſſe vorfinden, ſo iſt die Zahlung aus dieſen Mitteln 
ſogleich zu bewirken. Wenn nen die fuͤr dergleichen unberichtiget gebliebene Poſten beſtimmt geweſenen 

\ j ahlungsmittel zwar am sten Juni 1815; noch darinne vorhanden waren, 
es jetzt aber nicht mehr find: fo übernimmt Sachſen die Haftung für dieſelben, und wird für diejenigen 
unter dieſen Poſten, welche in das Herzogthum zu entrichten waren, der Königl. Preußiſchen Regierung 


hinausgegebenen, und etwa noch nicht wieder zurückgelieferten Zentralſteuer⸗Obligationen, ſogleich in die 
Hauptkaſſe zurück verſchafft werden, um mit in die Theilung zu kommen. Inſoweit dieſes nicht ſogleich mog⸗ 


F. 14. Bei Berechnung des Zentralſteuer⸗Kaſſenbeſtandes wird die dem Kottbuſſer Kreis mit Acht 
und Dreißig Tauſend Zweihundert Vier und Achtzig Thaler Zwölf Groſchen auferlegte Quote außer Anſatz 


Die nach dem ster Jus 1815. zahlbar gewordenen, noch unerhobenen, und die künftig verfallenden 
Koupons dieſer Papiere werden, inſofern ſie ſich nicht bereits bei den Obligationen befinden, derjenigen Re⸗ 


! H. 13. Von denen aus der Finanz⸗Haupkkaſſe in die Zentralſteuerkaſſe gefloffenen landſchaftlichen 
ſogenannten Reichenbachiſchen Obligationen wird der am ͤten Juni 1845. noch vorhanden geweſene, a 
PVlierhundert Zwei und Funfzig Tauſend Sechshundert Thaler 
betragende Ueberreſt nicht zu dem Kaſſenbeſtand gerechnet, ſondern in der Art abgetheilt, daß der Koͤnigl. 


\ Zwei und Siebenzig Tauſend Thaler 5 
nebſt Zinfen, jedoch nur vom sten Juni 4846. an, davon überlaſſen werden. Die uͤbrigen 
Sie > Dreihundert Achtzig Tauſend Sechshundert Thaler, f 
nebſt denen nicht auf vorerwähnte Art zan Preußen überläffenen Koupons und Zinſen der ganzen Summe, 
inſoweit letztere nicht etwa bereits für die Zentralſteuerkaſſe erhoben, und die Beträge dieſer erhobenen Zinfen 
entweder in dem Kaſſenbeſtand derſelben befindlich, oder von ihr verwendet worden ind, fallen an die Königl. 
Saͤchſiſche Finanz Hauptkaſſe zurück. Die noch in dem Kaſſenbeſtand befindlichen erhobenen Zinſen kommen 
mit dennſelben in bie Fhecung. Ruückſichtlich derer, welche von der Zentralſteuerkaſſe bereits derwendet find, 
hat es hierbei fein Verbleiben. a 15 nik 
ERW 5 


— CE —— 
Zu Folge der uͤber die Auseinanderſetzung der Verhaͤltniſſe der Fürftenfchulen getroffenen Ueberein⸗ 
kunft, ſind von den hier an Preußen uͤberlaſſenen Reichenbachiſchen Obligationen ö ö ei 
; Sieben und Funfzig Tauſend Fuͤnfhundert Thaler, 

nebſt den feit Johannis 1817. darauf haftenden Zinſen, als Aperſionalquantum wegen wegfallender Pfortal⸗ 
ſchen Freiſtellen beſtimmt, und werden von der Koͤnigl. Saͤchſiſchen Regierung, vermoͤge der Konvention 
wegen der Stiftungen, von obigen 72,000 Thalern zurückbehalten. = 

$. 14. Alle weiteren aus Koͤnigl. Saͤchſiſchen Kaſſen in die Perägquationd- Lieferungs> Aequivas 
lentgelder⸗ oder Zentralſteuerkaſſen, oder aus einer derſelben in Königl. Saͤchſiſche Kaſſen gekommenen Vor: 
fehüffe werden gänzlich gegen einander aufgehoben und außer Anſatz gelaffen, fo daß in Anſehung derſelben 
keine Vergütung, Gegenrechnung oder Zahlung zu geſchehen hat, 

Das naͤmliche hat in Anſehung aller andern etwanigen Forderungen und Anfprüche ſtatt, welche 
Koͤnigl. Saͤchſiſche Kaſſen an die Peräquations- Lieferungs- Aequivalenkgelder- oder Centralſteuerkaſſen, 
oder letztere drei Kaſſen an die erſtern haben konnten. Unter die hier gegenſeitig aufgehobenen Forderungen 
und Anfprüche gehören insbeſondere auch alle diejenigen, welche für die der Peraͤquatlonskaſſe zu gut gekom⸗ 
menen Vorräthe aus Magazinen und Lieferungen, fo wie, Hinſichts der aus der Peraquationdkaffe bes’ 
wirkten Serpfleaung des Koͤnigl. Sächfifchen Militairs in dem Königreich und Herzogthum, gemacht worden 
ſind, oder werden koͤnnten. 5 a N 75 

$. 15. Eben fo kommt das, was in die Peraͤquationskaſſe aus der Zentralſteuerkaſſe gefloſſen iſt, 
in keine weitere Berechnung, und es wird uͤberhaupt das Aktiv⸗ und Paſſivverhaͤltniß unter der Peraͤqua⸗ 
tions- Lieferungs- Aequivalentgelder- und Zentralſteuerkaſſe als ganz ausgeglichen betrachtet. 7 

$. 16. Dahlngegen wird das Aktiv- und Paſſivverhaͤltniß zwiſchen den letztgenannten drei Kaffın; 
und ſolchen Kaſſen, welche keine Königliche find, keinesweges aufgehoben, aber an die Stelle der bisher 
für beide Landestheile beftandenen allgemeinen Peraͤquations⸗ Lieferungs- Aequivalentgelder- und Zentrale 
ſteuerkaſſen treten hierbei nunmehr die abgeſonderten Peräquationskaſſen jeden Landestheils in folgender Art: 

a) Jede dieſer abgeſonderten Peraquationsfaffen wird die Schuldnerin der Forderungen, welche den 
nicht Königlichen Kaſſen ihres Landestheils an die bisherige allgemeine Peräͤquations-Lieferungs-Aequiva⸗ 
leutgelder- und Zentralſteuerkaſſe zuſtehen, dagegen aber auch f a 24 211805 
i b) die Gläubigerin aller der Poſten, welche nicht Königliche Kaſſen ihres Landestheils den bishe⸗ 
rigen Peraquationd = Lieferungs⸗Aequivalentgelder⸗ und Zentralſteuerkaſſen ſchuldeten. 55 

c) Iſt die Kaffe eines getheilten Kreiſes Gläubigerin der bisherigen Peraͤquations⸗Lieferungs⸗Aequi⸗ 
valentgelder- oder Zentralſteuerkaſſe; fo übernimmt jede abgeſonderte Peräquationskaſſe von einer ſolchen 
Forderung denjenigen Betrag, der hieran ihrem Theil des Kreiſes zuſtehet. 

d) In eben dieſer Art theilen ſich die abgeſonderten Peraͤquationskaſſen in die Forderungen, welche 
die bisherigen Peraͤquations⸗ Lieferungs- Aequivalentgelder= und Zentralſteuerkaſſen an Kaſſen getheilter 
Kreiſe zu machen hatten. ae ; B  EREEZEEE 

§. 17. Durch die Beſtimmungen des vorhergehenden F. wird das Aktiv⸗ und Paſſivverhaͤltniß 
zwiſchen der bisherigen allgemeinen Peräquations- und Centralſteuerkaſſe einerſeits, und der Steuerkredits 
kaſſe anderſeits, wicht berührt, und bleibt folglich unverandert. Dieſemnach werden die 

Einhundert Tauſend Thaler, BE 
welche die Peraͤquationskaſſe, aus einem von den Gebruͤdern Reichenbach im Jahr 1813. empfangenen, auf 
Anordnung des General-Gouvernements im Jahr 1814, der Steuerkreditkaſſe an Zahlungsſtakt zugerech⸗ 
neten Vorſchuß ſchuldet, bei der Peraͤquationskaſſe nach dem im F. 4. beſtunmten Peraͤqugtionsſchluͤſſel 
beiden Theilen gie Paſſivum zur Laſt geſchrieben, bei der Steuerkteditkaſſe hingegen als Aklivum mit zur, , 
heilung gebracht. 5 17 „ 
a 89948 Die am sten Juni 1815. vorhanden geweſenen Naturalbeſtaͤnde gehen mit dem Ort, wo fie‘ 
befindlich waren, an jeden Landestheil, ohne weitere Abrechnung, über. Eben ſo bezieht Die Peraͤquations⸗ 
kaſſe jeden Landestheils die in ſelbigem ausſtehenden Reſte auf Naturallieferungen. Be 
§. 19. Die Forderungen der Peräquations⸗ und Zentralſteuerkaſſe an die Koͤnigl. Preußiſche Regie⸗ 
rung werden gaͤnzlich niedergeſchlagen. Insbeſondere wird Königl. Saͤchſiſcher Seits auf das Hehtemeſſ he 
epoſitum von 74 Eee lit TEE 
= VVerhundert Sechs und Funfzig Tauſend Achthundert Drei und Zwanzig Thaler, Zwanzig Groſchen, = 4 
dagegen aber auch Preußiſcher Seits auf die aus Preußiſchen Fonds an die Zentralſteuer-Kaſſe gekommenen 5 
8765 ER Zpweihundert Tauſend Thaler, VVV 
und auf die von Seiten der Verliner Bank an beſagte Kaffe geſtellte Ruͤckſtands-Forderung vonn 


1 


Zwei⸗ 


— 


SER Zweihundert Vier und Zwanzig Tauſend Thaler 8 
verzichtet. Das von dem Handlungshauſe Gebrüder Vehrend zu Ver in über dieſes Be ala ausgefertigte 
Original⸗Dokument wird unmittelbar nach Vollziehung dieſer Konvention, der Koͤnigl. Preuß, Kommiſſion 
zur Ausgleichung mit dem Koͤnigreiche Sachſen ausgeliefert werden. 

F. 20. Das ganze Land betreffende Forderungen der Peraquations⸗ oder Zentralſteuerkaſſe an andere 
Staaten werden von beiden Regierungen gemeinſchaftlich betrieben, und das darauf Eingehende nach dem 
Zentralſteuer⸗Maaßſtab getheilt. Einzelne ungetheilte Diſtrikte betreffende Forderungen dieſer Art wird jede 
Regierung für ihren Diſtrikt einzubringen ſuchen. Wenn die Forderungen hingegen getheilte Diſtrikte betreffen: 
v werden ſich zwar beide Regierungen für die Einbringung verwenden, aber das Eingehende nach dem 
Verhaͤltuiß theilen, nach welchem das jeder von ihnen zugefallene Stück des getheilten Diſtrilts zu einer Zen⸗ 
cralſteuer⸗Quote des ganzen Diſtrikts beizutragen hakte. Sollte bei einer oder anderer Forderung jede der 
beiden Regierungen ihre Anſpruͤche für ſich allein geltend machen wollen, und ließen ſich die Beweis-Urkunden 
nicht zweckmaͤßig und nach richtigem Verhaͤltniß theilen: fo verpflichtet ſich diejenige Regierung, in deren 
Beſitz ſie ſich befinden, der andern beglaubte Abſchriften davon zuzuſtellen. . 
Forderungen, welche auswärtige Regierungen in eigenem Namen an die bisherige allgemeine Peräͤ⸗ 
uationskaſſe, oder an die bisherige allgemeine Zentralſteuerkaſſe, oder an die Lieferungs⸗Aequivalentgelder⸗ 
affe, ſtellen konnten, werden von den beiden hier kontrahirenden Königl Regierungen gemeinſchaftlich vertreten 
werden. Inſofern eine ſolche Forderung wirklich gegen eine der vorgenannten Kaſſen geltend gemacht wuͤrde, 
hat die Bezahlung, nach dem H. 1. ausgedrückten Verhaͤltniß, gemeinſchaftlich zu geſchehen. 
$. 21. Die Beſtimmungen des vorhergehenden H. find insbeſondere auch auf die Forderungen des 
anzen Landes an Frankreich, mit Ausnahme der bereits abgethanen Forderungen für den durch die Ruͤck⸗ 
märſche franzdſiſcher Kriegesgefangenen dem Lande verurfachten Aufwand, worüber ſich beide paziszirende 
i de Bruges verglichen haben, anzuwenden; Sie haben aber nicht in 


Staaten befonderd mit dem Vicomte i 
n an dieſen Staat, fuͤr welche ſich etwa eine oder die andere Regierung verwen⸗ 


Anſehung der Privatforderunge dieſen fuͤr! ı . 
den möchte, zu gelten. Hätte die bisherige Peraͤquations⸗ oder Zentralſteuerkaſſe für eine ſolche Privatfor⸗ 
derung in subsidium zu haften gehabt, fo übernehmen die nun abgefonderten Peraquationdfaffen derglei⸗ 
chen Verbindlichkeiten, jede in ihrem Landestheil, ohne dieſerhalb gegenſeitig Vergütung zu verlangen. 
$. 22. Die beiden Landestheilen gemein ſchaftlich zuſtehenden Forderungen an Frankreich find durch 
eine ſubdelegirte Kommiſſion gemeinſchaftlich aus den betreffenden Akten und Liquidationen zu erheben Auch 
iſt ſo viel moͤglich gleich die Rate eines jeden Landestheils zu berechnen, und, wegen der ſchon eingezogenen 
aber noch nicht vertheilten Gelder, jeder Landestheill nach dem $. 20. ausgedrückten Maaßſtab zu befriedigen; 
Hinſich es der Forderungen aber, wo die Rate jeden Landestheils nicht gleich ermittelt werden kann, die Berech- 
nung den beiderſeitigen Liquidationskommiſſionen zu Paris nach dem eben erwähnten Maaßſtab vorzubehalten. 
a 23. Die Beftände der Kreisdeputations⸗ und Provinzialdeputationskaſſen in den ungetheilten 
Kreiſen fallen dem Landestheil, worinnen ſie gelegen ſind, ohne weitere Nachrechnung zu. 
ö F. 24. Dieſe Kreiskaſſenbeſcaͤnde in den getheilten Kreiſen und Provinzen werden von den beiderſeiti⸗ 
gen Kreisdeputirten e nach einem mit dem sten Juni 1815, zu machenden Abſchluß berechnet, 
und nach dem Verhaͤltniß abgetheilt, in welchem der jeder Regierung zugefallene Theil des Kreiſes zu einer 
Zentralſteuerquote des ganzen Kreiſes beizutragen hatte. Unter, die auf dieſe Art zu eroͤrternde Kaſſen gehören 
auch die Spannkaſſen, welche jedoch nach dem Beitrags Verhaͤltniß getheilt werden. 

. W. Bei beſagter Unterſuchun des Kreiskaſſenbeſtandes in den getheilten Kreiſen werden die beider⸗ 

ſeitigen Kreisdeputirte ausmitteln, ob ſaͤmmtliche Ortſchaften des Kreiſes die ihnen fuͤr das Zwangsanlehn 
gebührenden Zentralſteuerobligationen erhalten haben, damit, wenn dieſes nicht geſchehen ſeyn ſollte, die 
noͤthige Vorſorge für dieſe Ortſchaften getroffen werden koͤnne. 

F 26. Ueberhaupt werden die beiderſeitigen Provinzial⸗ und Kreisdeputirte vor Abtheilung des 
Kaſſenbeſtandes unterſuchen, ob die Zahlungen, wozu die Kreis⸗ und Provinzialkaſſen die Zahlungsmittel 
erhalten haben, wirklich geleiſtet find, und wenn ſich ſolche Poſten unberichtiget, und die Zahlungnuittel 
5 n, die ungeſaͤumte Zahlung bewirken. Sollten die 115 vergleichen noch unbe⸗ 


noch in der Kaſſe finden ſollten, die un N bew 
richtigte Poſten beſtimmten, und in die Kreis: oder Provinzialkaſſen gefloſſenen Zahlungsmittel nicht mehr 
in der Kaſſe vorhanden ſeyn; ſo übernimmt Sachſen die Haftung fuͤr bejugte Poſten, inſoweit fie aus einer 


bei dem Königreich verbliebenen Kreis⸗ oder Probinzialkaſſe an Unterthanen des Herzogthums zu zahlen 
waren, und wird der Königl. Preuß. Regierung den Betrag derſelben in Zentralſteuer⸗ Obligationen vergüten. 


Sind hingegen gedachte Poſten aus einer an das Herzogthum gekommenen Kreis- oder Provinzialtaffe, welche 
N die 


1 


F 


Drei Millionen Zweihundert Fünf und Achtzig Tauſend Achthundert Thaler, Bat 4 


7 


ſcheinen, verpflichtet ſich die Königl. Preuß. Regierung, ruͤckſichtlich der erſtern, und die Koͤnigl. Saͤchſiſche 
Regierung, rückſichtlich der letztern, die noͤthigen Fonds zu künftiger Verzinſung und ſucceſſiver Ruͤckzahlung 


auszumkkeln, und vor Ablauf eines Jahres den ſolchergeſtalt feſtgeſetzten Zahlungsplan, und die zu deſſelben 
Ausführung beſtimmten Fonds, ‚öffentlich bekannt zu machen. Die Reihefolge, in welcher die Obligationen 
jeder Gattung heimgezahlt werden, wird jede Regierung nach ihren Nummern durch das Loos Beste, 
und dann gleichmäßig kund machen laſſen. ET RA 
3 30, Da dem Herzogthum bei dieſer Abtheilung mehr Schulden üͤberwieſen ſind, als ihm bei 
einer nach den feſtgeſetzten Theilungsmaaßſtaben vorgenommenen Berechnung zukommen wuͤrden; ſo iſt man 
ferner einig geworden, daß dagegen dem Königreich von den unter dem Namen der Reichenbachſchen Obliga⸗ 
tionen bekannten Steuerkreditſchulden, bei künftiger Abtheilung dieſer Schuldenklaſſe, ein verhältnigmäßiger 
Mehrbetrag zur Laſt bleiben ſoll. Um zugleich dem Herzogthum die ihm vermoͤge $. 5, supra zu gewaͤhrende 
Entſchaͤdigung zu leiſten, wird gedachter Betrag andurch auf a 55 1 
88 . Eine Million Fünf; let Fünf und Achtzig Tauſend Füͤnfhundert N aa 
feſtgeſetzt, und bei der uber die Abtheilung der ſaͤmmtlichen Reichenbachiſchen Obligationen künftig zu machen⸗ 
den Berechnung dergeſtalt mit in Anſatz gebracht, daß dem Herzogthum von der ganzen Summe beſagter 
Obligationen um 1,585,500 Rthlr. weniger zur Laſt fallen, als es nach dem annoch feſtzuſetzenden Abthei⸗ 
lungsmaaßſtab von demſelben zu übernehmen haͤtte. f ft e een ER Be 
Et . 31. Unter den auf ebendemerkte Art von Preußen übernommenen 3,285,000 Rihlr. Zenkralſteuer⸗ 
ſchulden befindet ſich ein Betrag von 8 ; re ÄLTEREN 
RER are. Drei und Zwanzig Tauſend Vierhundert Thaler e e 
ſolcher Obligationen, welche erſt nach dem sten, Juni 1815. ganzlich vollzogen, aber e 
Behbrden nicht mehr in die allgemeine Zentralſteuerkaſſe gelegt worden ſünd, folglich zu Befried 1 der 
„Gläubiger, für welche man ſie, als ahre Eegtlon peſchlöſſenkabubde. beſtimmt hatte) von der ällgemeitten 
n ö : Zentral⸗ 


* 


1 


23,400 Rth 


Zentralſteuer nicht verwendet werden konnten. Einestheils um kangwferlge Erörterungen hierüber zu bermei⸗ 


den, anderntheils aber auch in Ruͤckſicht der in F. 5. enthaltenen Beſtimmungen, werden beſagte über ' 
23,400 Rehlr. lautende Obligationen der Dispoſition der Königl. Preuß. Regierung ohne weitere Nachrechnung 
dergeſtalt Aiberlaffen, daß dieſelbe ſie ausſchließend zu Befriedigung ihrer Unterthanen verwenden kann. 
Bei Berechnung und Abtheilung der Zentralſteuerkaſſenbeſtaͤnde bleiben dieſe 23,400 Rthlr. ganz 
Sr Sollten einige oder alle Gläubiger, zu deren Befriedigung beſagte Obligationen über 
r. bei ihrer Creation beſtimmt waren, bereits aus andern Zahlungsimitkeln der Zentralſteuerkaſſe 


befriediget worden ſeyn: ſo hat es hierbei ſein Bewenden. Inſoweit aber ihre Befriedigung in biefer Art 


0 


: von dem Herzogthum 


dd eon den esel, 


6 
5 


noch nicht geſchehenſiſt / hat ſie nach denen in H. 3. und 4. enthaltenen Beſtimmungen zu geſchehen. 
$. 32. Mit der Berechnung und Vertheilung der Peraͤguations⸗Lieferungs⸗Aeguivalentgelder⸗ und 


Zenttralſteuerkaſſe wird auch die Ausgleichung wegen der ſelt dem Sten Jun 1815. verfallenen und bezahlten 


oder etwa noch unberichtigten Zinſen von den zandeskommiſſionsſcheinen und Zentralſteuer⸗Obligationen 


vorgenommen, und dabei zum Grunde gelegt, daß an Zentralſteuer⸗Obligatlonen von dem Königreich 
i ide ee Eitte Million Siebenhundert Fuͤnf und Achtzig Tauſend Achthundert Thaler, 


RR A Eine Million Füfhundert Tauſend Thaler, 
hingegen an Landeskommiſſtonsſcheinen von dem Königreich 
ö Fuͤnfhundert Tauſend Thaler, 


2333 bweihundert Tauſend Thaler f 
zu verzinſen geweſen wären. Zeigt ſich bei dieſer Berechnung, daß von einer der Königl. Regierungen mehr 
e eee find, als ihr hiernach zur Laſt fallen, ſo wird die Verguͤtung des zuviel Bezahlten bei 
er Abtheilung der oben genannten Kaſſen geſchehen, und woſern der Beſtand derſelben dazu nicht hinreichen 
ſollte, binnen 6 Wochen nach dem Rechnungsabſchluß, von der andern Regierung ohnfehlbar geleiſtet werden. 
Von dem Tage an, womit dieſe Zinſenberechnung abgeſchloſſen wird, übernimmt Preußen die alleinige Ver⸗ 
zinſung fanmtlicher Zentralſteuer⸗Sbligationen, und Sachſen die alleinige Verzinſung ſaͤmmtlicher Landes⸗ 
kommiſſionsſcheine. Zugleich macht ſich aber auch Sachſen verbindlich, von ehen dieſem Tage an, bis zu 
dem Zeitpunkt, wo die endliche Uebekeinkunft wegen der Steuerkreditſchuldenabtheilung abgeſchloſſen werden 
wird, außer dem Theile dieſer Schulden, den es indeſſen ſchon prooiſoriſch verzinſete, auch noch die 
„Perzinſung von 3 5 Be 2 RE 


i RES 6 
Einer Million Fünfhundert Fünf und Achtzig Tauſen 


CC. 8 
e d Fünfhundert Thaler , 
ſogenannter Reichenbachiſcher Obligationen, welche unter den von der Koͤnigl. Preußiſchen Regierung bisher 
perzinfeten Steuer⸗Kreditſchulden begriffen waren, zu ubernehmen. f TEEN 
. 33. Beide Königliche Regierungen machen ſich andurch gegenſeitig verbindlich, den Zins⸗ und 
Müͤnzfuß der Zentralſteuer⸗Ohligatlonen und Landeskommiſſions⸗ Scheine nie herabzuſetzen, und berhaupt 
für die Sicherſtellung und baldige Heimzahlung derſelben, fo wie fuͤr Emporbringung und Aufrechthaltung 
ihres Kredits, alle Sorgfalt anzudenden, um beſagten Obligationen mit denen nach dem naͤmlichen Fuß 
verzinslichen ſogenannten Reichenbachiſchen Obligatlonen möglichſt gleichen Werth zu verſchaffen. i 
Zu dieſem Ende werden den Beſitzern der Centralſteuer⸗Obligationlen von der Königl. Preußiſchen Re⸗ 
gierung, und den Beſitzern der Landeskommifſtons⸗Scheine von der Kdnigl. Saͤchſiſchen ſegierung, diejeni⸗ 
gen Vortheile und Vorrechte andurch eingeraͤumt, welche jede dieſer Königlichen Regierungen in ihrem Gebiete 
mit dem Beſitz der am meiften begünſtigten. Saͤchſiſchen Staatspapiere verbinden wird oder verbunden hat, 
Die Zinſen werden an den bisher gewöhnlichen Orten, namlich, ſoviel die Zenkralſteuer⸗ Obligationen betrifft, 
zu Leipzig, und ſo viel die Landeskommiſſions⸗Scheine anlangt, zu Dresden, oder auch zu Leipzig, entrichtet, 
und die Kapitalszahlungen zu ſeiner Zeit eben daſelbſt geleiſtet werden. Er 
2 $. 34. Ueberhaupt wird zwifchen beiden Königlichen Regierungen unabweichlich feſtgeſetzt, daß keine 
derſelben in der Behandlung der Obligationen ⸗Beſitzer irgend einen Unterſchied zwiſchen denen, welche Un⸗ 
terthanen ihres oder des anderen Landestheils find „jemals eintreten laſſen wird. Eben dieſe Gleichheit in 
der Behandlung der beiderſeitigen Unterthanen wird jede Regierung auch in dem Fall genau beobachten, 
wenn Unterthanen der andern Regierung an eine der Kaſſen, von welchen gegenwärtige Konvention handelt, 
Forderungen zu machen haͤtte. Sollten in beiden Landestheilen Forderungen von Unterthanen aus dem an⸗ 
deren Landestheil angemeldet werden; ſo wird man, inſofern dieſe Forderungen einander in quali et quanto 


gleich⸗ 


Berechnungen abgeſchloſſen find, werden die fatuhklichen 


ie Kinigl. Preupifehe Kommiſſion zur Ausgleichung 


gleichgestellt werden können, ſich dahin auszugleichen ſuchen, daß jede Regierung dhe Befei tung ’ % 
eee 


mit ſolchen Anſptöchen guftretenden Unterthanen übernimmt. ah 
35, Sobald die vermdge gegenwärtigen, Konvention annoch vorzunehmenden gemeinſchaftlichen 
0 anf das Herzogthum ausſchließlich 1 5 
menden, die Weräquationd Kisfsrungda Yepuionlenigeldep sind tee erden uber betreffenden 
Akten, Kataſter, Rechnungen, Bücher und wie immer geärtelen Litteralien von der Kriegsverwaltungss 
kammer und allen anderen Königl, Sachſiſchen Behörden, bei welchen fie ſich verwahrt baff rn 
zuͤglich und ohne Ausnahme an die Kögigl. Preußiſche Kommiſſion zür Ausgleichung mit dem Königreich 


Sachſen ausgeliefert werden. Die Liqufdatlonen aus dem Herzog hum und Belege derſelben, welche unter 
vorgedachten Papieren befindlich find, werden den Koͤnigl. Preußiſchen Behdrden, gleieh nach Vollziehung 
dieſer Konvention, jedoch unter der Bedingung ausgeantwortet, daß ſie al ie eee 
falls man ihrer bei den oben erwaͤhnten Berechnungen bedürfen ſollte. Von den gemeinſchaftlichen Papie⸗ 
van der oben bezeichneten Art werden auf Verlangen beglaubte Abſchriften ertheilt werden. \ 
Bt ar Menn ſich etrog in Händen einer der Königlichen Regierungen Kautionen oder Depoſiten 
befinden ſollten, welche ruͤckſichtlich der Peraquations⸗ Lleferungs⸗ Aequivalent geldez⸗ und Zentralſteuer⸗Ans⸗ 
gelegenheiten und Anſtalten erlegt worden find, und nunmehr in den an dlc een gehoren; ſo werden 
ſolche mit denen in dem vorhergehenden H. bemerkten Akten und Papieren zugleich uͤbergebhen werden. 
$. 37. Auf die Oberlauſitz iſt zwar die Verfügung des F. 28. dieſer Konvention anwelldbar, im 
übrigen wird ſie von dieſem Abkommen, ſoweit daſſelbe die Auseinanderſetzung zwiſchen beiden Könglichen 
Reglerungen betrifft, ausgeſchloſſen, und ein ſolches der ſtaͤndiſchen Deputation dieſer Provinz, niit Vor⸗ 
behalt der Genehmigung beider Königlichen Kommiſſionen, zu entwerfen, überlaſſen, jedoch hier feſtgeſtellt, 


daß alles, was die Oberlaufig aus der gemeinſchaftlichen Peraͤquations⸗ Lieforungs; Acquivalentgelder oder 


Zentralſteuer⸗Anſtalt erhalten hat, als wahrer nicht zu erſetzender Zuſchuß betrachtet, und dagegen beſagter 
Provinz kein 1 die gemeinſchaftliche Peraͤquatiens⸗ und Zentralſteuer⸗ Anſtalt zuſtehen ſoll. Hier⸗ 
durch wird jedoch der Ausgleichung der beiden Antheile der Oberlauſitz mit den übrigen Provinzen und Krei⸗ 
ſen desjenigen Landestheils, wozu jeder Antheil von der Oberlauſitz gehört, kemesweges vorgegriffen 
F. 38. Unmittelbar nach Abſchluß dieſer Konbention werden Königl. Preußiſcher und Königl. Saͤch⸗ 
ſiſcher Seits die noͤthigen Verfügungen an die Deputationen der getheilten Kreiſe und Provinzen erlaſſen 
werden, damit den beiderſeitigen ſtändiſchen Deputirten dieſer Kreiſe und Pudvinzene die Einſicht aller zu Aus⸗ 
emanderſetzung der Verhältniffe beſagter Kreife und Provinzen erforderlichen und dienlichen Bücher, Rech⸗ 
nungen und Akten, auf jedesmaliges Verlangen, ohne Schwierigkeit geſtuket werde. Sobald gedachte 
Berhältniffe auseinander geſetzt find, werden jedem Landestheil die ihn ausſchließend angehenden Papiere 
erwähnter Art ausgelieferr. JJ! 
F. 39. Die beiden Königlichen Kommiſſionen werden ſich alsbald gegenſeitig Diejenigen Beamten 
namhaft machen, welche fie zit den vermdge gegenwärtiger Konvention borzuntehntenden Berechnungen, Er, 
hebungen und Liquidationen zu ſubdelegiren geſonnen ſind. Dieſe ſubdelegirte en ihre Geſchuͤfte under _ 


. weilt beginnen, und damit ohne Aufſchub und Unterbrechung bis züm Abſechlu fortfahren, 


F. 40. Gegenwärtige Konvention wird alſogleich durch den Brück öffentlich bekannt gemacht werden. 

Siobo geſchehen Dresden, am 23 ſten Julius 1817... 5 5 

5 e 

Der Oeſterreichiſch⸗Kaiſerliche Vermittelungs⸗Kommiſſair 3 
(L. S.) F. C. Freiherr von Gaͤrtner. 


Königl. Sächftfche Friedensvoltzlehungs - und 


8 


PA 
we 


mit dem Königreich Sachſen. 5 f Auseinanderſetungs⸗ Kommiſſion, | 
(. S.) Gaudi. %%% ͤoĩ iebig. 
(L. S.) Frieſe, ? Günther; Rh 


(L. S.) Sietze. bon Wah dorf, 
er iS „„ 08 


„ 


: u Art. X. 4.78 W mcd a 5 ; 5 SIE N 1 1 3 5 
- ei ae a Beilage No. III. 
F Konvention | | 


ur wegen der Kaffen Billets. 
f 1 zwiſchen Ihro Königlichen Majeſtaͤten von Preußen und von Sachen am 18ten Mal d. J. 


zu Wien abgeſchloſſenen Friedenstraktats, iſt zu näherer Beſtmmung des, den Punkt der Kaſſenbillets be⸗ 
treffenden IAten Artikels und der diesfallſigen Auseinanderſetzung, unter Vermittelung des mitunterzeichneten, 


Erdrterung ergeben, daß nicht die vollen 5 Millionen Thaler Kaſſenbillets bis zum sten Junius d. J. wirklich | 


Erdrterung der Kaſſenbillets-Angelegenheiten nach Leipzig abzuſendenden Koͤniglich⸗Preußiſchen Kommiſſarien 
Ber So N aus⸗ 


— 7 — - 


ausgeantwortet, und man wird Kdniglich⸗ Saͤchſiſcher Seits durch Vorlegung der betre enden Akten und 
Nachrichten die erforderliche Nachweiſung geben, wie viel Platten von 9 0 ann gefertigt worben 


ſind. Die Platten und ubrigen Geraͤthſchaften zu den Kaſſenbillets der Buchſtaben B. und C. verbleiben 


dem Königreiche Sachſen. 


6) Eben dieſes iſt auch in Abſicht der etwa vorhandenen Brouillons von den vorerwaͤhnten verſchie⸗ ; 


denen Mal 11 1 ö 1 
% 7) Bis zum 3iſten Dezember d. J. werden die beiderſeitigen Ka enbillets in i . 
beider Landestheile noch, wie bisher „ohne Unterſchied 50 ib pen bfg Kofi 
80108) Innerhalb 14 Tagen nach Ablauf dieſes Termines, kann jede Regierung den Geſammtbetrag 
der bei beſagten Kaſſen anjetzo vorhandenen und bis zu dem bemeldeten Zeitpunkte auf jeder Seite annoch 
eingehenden Kaſſenbillets des andern Theils, der jenſeitigen Regierung anzeigen, und die Austauſchung dieſer 
in Händen habenden Summe gegen Kaſſenbillets feines Anthells verlangen. Mit dieſem Austauſch wird 
ogleich der Anfang gemacht, und derſelbe ſoll, in ſoweit dieſe Summen ſich gegenſeitig decken, bis zum 
e 1 1 5 1 u 5 a 
as Maximum der Summe, welche je eine Regierung zum Austauſch an die andre inge 
darf, ſoll indeß in keinem Fall mehr als le e sc 1 i 
f f Siebenmal Hundert Tauſend Thaler 

betragen, jedoch ſind die aus Prozeſſen, Vormundſchafts⸗, Erbſchafts⸗ und dergleichen Rechtsſachen her⸗ 
rührende gerichtliche Depoſita, ſo wie die Kautionen, die in Kaſſenbillets beſtellt, und an Preußen heraus⸗ 
zuzahlen ſind, unter der nurgedachten Summe nicht mit begriffen. 5 er 

10) Der Ueberſchuß, welchen die eine Regierung mit Kaſſenbillets der andern bis zum 31ſten Ja⸗ 
nuar k. J. nicht ausgleichen kann, wird entweder in Preußiſchen oder Saͤchſiſchen Staatspapieren (die 
Sächſiſchen unzinsbaren Staatspapiere ausgenommen) oder in Kaffenbillets desjenigen Theils, der zu empfan⸗ 
gen hat, in ſechswöchentlichen Terminen, herausgezahlt, und es werden dieſe terminlichen Zahlungen im erſtern 
Fall jedesmal mit 190,000 Rehlr. und im letztern Fall mit 50,000 Rthlr. geleiſtet. = 
„Frühere Zahlungen ſtehen jeder Regierung 11 5 und es haͤngt von derjenigen Regierung, die zu 
zahlen hat, ab, welches der obigen Zahlungsmittel ſie anwenden will. Die Staatspapiere und Kaſſenbillets 
werden hierbei nach ihrem Nennwerthe gerechnet. ’ 2 5 

11), Beide Regierungen, die oͤniglich⸗Preußiſche und Königlih-Sächfifche, machen ſich gegen 
einander anheiſchig, und jede wird durch ‚Öffentliche Bekanntmachung verbindlich erklü 
einer Friſt von Vier Monaten vom Abſchluß dieſer Uebereinkunft an, keine Maaßnehmung, wodurch der 


Umlauf der Kaſſenbillets gegen die bisherigen Faͤlle beſchraͤnkt wuͤrde, und ihrem Kredit ein Nachtheil en 


ſtehen konnte, ergreifen, mithin insbeſondere keine Beſchraͤnkung in Ruͤckſicht der Annahme der Kaſſenbillets 


. 


ren, daß ſie binten 


ihres Anheils in den, öffentlichen Kaſſen, gegen die bis zum sten Junius d. J. hierunter geſetzlich beſtan⸗ 


denen Beſtunmungen verfügen werde. g 5 : = 
12) Die im gten Artikel erwaͤhnten Depoſita und Kautionen, welche in Kaſſenbillets erlegt und 


beſtellt worden ſind, konnen binnen dem, Art. 7., feſtgeſetzten Zeitraum in derjenigen Gattung von Kaſſens⸗ 2 


billets zuriutgegeben werden, in welchen ſie eingeliefert worden, nach Verlauf dieſer Friſt aber, muͤſſen ſie 


* 


gegenſeitig nur in ſolchen Kaſſenbilleis herausgezahlt werden, die derjenigen Regierung angehören, welcher 
die Depoſtten und Kautionen zurückzuliefern find. 7 


13) Es verſteht ſich von felbft, daß nur aͤcht befundene Kaſſenbillets gegenſeitig angenommen und 


ausgetauſcht werden. 4 | 
5 14) Zu den Haupt- Auswechſelungsorten von Seiten der beiden Regierungen find die Städte 


Dresden und Merfeburg feſtgeſetzt und zu Erleichterung des Transports geſtehen ſich beide Theile gegenſei⸗ 
tig die Portofteiheit, wegen der auszutauſchenden Kaſſenbillets, zu. i 
15) Hiernaͤchſt verpflichten ſich annoch beiderſeitige Regierungen, da die im Verfolg des 11ten Ars 


tikels des Friedenstraktats bisher ſtattgehabte gemeinſchaftliche Diskontirung mit Ende dieſes Monats ef, f 
Januars k. J. in ihrem Antheil 


hort, wenigſtens bis zu dem im sten. Artikel bemerkten Termin des 31ſten 
ür die Kaſſenbillets deſſelben, eine oder mehrere Diskontokaſſen zu unterhalten, und dazu nach dem Maaß⸗ 


25 N 


fate der auf jeden Antbeil übernommenen Kaſſeubillets, mindeſtens eine zu dem was in der letztern Zeit fuͤr den 
Geſammtbetrag der Kaſſenbillets iſt verwendet worden, im Verhaͤltniß ſtehende Summe monatlich aufzuwenden. 
16), Alle ſonſtige Maaßregeln welche zur Hebung und Befeſtigung des Kredits der Kaſſenbillets 
im Königreiche dwohl, als im Herzogthum Sachſen gereichen konnen, bleiben der Willkühr der beiderſeitigen 
Regierungen un eſchraͤnkt vorbehalten. a 8 N f 
; . 5 17) Uebri⸗ 


ERS \ — 78 n % 
17) Uebrigens behalt man ſich Koͤniglich⸗Preußiſcher Selts ſeine Gere N ie 
Fonds der Hauptauswechſelungs⸗ und der Diskonekaſſe, 10 viel W 3 ach e e e 
Schulden einer jeden Kaffe, vorhanden find, imgleichen auf die, bei Stiftung der Diskontokaſſe zur Sicher⸗ 
wogegen auch, ohne an der Berechtigung 
rgeſtalt alle 


Zu AUrkund deſſen haben ſowohl der Kaiſerlich⸗Koͤnigliche Herr Vermi iſſari i 
beiderſeitigen Bevollmächtigten dieſe Konvention unterzeichner 110 Ae, e 
So geſchehen zu Dresden, am 25ſten November 1845. f 
(L. S.) K. Ph. Spiegel zum Diefenber L. S.) Freiherr vo i. 
K. Vermittelungs⸗Kommiſſär. 5 . S vl e. bab 


(L. S. 
(T. S.) von Bünau. 

( .) Günther, 

(L. S.) von Watzdorf. : 


Gn Urt. X. f. , ber e 

8 p Beilage Litt. H. 
. V Berechnung und Abtheilung e 
der Koͤniglich⸗ iſchen Kaſſenbillets⸗Hauptauswechſelungskaſſe, ruck ichtlich der f 
ee Re Kapitalien, der Staatspapiere 1 a Gelben = — — — 


8 Fam ; = haupt« 5 Davon ale ? 
Ausſtehende apital ien. Betrag. RER d. Herzogfhüm 
& AR achſen. 

f Rthlr. gr. pf. Nthlr. 


gr. pf. L. Nthlr. gr. pf. 


Die ausſtehenden Kapitalien betragen uͤberhaupftt SE? 
wovon jede Regierung diejenigen, welche in ihrem Landesantheile ausſte⸗ 
bin, erhält, und zwar; RE 8 4 

N a) die Koͤnigl. Saͤchſiſche Regierung 5 2 . ER . 0 „ „ „„ „ „ „ „ 0 „ „ Bee Drums; 351 643 18 8 k 8 
0) die Königl. Preußiſche Regierung aber nachſtehende Poſten: | wie 
1) bei Conrad und Söhne in Görlitz in Kaſſenbillets zu 2 Prozent 
nebſt rückſtaͤndigen Zinfen vom 11ten Oktober 1815, ab; ; 
2) bei Koͤttig in Schwemſal in Kaſſenbillets zu 2 Prozent 


8 nebſt rückſtandigen Zinſen vom sten Mai 1844 ab; — „300 
) bei Zeſche in Kottbus in Kaſſenbillets zu Moe — — 1 1,000 
!nebſt Zinſen vom Sten Auguſt 1813. ab; 5 ES HR 
4) bei Tromsdorf in Erfurt in Kaſſenbillets zu 23 Prozent auf Klein: 

. VBollhauſen veiſicher : denen nen Se 3 
gnaebſt Zinſen vom 23 ten April 4844. ab; 8 — — — 3,000—.— 


i 5) bei den Standen der Niederlaufig in Kaſſenbillets und unzinsbar . . . 


50,000 
Zufanmen |395,943|18|—]351,623 47500 


* 


„ —ͤ N 
5 5 


Tee 


i \ ung 9 10 n hatt h 16 Da mag Die ne it 
& f N ervon hat zu erhalten: Inur in runden Summen getbei 
Stagts papiere haßt werden konnen, fo erhalt: 


und daß Königreich ID. = t 
Betra tg Köͤnigreichfdas Herz oatbum 
baare Gelder. 3 er a Sachſen “ Sachen 


Rthlr. gr. pf.] Nthlr. gr. pf. 1 5 gr. pf. u gr. pf. Nthlr. gr. pf. 


1) An Staatspapieren: 
a) landſchaſtliche, Obligationen zu 3 proz. 19,600 —— 112,504.19 2 7,095 | 4/10;12,5001—|— 7 100 —— 


50 Kammerkreditkaſſenſcheine zu 3 Prozent. 6, 750 —— 4, 30612(— 2,443 42.— 4, „300.—— 2, 1501 = 
dergleichen zu 2 Prozent.] 60,009 —— 38,280 — 2/720 — 38,300 — 1% —— 


25 An Zinſen 9 von vorſtehenden Staatspapie⸗ 
ren vom Termine Oſtern 1816, bis mit 5 ; 
Hſtern 1819 für 32 Jahr FE OR SER: 6,96648— 4,44411814144 2,524123| 1 4,4444814 2,521 233 1 
3) An baaren Kaſſenbeſt anden 6,93 8 7 4,142 18| 4 2,350 44 3| 4,134] 4) 64 2,359 71 
4) An Vorſchüſſen nach Abzug der ſchon frü⸗ . ==: | a f 5 5 
her zur Theilung gekommenen 1122 Rtlr. 
Kaſſenbillets eroren nn. + 3 2,839 7 6 1811/4] 71 1,0271944] 1,8110110 7J 4,027 494 


Zuſammen . ‚049 10| 1145,90 8.257.959 2 145790 84577159 2 5 
0 Anmerkung. Der Antheil Preußens betraͤgt daher e 
in Staatspapieren . 31,250 Ather, 


und in baarem Gelde . 5,909 „2 Gr. 1 Pf. 
inkl. einer Quittung des Amtsinſpektors Wollkopf uͤber 1000 en 


* 


* $ i — 


Gn Att. X. g. 5. be. Beilage Litt. J. 


Naupte Konvention.) es 
Berechnung a 


über die Bee ſt an de : 
Arber Königlich⸗ „Saͤchſi ſchen vormaligen Haupt⸗ Auswechſelungskaſſe, ſo weit ſie in Kafenbites befanden, 
B. der in Leipzig fich befundenen Kaſſenbillets⸗ Diskontokaſſe und deren CHR 


A. Kaſſenbillets-Haupt⸗ Aus wechſelungs = Kaffe. 


Betrag. Fur das ge das 


Gegen ſt ann d. Herzogthum. nigreich. 
E g x 
2 =: arena Ntbl. Gr. Pf.] Ntbl. Gr. Pf.] Nehl. Gr. Pf. 
4 An Beständen in Kaſſenbillet sss... es — 3,808 —— 6,714 
2 = Vorſchüſſen in Kaſſenbillets, welche zur Kaſſe zu 
reſtituiren oe one onen nonmer nenne nn. wor 406 — 716 — 
uſammen z TT e 14,644 f n Ta 


N mas 
B. Leipziger Kaffenbillets+ Diskonto-Kaſſe. 


No. 


8 


de zu 20 Proz. 43,354 :20:1: 260,12 


Hierzu an Beſtaͤnden der Haupt⸗Auswechſelungs⸗Kaſſ 4214 


| : Fuͤr das uͤr das 
Gegenſtan d. W Herzogthum. en. 


Rthl. Gr. Pf. Rthl. Gr. Pf.] Rthl. Gr. Pf. 


Die Beſtaͤnde betragen: 

a) in baarem Gelde 132 R. 14G. 8 P. 
b) in Kaſſenbillets 0 000 Rn. =. 634,752 Ea u SB ne na 

Aus ſolchen find zu berichtigen und gehen ab; 634,884 14 8 
die Privat-Aktien an.... 89,500 R. — G. — P. 

nebſt Zinſen a 6 Prozent vom 1. ö 

Auguſt 1815. bis 1. Mai 1818. 

auf 2 Jahr 9 Monate. . 14,767 17 — = f 

x 104,267 R. 12 G. — P. > . 
Da die Zahlung im baarem Gelde N : Se 

zu leiſten tft, jedoch nur 132 R. 

44 Gr. 8, Pf. baar vorhanden, 

mithin 104,134 Rt. 21 Gr. 4 Pf. 

in Kaſſenbillets zu zahlen find; SEE 

fo. wird von dieſen ein Aufgeld 
von s Proz. hinzugerechnet mit 5,206 = 17 = 10 

und es find daher zu zahlen .. 109,474 R. 5G. 10. 
Die fiskaliſchen Aktien und Dividenden: 
a) der Königl. Preuß. Regierung r ; 
; von 178,000 Rtl. 2 . e ee 
zu 234 G. in a . 8 
Kaſſenbillets 183,741 R. 22G. Puùœ Pf 
an Dividen⸗ sis 5 8 = : 5 15 5 
e 220,90 7 9 [— — 220,490 79% ¶ „Ik 
b) der⸗Koͤnigl. Saͤchſiſ. Regierung f 

von 210,000 Rtl. ; 
—ů —-—- 


zu 234 G. in f 
Kaſſenbillets 216,774 R. 4G. 8 P. 
an Dividen⸗ 


7 


9. —— 989 % ˙— — 1 2260,12 5 
Zuſammen . 90,0934] 4 


— — nn 


Bleiben zur Vertheilung nach resp. 7506 und 1 44,791 — A] 4,2140 8 A] 28,5766 


„Daher überhaupt... 2307077288705 ie 9 


Summa 21091875 
Hiervon ab, nach der Kaſſenbillets- Konvention vom 25. 5 | Eee 


112906,135 16] 3 
November. 1845. F. 2. 6 2 „% %% „„ „% 6 „ ben a ss 5 60,000 ee 2 ze 


Das Herzogthum Sachſen hat daher zu empfangen.. 180,918]46 41 — | 


‚Fsorftehende 180,918 Rtl. 46 Gr. 1 Pf. in Kaſſenbillets nach 


dem Courſe von 1053 Prozent baar zu Geſde und der 
herauskommende Betrag nach 91 Proz. zu Zeutralſteuer⸗ 
Obligationen berechnet, ergiebt die Sumie von 


188,000 R. in Zentralſteuer⸗Obligat. u. 1 R. 11.6 P. baar. 


8 — 
— 


. 


r 


2 


Zu Artikel XII. N ey Beilage Litt I . 


der Haupt⸗Konvention.) FR 
Ueberſicht 
derjenigen Königlich⸗Saͤchſiſchen Beamten und Paͤchter in dem abgetretenen Landestheile, mit welchen 
von den Königlich⸗Saͤchſiſchen Behörden, nach dem 5ten Juni 1815, bereits Abrechnung f 
55 gepflogen worden. 


I. Verzeichniß 
derjenigen, welche nichts mehr zu vertreten haben. 


5 — 


No. 

al Bahr, Kellermeiſter in Torgau. i 
Barth, Elb⸗Salz⸗Kontraktſchiffer in Torgau. . 
Berbig, Vize⸗ Aktuar und Sporkeleinnehmer in Eckartsberga. 
Berndt, Akzis⸗Juſpektor zu Juͤterbogk. . 
Eiſenhuth, Oberamtmann in Eisleben. 5 
Feudel, Aktuar und Sporteleinnehmer in Gommern. 
Flachs, Rentbeamter in Schlieben. 
Friedrich, General-Akziseinnehmer in Belzig. 
Gansauge, Poſtmeiſter in Tennſtaͤdt. 
Goͤfing, General⸗Akzisinſpektor in Gorlitz. 
4| Greif, Sporteleinnehmer in Wapda. 
49] b. Hager, Poſtmeiſter in Illmenau. 5 5 N 
Hanfe, General⸗Akzisinſpektor in Markranſtaͤdt und Schkeuditz. 


SS 


18 

441 Heynemann, Rentbeamter zu Eckartsberga. 

15 v. Helbig, Rentbeamter zu Eisleben. i . 5 

460 Hinſching, Kammtermeiſter und Ober⸗Steuerkaſſirer bei dem Kammerkollegio zu Zeitz. 

47 Krattzſch, Gleits⸗ und Landakziseinnehmer in Schaafſtaͤdt. : 

481 Rupfch, Salzmeſſer in Guben. a 


Lehmann, General: Afziseinnehmer in Spremberg. 

Lehmann, Poſtmeiſter in Pretzſch. 

Lindner, Amtmann in Tautenburg. 

22] Dr. Loͤber, Poſtdirektor in Erfurth. — 

Maler, Amtmann zu Finſterwalde u. Senftenberg. 

[Meyer, Poſtmeiſter in Saalfeld. s a 

Muller, Amtmann in Lützen. 2 

Praſſe, Amtmann in Merſeburg. a f ae 
Pauli, Gegenhändler und Salzverwalter in Lübben, 

Preiſſler, General-Akziseinnehmer in Luͤtzen. 

Querfeld, Gleits⸗ und Landakziseinnehmer in Starſiedel. 

Rochow, General⸗Akziseinnehmer in Muskau. : : 
Reichert, Amts⸗Steuereinnehmer in Neuzaucha. a 33 
Schleicher, Gleits⸗ und Landakziseinnehmer in Jeſſen. 
Schoͤber, Gleits-Land⸗ und General Akziseinnehmer in Belgern. 

Schlegel, Brüͤckzolleinnehmer in Torgau. 

Schumberg, Zoll: und General⸗Akziseinnehmer in Ruhland. 
Sohr, General- Akziseinnehmer in Schildau. 

Starcke, Poſtmeiſter in Wittenberg. 

Teutſcher, Poſtmeiſter in Auma. 

Teich, Vize⸗Poſtſchaffner in Lützen. 

Weinel, Aktuar und Sporteleinnehmer in Barby. 

Weiſſe, Landrichter und Sporteleinnehmer in Freyburg. 
Wendler, General⸗Akzisinſpektor in Markranſtaͤdt und Schkeuditz. 
Wentzel, Stadt⸗Steuereinnehmer in Querfurth. 5 


“. 


= II. 
5 Verzeichniß 
derjenigen, welche annoch Vertretungen haben, mit Bemerkung des Betrages der letzteren, und 
der beſtellten Kautionen. 


; ob die Kan 1 0 5 
8 Total⸗Betrag nach Abzug der 
Name ; Vetrag tion haar der 1 Kautionen an⸗ 


> der oder in ; ch verblie⸗ 
und Dienſtanſtellung oder f 2 „lichen Ver⸗ | 100 
N bin g Kautionen. | Stantena | tretungen, benen Vertre⸗ 
= Pachtung. pieren beſtellt tungen. 


Ntlr. Gr. Pf. 


Nthlr. Gr. Pf.] Rthlr. Gr. Pf. 


440Eckardt, General- Akziskommiſſair in Wit⸗ 
tenberg. ö 

45[ Heynemann, Gleitd:, Land⸗Akzis⸗ und Fleiſch⸗ 
ſteuereinnehmer in Eckartsberga. 

460Heinze, Pächter des Amtes Heinsburg. 


2,400] baar. 
3,000 — ] dito. 


4/ [Hoffmann, General⸗Akzisinſpektor in Wit⸗ dito. 
a tenberg. 8 

48 Jute Paͤchter der Muͤhle am großen Teiche zu dito. 
Torgau. . f 

49] Klette, Rentbeamter in Langenfalze. 2,000 ——] dito. 

50 [Kutter, Generalakzis⸗Obereinnehmer inLuckau. dito. 
540 [Kühn, Pächter des Amts Liebenwerda. 4,500 —— Staatsp. 9,097 2— 
52 [Langer, General⸗Akziseinnehmer in Schildau. baar. 

53 8eeſchner, Pächter der Jüterboglſchen Amts⸗ 1000 — — Staatsp. 

vorwerke⸗ i N - 4,000 — [- baar. 

54 [Lindau, Poſtmeiſter in Sangerhauſen. N dito. 

55[Loͤbnitz, Rentbeamter in Sangerhauſen. 2,500 ——] dito. 

56 [Müller, General- Akzis⸗Obereinnehmer in aar. 

Luckau. \ 
57 Mälter, Poſtmeiſter in Forſta. : dito. 
58 [Pet ſch, Reſervaten⸗ und Pachtbeamter zuf i 

Wittenberg. . SIE 2,000 —|—| Staatsp. 

59 en Br General⸗Akzis⸗Obereinnehmer in Wit: dar. 

enberg; 9 ; 

60 Porsdorff, Sporteleinnehmer intiebenwerda E 200. — | — Staatsp. 

61 Ruhland, General⸗Akziskommiſſair in Sorau. baar. 

62 Scheubner, Paͤchter des Kammergutes zu.2,0 baar. 


Lauchſtaͤdt. R 
63 J[Steeger, Rentbeamter in Wendelſtein. 2,000 —— Staatsp. 
[Steinbach und Jager, Pächter der Ziegel⸗ 70 —— baar. 
. ee zu le 58 1 5 Stats „ Beck N 
5[Strobſchutz, Rentbeamter zu Witten⸗2,800—— aalsp. „ „43 
ber ar i 5 200.— Ss; Be } 550430 65 2,060 3] 6 


g · . 
660 Wollesky, Rentbeamter in Arnshaugk mitf 600 —— baar. 4,4480 A 804/47 A 
b Total Summa 14 


Se Sa 11 


m 


Se 


are 53 
Art. XVII. F. 1. 0 i ir 2 
Sa \ Beilage Litt. 8 


Abtheilung 


der 


ehemaligen General⸗Brand⸗Kaſſe. 


Das Theilungs⸗Verhaͤltniß iſt: 
1) zu % nach der Kataſtrations⸗Summe der Immobiliar⸗Brandſchaͤden: 
4) für das Koͤnigreich Sachſen von. 73,101,856 NE. oder 617 Theilen 
b) = Herzogthum = 3 45,350,068 1 2383 


2 


zuſammen . . 118,458,825 Rthl. oder 1000 Theilen. 


2) zu % nach den Beitraͤgen zur Mobiliar „Brandkaſſe: 
. a) fuͤr das Königreich Sachſen von.. . . 17,106 NE. 13 Gr. 3 Pf. oder 654 Theilen 
b) = = Herzogthum . 0% = 52 me = 346 


2 - 


—ññ ͥ ET EEE ̃ũͤůu . 
zuſammen . . . 26,296 Rtl. 18 Gr. 3 Pf. oder 1000 Theilen. 


L 2 


re 
1 85 Immobiliar Brandkaſſe. 
Wovon zu erhalten hat 


a „ Haupt⸗ Hiervon 
G egen ſt an d e. Betrag. betragen Idas Königeeihlb, Herzogthum 
. Sachſen 


% na 
617 — 1000. 
Kehl. Gr Pf Nhl. Ge. Pf at. 8 7 


na 
383 — 1000, 
Rthl. Gr. Pf 


8 


Vorhanden ſind: 


An Beſtaͤnden i in Staatspapieren 
landſchaftliche Obligationen zu Proz. 9,000 R. 
Kammer ⸗Kreditkaſſenſcheine 3.3 = 2,500 = 

und 3U2 = 33,950 


f 39,450 — —26,300— 16,227 2 510,072 21% 
An Zinſen hiervon, von Oſtern 1816. bis mit N 
Oſtern 1818., jeden Termin 422 Rtl. .. 1,688 —— 1,125 8— 955 7111 431 — 1 
An baaren Beſtaͤnden 9, 609 602 6,406 4.131 3,952|44, 7 2,4534362 
An ausſtehenden Kaz italien, mit Weglaſſung ö . 75 | 
ber en Sinfen DREI 45,800 e 30,5331 8 — 18.839 4| 7. 11 „694 615 


Zuſammen . . 96, 90,547 6,23164,364,20112139,713| 2 67057 1777 >= 


3977131 2] 6 24, 65111773 


64, 55 12 


Dieſe werden folgendergeſtalt vertheilt: 


Die Beſtaͤnde in Staatspapieren = 
landſchaftliche Obligationen zu 3 Prozent 1 3,000 —|— 
Kammer ⸗Kreditkaſſen⸗Scheine zu 3 Prozent 2,500 —— 


: und zu 2 35.950 — — 
2 Die Zinſen von den N 
o 4,688 R. -G. u 
Die baaren Beſtaͤnde von 9,609 = 6,97 
1 „297 6122 
Die ausſtehenden Kapitalien, ſümmtlich zu 
42 Prozent Zinſen: 
2) Auf dem Aittergute ReinsporfAhnt&Delikfeh 
nebſt ruͤckſtaͤndigen Zinſen von Dftern 1816. ab 
u dem Rittergute Groß⸗Kmehlen Amts 
FFF 
nebſt ruͤckſtaͤndigen Zinfen von Michaele 
ab. 


c) auf dem Gute Wechſelburg Ante Zwicken 10,000 | —|— 
nebſt ruͤckſtaͤndigen Zinſen von Oſtern 1816. ab 
d) auf dem Gute Zſchepa Amts Mühlberg 
nebſt ruͤckſtaͤndigen Zinſen von 11 
1845. ab. 
e) auf dem Gute Prestewitz Amts Liebenwerda 6,000 —— 
. ruckſtaͤndigen Zinſen von 1 5 
5. f en 


7,000 


20,00 


8 
Mobiliar s Brandkaſſe. 


pp.. ß on 
Und hiervon hat zu erhalten“ 


Es erhaͤlt mithin überhaupt 


— EEE SEEIRONERSERETAEREN EEE. 


1 EEE THE TER TETT EEE 
s 4 das an Be un das Kinigeeic[das Herzogthum f 
beträgt. Sachſen. 2 
. 211000 0 54 0b n e 
Rthl. Gr. Tr er: Nthl. Gr. * Rthl. Gr. f — Gr. Pf.] Rtbl. Gr. Pf. 


F 


367 23 7] 1946 8 062 7 6 625 16 6 
20094 Ss 8 2405 6 9 6,047 8 3 Ka 


9116,976| 12.10 


562 16 — 
3, 203 


455 266 


on 6L, | 25 823/11 


si 75 * 7 


1 5950 13, 8091 — — = 


be 2 


60109 * 20 


ni 


1 * 5 


790 — 
1 
8 
Fan 
* 
. 
MR 
wie 
ER 5 J 
34 N 5 EN 
17 ern 
€ HERR ne 
5 
171411. 
HATTE 2088 
178 * 
8 
2 er 
2 EN 
5 
„ 
2 b 
2 2 
E cH 
8 
= 1 7 
HR in Weft ( 
B 2 Er) 
5 “N = 
25 5 
1 
{A 
s ; 5 ! 
101 ya >. 
me 
8 
— * 5 
ee ar 1 
r GR L 
. e rs anni Di un 
. 8 


a | 8 — 
Zu Art. XVII. $. 2. der 5 
Haupt Konvention.) 


Haupt⸗Nachweiſung 


Beilage Litt. MI. 


über Einnahme und Ausgabe bei dem Immobiliar⸗Brandverſicherungs⸗Inſtitute, bis mit Oſtern 1816. 


und Berechnung was diesfalls ein Landestheil dem andern herauszugeben hat. 


I. Ein nah m ER rate e Koͤnigreich. | 
Nthlr. gr. pf.] Rthlr. gr. pf. 


Rthlr. gr. pf. 
1) Nach der bis mit Friſt Michaelis 1814, ab⸗ 
geſchloſſenen und juſtifizirten Rechnung be⸗ 
tragen die noch außenſtehenden, bis mit Friſt 
Michael. 1814 ausgeſchriebenen Brandſchaͤ⸗ 
denvergütigungsbeiträge 


9 208,653.20 5] 72,9472 24 


Herzogthum. . 


Anmerkun 


Die außenſtehend en rück 


9 
) Exkl. einer Poſt von 577 Rtl. 7 gr. S pf. 0 a 
aus dem Amte Liebenwerda und der e bit, 
Stadt Mahrenbrüd, deren Erſatz von geiltenien nn ben Her oe um 
dem Ausgange einer Unterſuchung ab⸗ Wi ee 


haͤngig iſt, man vergl. das Protokoll 
5 vom 19ten Maͤrz 1819. Nr. 3. 
2) Die fuͤr den Termin Oſtern 1815, ausgeſchrie⸗ 
enen Beitrge 
3) ñĩü„ „ „ * kichaelis 1815. 2c. 
F577 ͤ ĩ Offer 1810510 > 


— 


296,147 1| 64 182,754115| 42 

296,694| 272] 183,178 3] 44 

230,989] 9] 11. 142,642 21/11 

a 1.032,48 9072 531,493|141102 

Hierzu kommt: S \ 

5) der, nach der bis mit Friſt Michaelis 1814. 2 
abgeſchloſſenen und Juſtifizirten Rechnung 
verbliebene Kaſſenbeſtand an 


5 ..| 633,177) 8110 633,077! 911 
6) das von der Niederlauſitz noch einzuzahlende g 


Averſional⸗Quantum an 5,3444766 — —— 
Summa aller Einnahme 
II. Ausgabe. | 


1) Nach der bis mit Friſt Michaelis 4814. ‚abs 
geſchloſſenen Rechnung waren an Brand: 
ſchaͤden noch zu vergüten 

2) Auf den Termin Oſtern 1815. betragen die 

Vergütungen 

8 Michaelis 1815. c.. 

4) Oſtern 1816. ce. 

Summa der Brandſchaͤdenverguͤtungen 
a Hieruͤber f 
5) Die Adminiſtrationskoſten beim Inſtitute, 


2 
2 


u un 


u u 


fuͤr den Termin Oſtern 1815. 2,1700 4—] 1,8700 4 — 
6) Dergleichen für den Termin Michaelis 1815. 2,142 8 6 1,842) 81 61 
7) Dergleihen = = = Dftern 1816. 2,5000208 2,2000208 


8) An Einnehmergebühren und Botenloͤhnen 
auf die umſtehend bei der Einnahme ad 1. 
bis 4, aufgeführten Beitraͤge 


14,340 A| 3 


Laut Bereinigung 


. vermdge Protokoll? 


ürg 1819. 


1 


III. Haupt⸗ Abſchluß. 5 Haupt- Betrag. Königreich. | Herzogthum. 
Rthlr. gr. pf [ Rthlr. gr. pf.] Nthlr. gr. pf. 


Die Einnahmen betragen 7570 3 122167 — 152525 
Die Ausgaben hingegen 4,593,469 10 1 1,071,243/106 522,256 
Die Einnahme überfteigt daher dieß 74545 1. eee 
Ausgabe um [ 
Es hat mithin das Koͤnigreich an das Her: || 
zogthum herauszuzahlen: N f 
4) zu Deckung der vom Herzogthum zu be⸗ 
ſtreitenden Ausgaben 
2) von dem Ueberſchuß der Einnahme derer 
77,536 Rthlr. 10 gr. 112 pf. nach der, 
nach der Grenzberichtigung für das Her⸗ 
zogthum, fuͤr den Termin Oſtern 1816. 
ausfallenden Subfkriptionsſumme von 
45,448,025 Rthlr. „ „„ „% „% % „„ „ 0% „ — * 5 
Ferner: N 
J die nach dem Rechnungsabſchluſſe, bis mit 
Friſt Michaelis 1814. aus dem Herzog⸗ 
thum eingenommenen Beitraͤge an . 
Ingleichen: 5 8 
) die aus dem Herzogthum nach dem Rech- 
nungsabfchluffe Friſt Michaelis 1814. für 
das Königreich an das Dorf Cavertitz 
und die Mühle zu Kingenhayn gezahlten 
Brändſchaͤdenvergütungen 


Zuſammen 


Dahingegen hat das Königreich dem Her⸗ 
zogthum durch, ſeit Michaelis 1814. gezahlte 
Brandſchaͤdenverguͤtungen vorgeſchoffen inkl. 
1241 Rtlr. 16 gr. an die an das Herzogthum 
gekommenen ungewiſſen Orte 
und es hat ſonach das Königreich dem Herz] 
zogthum überhaupt noch herauszuzahlen „} 


2 3 
5 


1443,47 1401 


a — | 
(u Art. XVI. F. l. der BD Bala 1. N. 


Haupt: Konvention.) 
— — 0 e 1 e 2 n u n 9 
b bash 5 zur 


aide zung des Mbit, Vlad, wehen, le 


Königreich Herzogthum 


a B — J uaben: See Sachen, 
5 | Ser I ERSTEN Beste: Be. i 0 Al 


4) Nach der bis Trinitakig 1615. abgelegten Rechnung war an 
Kaſſenbeſtand verblieben. «oo coeseosenesenee 


29 Dazu waren bis zum aten und 19ten Dezember 1818. an Bei⸗ 


traͤgen et die Friſten bis mit Neujahr 1816. eingegangen. „3³⁵ 69410 e 4 9,406 20— 


18 
3.— 


22 
3. — 


2 Fa 


— 


Zuſammen 
Hlerbon ab die eBertaltungötoften bis Ende SUR, 1815, 0% 


33,700 
4,756 


2 24,293 
1,756 


8 Bleiben zur Vertheilung. . 1 | 2122,537 19 2 er — 


Die ehcfehnbigen Mobiliarbrandſchäden⸗ Vergütungen auf die 
Friſten bis mit Neujahr 1846“ betrugen dagegen: 


im Königreich: 58,891, Rtlr. 10 Gr. 10 Pf. oder Hi Lina 
im Herzogthm. 123,794 als 3 702 Se 
zuſammen 82,686 ='— = 5 = = 1000 = = 


Nach dieſem Verhaͤltniß hat von dem obigen. reinen Beſt tande au 8 
erhalten SS ER ae Er 


mithin das Herzogthum dem Königreiche herauszützahlen 3 
Hierzu die von dem Königreich für das Her ghun vorgefchoffenen | 
Brandſchaͤden⸗Verguͤtungen 3,590 Mehl, 1 Gr. f. g 
nach Abzug der vom Herzogthum für das : 
Königreich ge „„ 46.1236 »—# 


1 
} 


Zusammen. „ 


; Ferner: 
Zahlt das Herzogthum auf ſeinen Antheil von den Beſtaͤnden der 
alten Brandkaſſe, ruͤckſichtlich der, im Koͤnigreiche zu vergüten⸗ 

den mehreren Brandſchaͤden, an ſelbiges ein Averſional-Quan⸗ 
tum in 2 Prozentigen Kammerkredit⸗Kaſſenſcheinen von. 


- Haupibetrag der von dem Herzogthum an das Königreich zu leiſten⸗ 
ben Zahlung e een jene here at 


— — 45,790 145 


3194418 222744130 1049% 0 1% 4 


5 
5 


x = 80 3 
Su t VVNlNf Del. Lit. 0. 


= Aber rrch t ER 2 


der. fran, und Passivörum der allgemeinen Strafe, Verſorzungs⸗ und Land⸗ 
5 au: en und deren Wihelüng 


2 


A 155 ‚De Wee af ao den ‚fogenannren Unterſtüzungfonds besteffenb, 


5 6 | as 1 . - 7 5, wu 6 
at egen ſt ande esch Herzogthum 
a 9 fi has TE | Betrag, i Sachſen, Sachſen. 
2 gi ; f e Mthlr. 


‚Sr. ei Eu SE —— ehe Sr: .. 


. 1% Aktiva. 


4 Un Gelkbeänden, mit Subegeif dasein Gefangen N 
40,000 Rihlr. und der unterpfandlich eingeſetzten Kaſſen⸗ 
billets und nach Abzug der Defekte, Ruͤckza lungen, Kau⸗ 
tionen, des dem Herzogthum zu gewaͤhrenden Gierth⸗⸗ 

x ſchen degates von 600 Rtölr. und der 600 Rthlr., welche 

der Brandverſicherungs⸗Kaſſe im Jahre 1814. wieder be⸗ 

zahlt worden, unrichtiger Weiſe Ae e 8 
aufgeführt waren a ae RA e 
2 in F 5 185 23 . Rihlr. 5 


Au 


u 
150 NH 


* 


in unginharen Ka arkdit waffen 


sin u außenſtebenden Rapitatien, . rs 

excl. 1,512 Rthlr. 12 Gr. auf Groß⸗ Amehte enen Thel 

a) gegen hypothekariſche Sicherheit. 

Hierzu 73 Prozent Aufgeld von den 6,000 Kehle. in 

Golde auf Nebra und Birkicht . .. 
bh) gegen bloße Verſchreibungen 3 

Alin Zinsrüͤckſtaͤnden bis öten £ Juni 1815 

a) von den Staatspaplerkecen len sehe: 

b) von den hypothekariſchen Rapitalien . 13323 

excl. 3,096 Rthlr. 5 Gr. 4 pf ruckſtändige Zinſen von 

obigen 1 312 Rthlr. 12 Gr. 

©) von den Briefſchulden B 

an rückſtaͤndigen Bewilligungen der alten Erblande, welche 

nach den Aae dee een wegen des 
Steueräͤͤrars von dieſem zu gewähren find mit. 4 

6ſan ruͤckſtaͤndigen Beiträgen f * 

Pa) von dem Oberkonſiſtori 22.2. er un 

b) von dem Fuͤrſtenthum e RE — rt 

0 von der Song Saͤchſiſchkn R Rentkammer 2 


„ Sea 4880887 ff 558528 3 A DEE 


\ * 


A. Die Armenhaus ⸗Hauptkaſſe und den ſogenannten Unterſtuͤtzungsfonds betreffend. 


f SS im 
SIE: Haupt⸗ . 
ET Königreich ° 1 Herzogthum 
8 Segen ſt an de. Betrag. [ Sachſen. Sachſen. 
2 Rthlr. Gr. Pf.] Rthlr Gr. Pf.] Rthlr. . Pf. 


Betrag von voriger Sete. a so os 78687/2840 8| 4] 63, 705 231 4 
7 An Verpflegungsgelder-Rücftänden: : \ 


a) aus dem Stifte Merſeburg bis sten Juni 1815. nach. i | 
dem Steuerſchluͤſſel von 0,184 und 0,8169. 1,658 — 10 305] 1/0 1,3522201. 
b) aus dem Stifte Naumburg pro 189, nach dem * = 
Steuerſchluͤſſel zu 0,066 und 0,934. 33 4417386 28 1044160 51 1,484 10— 
= 3 i 


Sſan Kurantheilen im Himmelsfuͤrſt 
bei Freiberg.... 761 Rthlr, 2 8 8 Pf. 
und in Eislebenſchen 929 227 5 


Ian Rückſtand auf die er aus dem Stifte iR 
Naumburg⸗Zeitz vom Jahre 1812. bis sten Juni 1815 
welcher nach dem Stift Naumburgſchen Steuerſchlüſſel 

zu 0,066 und 0,934 angenommen wird mit 


10 für die zum Feſtungsbau Torgau gezogenen Cnundfce ER 
des daſigen Zuchthauſes + ermiene 2 * 


44 4die Zinſen von dem im Herzogthume ausſtehenden en 

unter No, 3. Litt. 5. mitbegriffenen Kapital von 
600 Rthlr. in dem noch nicht eingezahlten Vermdge 
der Tietzin, beſtehend, von 6 Jahren 


12ſan ruͤckſtaͤndigen Beiträgen für einzelne Anſtalten: 


a) aus der Koͤnigl. Saͤchſ. Rentkammer fuͤr Waldheim 
b) aus derſelben fuͤr Langendorf r 
o) von dem Rentamte zu Weißenfels fur Langendorf. 


43ſan Beftänden des Unterſtützungsfonds, Si am 5. Juli 
1815. betragen haben: EIER 


a) an baarem Gelde incl. 86 Rt, 

Kaſſenbillets :: GEAR, 2Gr. 5 Pf. 

bp) in Partialobligationen zu 7354500: = —.2.— : 

e) in Konſenskapital zu 185. «23,000 ⸗-— — . 

d) in Schuldverſchreibungen der g : 
Armenhaus⸗Hauptkaſſe, welche 

; F N 


= 

— 
E 
E 
. 


— 
— 
22 
N 
D 1 
\ 
S 


—— 14 


no * 9 92 „ „ . 6 3,00 
e) in hi Binfen, a 


No 


= * Zusammen. . 675,650] 1] 41600,1291207 5 Bee 


44 


=. gr 8 gi 
A. Die Aae Sauprfafen und den ſogenannten Unterſtuͤtzungsfonds betreffend. 


— — —— — 


| a a 
„„: Königreich ateg en 
= Gegen ſt aͤn de. Betrag | Sachſen. | Sachſen. 
. RR 2 Reble. Gr. Pf. 


J Ntblr. Gr. Pf.] Role. Ge. Pf. 


II. Passiva. 


1ſan aufgenommenen Kapitalien: 


a) von andern Haffen. oe rec eonnnnne nenn» 84, 750—— 34,750 — — —— < 

b) von. Privatperſonen een „%% %% „% % %% „% „ „% 1 777 91,630); ER LER 7,000 ir E 
2lan hiervon ruͤckſtaͤndigen Zinſen bis sten Juni 1815. f 

a) an andre Kaflen.... 2... ER 3 3,834 4 — 3,834 4 — — — — 

b) an Privatperſonen .. = „„ 2,4702805 25 2 4 148020 8 


Zſan ruͤckſtäͤndigen Ausgaben bis sten Juni 1815. 
a) bei Koͤniglich⸗Saͤchſiſch ver⸗ 
bliebenen Inſtituten 10,696 tl. 3 Gr. 3 5 
b) beidem Inſtitut zu ichtenburg 3,130 2 7 = 
ce) = «„ Langendorf 49 2 1 9 


ü — 1 14,318122 8] 10,696 3 9] 3,6221811 
Aldie Forderung der Niederlauſitz an die Ueberſchußge lder der a i 


Lotterltt ea. 223 * 300 —f— 1,300 
RE EA EL ESTER DE RATTE SE PERS Ber RE 


a ze 5 8200,52 . 7 2577 1) 7. 


ARME 


die Activa betragen 47,660 4 600,429 20 J 75,520 41 
und die Passvtoa 5 212,304 1 820023210 1 12.071150 7 
EEE EEE ßffß“ßßßßßßßßßßßßßßß ET TEST EEE STEGE er ze 

Letztere von erſtern abgezogen 7 bleibt reiner kl | | 
RER sun nn1463,3451231 81399,897|10| Al 63,448113] 4 3,345123 ann 4 63,448 1304 


Hiervon hat jeder Landestheil nach dem üͤbereingekom⸗ „„ 
menen Maaßſtabe von zZ, und „ zu erhalten — — te 4 7 . 1911 


Außerdem aber hat das Herzogthum zu bekommen, das 
unter dem Beſtande befindliche und von demſelben in 8 333 
Abzug gebrachte Gierthſche Legat mie... — | — —ↄ 


Das Herzogthum hat mithin Aberhanpf zu erhalten ..| — : — 


600. —— 


Dieſe werden demſelben folgendergeſtalt gewährt: 


IE 


— 92 an. 5 8 Er 
A. Die Armenhaus⸗Hauptkaſſe und den fogenannten Unterfiigungsfonds betreffend. 


8 . N . nd J ( Betrag. 
88 a ' 9 ERSTER Se Rthlr. Gr. Pf Rthir. Gr. Pf. 


1 
1 durch Ace ung fü nme i im 5 a aüsſtehender Aciivo E NR 
5 tum von. dene ch. Bucher 55,520 411 


nach Abzug der im Herzogthume befindlichen Passivorum, welche 
Preußen aus vorſtehenden Heli vis berichtigt, i 


effektive alfo, wie ſich aus der umfeltigen Vergleichung ergiebt . 
2Jvon den Geldbeſtaͤnden der Zucht⸗ und Armenhaus⸗ Haupttaſſe, inol. / 
5 des Gierthſchen Legats von 600 Rthl r. en 7 5 „* * * PEN 94° 
3|pon den Staatspapieren T.. 


40,2348 3 


an Landſchaftlichen. Böltgationen zu zu S 255. 2,700 Rthl r.. | na 
se dergleichen Beeren. 1008 e 
= Kammerfredit - Raffeneheinen Eidg nee 2,350 | 
2 dergleichen 000% = 15 oo s , \ 
= Berliner Bankobligaktonen , 188 * „ ae 
— 4 6,00 — 
Hiervon rückſtaͤndige Zinſen bis sten Juni a ELDER 3 86 8 2 
an unzinsbaren Kamierkredit⸗ Kaſſenſcheinen 7° 5 von 31,757 Ktle.! — ee 9,527 4 — 
A aus der Zucht und Armenhgus⸗ Hatake ee — es 120,193/42 9 
und zur Ergänzung ac ö = S 
Alden nach des nächten den Ueberſicht ! wegen der Lünvarbeitsbaus⸗ Haupt⸗ 
kaſſe dort auf den Preußiſchen Antheil. erwachſenen Mehrbetrag 5 19,410 6 4 


Hauptbetrag wie umſeitig berechnet Wi * 
Die Kautionen der Beamten im Herzogthum Sachſen, 3 
welche 300 Rthlr. baar : 
und 1,500 in Staatspapieren f 
betragen, werden außen in der, Bender a ausgeliefert. 


| x 


8 Die Land⸗ detban Saupe Gef 553 


Er 


Aus der 905 Arbeitshaus⸗ ⸗Hauptkaſſe erhält groBe nah dem Ab⸗ | 
kommen ein Pauſchguanfum vnn ae Te won — — 
= Hierauf werden Preußen überwieſen: 78 90 i 
4 die e der Land⸗ ee Hauptlaſle, we Ihe in Serzegthume de 
ausſtehen: } 
2) in Konſenskapitalie n 5 1 590 RED — Gt, 
b) bei der Kommune Bibra. en nn fe gan 3 


Adſdie Zusrückſtände hiervon bis sten Juni Isis, 
a) von den Konſenskapitalien 4. +4 4,882 Ru 10 Gr. 85 af 
b) von N De 233 = € \ 
4946015 8 . 
N f Seitenbefrag. . e a Im = 


ma. 2 
B. Die Land⸗Arbeitshaus⸗Hauptkaſſe betreffend. i 
sl Gee geen ſt aͤn de. ee Betrag. 
| Rthlr. Gr. Pf.] Nthlr. Gr. Pf. 
. a M RR Betrag voriger Seite... 48,010| 6 41 30,000 —|— 
“ 3ldie rkickftändigen Bewilligungen aus dem Steuer⸗Provisorio der alten Erblande v. 2,152 855 a 
i Rthlr. 18 Gr. 8 Pf., wovon nach dem bei dem Steueraͤrario angenommenen Maaßſtabe a 
von 0,6898 auf das Koͤnigreich mie 1,484 Rthlr. 8 Gr. 2 Pf. 5 
und 0,3105 auf das Herzogthum mit 668 10 6 85 5 
I fallen, ſind bei dem Steueraͤrario berüͤckſichtigt worden. f 
Aldie ausſtehenden Rückſtande auf die Beiträge der Ritter⸗ und Freiguͤter, welche 
a) im old Kreiſe obern Bezirks. 4,095 Rthlr. — Gr. — Pf. 


’ 


1 E 173 


— 


b) ⸗Wittenbergſchen Kreiſe 80 —3 
c) = Stifte Merfeburg Pu Er Ba „ „ „ „ 2} wear 256 we 9 2 6 = 7 : 7— — 
DE „ Naumburg er nee 333 „„ ’ 1 


— — u— nenne 
f 5 zuſammen 2,464 Nihlr. 13 Gr. 1 Pf. | if 
betragen, da fie aber gröͤßtentheils unſicher find, nur angenommen werden zu. [ 1,400 je | 
7 7 2 2 — nn * 4 2 . 

15 find zuſammen x]. 49,440 6 4 
„5530 5 8 5 5 mithin mehr. „lo N N 5 A: 
welche Preußen auf beſſen Antheil an d. Zucht⸗u. Armenhaus⸗Heuptkzangerechnet werden N X 


(Zu Artikel XXII. der 33 nu ee „ 
e Be er 8 Beilage No. IV. 
8 era Kon, N VF 
zum Behuf der Auseinanderſetzung der Stiftungen im Koͤnigreich und Herzogthum Sachſen. . 


U. die gänzliche Ausgleichung der Stiftungen jeder Art mit Ausnahme der bisher unter ſtaͤndiſcher Aufſicht geſtandenen : 
Anſtalten und Stiftungen in der Oberlauſitz und ſammtlicher Familienſtiftungen (worunter nur diejenigen verſtanden wer⸗ 
den, welche fortdauernd und Vorzugsweiſe zum Beſten einzelner namentlich ausgedruͤckter Familien und deren Glieder er⸗ 
richtet find) in fo weit zweckmuͤßig einzuleiten, als der zu Wien zwiſchen Sr. Königl. Preuß. ind Königl. Sächfifchen Ma⸗ 
jeftat am 18ten Mat 1815. abgeſchloſſene Friedenstraktat, und die dadurch geſchehenen Territorialabtretungen auf ſie Ein⸗ 
fluß haben oder haben können, ſind die beiderſeitigen mit dem Vollzug beſagken Friedens beauftragten Koͤnigl. Komiſſionen 
unter Mitwirkung des Oeſterreichiſch. Kaiſerl. Vermittelungs ⸗Kommiſſairs, uber folgende Punkte uübereingekommen. 

8 $. 1. So wie jedermann von der Gerechtigkeit beider Hoͤchſter Regierungen ohnehin erwarten kann, daß ſie ſo⸗ 
wohl ber der vorſeyenden Ausgleichung über die Stiftungen als in Zukunft bei Ausübung der Landeshoheitlichen Gerecht⸗ 
ſame über dieſelben, die Aufrechthaltung dieſer Inſtitute und den Vollzug des Willens der Stifter, in ſofern ſolcher nicht 
etwa durch die in dem beſagten Traktat geſchehenen Territorialabtretungen mit dem allgemeinen Wohl des Staats unver⸗ 

einbarlich geworden ſeyn ſollte, vor Augen haben werden, und, ſo wie hiernach auch diejenigen, welchen an beſagte Inſti⸗ 
tute, was immer fur ſchon beſtehende oder eventuelle Rechte zuſtehen, ſich verſichert halten konnen, daß fie weder jetzt noch 
künftig Nachtheile zu beſorgen haben; ſo verſteht es ſich jedoch von ſelbſt/ daß keine der beiden Regierungen, bei Aus⸗ 
übung der Laudesherrlichen Ober⸗Aufſichtsrechte, tiber: die ihr bereits angefallenen oder im Gefolge der zu treffenden Auss 
gleichüngen annoch anfallenden Stiftungen der ander“ Regierung irgend einen weitern Einfluß geſtatten kann, als in ſo 
weit durch gemeinſame Uebereinkunft in der gegenwaͤrtigen Konvention hierunter etwas ausdrücklich feſtgeſetzt iſt. 
H. 2. Un jedoch diejenigen Unterthanen der einen Regierung, welche zur Theilnahme an den Zwecken einer Sfife , 
tung des andern Landestheils ſchon jetzt oder nur eventuell in der Art berufen ſind, daß ihnen der Genuß oder ihr eventueller 
Anſpruch ohne Verletzung ihrer Rechte nicht wieder entzogen werden kann, vollkommen zu ſichern, machen ſich heide höchite 
Regierungen gegenſeiſig verbindlich, mit dergleichen Stiftungen weder vermöge des Landesherrlichen Oberaufſichtsrechts, 
noch aus einem andern Grunde irgend eine Veränderung vorzunehmen oder geſchehen zu laſſen, welche zur Schmälerung 
oder Aufhebung erwähnter Genußrechte der Unterthanen des andern Landestheils gereichen konnte. Sollten Ruͤck ſichten 
auf das allgemeine Wohl, oper den in andere Weiſe nicht erreichbaren Stiftungszweck ſolche Veranderungen wider Verhoffen 
unaus veichlich lochwendig machen; ſo werden fie doch eher nicht vollzogen werden; bis die Genuß berechtigten des andern 
Landestheils nach einem zun treffenden güͤtlichen Uebereinkommen vollkommen entſchaͤdiget find. In Eutſtehung eines ‚gütlie 
chen Uebereinkommens iſt das Entſchaͤdigungsquantum von einer gemeinſchaftlichen Kommiſſion nach Billigkeit zu beſtunmen. 


* 1 


; | : f 


* 


Korporationen oder Kommunen 


8. So viel die Adminiſtrations⸗ und Kollaturrechte und die mit denſelben in Verbindung ſtehenden oder ruͤckſicht⸗ 


lich derſelben kompetirenden Genüſſe, Bezüge nutzbarer und Ehrenrechte anlangt; fo werden dieſe, in le. weit ſie der einen 


Regierung oder Landesherrlichen Behoͤrde oder Landesherrlichen Beamten, als ſolchen, auf Stiftungen in dem Landestheil 
der andern Regierung zuſtehen, zu Gunſten dieſer Regierung dergeſtalt für erloſchen erklärt, daß hierüber zwiſchen beiden 
Regierungen keine weitere Ausgleichung zu geſchehen hat. Wenn hingegen Familien oder Privatperſonen, verindge Stif⸗ 
tungsmaͤßiger Anordnungen, ſich im wohlgegründeten, folglich ihnen ohne Rechtsverletzung nicht wieder zu entzichenden 


Beſitz des Adnaniſtrationsrechts, des Kollaturrechts und etwa auch noch anderer damit Fonnerer Bezüge, Genuͤſſe nutz 


barer oder Ehrenrechte an oder auf Stiftungen des andern Landestheils befinden; fo ſind dieſe Rechte und Einolumenke 
als ein Theil ihres Privateigenthums anzuſehen und haben ihnen unberkuͤrzt und ungeſchmaͤlert zu verbleiben, Sollte wider 
Erwartung eine der beiden Höchften Regierungen ſich durch Rücfichten auf das allgemeine Wohl oder den in anderer Weiſe 
nicht erreichbaren Stiftungszweck unumgaͤuglich zu ſolchen Verfügungen bei einer ihrer Stiftungen ermüͤßiget ſehen, durch 
welche die Adminiſtrations⸗, Kollatur⸗ und damit konnexen Rechte einer Familien- oder Privatperſon des andern Landestheils 
beeintraͤchtiget oder geſchmaͤlert würden, oder werden konnten; ſo wird ſie alles dasjenige beobachten, was in dem vorigen 
H. für dergleichen Falle zum Beſten der zur Theilnahme an dem Haupzwecke der Stiftungen Berufenen bedungen worden iff, 
Sollten ſich bei der künftigen Auseinanderſetzung der Verhältniffe einzelner Stiftungen, Faͤlle ergeben, wo Stadtraͤthe, 
des einen Landestheils vermoͤge Stiftungsmäßiger Anordnungen ſich im wohlgegründeten, 


folglich ihnen ohne Rechtsverletzung nicht wieder zu entziehenden, Beſitz von Adminiſtrations⸗ oder Kollatur⸗Rechten auf 
Stiftungen des andern Landestheils befinden, und ſollten mit der fernern Ausübung dieſer Rechte wegen der eingetretenen 
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Territorial⸗ und Hoheits⸗Veraͤnderungen, Nachtheile oder Unzukdmmlichkeiten fuͤr die beſagten Adminiſtratoren und Kollatoren 5 


oder fuͤr die Stiftungen ſelbſt verbunden ſeyn; fo werden belde Königl. Regierungen vermdoͤge der ihnen obliegenden Verpflich⸗ 


tung, für das Wohl der Stiftungen und anderer moraliſcher Perſonen in ihrem Gebiete zu ſorgen, ſich über ſolche Verfüs 
kante vereinigen, wodurch das Beſte der Stiftungen, ohne Benachtheiligung und Kraͤnkung der Rechte beſagter Admini⸗ 


ratoren und Kollatoren gewahrt wird, und dergleichen Adminiſtrations⸗ und Kollaturrechte gegen ähnliche in dem eigenen 


Gebiet ausgetauſcht, oder, wo dieſes nach den gegenſeitig vorhandenen Fällen nicht mehr möglich ſeyn ſollte, den zur Kolla⸗ 


hoͤrde befindet, auf ihr Verlangen einen Bevollmächtigten aufzuſtellen, welchem alle die Adminiſtration 


tur oder Adminiſtration berechtigten Stadtraͤthen, Korporationen oder Kommunen billige Entſchaͤdigungen geleiſtet werden. 


= Ganz auf dem nemlichen Wege wird man die Ausgleichung zu bewirken bemüht ſeyn, wenn etwa aͤhnliche Fälle mit ſtaͤndi⸗ 


{chen Kollatur⸗ oder Adminiſtrationsrechten annoch vorkommen ſollten. Uebrigens verſteht es ſich von ſelbſt, daß jeder aus⸗ 
waͤrtige Adminiſtrator fo gut wie der inlaͤndiſche, ſich den Weiſungen der mit der Oberaufſicht über die Stiftung beauftragten 
Landesbehörden, welche an ihn in feiner Eigenſchaft als Adminiſtrator ergehen werden, zu fügen und insbeſondere ieſer 
"Behörde auf jedesmaliges Verlangen Rechnung zu legen verpflichtet iſt. Auch iſt der auswärtige Adminiſtrator einer wich⸗ 
tigeren Stiftung verbunden, an dem Orte, wo ſich die mit der Oberaufſicht Aber die Stiftung beauftragte Landesbe⸗ 

e tungen 
betreffende Weiſungen zugeſtellt werden können , und durch welchen die Adminiſtrationsgeſchaͤfte, in ſoweit fie 5 En 


Landestheile, dem die Stiftung angehört, vorkommen, zu verrichten ſind. 


F. 4. Ruͤckſichtlich der Privatgenuß⸗ und Kollaturrechte bei den Drei Fuͤrſtenſchulen, hat man ſich zu deren Beſten 1 5 


wegen der bei denſelben eintretenden beſondern Verhaͤltniſſe dahin vereiniget, daß die Freiſtellen auf jeder derſelben künftig 
nur an Unterthanen des Landestheils, worin die Fürſtenſchule liegt, und nur von Kollatoren, welche ſich in eben dieſeim 
TLandestheile befinden, werden vergeben werden. Solchergeſtalt werden die Genuß⸗ und Kollaturrechte an Freiſtellen dieſer 


Art, welche bisher von Unterthanen oder Kollatoren des einen Landestheils auf Fuͤrſtenſchulen des andern Landestheils f 


auszuüben waren, im Ganzen gegen einander ausgetauſcht. 


4 


 Dbligationen’in Abzug bringen, welche fie vermoͤge des H. 13. der am 2öften Julius 1817, abgeſchloſſenen Peraͤquations⸗ 


Nachdem jedoch bisher auf der Schule zu Pforta mehr Freiſtellen von Kollatoren in dem Königreich als auf den Fuͤr⸗ 4 


ſtenſchulen zu Meißen und Grimma von Kollatoren in dem Herzogthum zu vergeben waren, mithin die Kollatoren in dem 
Königreich’ durch die von den Kollatoren in dem een aufgegebenen Freiſtellen zu Meißen und Grimma nicht ſchadlos 
en werden konnen; ſo iſt man ferner üͤbereingekommen, daß die Königl. Sach ſiſche Regierung die Entſchaͤdigung der 
betheiligten Kollgtoren und Genußberechtigten wegen der auf ſolche Weiſe verlohren gehenden Sreiftellen gegen ein von der 
Koͤnigl. Preußiſchen Regierung zu gewaͤhrendes Averſionalguantum von Sieben und Funfzig Tauſend Fünfhundert Thalern 
nn Reichenbachſcher Obligationen nebſt den ſeit Johannis 1817. darauf haftenden Zinſen übernimmt;, Die Koͤnigl. 
Preuß. Regierung läßt ſich demnach dieſen Betrag an denjenigen 72000 Rthlr. — =— = ſogenannter Reichenbachſcher 


und Zentralſteuer⸗Konvention zu erhalten hat. he 17 bn a 
F. 5. Jede Regierung wird ruͤckſichtlich des in ihrem Lande befindlichen beweglichen oder unbeweglichen Vermoͤgens 


einer Stiftung des andern Landestheils, keine andern Rechte außuͤben, als welche überhaupt einer Landes herrſchaft in Anſehung 


des in ihrem Webiete befindlichen Eigenthumms fremder Unterthanen zuſteht. Was in H. 16. des Traktats bom 18ten May 1813. 


d wiſchen Sr. Kduigl. Preußiſchen und Königl. Sachſiſchen Meieftäten ſtipulirt worden, iſt hier als wörtlich wiederholt anzuſehen. 


$. 6. Da es für die Stiftungen und ſelbſt für die Regierungen wünfchenswerth iſt, daß das Vermdͤgen der erfteren, 


wenigſtens in fo weit es aus Kapitallen beſteht, ſoviel moglich in dem Lande, welchen ſie angehdren, vereinigt werde; 


ſo verpflichten ſich beide Koͤnigl. Regierungen, zwiſchen den Stiftungen heider Landestheile den Austauſch der außer La a 
uͤngelegten Kapitalien gegen ſolche, die im Lande angelegt find, nach Thunlichkeit einzuleiten. 5 5 . 
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ar §. 7. So wie es ſich von ſelbſt verſteht, daß jede der beiden Regierungen uͤber Beſchwerden oder Klagen, welche bei 
ihr, oder ihren Gerichten gegen ihre Behörden oder Unterthanen von Stiftungen des andern Landestheils, oder in ihren Namen 
angebracht werden könnten, die ergiebigfte Abhülfe und promteſte Juſtiz nie verſagen wird; fo verpflichten ſich insbeſondere 
auch beide Regierungen gegenſeitig in dem Falle, wo etwa der Adminiſtrator einer Stiftung mit derſelben nicht unter der name 
lichen Landesherrſchaft ſtehen ſollte, und ſich feinen Pflichten gegen die Stiftung oder ihre Landesherrſchaft zu entziehen verſuchte, 
gegen denſelben den nachdruͤcklichſten Beiſtand zu leiſten und ihn zu ungefaumter Erfüllung feiner Obliegenheiten anzuhalten. 
' §. 8. Da die gemeinſchaftliche Ausuͤbung der landesherrlichen Rechte fiber eine Stiftung ſich kaum mit gutem Er⸗ 
folge gedenken laßt; ſo iſt man uͤbereingekommen, daß diejenigen Stiftungen, welche ihren Verhältniffen nach als der Lan⸗ 
besboheit beider Regierungen gemeinſchaftlich unterſtehend betrachtet werden müſſen, unter beiden Regierungen getheilt werden 
ſollen, inſofern die Theilung dem Zweck der Stiftung unbeſchadet geſchehen kaun. Wo dieſes nicht möglich iſt, wird man 
die Gemeinſchaft der Landeshoheit dadurch aufzuheben trachten, daß man eine ſolche nicht theilbare Stiftung dem einen Lan⸗ 
desherrn, und dagegen eine andere, in ahnlicher Lage befindliche Stiftung, dem andern Landesherrn ganz zuweiſet. 
H. 9. Ruͤckſichtlich der, mehrern Stiftungen aus beiden Landestheilen gemeinfchaftlich gehörigen Fonds, wird 
man ſich ſowohl über die Frage, nach welchem Verhaͤltniß jede Stiftung Theil zu nehmen habe, als über die weitere Frage; 
wie die Theilung zu vollziehen ſey, beſonders zu vereinigen trachten. i a 
2 F. 10. Da vermdge F. 5. supra jede Stiftung in dem Beſitze des ihr zugehorigen Vermögens in dem andern Latte 
destheile ungeſtoͤrt zu verbleiben hat; ſo iſt eine beſondere Ueberweiſung der Schuldner nicht noͤthig. Das in der Ver⸗ 
wahrung Landesherrlicher Behörden befindliche Eigenthum einer St'ftung des andern Landestheils, wird nach Beendigung 
der etwa noͤthigen Erdrterungen, baldthunlichſt ausgeantwortet werden. e „„ 
9.11. In Erwaͤgung, daß die Verhaͤltniſſe vieler Stiftungen es ſehr zweifelhaft machen, ob die Landeshoheit uber ſelbige 
mit dem daraus fließenden Rechte der Oberaufſicht der einen oder der andern Regierung oder beiden RUN zuftehe? 
und in fernern Anbetracht, daß es, ohne dieſe Verhaͤltniſſe wenigſtens bei den wichtigern Stiftungen zu kennen, kaum möglich 
iſt, ſich über erſchopfende und fachgemäße Beſtimmungen zu vereinigen, durch welche erwähnte Zweifel uͤber das Domizilſum 
der Stiftungen gelöſet werden könnten, iſt man uͤbereingekommen, durch eine gemeinſchaftliche ſubdelegirte Kommiſſion eine 
aktenmaͤßige tabellariſche Ueberſicht der Stiftungen fertigen zu laſſen, bei welchen ſich etwa dergleichen Umſtaͤnde ergeben koͤnnten. 
: Um verſichert zu ſeyn, daß hierbei keine Stiftung uͤberſehen wird, und um zugleich von allen Familienſtiftungen, ob⸗ 
wohl ſie von gegenwaͤrtiger Konvention Eingangsgedachtermaaßen ausgeſchloſſen ind, wenigſtens Nachricht zu erhalten, 
verbinden ſich beide Königl. Regierungen, unmiktelbar nach Unterzeichnung gegenwaͤrtiger Konvention, eine gleichlautende 
Aufforderung an die Stiftungs⸗Adminiſtratoren in beiden Landestheilen Sffentlich zu erlaſſen, und ihnen darin die genaue 
Angabe der unter ihrer Adminiſtration ſtehenden Stiftungen und der bei denſelben eintretenden Verhaͤltniſſe binnen einer 
Friſt von 2 Monaten zur ſtrengen Pflicht zu machen. Sollte ſich die Erörterung über einige unbedeutende Stiftungen vers 
zögern; ſo wird man dieſerwegen die Auseinanderſetzung der wichtigern nicht hinhalten. een 
504% Um die Arbeit dieſer Kommiſſton nicht zwecklos zu vergrößern, hat man fich jedoch ſchon jetzt über folgende 
Beſtimmungen einiger der hauptſaͤchlichſten Falle: vereini gert. BET aa 
I. Solche Stiftungen, die an einem beſtimmten Orte dergeſtalt ihren unveränderlichen Sitz haben, daß an dieſem 
Orte der Hauptzweck der Stiftung in Erfüllung geht, z. B. Kirchen, Schulen, Univerſitaͤten, Erziehungs-, Verſorgungs⸗, 
Kranken⸗ und Siechenhänfer u. ſ. w. folgen jederzeit der Landesheit des Orts, wo ſie ihren Sitz haben E 
II. Mückſichtlich der Stiftungen, bei welchen dieſer Fall nicht eintritt, z. B. der Stiftungen zu Ausſtattung armer 
Madchen, zu Unterſtätzung armer Wittwen, zu Stipendien oder Freitiſchen armer Studirenden u. ſ. w. entſcheidet ſich die 
Frage, welcher Lan veshoheit fie zu folgen haben, nach dem Domizilium der, zur Therlnahme an dem Zwecke der Stiftung 
Principaliter B rufenen, mit Ruͤckſichtnahme auf den Ort, wo ſich die Fonds der Stiftungen befinden, inſoweit ſie nicht 
aus aufkündbaren oder in fundis publieis angelegten Kapitalien oder baarem Gelde, Praͤtioſen oder dergleichen beweglichen 
Effekten beſtehen. Dieſemnach wird W 
a) diejenige Regierung, in deren Gebiete die zur Theilnahme an dem Zwecke der Stiftung prineipaliter Berufenen, 2 
faͤmmtlich ihr Domizilium haben, die Landeshoheit über die Stiftung erhalten, ihre Fonds mögen ſich wo immer befinden. 
b) Wenn die zur Theilnahme an dem Zwecke der Stiftungen principaliter Berufenen theils in dem einen, theils in dem 
andern Landestheile ihren Wohnſitz haben, aber die oben bemerkte, als entſcheidend angenommene Gattung von Fonds 
ganz und ausſchließend in einem Landeskheile ſind; ſo folgt die Stiftung der Landeshoheit derjenigen Regierung, in 
deren Gebiete ſich beſagte Fonds befinden, n ; 19 8 e RS 
Dahingegen ft Seit Be F 1233 
e) eine Stiftung, bei welcher nicht nur die, zur Theilnahme an ihrem Zwecke principaliter Berufenen in beiden La adestheilen 
domizillren, ſondern die auch in beiden Landestheilen Fonds der oben gedachten Art beſitzt, fur gemeinſch tlich anzus 
ſehen. Soviel endlich © | : F 
d) bie hier unter a. und b. nicht begriffenen Fälle, ingleichen die ub c. erwähnten gemeinſchaftlichen Sti tungen anlangt; 
fo wird man ſich demnaͤchſt über die dabei eintretenden Beſümmungen zu vereinigen ſuchen, ſobald man durch die 
Arbeiten der F. 11. erwähnten Kommiſſion in die Rennen der wirklich vorkommenden Falle dieſer Art geſetzt ſeyn wird. 
Obwohl übrigens, wie ſich hiernach von ſelbſt verſteht, das Domieilium der Adminiſtraͤtoren und Kollatoren, 


5 7 $ f = | 7 ER 


4 I 
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3 lichen Stiftungen möglichſt bemuͤhen, jeder Regierung ſolche Stiftungen zuzuweiſen, deren Adminfſtratoren und Kollg⸗ 


toren ſich in ihrem Lande befinden, und deren etwa bloß oder hauptſaͤchlich aus auffündbaren Kapitalien beſtehende Fonds 


in ihren Landestheilen elocirt ſin d e gi 
§. 13. Zu naͤherer Erläuterung des vorhergehenden §. wird annoch bemerkt: 


2) der ste Juni 4815. iſt bei Verfertigung der Tabelle dergeſtalt als Normaltag zu betrachten, daß alle nach demſelben 
mit den Fonds oder mit dem Domicillum der zur Theilnahme an dem Hauptzweck der Stiftung oder zur Adminiſtration 
und Kollatur und den damit verknüpften Rechten Berufenen vorgegangene Veraͤnderungen nicht 0 werden. 


8 b) Unter denen im F. 12. erwaͤhnten Adminiſtrations⸗ und Kollaturrechten ‚find nur ſolche zu verſtehen, welche 9 
nicht Kraft des H. 3, und 4. der gegenwaͤrtigen Konvention erlöſchen . 1255 1 Re 9 


F. 14.; Die H. 11, erwahnte Kommiſſion wird alſo gleich aus Mitgliedern von beiden Seiten zuſammengeſetzt 5 
werden, fie wird ihre Arbeit danlit beginnen, daß fie über die wichtigern Stiftungen, deren Verhaͤltniſſe den obigen 
Beſtimmungen nach, annoch zweifelhaft ſcheinen, die Tabelle nach dem hier sub Oangebogenen Formular verfertiget, 

und in dieſe Ueberſicht alle aktenmaͤßigen faktiſchen Aufſchluͤſſe zuſammenfaßt, welche von Einfluß auf die ferneren Ber 
1 über beſagte Stiftungen ſeyn konnen. Sie wird zu dieſem Ende mit einer von den beiderſeitigen Königl, 


Kommiſſtonen bereits verabredeten und doppelt gleichlautend ausgefertigten Inſtruktion verſehen. 


a 2 maliges Begehren „zur Einſicht vorgelegt werden. 


46. Da es nun die im H. 9. vorbehaltenen näheren Veſtimmungen über die Fonds, an welchen Stiftungen 
aus beiden Landestheilen, das Eigenthums⸗ oder Benutzungsrecht gemeinſchaftlich zufteht, zweckmäßig und billig treffen 
zu können, unumgaͤnglich ndtbig iſt, beſagte gemeinſchaftliche Fonds, ihre Verhaͤltniſſe, ſo wie den Urſprung und die Art 
der den theilnshmenden Stiftungen an ſelbige zuſtehende Anſprüche genauer zu wiſſen; jo: ift man übereingekommen, 
der oben erwähnten gemeinſchaftlichen ſubdelegirten Kommiſſion auch die Über die hier in Frage ſtehenden gemeinſchaft⸗ 
lliUchen Fonds ſprechenden oder ſie betreffenden Urkunden, Akten, Rechnungen und andern Litteralien im Driginal, ſo 

weit fie in dieſer Geſtalt vorhanden find, von beiden Seiten vorlegen, und hieraus von ihr eine erſchoͤpfende Ueberſicht 


beſagter Fonds verfertigen zu leflen. Saul : 455 EHEN 
® $ 17. Damit jede der beiden Koͤnigl. Regierungen ehethunlichſt in die vollſtaͤndige Kenntniß der Fonds geſetzt 


werde, welche den ihrer Landeshoheit Kraft der in gegenwaͤrtiger Konvention ausgeſprochenen Grundſaͤtze, zufallenden Stif⸗ 


damit fie 


f So geſchehen Dresden am 27ſten July 1817. 
nh S 


Kbniglich⸗Pren 
FR mit 


Stiftung tum der 


tungen in dem andern Landestheile gehören, und damit ſich hierüber bei der gegenſeitigen Auslieferung der, jeder Regie- 
rung einzuantwortenden, ihren Stiftungen gehörigen, oder ſie betreffenden Baarſchaften, Dokumente, Litteralſen u. ſ. w. 


keine verzoͤgernden Anſtände ergeben, ſo werden der ſubdelegirten Kommiſſion ſämmtliche über dergleichen Fonds ſpre⸗ 


chende Urkunden, Rechnungen, Akten und Papiere (ebenfalls jo viel moglich in Originali) zu dem Ende vorgelegt werden, 
ber beſagte Fonds vollffandige Ausweiſe verfaſſen und ſie beiden Königl. Kommiſſionen mittheilen könne. 


© 
§. 48. Gegenwärtige Konvention wird durch den Druck dffentlich bekannt gemacht werden. 8 
Der Oeſterreichiſch⸗Kaiſorliche Vermittelungs⸗Kommiſſgir, x As 1 

8 C. Freiherr von Gärtner. i 


ißiſche Kommiſſton zur Ausgleichung Koͤniglich⸗Saͤchſiſche Friedensvollziehungs⸗ und Autzeinanderſeßuugs⸗ 
dem Königreiche Sachſen. * dommeſſion. N 


Veſtimmung wem 


zur Theunahme e Ausweis über das Ausweis über das ertag von den Kapie 


5 enen⸗ Gattung 2 3 weg 
nun der und Da- ider Far 


oder ROtabun Rechte unbewegliche Ver bewegliche Bars. JR En, e Bi NEN 


MERAN die Sting zu, mogen der Stif | mögen der Ctif- eie An mer⸗ 


ehen, etwa dam zung, wfe es am tung, wie es amfeſrt waren von den 
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U 1 2 
| F. 15. Der ſubdelegirten Kommiſſion werden alle zur Hand zu bringende Urkunden, Rechnungen und Papiere 
jeder Art, deren fie zu ihrer Arbeit bedürfen könnte, im Original, inſoweit die Urſchriften vorhanden a auf jedes⸗ 


(L. 8.) Gaudi. (L. 8.) Frieſe. (I. 8 Sictze⸗ (I. 8.) 9. Glob ig. (L. S.) Gu nther, (L. S.) v. Watzdorff. f 


. ſo wie der Ort, wo aufkündbare Stiftungskapitalien angelegt ſind, auf die Beſtimmung der Landeshoheit über die Stifz : 
tungen von keinem Einfluſſe ſind, ſo wird man ſich doch ‚ber der vermoͤge H. 8. vorzunehmenden Theilung der gemeinfchafte 
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Pl Bas di No. 2. Separat Artikel 


zu dem zwiſchen dem Bevollmaͤchtigten Sr. Majeſtaͤt des Königs von Preußen und dem Iß⸗ 


rer Durchlauchten des Herrn Herzogs und des Herrn Fuͤrſten zu Naſſau abgeſchloſſenen 
Traktat d. d. Wien den Ziſten Mai 1815. 
( ieſer Separat⸗Artikel iſt von des Königs Majeſtaͤt unterm 7ten Juni 1815. ratifizirt worden.) 


B. dem Abſchluß des Hauptvertrags zwiſchen Seiner Majeftat dem König von Preußen und Ihren Durch⸗ r e 


lauchten den Herren Herzog und Fürften von Naſſau, iſt von unterzeichneten Bevollmaͤchtigten nachſtehende,, 
- ; 5 5 es LEE A 


eventuelle weitere Uebereinkunft verabredet worden. 


Auf den Fall, daß Seine Majeftät der König von Preußen, in Folge der jetzt bevorſtehenden Territo⸗ D. 


rlal⸗Auseinanderſetzungen mit Kurheſſen die Niedere Grafſchaft Katzenelnbegen ſammt dem darin gelegenen 
Heſſen⸗Rothenburgiſchen Paragio zu erwerben Gelegenheit finden ſollten, machen Sich Seine Koͤnigliche Majeſtaͤt 
verbindlich, Ihren Durchlauchten zu Naſſau dieſe Grafſchaft ſammt dem darin befindlichen Kurheſſiſchen Staats⸗ 
Eigenthume und Heſſen⸗Rothenburgiſchen Paragialrechten und Beſitzungen zu cediren; wogegen Ihre Durch- 
lauchten zu Naſſau Sich gleichmäßig verbindlich machen, den Ihnen Kraft des abgeſchloſſenen Hauptvertrages 
zukommenden Antheil des Furſtenthums Siegen und der Aemter Burbach und Neunkirchen, ſammt dem Naſ⸗ 
ſauiſchen Amte Atzbach mit allem darin gelegenen Staatseigenthume und dem Herzoglichen Hauſe Naſſau zu⸗ 
ſtehenden Rechten, Seiner Koͤniglich⸗Preußiſchen Majeſtaͤt zu üͤberlaſſen, und find aaf dieſe eventuelle Ceſſion 
alle Beſtimmungen des Hauptvertrages anwendbar. IE 

Gegenwartige beſondere Uebereinkunft ſoll gleiche verbindliche Kraft mit dem Hauptvertrage haben, 
und es follen die Rakifikationen derſelben innerhalb vier Wochen gegen einander ausgewechſelt werden. 

Des zu Urkund haben die unterzeichueten Bevollmaͤchtigten vorſtehenden Separatartikel eigenhuͤndig 
unterſchrieben und mit ihrem Inſiegel bedrucken laſſen. So geſchehen Wien, den Siften Mai 4845. 


(L. S.) Der Fuͤrſt von Hardenberg. (L. S.) E. F. L. Marſchall von Bieberſtein. 


No. 35. Separat⸗ Artikel 


zu dem zwiſchen Sr. Koͤnigl. Majeſtaͤt von Preußen und des Fuͤrſten zu Schwarzburg⸗Rudol⸗ 
ſſtadt Durchlaucht unterm 19ten Juni 1816. geſchloſſenen Staatsvertrag. 
(Dieſe Artikel find von Seiner Königlichen Majeſtät unterm 28ſten Juni 1816, ratifizirt worden.) 


Art. 1. Se Majeſtaͤt der König von Preußen und Se. Durchlaucht der Fuͤrſt zu Schwarzburg⸗Rudol⸗ 
ſtabt ſichern ſich gegenſeitig die Genehmigung derjenigen Lehnsexpektanzen zu, welche von Ihnen vor Unterzeich⸗ 
nung des gegenwärtigen Traktats auf durch denfelben abgetretene Gegenflände ertheilt worden ſeyn möchten, 

Art. 2. Den vormaligen Rezeß⸗Herrſchaften behalten beide paziszirende Theile vorlaͤufig noch die ober⸗ 
ſte und letzte Inſtanz in Civil⸗ und Kriminalfaͤllen bei den Koͤnigl. Preuß. Obergerichten auf ſo lange vor, bis ein 
nach Art. 12. der Deutſchen Bundes: Akte vom Sten Junius 1815. gebildeter oberſter Gerichtshof auch für die 
Fürſtl. Schwarzburgiſchen Laͤnder eingerichtet und in Thaͤtigkeit getreten ſeyn wird; worauf alsdann dieſes in⸗ 
terimiſtiſche Verhaͤltniß gänzlich aufhören, und die Gerichtsbarkeit in letzter Inſtanz auch in Ruͤckſicht der Rezeß⸗ 
Herrſchaften an gedachten Gerichtshof übergehen wird. Se. Königl. Majeſtaͤt beſtimmen zu dieſer interimi⸗ 
ſtiſchen Inſtanz Ihr Geheimes Obertribunal und werden demſelben deshalb ung ertheilen. f 

5 Art. 3. Um die Schwierigkeiten zu heben, welche mit den beſondern Verhaͤltniſſen der Aemter Heringen 
und Kelbra verbunden find, verpflichten ſich Se. Majeftät der König, fammtliche Sr. Durchlaucht dem Fürſten darin 
. zuftändige Rechte, ohne Ausnahme, käuflich an ſich zu bringen. Se. Durchlaucht machen fich verbindlich, dieſelben 

gegen ein Kaufgeld abzulaſſen, welches dadurch ermittelt wird, daß dabei die durch einen Durchſchnitt aus den Jahren 

1794 bis 4805. einſchließlich, nach den geführten Rechnungen erweislichen reinen Einkünfte zum Grunde gelegt und 
als eine dreiprozentige Rente betrachtet werden. Auf die gedachten Einkünfte wird jedoch Preußen een 
zeßgelder mit 23333 Rtl. Konventionsgeld, und die unter No. 3. des 2ten Artikels des Hauptvertrags erlaſſenen Ge⸗ 
falle und Einkünfte vorweg in Abrechnung bringen. Das Kaufgeld ſoll in Terminen, woruͤber man ſich zu einigen vor⸗ 
behält, baar gezahlt, und von der Uebergabe bis zum Zahlungstage mit vier Prozent verzinſet werden; der letzte 
Termin ſoll jedoch auf jeden Fall bis zu Ende des Jahrs 4820. zen ſeyn. Die 
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Die oben vorbehaltene Aus mittelung des von Sr. Durchlaucht dem Fürſten bezogenen reinen Einkommens 
aus den Aemtern Heringen und Kelbra geſchieht durch eine Kommiſſion von beiderſeſtigen Beamten, die ſich vom 1ſten 


5 


Julius des laufenden Jahrs ab in Nordhaufer verſammeln, und ihre Arbeiten dergeſtalt ununterbrochen fortſetzen, 


daß ſpaͤteſtens bis zum 1ſten Oktober d 


„J. der Kaufpreis beſtimmt, und die hiernach unvorzuͤglich zu beſorgende 


Uebergabe der Aemter und Extradition der Obligationen geſchehen ſeyn kann. : 

Se. Durchlaucht der Fuͤrſt verpflichten Sich, dieſer Kommifften alle zu ihrer Arbeit, nach ihrem gemeinſchaft⸗ 
lichen Ermeſſen erforderliche Papiere ohne Anſtand vorlegen zu laſſen. Se. Majeftät der Konig werden die bisherige 
Einſtellung alles exekutiven Verfahrens Ihrer Behörden wegen aus Herin gen und Kelbra erforderter Leiſtungen noch 
bis zum 1ſten Oktober d. J. fortdauern laſſen; Se. Durchlaucht der Fürſt dagegen aber auch inzwiſchen das Graͤf⸗ 
liche Haus Stolberg in Ausübung feiner rezeß⸗ und obfervanzmäßigen Rechte nicht hindern. ; . 

Dieſe Artikel ſollen ratifizirt auch fo angeſehen werden, als ob fie Wort für Wort dem heute zwiſchen Sr. Maj. 
dem Könige von Preußen und Sr. Durchl. dem Fuͤrſten zu Schwarzburg⸗Rudolſtadt wegen einfacherer und beſtimm⸗ 
terer Anordnung der zwiſchen Ihnen bisher beſtandenen Verhaͤltniſſe abgeſchloſſenen Traktate ſelbſt einverleibt 


waͤren. 


Des zu Urkund haben die beiderſeitigen Bevollmächtigten dieſe Separatartikel unterzeichnet und mit ihrem 
Wappen beſiegelt. Geſchehen Berlin, den neunzehnten Juni Eintauſend achthundert und ſechszehn. 


(J. S.) J. L. v. Jordan. (L. S.) J. G. Hoffmann. (I. S.) F. W. Frhr. v. Ketelhodt. 


N Neth 


zwiſchen Sr. Königlichen Majeſtaͤt von Preußen und Sr. Durchlaucht dem Herzoge 
zu Naſſau, abgeſchloſſen unter dem Iten und loten Dezember 1816. und ra⸗ 
= tifizirt den 24ſten Januar 1817. 


Nachdem die Bevollmächtigten Sr. 


Majeftät des Königs von Preußen und weiland Ihrer Herzoglichen und 


Hochfuͤrſtlichen Durchlauchten des Herzogs und Fürften zu Naſſau in dem zu Wien am ein und dreißigſſen Mai 


lerhoͤchſter und Höchfter Ratifikation verſehenen Staatsvertrag, Artitel 


vorigen Jahres abgeſchloſſenen, mit A 0 f { 
46., beſtimmt haben, daß zur Aus einanderſetzung aller, einer näheren Ausgleichung noch beduͤrfenden 


Punkte, namentlich der Schulden, 
Kommiſſarien ernannt werden ſollen, 


Penſionen und Staatsdienerſchafts „Verhaͤltn ſſe, von beiden Seiten 
welche zu Wiesbaden zuſammen zu treten haͤtten; ſo iſt von Königliche 


Preußischer Seite zu dieſem Ausgleichungsgeſchaͤft, mittelft Subſtitution in die dem Koͤniglich-Preußiſchen 


Staatsrath und Ober-Landforſtmeiſte 


r Herrn Hartig ertheilte Generalvollmacht der Staaterath H atz feld 


bevollmaͤchtigt worden; von Herzoglich⸗Naſſauiſcher Seite aber ſind dem zum General⸗Kommiſſario ernannten 
Herzoglich = Naffauifihen Regierungspraͤſidenten Ibell, zum Behuf dieſer Ausgleichung der Herzoglich⸗ 
Naſſauiſche Präfident der Generalſteuer- Direktion von Pfeiffer und der Herzoglich-Naſſauiſche Domainenz 
Rath Roͤßler, beigeordnet, welche ſich nach umſtaͤndlicher Verhandlung der Sache, uͤberall unter zu Grunde⸗ 
legung des Wiener Staatsvertrags, und des dazu gehörigen Separatarkikels vom naͤmlichen Tage, nebſt den 
bei der Vollziehung dieſes Separatartikels errichteten Uebergabeprotokollen de dato Wiesbaden den neunzehn⸗ 
ten, Atzbach den vier und zwanzigſten und Siegen den ſechs und zwanzigſten Oktober dieſes Jahres, zu gegen⸗ ; 


waͤrtigem Rezeß vereinigt haben und 


uͤber nachfolgende Artikel uͤbereingekommen find, 
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f 
Artikel 1. Der Wiener Staatsbertrag vom Siften Mai Eintauſend achthundert und funfzehn, hat 


in dem Artikel 8. litera b. et c. als 


Theilungsbaſis für die Herzoglich⸗Naſſauiſchen Staats- und Kammer⸗ 
kaſſen⸗ Schulden, die reinen Staats- und Kammerkaffen -Revenhen in den 


ſieben bis inel. Eintauſend achthundert und eilf mit Hinzurechnung des reinen Nevenhenbetrage des Amtes 


Runkel vom Jahſe Eintauſend acht 


Jahren Eintanſend achthundert und 


Eintauſend ach hundert und fünf, einſchließlich, unter Beifügung des reinen Ertrags der Herrſchaften Weſter⸗ 
burg und Schadeck vom Jahre Eintauſend achthundert und vierzehn vorgeſchrieben, und paran als nothwendige 
Folge die Ertrahirung der betreffenden Rechnungen geknuͤpft. Da der Ausführung deſer Beſtimmung jedoch 


vielfache Schwierigkeiten in den We 
entſprechendes, der Wahrheit gleichko 
dahin verglichen, daß 


getreten ſind, und ſolche ohnehin ein den Abſichten des Staats bvertrags 
mmendes Reſultat nicht erwarten ließ; fo haben die Kommiſſarien ſich 


a) für 


ö 


ndert und vierzehn, und für die Oranien ⸗Naſlauiſchen Staats- und 7 
Kammerkaſſen⸗Schulden die reinen Kammer-Revennen von den Jahren Eintauſend achthündert und eins, bis 


N 


= 90 — 


f = BSR, 
a) für das Herzogtbum Naſſau der nach einem dreijährigen Durchfchmitt ſchon früher bearbeitete Finanzetat 


für das Jahr Eintauſend achthundert und funfzehn, worin der Reventhenertrag vom Amte Runkel mit⸗ 
begriffen iſt, und 8 55 £ 

b) für die OraniensNaffauifchen Lande, die bei der vormaligen Oranien ⸗Maſſauiſchen Rentkammer, über 

die germuthlichen Einnahmen, nach dem Durchſchnittsertrag ergehenden Jahre aufgeſtellten 


ſend'achthundert und fünf, unter 


Kammeretats de Eintauſend achthundert und Eius bis incl. ö 
g und Schadeck zum Grunde zu legen, 


Hinzurechnung der Revengenertraͤge der Herrſchaften Weſterbi 
und darnach die Theilungsbaſis zu beſtimmen ſey. 5 
Nach dieſen Etats a. et b., welche beiderſeits genau revidirt und nach vorgängiger Rektifikation für richtig 
anerkannt find, kommen, ohne Beräfichtigung der durch die Erfüllung des Separatartikels zum Staatsver⸗ 
trage herbeigeführten unten erwähnten Veränderungen 
a) von den Herzoglich⸗Naſſauiſchen Staatsſchulden auf den Königlich⸗Preußiſchen Antheil zwanzig Prozent, 
und auf den Herzoglich⸗Näſſaulſchen Antheil Achtzig Prozent; und 
b) von den Orauien⸗Naſſauiſchen Kammer⸗ und Kriegskaſſen⸗Schulben: 
Antheil zwei Und zwanzig Prozent, und auf den Herzoglich⸗Naſſauiſchen Antheil acht und iebenzig Prozent. 
Und da zufolge des vorgelegten, von Herzoglich⸗Naf auiſcher Staatsbaſſe beglaubigten Auszugs, die 
am Ein und dreißigſten Dezember Eintauſend achthundert und vierzehn auf der Herzoglich⸗Naſſauiſchen Staats⸗ 
kaſſe gehaftete Schuldenmaſſe, mit Ausnahme der vorher abgezogenen ehemaligen Naſſau⸗Saarbruͤckiſchen 
Schulden, als welche nach Actikel 8. H. 4. des Skaatsvertrags vom Ein ı dreißigſten Mai Eintauſend 
achthundert und funfzehn, von dieſer Schuldenabtheilung ausgenommen inte Herzoglich-Naſſauiſchen 
Hauſe ausſchließlich zur Laſt bleiben, an Kapital 5,432,082 Fl. 11 Kr. (Hanf Millionen vier mal hundert 
zwei und dreißig tauſend zwei und achtzig Gulden und eilf Kreiitzer) und au Ziuſen 256,613 Fl. 28 Kr. (Zwei 
mal hundert jeWs und funfzig tauſend ſechs hundert dreizehn Gulden nud acht und zwanzig Kreutzer) die auf 
den Oranien-Naſſauiſchen Fuͤrſtenthümern haftenden Schulden aber, nach den von der vormaligen Oranien⸗ 
Naſſauiſchen Regierungs- Finanzſektion zu Dillenburg über ihren Stand am Ein und dreißigſten Dezember 
Eintauſend achthundert und vierzehn aufgeſtellten glaubhaften Verzeichniſſen, und zwar die Kammerſchulden 
an Kapital 932,293 Fl. 31 Kr. (Neunmalhundert zwei und dreißig tauſend zweihundert acht und neunzig 
Gulden und ein und dreißig Kreutzer) und an Zinſen 43,609 Fl. 6 Kr. (Drei und vierzig tauſend ſechshundert 
und neun Gulden ſechs Kreutzer) und die Kriegskaſſen⸗Schulden an Kapital 251,828 Fl. 45 Kr. (Zweimal⸗ 
hundert ein und fünfzig tauſend achthundert acht und zwanzig Gulden fünf und vierzig Kreutzer) und an Zinſen 
44,045 Fl. 51 Kr. (Eilf tauſend fünf und vierzig Gulden Ein und fuͤnfzig Kreutzer) betragen; ſo fallen, nach 
dem zuvor noch von den Herzoglich ⸗Naſſauiſchen Staatskaſſen⸗ Schulden die Forderung des Koͤnigs der 
Niederlande Majeſtaͤt ad 75,000 Fl. (Fünf und Siebenzig tauſend Gulden) Kapital und 3,750 Fl. (Drei 
tauſend ſiebenhundert und funfzig Gulden) Zinſen, und von den Oranien⸗Naſſauiſchen Kamm erſchulden der 
Reſt des Kaufſchillings für eine von der Wittwe des ehemaligen Geheimenraths von Neufo elle angekauftes 
Haus ad 15,000 Fl. (fünfzehntauſend Gulden) Kapital, und 500 Fl. (ſechshundert Gulden) Zinſen, welche 
eide Poſten als nicht theilbare, ſondern die Herzoglich-Naſſauiſche Seite allein angehende Laſten anerkannt 
ſind, in Abzug gebracht werden, von der bleibenden Schuldenmaſſe nach obigem Verhaͤltniß, der Koͤniglich⸗ 


reußiſchen Seite zur Laſt: 
e > Kapital. - Zinfen. 


a) Von den Herzoglich⸗Naſſauiſchen Staatsſchulden ... . 1,074,416 Fl. 26 Kr. 50,572 Fl. 42 Kt. 
b) Von den Oranien⸗Naſſauiſchen Kammerſchulden +. » 201,805 = 40 =. 9,46 
ch Von den Oranien⸗Naſſauiſchen Kriegskaſſen⸗Schulden. . 55,402 = 19 = 270 
N N er Zuſammen mithin .. . 1,328,624 Fl. 25 Kr. 62,463 Fl. 48 Er. 
(An Kapital, Eine Million dreimalhundert acht und zwanzig tauſend ſechshundert vier und zwanzig Gulden 
fünf und zwanzig Kreutzer, und an Zinſen, zwei und ſechszig taufend vierhundert drei und ſechszig Gulden acht 
und vierzig Kreutzer) worunter jedoch die ein Kapital von 300,000 Fl. (dreimal hundert tauſend Gulden) zu 
vier Prozent repraͤſentirende, der Herzoglich-Naſſauiſchen Staatskaſſe obliegende jaͤhrliche Rente von 12,000 Fl. 
(wolf tauſend Gulden) an das Fuͤrſtliche und Gräfliche Haus Sayn und Wittgenſtein nicht mitbegriffen tft, 
Durch die in Gemäßheit des Separatartikels zum Wiener Staatsvertrag im Monat Oktober geſchehene Abkre⸗ 
tung des Amts Atzbach vom ehemaligen Herzogthum Naſſau, ſo wie der Aemter Burbach und Neunkirchen 
und des Reſtes vom Fuͤrſtenthum Siegen, von den Oranien⸗Naſſauiſchen Landen, an Preußen, hat ſich das 
obgedachte Theilungsverhaͤltniß in der Art verandert, daß nunmehr: 5 
a) Von den Herzoglich⸗Naſſauiſchen Staatsſchulden der Koͤniglich⸗Preußiſche Antheil auf vier und zwanzig 
Prozent, und der Herzoglich-Naſſauiſche Antheil auf ns und fiebenzig Prozent, und 10 
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1 / Herres und dreißigſten Dezember Ein tauſend achthundert und vierzehn als 
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d) Bon den Dranien⸗Naſſauiſchen Kammer⸗ und Kriegskaſſen⸗Schulden, der Königlich⸗Preußiſche Authell 
auf ein Drittel und der Herzoglich⸗ Naſſauiſche Antheil auf zwei Drittel ſich beläuft, 

In Abſicht dieſer Antheile und zur Beſeitigung der Differenzien, welche wegen der vorberuͤhrten Witt⸗ 
genſteinſchen Rente ad 12,000 Fl. (zwoͤlftauſend Gulden) ſeither obgewaltet haben und zur Umgehung der 
Koͤniglich⸗Preußiſcher Seits verlangten Unterſuchung über die Entſtehung der Herzoglich⸗Naſſauiſchen Staats⸗ 
ſchulden, ſind die beiderſeitigen Kommiſſarien endlich in Guͤte übereingefommen, daß Preußen von der ge⸗ 
ſammten Herzoglich-Naſſauiſchen und Fuͤrſtlich⸗Oranien⸗Naſſauiſchen Schulden⸗Maſſe, die in der Beilage A. 
verzeichneten Kapitalien zum Betrage von 1 ‚612,000 Fl. (Eine Million Sechsmalhundert und Zwolf Tauſend 
Gulden) im Vier und Zwanzig Gulden Fuß und an jährlichen Zinſen 74,009 Fl. 35 3 Kr. (Vier und 
Tauſend und Neun Gulden, Fünf und dreißig und einen halben Kreutzer) mit Vorbehalt deſſen, was in dem 
Uebergabe- Protokoll de dato Wiesbaden den Neunzehnten Oktober dieſes Jahres Artikel 7. beſtimmt 
worden, ubernehmen, Raſſau dagegen den Ueberreſt mit Einſchluß der Wittgenſteinſchen Rente als eigene 
Schuld behalten und das Koͤniglich⸗Preußiſche Gouvernement, durch die Uebernahme des beſagten Schulden⸗ 
Antheils von allen und jeden Anfprächen und Nachforderungen wegen Kapftallen und Zinſen, die am Ein 

5 dem Staa svertragsmaͤßigen Normal⸗ 
tage, SL auf der Herzoglich⸗Naſſauiſchen als den Fuͤrſtlich⸗Orauien⸗Naſſauiſchen Staats-Kammer⸗ und 
Kriegskaſſen gehaftet und gelaſtet haben, ſo wie von aller weitern Konkurrenz zur Bezahlung der Fuͤrſtlich⸗ und 
Graͤflich⸗Sayn⸗Wittgenſteinſchen „in jener Vergleichs-Summe bereits mitbegriffenen Kapital⸗Forderung und 
der darauf haftenden Rente, gänzlich, durchaus und für mmer liberirt werden folk, 

Wegen des Anfangs⸗Termins der Zinſen⸗Zahlung wird auf Artikel 11, Bezug genommen, und hier 
nur noch nachrichtlich bemerkt, daß die auf die ſpaͤter uͤbergebenen Aemter Atzbach, Burbach und Neunkirchen 
und den Reſt vom Fuͤrſtenthum Siegen fuͤr Preußen fallende Schulden⸗Quote, vermittelſt des Uebergabe⸗Pro⸗ 
tokolls de dato Wiesbaden den neunzehnten Oktober a. c. zu 353,000 Fl. Kapital (Dreimal hundert drei und 
funfzig tauſend Gulden Kapital) und 16,206 Fl. 48 Kr. (Sechszehn tauſend zweihundert und ſechs Gulden, 
acht und vierzig Kreutzer) an Zinſen feſtgeſetzt iſt, und Königlich: Preußiſcher Seits die Zinſen davon nur vont 
erſten July dieſes Jahres an, mit welchem Termine der Beſitz obiger nachtraͤglichen Abtretungen angefangen 
hat, bezahlt zu werden brauchen. ö 5 

Artikel 2, Da am ein und dreißigſten Dezember Eintauſend achthundert und vierzehn noch nicht 
au Sommeralfchulben liquide und auf die Herzoglich⸗Naſſauiſche Staatd= Kaffe uͤbernommen geweſen find, 
En N: das en aus Naſſau die e auf ſich hatte; fo wird in Rüͤckficht 9755 
er Kammeralſchulden, welche nach dem Ein und dreißigſten 3 ezember, Eintauſend achthundert und vierzehn, 
theils ſchen liguide gemacht find, und theils noch er mut a ſſeu, hiermit feſtgeſetzt, daß 
jedes Gouvernement ſolche in ſo weit Privative und ohne Kon urrenz des andern zu übernehmen und zu be⸗ 
richtigen hat, als ſolche auf den, durch den mit Naſſau abgeſchloſſenen Wiener Staatsvertrag gegenfeifig, 
abgetretenen Landestheilen haften, 


Und da Naſſau dermalen noch Theile des vormaligen latte be Trier bellt, ſo erkennt ſich der Her⸗ 
zoglich⸗Naſſauſſche Hof für verpflichtet, an der noch nich erfolgten Liguiirumg der Kur⸗Trierſchen Schulden 
Antheil zu nehmen, und wird zu einer desfallſigen Kommiſſion, welche binnen dre 


wi N ) i Monaten zuſammen⸗ 
ruͤcken ſoll, feinen Kommiſſair nach Koblenz abſenden. Dieſe Kommiſſion hat alle an das Kanımeralvermde 


gen zu machende Forderungen zu liquidiren, darüber zu entſcheiden und das rückſtaͤndige Rechnungsweſen zu 
erichtigen. . f 

In Abſicht der Zinſen dieſer Kurtrieriſchen Kapitalien ſoll dieſe Kommiſſton beſtimmen von welcher 
Seite und in welchem Maaße ſowohl die bis zum 1ſten July, Eintauſend achthundert und 


angetragen war, daß die beſagte gen auch über die Bezahlung der bis zum erſten July, Eintauſend 
achthundert und fünfzehn ruͤckſtaͤndigen inſen von Kurköllnifchen Kammeralſchulden, an welchen Naſſau 
keinen Antheil behaͤlt, eine Beſtimmung ertheilen ſolle „man dieſem Antrage aber Herzoglich-Naſſauiſcher 
Seits widerſprochen hatte; ſo reſervirt der Koͤniglich⸗Preußiſche Kommiſſarlus feinem Hofe alle Rechte in 
Betreff dieſer Kurköllniſchen ruͤckſtändigen Kammeral zinſen ausdrücklich; wogegen die Herzoglich-Naſſaulſchen 
en e proteſtirt und ſich auf die zu Protokoll gegebenen Erklaͤru 

en haben. 8 

= arfilulargemeinde, Kirchſpiels⸗, Amts und Landes oder Provinzial 


— 


Artikel 3. Ueber die 5 


Schulden enthält der Wiener taatsvertrag Arfifel 8. Ittera N. pie Vorſchriff, daß ſolche mit den Des 
Herne Gemeinden, Kırchfpielen, Aemtern und Landern oder Provinzen an den künftigen Beftker uͤber⸗ 
gehen und auf demſelben haften bleiben, jedoch da, wo eine Theilung der Aemter und Lander oder Provinzen 
ſtatt findet, die Partikular⸗„ Amts⸗ und Landes⸗ Schulden nach eben dem Fuße und Maaßſtabe an hee 

8 Elle 


Re 


und daß deshalb keine weitere Abrechnung auf Kapital Statt finden fol, 


funfzehn ruͤckſtaͤn⸗ 
digen, als die von dieſem Zeitpunkte an laufenden, zu bezahlen ſind. Da Königlich-Preußifcher Seite d arauf 


ngen über dieſen ganzen Artikel bezos 


Siebenzig 


TE ET ET 


. 


= a 


Theile vertheilt werden ſollen, nach welchem die getrennten Theile zu der Verzinſung, Kapitalruͤckza hlung, 
oder wenn dies nicht auszumitteln iſt, überhaupt zu gemeinſchaftlichen Ausgaben beigekragen haben. 

Dieſe Vorſchrift wird hierdurch mit dem Beifügen wiederholt, daß 

4) in Abſicht derjenigen Schulden der bezeichneten Kathegorie, welche auf unvertheilt gebliebenen 3 
Kirchſpielen, Aemtern und Provinzen haften, und wozu namentlich auch die vormals Solms⸗Braunfelſi⸗ 
ſchen und Solms⸗Hohen⸗Solmſiſchen, nebſt einem Theil der Sayn⸗Hachenburgiſchen Landesſchulden gehoͤren, 
eine beſondere Auseinanderſetzung nicht noͤthig geweſen iſt; indem folche, nach Verſicherung der Herzoglich⸗ 
Naſſauiſchen Kommiſſarien, bereits unter herzoglicher Regierung, auf die Gemeinden verwieſen und abge⸗ 
theilt, überhaupt Schulden dieſer Art niemals auf die Staats⸗Kaſſe übernommen: worden ſind. Zugleich 
wird aber auch . 

2) feſtgeſetzt, daß die auf den zwiſchen Preußen und Naſſau getheilten Kirchſpielen haftenden Schul⸗ 


den und diejenigen Schulden, womit die Judenſchaft in den eheme ligen Kurtrieriſchen Aemtern auf der 
rechten Rheinſeite verhaftet iſt, nach dem oben gedachten, im Wiener Staatsvertrag ausgedruckten Maaß⸗ 
ſtabe, zwiſchen den beiderſeitigen Unterthanen vertheilt und die desfalls erforderlichen Verfuͤgungen von den 
reſp. Regierungen innerhalb drei Monaten erlaſſen werden ſollen. - . 

Sodann machen ſich beide Gouvernements verbindlich, zu der den vorangegangenen Vertragen ge⸗ er 
mäßen Befriedigung, der Gläubiger, in Betreff der Kurtrieriſchen Arcen an, ſobald als möglich, und een 
ſpaͤteſtens binnen drei Monaten eine gemeinſchaftliche Kommiſſion zu Koblenz anzuordnen, deren Geſchaͤft are 
darin beſtehen ſoll: f re & 

a) die auf dem ehemaligen Kurfürſtenthum Trier haftenden Landesſchulden und alle ſonſtigen Forderungen 
zu liquidiren und nebſt den rückſtaͤndigen Zinſen feſtzuſetzen; 

bp) die Grundſatze über die Vertheilung dieſer Schulden zwiſchen den Intereſſenten, den uber dieſe Lander 

ſukzeſſip geſchloſſenen Verträgen gemäß, feftzuftellen, ſodann die Vertheilung felbft vorzunehmen und 
jedem Gouvernement ſeine Rate in einzelnen Kapitalien zu uͤberweiſen; 2 2 5 

6) die noch wien e e zu revidiren und voͤllig in Richtigkeit zu brine 7 702 e. 
gen, und endlich 

d) wegen Bezahlung der bis zum erſten July Eintauſend achthundert und fünfzehn rückſtaͤndigen Zinſen 

das Erforderliche zu reguliren. fr 
Artikel 4. Die Staatspenſionen unterſcheiden ſich nach dem Wiener Staatsvertrag, 

1. in ſolche, welche wegen der in einzelnen Landeskheilen geleifteten Lokaldienſte⸗ bewilligt worden 
find, oder auf darin gelegenen fefularifirten Gütern ruhen, überhaupt ihrem Urſprunge nach einzelnen Lan⸗ 
destheilen angehdren, und ſind ſelbige von derjenigen Seite ferner zu berichtigen, in deren Beſitz die Ob⸗ 
jekte übergehen oder verbleiben, auf welchen ſie ihrem Urſprunge nach geruhet haben; N 
: 2. in Miltairpenfionen, welche derjenigen Regierung zur Laſt fallen, die den Landesantheil beſitzt, 
aus dem die zu penſionirenden Militairperſonen gebürtig find, und. EEE a ö RER, 

f 3. in alle übrige, zu den beiden vorhergehenden Klaſſen nicht gehörigen, unter beſonders bezeichnete 
Penſionen, welche nach dem Reventenverhaltniß, wie die Staats ſchulden, abgetheilt werden füllen: i 
; Diefe Klaſſifikation haben die beiderſeitigen Kommiſſarien gehdrig beobachtet, und kommen darnach 
von den Pos. 1. erwähnten Lokal⸗ und Provinzial⸗Penſionen auf den Adniglich⸗Preußiſchen Antheil: 
1. Die in der Anlage B. verzeichneten, vormals Herzoglich⸗Naſſauiſchen, groͤßtentheils bei beben Ne 
& 


Landesveränderungen übernommenen Penſionen in dem jahrlichen Betrage von 16,788 Fl. 36 Kr. (Sechszehn⸗ 
Tauſend ſiebenhundert drei und achtzig Gulden Sechs und dreißig Kreutzer.) f a 
a 2. Die in der Anlage C. aufgeführten, vormals Oranien⸗Naſſaulſchen Penſionen in dem jahrlichen A 
Betrage von 3,124 Fl. 16 Kr. (Dreitauſend einhundert vier und zwanzig Gulden, ſechszehn Kreutzer.) l I c 
3. Von den auf ſekulariſirten Gütern ruhenden Penſionen die Summe von 15,053. Fl. 29 Kr. (Füͤnf⸗ : 
zehntauſend drei und funfzig Gulden, neun und zwanzig Kreutzer), welche Aktikel 9. weiter vorkommt: 
Zu dieſen ſind von den Kommiſſarten auch die Maltheſer⸗ und Deutſchordens⸗Penſionen gerechnet 
und iſt dabei gegenſeit g vorbehalten, daß wenn ſich im Verfolg noch Kompetenten zu Penſionen aus dem 


Vermdgen dieſer Orden vorfinden mochten, dieſe alsdann nach der vertrags mäßigen Norm, welche suß litt. x 
D. anliegt,, noch mit Penſionen zu verſehen und letztere von den reſp. Regierungen zu ubernehmen toe 


dann PER, Re a = 2 
0 A. die Penſtonen der ehemaligen Mitglieder der aufgehobenen Bettelkloͤſter in dem an Preufſen ges: 
kommenen Territorio und 5 : Bra 
5. an Ulimentationsgeldern, welche den von der linken Rheinſeite ohne Suſtentatlon vertriebenen, 
aus den Preußiſch gewordenen Landestheilen gebuͤrtigen Geiſtlichen, von Herzoglich⸗Naſſauiſcher Ne 
5 er, 3 bewilligt 


re 


— 
— 
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bewilligt worden ſind, nach dem angeſchloſſenen Verzeichniß lit. E. zuſammen 6020 Fl. (Sechstauſend und 
zwanzig Gulden. i 5 5 


ſionen gehören auch diejenigen, welche auf den zwiſchen Preußen und Naſſau getheilten vorhin ein Ganzes 
bildenden Landes bezirken und namentlich 
4. auf der Grafſchaft Sayn⸗ Hachenburg, 
2. auf dem Adminiſtrations⸗Bezirk der Regierung zu Ehrenbreitſtein, 
3. auf dem Adminiſtrations-Bezirk der Aemter Ehrenbreitſtein und Vallendar, 
4. auf dem ſtandesherrlichen Gebiet von Wied⸗Neuwied und 
5. auf dem ſtandesherrlichen Gebiet von Wied-Runkel haften. i . 
Diefe Penſionen find nach Verhaͤltniß der jedem Gouvernement mit den getheilten Landesbezirken zu⸗ 


Artikel 5. Zur Kathegorie der im vorigen Artikel Pos. 1. bezeichneten Lokal⸗ und Provinzial⸗Pen⸗ 


gefallenen Beſitzungen und Revennen, mit Ausnahme der Sayn⸗Hachenburgiſchen und Wied⸗Runkelſchen 


enfionen, bei welchen wegen Abgangs des zuverlaͤſſigen Revenlienmaaßſtabs, die Population zur Norm 
angenommen worden iſt, in folgender Art vertheilt: a 

4. Die Sayn⸗Hachenburgiſchen Penſionen, welche uſammen 6,084 Fl. Alt Kr. (Sechstauſend 

vier und achtzig Gulden neun und vierzig Kreutzer und zwei Pfennige) betragen auf Preußen mit 2743 Fl. 

41 Kr. (Zweitauſend ſiebenhundert drei und vierzig Gulden ein und vierzig Kreutzer,) und auf Naſſau mit 

3,341 Fl. 83 Kr. (Dreitauſend dreihundert ein und vierzig Gulden acht Kreutzer zwei Pfennige) wobei zur 

Nachricht dient, daß dieſe Abtheilung mit Ruͤckſicht auf die Abtretung der Aemter Burbach und Neunkirchen 


an Preußen, geſchehen iſt, und Koͤniglich⸗Preußiſcher Seits deshalb fuͤr die Periode vom erſten Juli Eintau⸗ 


ſend achthundert und funfzehn bis dahin Eintauſend achthundert und ſechszehn 794 Fl. 47 Kr. (Siebenhun⸗ 


dert vier und neunzig Gulden ſieben und vierzig Kreutzer) in Abzug gebracht werden duͤrfen, die der Naſſauiſchen 


Quote zugehen. BEER 

2. Die auf dem Adminiſtrationsbezirk der Regierung zu Ehrenbreitſtein haftenden Penſionen, welche 
unter Herzoglich⸗Naſſauiſcher Regierung an ehemalige Provinzialdiener in dem benannten Regierungsbezirk 
oder deren Hinterlaſſenen, bewilligt ſind, und im Ganzen die Summe von 2,161 Fl. (Zweitauſend einhundert 
ein und ſechszig Gulden) ausmachen, auf Preußen 1,215 Fl. 5 Kr. (Eintauſend zweihundert fünfzehn Gulden 


- fünf Kreutzer) und auf Naſſau 945 Fl. 55 Kr. (Neunhundert fünf und vierzig Gulden fuͤnf und funfzig Kreutzer.) 


3. Die den Amts⸗ und Nenteibeamten der getheilten Aemter Ehrenbreitſtein und Vallendar gebuͤh⸗ 


enden Penſionen im Geſammebetrage von 1,460 Fl. (Eintauſend vierhundert und ſechszig Gulden), au 


Preußen mit 687 Fl. 40 Kr. (Sechshundert ſieben Ane engen vierzig Kreutzer) und auf Naſſau 772 Fl. 
er 3 * R 5 9 


20 Kr. (Siebenhundert zwei und fiebenzig Gulden zwanzig N i BURN 
4. Die dem Standesherrlich⸗Neuwiediſchen Gebiet zur Laſt ſtehenden Penſionen ad 1,136 Fl. 49 Kr. 
(Eintauſend einhundert ſechs und dreißig Gulden neun und vierzig Kreutzer), auf Preußen mit 773 Fl. 12 Kr. 
(Siebenhundert drei und ſiebenzig Gulden und zwölf Kreutzer) und auf Naſſau 363 Fl. 37 Kr. (Dreihundert 
drei und ſechszig Gulden ſieben und dreißig Kreutzer) und 
5. die mit dem Standesgebiet von Wied⸗Runkel übernommenen Penſionen von zuſammem 819 Fl. 
38 Kr. (Achthundert neunzehn Gulden acht und dreißig Kreutzer) auf Preußen mit 547 Fl. 47 Kr. (Fuͤnfhun⸗ 
dert ſieben und vierzig Gulden ſieben und vierzig Kreutzer) und auf Naſſau 271 Fl. 51 Kr. (Zweihundert ein 
und ien dare ein und fas Kreutzer.) Wegen individueller Uebernahme dieſer Penſionen auf den 
Preußiſchen Antheil wird auf Artikel 9. Bezug genommen. ö 
Artikel 6. An Militairpenſionen, welche vertragsmuͤßig nach dem Geburtsort abgetheilt werden, 
übernimmt das Koͤniglich⸗Preußiſche Gouvernement die in der Anlage F. verzeichneten Penſionairs des Her⸗ 
zoglich⸗Naſſauiſchen Militairs mit 9,686 Fl. 201 Kr. (Neuntauſend ſechshundert ſechs und achtzig Gulden 
Zwanzig Kreutzer und zwei Pfennige) und die in der Anlage G. benannten Penſionairs des vormals Fuͤrſtlich⸗ 
ure Militairs mit 2,927 Fl. 15 Kr. (Zweitauſend neunhundert ſieben und zwanzig Gulden 
unfzehn Kreutzer. i — i 
rate Neben hat ſich das Königlich⸗Preußiſche Gouvernement, im Wege des Vergleichs, zur Ueber⸗ 
nahme der Penſions⸗ und Soldzahlungen an die Offiziere und Unteroffiziere der in dem Preußiſch gewordenen 


Antheile vom Herzogthum Naſſau befindlichen Roſervekompagnien verſtaͤnden, welches der Koͤniglich⸗Preußiſche 


Kommiſſarius hiermit beſonders anerkennt. 5 
Artikel 7. In die Klaſſe der nach dem Revenuͤenverhaͤltniß wie die Staatsſchulden, abzutheilenden 
Penſionen, find zufolge Uebereinkunkt der beiderſeitigen Kommiſſarien gebracht worden: 
7 Die Penſionen folcher vormals Herzoglich⸗Naſſauſſchen Militairperſonen, welche nicht in dem 
Herzoglich⸗Naſſauiſchen Gebiet, einſchließlich des an Preußen abgegebenen Theils geboren ſind. Selbige 
betragen im Ganzen 8,759 Fl. 14 Kr. (Achttauſend ſiebenhundert neun und funfzig Gulden vierzehn e 
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und fallen davon nach dem Verhaͤltniß wie 248 zu 76 625 . 2,102 Fl. 13 Kr. (Zweitauſend einhundert 
zwei Gulden dreizehn Kreutzer), und auf Naſſau 6,657 Fl. 1 Kr. (Sechstauſend ſechshundert ſieben und 

fuufzig Gulden ein Kreutzer.) 5 8 f 

2. Die Penfionen der vormals Fürſtlich⸗Oranien⸗Naſſauiſchen Zentraldiener vom Civilſtande zum 
Geſammtbetrage von 28,252 Fl. 2 Kr. (Acht und zwanzig tauſend zweihundert und zwei und funfzig Gulden 
zwei Kreutzer), wovon nach dem Verhältniß wie 1 zu J der Preußiſche Antheil auf 9,417 Fl. 21 Kr. (Neun 
tauſend vierhundert ſiebenzehn Gulden ein und zwanzig Kreutzer) und der Na] auiſche Antheil auf 18,834 Fl. 
41 Xr. (Achtzehntauſend achthundert vier und dreißig zulden ein und vierzig Kreutzer) ſich beläuft. . 

3. Die Penſionen der vormaligen Fuͤrſtlich⸗Oranien⸗Naſſauiſchen nicht eingebornen Militairperſonen, 
welche 2,683 Fl. 36 Kr. (Zweitauſend ſechsbundert drei und achtzig Gulden ſechs und dreißig Kreutzer) betra⸗ 
gen, und nach dem naͤmlichen Verhaͤltniß wie 1 zu 3 von Preußen mit 894 Fl. 32 Kr. (Achthundert vier und 
neunzig Gulden zwei und dreißig Kreutzer), und von Naſſau mit 1,789 Fl. 4 Kr. (Eintauſend ſiebenhundert 
neun und achtzig Gulden vier Kreutzer) zu übernehmen find. 

4. Die Fuͤrſtlich⸗Oranien⸗Naſſauiſchen Hofpenſionen, weil dieſer Hof in den getheilten Provinzen 
zu beſtehen aufgehört hat, im jährlichen Betrage von 4,091 Fl. 44 Kr. (Viertauſend ein und neuuzig Gulden 
vier und vierzig Kreutzer) wovon nach demſelben Verhältniß wie 1 zu 3 auf Preußen 1,363 Fl. 55 Kr. (Ein⸗ 
tauſend dreihundert drei und ſechszig Gulden fünf und funfzig Kreutzer) und auf Naſſau 2,727 Fl. 49 Ar. 
(Zweitauſend ſiebenhundert fieben und zwanzig Gulden neun und vierzig Kreutzer) fallen, und . 

5, die Penſionen derjenigen Beamten und Angeſtellten des Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein, welche 
bei der bevorſtehenden Juſtizorganiſation im Preußiſchen, nicht wieder in aktiven Dienſt angeſtellt werden, nach 
dem Verhältniß, wie 24 zu 76. Auch find die Kommiſſarien darüber einberſtanden, daß die zur Suſtentation 
der noch vorhandenen ehemaligen Reichskammer⸗Gerichtödiener zu Wetzlar, vom Herzogthum Naſſau und 
von den getheilten Oranien⸗Naſſauiſchen Fürſtenthuͤmern zu bezahlenden Kammerzieler, oder Beiträge unter die 
zu vertheilenden Laſten gehdren, und ſolche unter zu Grundelegung der Kammergerichts⸗Matrikel, und bei 

theilten Landern mit Anwendung der Population, von Königlich Preußifcher und Herzoglich⸗Naſſauiſcher 

Cor verhältmigmäßig uͤbernommen werden ſollen. ER ! 

Nach der dariiber zugelegten Berechnung betragen ſelbige für jedes Ziel im Ganzen 1,607 Fl. 51 Kr 
2 Pf. (Eintauſend ſechshundert und ſieben Gulden ein uud funfzig Kreutzer zwei Heller) und fallen davon auf 
Preußen 654 Fl. 31 Kr. 2 Pf. (Sechshundert vier und funfzig Gulden ein und dreißig Kreutzer zwei Heller) 
und auf Naſſau 953 Fl. 20 Kr. (Neunhundert drei und funfzig Gulden zwanzig Kreutzer). Dieſe Beitraͤge 
werden von jedem Gouvernement für ſich, unabhängig von dem andern, vom erſten Juli Eintauſend acht⸗ 
hundert und funfzehn an entrichtet; jedoch kommen dein Preußiſchen Gouvernement wegen des ſpaͤtern Be⸗ 
ſitzes der Aemter Atzbach, Burbach und Neunkirchen und des Reſtes vom Fuͤrſtenthum Siegen fuͤr die Periode 
vom erſten Juli Einkauſend achthundert und funfzehn, bis dahin Eintauſend achthundert und ſechszehn 61 Fl. 
43 Kr. 2 Pf. (Ein und ſechszig Gulden drei und vierzig Kreutzer zwei Heller) zu Gute, welche ihm vom Her⸗ 
zoglich⸗Naſſauiſchen Gouvernement zu verguͤten find, f f DEN 

= Die Penfionen Pos. 1 bis 5. find Artikel 9. individuel abgetheilt und kommt die erforderliche Aus⸗ 
gleichung wegen des ſpaͤtern Beſitzes der vorbenannten Aemter und des Reſtes von Siegen im Artikel 11. 
vor, werauf hier verwieſen wird. re 

* Artikel 8. Außer den in den Artikeln 4 bis 7. abgehandelten, und nach Vorſchrift des Wie⸗ 
ner Staatsvertrags vertheilten verſchiedenen Arten von Penſionen, giebt es noch einige andere, auf wel⸗ 
che ihrer beſondern Natur und Eigenſchaft wegen, die angenommenen Theilungsgrundſaͤtze nicht wohl ange⸗ 
wandt werden können. Es ſind ſolches die Penſioneu des vormaligen Kurtrieriſchen Domkapitels und die 
Kurtrieriſchen Kammer- und Steuer. enſionen, welche mit dem Kurtrieriſchen Landestheile auf der rechten 
Rheinſeite von Naſſan haben übernommen werdeñ muͤſſen. a 

In Anſehung dieſer Penſionen iſt von den beiderſeitigen Kommiſſarien die Vereinbarung getroffen, 
daß, da das Kurtrieriſche Domkapitel auf der rechten Rheinſeite keine Grundgäter beſeſſen hat, und die 
Kurtrieriſchen Kammer- und Landesſchulden noch nicht vollig Fonftatirt und vertheilt find, ſelbige nach dem 
Verhältniß an beide Gouvernements übergehen ſollen, in welchem die Population und die direkten Steuern in 
den vormals Kurtrieriſchen Landen auf der rechten Rheinſeite ſich zwiſchen Preußen und Naſſau theilen. 
Da dieſes Verhaͤltniß nun wie 2828 Prozent zu 7123 Prozent oder wie 2858 zu 2888 ausgemittelt iſt, 
fo kommen mithin : 5 Aa : 28 R 2: 
4. von den im ganzen 13,833 Fl. 8 Kr. (Dreizehntauſend achtbundert drei und eee Gulden 
acht Kreutzet) betragenden Domkapitelöpenfionen, nach der Anlage H. auf den Preußiſchen Anthel 3879 Fl. a, 
46 Kr. (Dileitauſend achthundert neun und fiebenzig Gulden ſechs und vierzig Kreutzer) und auf den Naffauie- NZ FA 
ſchen Antheil 9953 Fl. 22 Kr. (Neuntauſend neunhundert drei und fuͤnfzig Gulden zwei und zwanzig 5 ö - 
8 . eren N 
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deren Zahlung an jedes einzelne benannte, ſich im Genuß befindende und reſp. künftig nachrückende Indivi⸗ 
duum, von jedem Gouvernement beſonders zu verfügen iſt. 5 
2. Von den Kurtrieriſchen Kammerpenſionen in dem jährlichen Betrage von 12,389 Fl. 21 Kr. 1 H. 

(Swbtftauſend drelhundert neun und achtzig Gulden ein und zwanzig Kreutzer ein Heller) wobei die Naturalien 
wie überall nur der Berechnung wegen, in den Naſſauiſchen Eratöpreifen veranſchlagt find, auf Preußen 
3474 Fl. 50 Kr. 1 H. (Dreitauſend vierhundert vier und ſiebenzig Gulden fünfzig Kreutzer ein Hellet) auf 
Naſſau 5944 Fl. 81 Kr. (Achktauſend neunhundert vierzehn Gulden ein und dreißig Kreutzer) und 

3. von den Kurtrieriſchen Steuerpenſionen, welche ſich zuſammen 9497 Fl. 45 kr. (Neuntauſend 
vierhundert ſieben und neunzig Gulden fünf und vierzig Kreutzer) belaufen, auf Preußen 2,663 Fl. 50 Kr. 
(Zweitauſend ſechshundert drei und ſechszig Gulden funfzig Kreutzer) und auf Naſſau 6,833 Fl. 55 Kr. 
(Sechstauſend achthundert drei und dreißig Gulden fünf und funfzig Kreutzer.) 

. Die beiden letzteren auf Preußen fallenden Penſions-Quoten, werden im folgenden Artikel zur 
Sprache gebracht. ö i ö . 
8 Artikel 9. Die nach den vorhergehenden Artikeln von Koͤniglich⸗Preußiſcher Seite zu übernehmen 


den Penſtonen, welche ohne Verzeichnung der Individuen blos ihren Betragen nach angegeben ſind, be⸗ 


laufen ſich 8 
a) Nach Artikel A, Pos. I nuf a en 45,053 Fl. 29 Rr. 
b) Nach Artikel 5. Pos. J. bis 5. erneuern nennen . . 65,967 25 — 
&) Nach Artikel 7. Pos. 4. bis 4 . nen. 3 18% Bde 
Vorbehaltlich der Penſionen der Offizianten des Juſtiz⸗Senats zu Ehrenbreit⸗ 


ſtein und OR ST TEE 
d) Nach Artikel 8. Pos. 2. bis 3. a „„ „„ „„ „ 6,138 2 20 — 1 H. 


25 40,937 Fl. 35 Kr. 1 H. 
„(Vierzigtauſend neunhundert ſieben und dreißig Gulden, fünf und dreißig Kreutzer, ein Heller.) 

Die beiderſeitigen Kommiſſarien haben ſich vereinbart, eine Perſonal⸗Abtheilung der Penſionaire nach 
deren individuellen Verhältniſſen und Wohnorten vorzunehmen und es find hiernach auf obigen Geſammtbetrag 
die in der Anlage J. namentlich verzeichneten Penſionaire von dem Koͤniglich⸗ Preußiſchen Kommiſſario über⸗ 
nommen worden. Sun 
Artikel 10. Es iſt ausdrücklich verabredet worden, daß die in Gefolge des Wiener Staatsvertrags 
und des dazu gehdrigen Separatartikels wechſelsweiſe uͤbernommenen „ beibehaltenen oder vertheilten Penſio⸗ 
naire, nach eigener freien Wahl und ohne Abzug an ihrer Penſion, in dem Preußiſchen oder Naſſauiſchen 
Gebiet zu wohnen, und diejenigen, welche vorher die Erlaubniß zum Aufenthalt im Auslande erhalten haben, 
ferner ungehinderten Gebrauch davon zu machen befugt ſeyn ſollen. 

Artikel 1. Die Verbindlichkeit zur Bezahlung ſowohl der Penſionen von den durch den gegenwaͤr⸗ 
tigen Rezeß an Preußen gekommenen und bei Naſſau verbliebenen Landestheilen und Revenüen, als auch der 
darauf ruhenden und unter beiden Paziszenten vertheilten Schulden, faͤngt mit dem erſten July Eintauſend 
achthundert und fünfzehn an. 1 f 

Da aber die Aemter Atzbach, Burbach und Neunkirchen nebſt den Reſten von dem Fuͤrſtenthum Sie⸗ 
gen ein ganzes Jahr ſpäter, alſo erſt mit dem Revenlenbezug vom üſten Juli Eintauſend achthundert und 
ſechszehn an die Krone Preußen übergegangen find, fo hat dieſelbe zu übernehmen . 

a) an Penſionen von den im 5., 7. und 8. Artikel angegebenen und benannten Penſionen 
4) vom erſten Juli Eintauſend achthundert und fünfzehn bis dahin e eee und ſechs⸗ 
ehn o eee e „„ q 7,207 Fl. 48 Kr. 2 
2 2 erſten Juli Eintauſend achthundert und ſechs zehn, wo der Revenüenbezug FD N 
von Atzbach, Burbach, Neunkirchen und der Reſte von dem Fuͤrſtenthunt 
Siegen beginnt, bis zum Siften Dezember Eintauſend achthundert und ſechs⸗ 

zehn noch weiter. 2222 2 „„„„„ „„ e RE 44,679 Fl. 24 Er. — 

Alſo in Allem bis Ende Eintauſend achthundert und ſechszehn . 112,887 Fl. 42 Kr. 29, 

(Einhundert und zwölftaufend achthundert ſieben und achtzig Gulden, zwölf Kreutzer, zwei Heller.) 

Da aber von beiden paziszirenden Theilen bereits anſehnliche Zahlungen auf dieſe Penſionen geleiſtet 
worden ſind, ſo wird hiermit feſtgeſetzt, daß daruͤber eine gemeinſchaftliche Aus einanderſetzung in der Art ſtatt 


finden ſoll, daß 


4. das eine Gouvernement dem andern namentliche Verzeichniſſe von den ſeit dem erſten Juli Ein⸗ 
tauſend achthundert und fünfzehn, für das andere Gouvernement vorſchußweiſe bezahlten Penſiynen zuzu⸗ 
Stellen hat; und daß ſodang f 


2, die 


4 


r ˙˙ . . 


ene eee — EN An 
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2. die Vorſchüſſe, welche das eine Gouvernement für das andere geleiſtet hat, hiernach gegen ein⸗ 
ander balanzirt und berechnet und die etwanigen Weberfchüffe binnen Monatsfriſt demjenigen Theil baar 
erſtattet —. „der auf dieſe Weiſe einen Vorſchuß nachweiſen wird. 


as 
b) die Schulden betrifft, fo hat nach Artikel 1. die Krone Preußen an Zinſen zu ubernehmen: 
) vom Erſten Juli Eintauſend Achthundert und Funfzehn bis dahin Eintauſend Achthundert und 
WMihszen nn 8 . 57,802 Fl. 47 Kr. 1 Pf. 
2) vom Erſten Juli Eintauſend Achthundert und Sechszehn bis den Ein und 5 
dreißigſten Dezember Eintauſend Achthundert und Sechszehn noch weiter 37,004 = 47 3 


i 5 Alſo in allem. . . . 94807 Fl. 35 Kr. — Pf, 
(Vier und Neunzig Tauſend Achthundert und Sieben Gulden Fünf und Dreißig Kreutzer.) 
Dieſe Zinſenzahlung iſt zwar durch das in Abſchrift dieſem Rezeß sub Litt. K beigelegte Protokoll 
vom 14ten Dezember laufenden Jahres berichtigt worden; es ſoll jedoch auch dieſerhalb die nämliche Berech⸗ 


8 


nung, Nachweiſe und Vergütung des etwanigen Vorſchuſſes Statt finden, wie ſolche sub a: wegen der Pen⸗ 


ſionen ſtipulirt und zugeſagt worden iſt. 8 


Artikel 12. In Gemaͤßheit des Artikels 13. des Wiener Staatsvertrags ſind bereits eine große 
Menge Akten, Urkunden und Verhandlungen, welche auf die Preußiſch gewordenen Herzoglichen und Fhrftlich 
Dranien⸗Naſſauiſchen Landestheile Bezug haben, an die geeigneten Koͤnigl. Preußiſchen Behörden abgeliefert, 
und ſollen die noch fehlenden ebenfalls in moͤglichſt kürzeſter Friſt und fpäteftens innerhalb drei Monaten an 
dieſelbe befoͤrdert werden. In ſofern aber dennoch wider Wiſſen und Willen einige ſolcher Akten, Urkunden 
und Papiere im Herzoglich⸗Naſſauiſchen Verwahrſam zuruͤckbleiben moͤchten, ſo verpflichtet ſich das 
Herzoglich⸗Naſſauiſche Gouvernement, ſelbige, wie fie ſich nach und nach auffinden, ſofort den Koͤniglich⸗ 
Preußiſchen Behoͤrden zu überfenden, fo wle auch den desfallſigen Requiſitionen derſelben ohne Ruͤckhalt 
moͤglichſt Genuͤge zu leiſten. 

f Ein Gleiches wird von Koͤniglich⸗Preußiſcher Seite verſprochen. 

Artikel 13. Ueber die in Zeit⸗ und Erbpacht gegebenen Grundbeſitzungen und nutzbaren Gerecht⸗ 

ſame, welche in beide Territorien uͤberſchießen, iſt folgende Vereinbarung getroffen: a 
Es ſollen nemlich f ee 4 
4. bei den in Zeitpacht gegebenen Grundbeſitzungen die Pachtverhaͤltniſſe bis zum Ablauf der gegen⸗ 
wärtigen Pachtzeit beſtehen bleiben, und die Pachtquanta nach Maaßgabe der Belegenheit der Pachtobjekte 
in dem einen oder andern Territorio, unter zu Grundelegung des am erſten Juli Eintauſend Achthundert und 
Funfzehn beſtandenen Steuerfußes unter die beiden Gouvernements vertheilt werden. > 

2. Bei den in Zeitpacht gegebenen nutzbaren Gerechtſamen, ſoll es den beiberfeifigen Regierungen 
freiſtehen, in ihren Territorien die Zeitpacht gegen angemeſſene Eutſchaͤdigung des Paͤchters ell en ; fo 
lange die Pachtverhaͤltniſſe aber beſtehen, follen die Pachtgelder nach dem Maaßſtabe der Bevölkerung der 
Bezirke (am erſten Juli Eintauſend Achthundert und Funfzehn), über welche die Ausübung der Gerechtſame 
ſich erſtreckt, unter beide Regierungen vertheilt werden. | 5 1 

3. Bei den in Erbpacht gegebenen Grundbeſitzungen follen die Erbpacht⸗Verhaͤltniſſe beibehalten 
und die Erbpacht⸗Abgabe oder Canones, eben fo wie bei den Zeitpacht⸗Grundſtücken nach Maaßgabe der 
Belegenheit der Pachtobjekte, unter zu Grundelegung des am erſten Juli Eintauſend Achthundert und Funf⸗ 
zehn beſtandenen Steuerfußes unter beide Regierungen vertheilt werden; und : 

4§᷑. bei den in Erbpacht gegebenen nutzbaren Gerechtſamen, namentlich der Muͤhlenbann⸗Gerech⸗ 


: tigkeit und dem Lumpenſammeln, ſollen die Gerechtſame vom erſten Januar Eintauſend Achthunderk und 


Siebenzehn an, in ſoweit es nicht bereits geſchehen, in den gegenfeitigen Territorien aufgehoben ſeyn, und 
den reſp Regierungen überlaffen bleiben, die dadurch betheiligten, in ihrem Lande wohnenden Erbpächter nach 
Recht und Billigkeit zu entſchaͤdigen, wogegen es ruͤckſichtlich der Canones bis Ende Eintauſend Achthundert 
und Sechszehn eben fo wie bei den in Zeitpacht gegebenen Gerechtſamen gehalten werden foll- 
x Artikel 14. Die beiderfeitigen Kommiſſarien find darin übereingefommten, und wird demnach hier⸗ 
mit beſtimmt, daß die Kommunen und Lokalanſtalten, wozu auch die Kirchen, Pfarreien, Schulen und die 
Armeninſtitute in den Gemeinden gehoren, die un andern Territorio habenden Beſitzungen, Forderungen und 
Gerechſamen, als Privateigenthum ungekraͤnkt behalten und darüber in den Grenzen der allgemeinen Landes⸗ 
verordnungen frei zu disponiren befugt ſeyn ſollen. In Anſehung der getheilten Kirchſpiele wird dagegen 
eſtgeſetzt: g 3: l 8 —.— Se 
feſts 1255 daß das denſelben zuſtehende gemeinſchaftliche Kommunalvermoͤgen und die gemeinſchaftlichen 
Schul⸗ und Armenfonds nach der Population am erſten a Eintauſend Achthundert und Funfzehn vertheilt; 
N 2. die 


— 186 — 
. 2., die Parochial⸗ und Didzefenverbinbungen bei den proteſtantiſchen Gemeinden ſogleich, bei den 
katholiſchen dagegen, ſobald die biſchöfliche Einwilligung erfolgt iſt, getrennt werden, und 61 2% 
.die Kirchen und Pfarreien ihr Vermögen und ihre Revenuͤen ganz ohne Rückficht auf Belegenheit 
behalten, perſdnliche Verpflichtungen der bisherigen Pfarrgenoſſen zu Dienſten und Abgaben im andern Ter⸗ 


Artikel 45. Da ſich in den gegenſeitig abgetretenen Landesbezirken mehrere milde Stiftungen und Anſtal⸗ 
ten befinden, deren Beſtimmung ſich auf dieſe Landestheile in ihrer vorigen Verbindung erſtreckte, u. dazu namentlich 
4, Der katholiſche Schulfonds zu Ehrenbreitſtein, ö ö 
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a 43. Der Gnadenthalerfonds zu Dietz, ; Une cn 
gehören; fo iſt auf den Grund des Wiener Staatsvertrags deshalb nachſtehende Uebereinkunft getroffen worden: 
| „Die dieſen milden Stiftungen und Anſtalten zuſtehenden Vermogensbeſtanothelle und Einkünfte: 


fallen demjenigen Gouvernement zu, in deſſen Territorio dieſeben belegen und reſp. zu erheben ſind, und bei 


3. Ruͤckſichtlich der Ausfuhrung deſſen, was Pos. 1. u. 2. bestimmt worden, wird der erſte Zul) 
Eintauſend achthundert und fünfzehn und beim Armenfonds zu Weilburg No. 6. und dem St. Walburgis⸗ 
ſtift daſelbſt No. 12. der erſte Juli 1816. zum Normaltage angenommen, woraus dann folgt, daß alle von 
dieſen beiden Tagen an fallig gewordenen Einnahmen und Ausgaben nebſt den vorhanden geweſenen Vorrö⸗ 
then und Rückſtaͤnden aller Art, demjenigen Gouvernement, in deſſen Territorio ſolche zu erheben und reſp. 
zu leiſten find, angehören und etwanige dieſer Uebereinkunft zuwider laufende Erhebangen und Zahlungen 
gegenfeitig ausgeglichen und reſtituirt werden muͤſſen, welches nach vorgaͤngiger Ausmittekung binnen Mo⸗ 

FESTE II 4 Hes 

4. Alle den Eingangs bemerkten Inſtituten zuſtehenden Veſitzungen im Auslande, d. h. auſſerhalb 
dem Köͤniglich⸗Preußiſchen und dem Herzoglich⸗Naſſauiſchen Staatsgebiet und die bei der Herzoglich⸗Naſſaui⸗ 
ſchen Staatskaſſe und den Oranien-Naſſauiſchen Generalkaſſen angelegten Kapitalien derſelben, verbleiben 
nebſt den auf den quaest: Inſtituten etwa haftenden Schulden und den Leiſtungen ins Ausland, ganz allein dem 
Herzoglich⸗Naſſauiſchen Gouvernement und bleibt Preußen davon gänzlich auͤsgeſchloſſen. 


Zwanzigtauſend Gulden im 24 Fl. Fuß und zwar durch Ueberſchreibung derſelben, unter, dem Namen des Stifts. 
zu Weilburg und Gläubigerin, von den Herzoglichen Staats kaſſenſchulden zu fünf Prozent auf die Kbniglich⸗ 
Preußiſche Seite, wogegen von der Koͤniglich⸗Preußiſchen Quote ein gleicher Betrag von Privatſchuldiapi⸗ 
talien wieder auf die Herzoglich⸗Naſſauiſche Rate übergeht; und endlich; n nd kid 5705 
ulkeufonds zu Siegen ihr Vermögen und ihre Revenuͤen, 
fie mögen im Auslande liegen, oder bei der Kerzoglich⸗Naſſauiſchen Staakskaſfe oder den Oranien⸗Naſſauiſchen 
Generalkaſſen, wenn es Kapitalien find, angelegt ſeyn, ohne die mindeſte Beeinträchtigung behalten; dagegen 
ſollen die daraus zu leiſtenden Zahlungen und Praͤſtationen au, im Herzoglich⸗Naſſguiſchen Territorio beleges 
nen Pfarreien, Schulen und milde Anſtalten vom erſten Juli Eintauſend achthundert fünfzehn, an, zeſſiren, 
und wo ſie bereits geleiſtet ſind, reſtiturt werden. kai 112 din Diese e 
Artikel 46. Die beiderſeitigen Kommiſſarien find. uͤbereingekommen, daß die Civildiener⸗Wittwen⸗ 
und Waiſenkaſſen zu Hachenburg, Weilburg und Wi, sbaden zum Behuf der Auseinanderſetzung am füglichſten 
als Staats Inſtitute betrachtet werden konnen und demnach folgende Beſtimmungen darauf Anwendung finden: 
4. Die Fonds dieſer Kaſſen werden vom erſten Januar Eintauſend achthundert und ſiebenzehn an nach 
der Belegenheit getrennt und fallen ſolche demjenigen Gouvernement zu, in deſſen Territorio ſich ſolche ben de 
. } & ; D e 
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Die dazu gehörigen bei der Hachenburger Landesſchuldenkaſſe ſtehenden Kapitalien werden nach der 
Landesmatrikel unter beide Gouvernements vertheilt. 9 el: 
2. Beide Gouvernements verpflichten fich, vor dem angegebenen Zeitpunkt, nichts zu unternehmen, 
woraus dem einen oder andern Theil in Beziehung auf den Inhalt des vorigen Artikels irgend ein Nachtheiler— 
wachſen koͤnnte, ſo wie auch ſich über die Wittwenkaſſenfonds die erforderlichen Nachrichten gegenſeitig mitzutheilen. 
Bis zum erſten J nuar Eintauſend Achthundert und Siebenzehn werden alle den Wittwenkaſſen 
zur Laſt ſtehende Penſtonen aus den Beftänden und den, den Kaſſen bis dahin verbleibenden Beitragen der 
Jutereſſenten und Kapitalzinſen berichtigt, dergeſtalt, daß am erſten Januar Eintauſend Achthundert und 
Siebenzehn weder Ausgabe- noch Einnahme-Rückſtande zu übernehmen ſind. Die ſich ſodann ergebenden 
baaren Beſtaͤnde verbleiben Naſſau, welches dagegen auch die etwanigen Oeſekte zu decken hat. 

4. Die am erſten Januar Eintauſend Achthundert und Siebenzeyn vorhandenen Penſionaire fallen 
mit den ihnen gebührenden Penftonen demjenigen Gouvernersent zu, in welchem der Ort liegt, wo der Gatte 
und resp. Vater der Penſtongire bei feinem Ableben als Staatsdiener angeſtellt war; und was 

5. die Anſprüche der jetzt noch lebenden Intereſſenten für ihre Nachgelaſſenen betrifft, fo wird deren 
Befriedigung eine Pflicht fuͤr dasjenige Gouvernement, in deſſen Dienſten die Intereſſenten am erſten Januar 

Eintauſend Achthundert und Siebenzehn ſtehen, oder falls es Penſionaire find, von welchem fie alsdann ihre 
Penſionen beziehen. . : a 

6. Die den Wittwen und Waiſen von Ausländern gebührenden Penſionen, ſowohl diejenigen, welche 
am erſten Jauuar Eintauſend Achthundert und Siebenzehn ſchon wirklich zahlbar waren, als diejenigen, 
welche künftig nach dem Ableben der Intereſſenten zu bewilligen find, verbleiben dem Herzoglich-Naſſaulſchen 


Gouvernement allein zur Laſt; wogegen daſſelde auch die Beiträge dieſer Intereſſenten zu beziehen hat. 


Artikel 17. Dadurch, daß die vormals Oranjen-Naſſauiſchen Lande durch den Wiener Staats⸗ 
vertrag vom Einunddreißigften Mal Elttauſend Achthundert und Funfzehn und deſten Separatartikel gaͤnzlich ge⸗ 
trennt und unter beiden Paziszenten vertheilt worden find, wird eine nahere Beſtimmung für die Wittwen 
und Walſen der weltlichen Staatsdiener dieſer Lande erforderlich. Es iſt zu dem Ende Folgendes verabredet 
und von den beiderſeltigen Kommiſſarien feſtgeſetzt worden: BIETE 
i 1. Da das gemeinſame Band der vormals Oranien⸗Naſſauiſchen Staatsdienerſchaft getrennt worden, 
und ein Fürſtlich⸗Dranten⸗Naſſauiſcher Staatsdienſt nicht mehr beſteht, fo hat die Verſorgungsanſtalt für 
die Wittwen und Walſen der ehemaligen weltlichen Dienerſchaft dieſer Lande für die Zukunft ihre Beſtim⸗ 
mung verloren, und es wird ſolche mit dem Tage der Trennung des Landes, alſo mit dem erſten Juli Eintau⸗ 
ſend Achthunderk und Fun zehn, als aufgeldſt betrachtet. Es wird jedoch rt 
: 2. bts zu dieſen Tage der Trennung den Erſten Juli Eintauſend Achthundert und Funfzehn die vor⸗ 
hin beſtandene Rechnung fortgeführt, an dieſem Tage aber gefchleffen und von den beiderſeitigen Regierungen 
gepruft und gemeinſchaftlich abgeſchloſſen werden. Sollte es id) hierbei ergeben, daß die Wittwen⸗ und 
„Walſenkaſſe Um ihre noch kückſtäudigen Peuſionen bezahlen zu konnen, auf diejenigen Beiträge zurückgreifen 
müßte, welche ihr die Geiſetalkaſſe zu Dillenburg noch verſchuldet, fo find folche von demjenigen der Pazis⸗ 
zenken zur Befriedigung der Wirtiven und Waiſen baar zu bezahlen, dem es obliegt, die noch ruͤcſtäͤndigen General⸗ 
und Zentral⸗Verwaltungslaſten und Koſten der Oranien⸗Naſſaufſchen Lande zu berichtigen. Dahingegen wird 
1 3. das Vermögen der Geſellſchaft, es beſtehe in ruͤckſtehenden Kapitalien, Ruͤckſtaͤnden, baaren 
Beſtanden, Guͤtern oder Inventarienſtücken, oder worm es ſonſt immer nur wolle, fuͤr die beiden getrennten 
Theile des Landes nach eben demſelben Maaßſtabe getheilt, welcher der Abtheilung der Oranien⸗Naſſauiſchen 
Zentrallaſten und Penſionen zum Grunde gelegt worden iſt; nemlich Ein Drittel fuͤr Preußen und Zwei 

rittel für Naſſag. i ass 5 f 2 DE 
® a 5 En am Erſten Juli Eintauſend Achthundert und Funfzehn bereits vorhandenen Wittwen und 
Waiſen find von demjenigen Gonve nement zu verſorgen, welchem der resp. Gatte oder Vater in ſeiner letzten 
Dienſtſtelle gefolgt wäre. Da dieſe Beſtimmung ſich nur auf ehemalige Lokaldiener bezieht, fo hat man die 
Abtheilung afsbald gemacht, und übernimmt Preußen nach der Anlage I.. 1177 Fl. 413 Kr. (Eintauſend 
Einhundert Siebenundſiebenzig Gulden Eilf Kreutzer Drei Heller), und Naſſau nach der Anlage N. 3704 Fl. 
254 Kr. (Dreitauſend Stebenhundert Vier Gulden Fünfundzwanzig Kreutzer Drei Heller) als Lokalpenſionen. 
N 5. Die am Erſten Juli Eintauſend Achthundert und Funfzehn vorhandenen Wittwen und Waiſen 
von vormaligen Zentraldienern und auswärtigen Mitgliedern der Geſellſchaft haben nach der Anlage N. jährs 
lich zu beziehen 4070 Fl. 233 Xr. (Viertauſend Stebenzig Gulden Dreiundzwanzig Kreutzer Zwei Heller); 
davon tragt Preußen Ein Drittel und Naſſau Zwei Drittel; und hat jenes nach der Aulage O. uͤbernommen 
1350 Fl. 394 Kr. (Eintauſend Dreihundert Funfzig Gulden Neunundbreißig Kreutzer Ein Heller), deen 

aber nach Anlage P. Zwei Drittel mit 2719 Fl. 444 Xr. (Zweitaufend Siebenhundert Neuf gehn Gulden 

Vierundoierzig Kreutzer Ein Heller) 18 a e Er 
ya d O 2 6. Unt 
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| 6. Um die Auseinanderſetzung vollſtaͤndig zu bewirken und damit die künftigen Wittwen und Waiſen 
von dermaligen Zentralpenſionairs, oder von auswärtigen Mitgliedern der Geſellſchaft, welche ſich ihres 
Rechts nicht verluſtig gemacht haben, nur von einem Gouvernement ihre Penſton beziehen, fo ſollen auch 
dieſe kuͤnftig möglichen Penſtonen, wenn zuforderſt die Wittwenkaſſen-Kommiſſion zu Dillenburg, über. jene 
Frage hinſichtlich der auswärtigen Mitg ieder ſtatutenmaͤßig entſchieden haben wird, von dieſer Kommiſſion 
mit Zuziehung des Koͤniglich⸗Preußiſchen Kreiskommiſſairs zu Siegen, zu Ein resp. Zwei Drittel durch das 
Loos vertheilt und von dieſen Behörden den resp. Regierungen bekaunt gemacht werden, von welchen Mit⸗ 
gliedern die künftig etwa entſtehenden Wittwen und Waiſen dem Einen oder andern Gouvernement in dem 
ſtatutenmaͤßigen Betrag zur Verſorgung zufallen. N 5 i 
Hierbei wird noch ausdruͤckuch bemerkt, daß die einzelnen Poſitionen dieſer vorſorglichen Vertheilungs⸗ 
Katbegorie erſt nach dem Tode der namhaft gemachten Penſionalrs, und alsdann nur nach Vorſchrift des 


Naſſauiſchen Penſionsedikts für die Penfiongire, deren Penſion bereits danach beſtimmt worden „ und falls 


die Wittwen dadurch nicht verkürzt werden, alsdann aber und für die ubrigen nach Vorſchrift der bisher 
beſtandenen Statuten und geſetzlichen Vorſchriften eintreten. Uebrigens bleibt es 753 i 
5 7. einem jeden der beiden Gouvernements uͤberlaſſen, die Anſpruͤche der von ihm übernommenen 
vormals Oranien⸗Naſſauiſchen Dienerſchaft, ruͤckſichtlich der Verſorgung ihrer kuͤnftigen Wittwen und Wai⸗ 
fen zu befiiedigen und ſolche deshalb zu beruhigen. Keine Regierung ſetzt der Gerechtigkeit und Großmuth 
der andern hierin Grenzen. 
Artikel 18. In Betreff der ehemaligen Kurtri olldiener⸗Wittwenkaſſe zu Ehrenbreitftein, 
wobei die befonderen Unflände obivalten, daß ſeſt dem Jahre intauſend Siebenhündert Vierundneunzig die 
Beiträge nicht mehr regelmaͤßig geleiſtet und keine neue Intereſſenten hinzugekommen, auch bisher nur die 
Zinſen der vorhandenen Kapftalien vertheilt worden ſind, iſt Folgendes feſtgeſetzt: ˖ 
4, Dieſe Wittwenkaſſe wird mit dem Erſten Januar Eintauſend Achthundert und Siebenzehn als ein 
gemeinſchaftliches Jnſtitut für die Koͤniglich⸗Preußiſchen und Herzoglich⸗Naſſauiſchen Kurtrieriſchen Landes⸗ 
theile aufgelöſt und der Gerechtigkeit und Humanität eines jeden Gouvernements überlaffen, die Anſprüche der ihm 
zugefallenen Peuſtonairs und Intereſſenten von da an auf angemeſſene Weiſe zu ſichern und resp. zu verbeſſern. 
„Bis zu dem gedachten eiſten Januar Eintauſend Achthundert und Siebenzehn verbleibt es bei 
der bisherigen Verbindung, und ſollen die bis dahin verfallenen Zinſen, durch zweckdienliche, von beiden 
Gouvernements zu treffende Maaßregeln, fo 'chleunig als möglich eingezogen und unter die vorhandenen 
Penſionairs in der zeitherigen Art vertheilt werden. N 5 ö 25 
3. Die blos aus Kapitalien deſtehenden Fonds dieſer Anſtalt werden unter zu Grundelegung des noch 
zu konſtatirenden Zuſtandes am Erſten Juli Eintauſend Achthundert und Funfzehn nach den noch lebenden 
und im Genuß ſich befindenden Wittwen und Waiſen und derjenigen ehemaligen Kurtrieriſchen Staatsdiener, 
welche um Jahre Eintzuſend Achthundert und Drei vom Hochfuͤrſtſichen Haufe Weilburg entweder im effektiven 
„Dienſte oder als Penſionairs übernommen find, dergeſtalt vertheilt, daß überall die, urſpruͤnglich ſtipulirten 
jährlichen Beiträge, (auch von den verſtorbenen Gatten und Vätern der noch vorhandenen und Penſton bezie⸗ 
henden Wittwen und Watſen) und die jetzigen Wohnorte der Intereſſenten zur Baſis dienen und jedes Gouver⸗ 
nement nach Maaßgabe der in feinem Territorio wohnenden Intereſſenten an dem Kapitalfonds Antheil nehmen 
ſoll. Etwanige aus aͤndiſche Intereſſenten werden zu Zwei Drittel Naſſau, und zu Ein Drittel Preußenzugerechnet. 
& 4. Bei der Abtheilung der Kapitalienantheile ſoll die Belegenheit in beiden Territorien moͤglichſt 
beruͤckſichtigt und ſollen erforderlichen Falls gegenſeitige Ausgleichungen vorgenommen werden. Bis dahin 
ſolches geſchehen, verſichern ſich beide Gouvernements gegenſeitig die Rechte von eingebornen Privatperſonen 
rückſichtlich der in dem andern Territorio ihnen zugefallenen Kapitalien. mE, 
„ . Jedes Gouvernement ſorgt 5 die Wittwen und Waiſen und die Nachgelaſſenen der Intereſſenten, 
welche in feinem Territorio wohnhaft find, und wofür daſſelbe bei der Vertheilung Pos 3. Antheil an dem 
Kapitalfonds genommen hat. i s 5 
1 namentlich die Weilburger 


Artikel 19. Die Pfarrer⸗ und Schullehrer⸗Wi 8 ai 
Pfarr⸗ und Schullehrerz, die Oranſen⸗s taffauifchen Pfarr- und die Neuwieder Prediger-Wittwenkaſſe, wer: 


den als rein privatgeſellſchaftliche Juſtitute anerkannt, auf deren Fonds und deſſen Abtheilung die Landesveraͤn⸗ 
derung keinen Einfluß gehabt hat. Da es jedoch nicht für zweckmaͤßig erachtet wird, daß die Mitglieder dieſer 
Geſellſchaften auch fernerhin, unangeſehen ihres Verhaͤltniſſes zum Staate, verbunden bleiben; jo follen.fie 


von den be derſeitigen Landesregierungen aufgefordert werden, ihren geſellſchaftlichen Verband zu trennen und 


ihre Fonds zu theſlen. Zu dem Ende erwaͤhlen die beiden ſich trennenden Theile, binnen drei Monaten, ein 
jeder einen Bevollmaͤchtigten, welche vorbehaltlich der Ratifikation der resp. Landesregierungen ſich uͤber die 
Theilung zu vereinigen haben, Können fie darüber nicht einig werden, dann £ritt die Entſcheidung der Regie⸗ 
rungen ein. Die Inſtitute bleiben bis zu ihrer Yuflöfung ganz in der bisherigen Art und bergen eluſckaſe 1er 
f er⸗ 


ee ee 


' Hberaufſicht der belderſeitigen Landesregierungen fortbeſtehen, dergeſtalt, daß die Rechnungen gemeinſchaft⸗ 
0 lich juſtifizirt und keine einſeitigen Verfügungen, erlaſſen werden. 6 333 \ 
Artikel 20. Preußen ſcheidet für die erhaltenen Herzoglich⸗Naſſauiſchen Lande aus dem Parifika⸗ 
tionsverbande wegen Vergütigung der Kriegskoſten de Eintauſend achthundert dreizehn, vierzehn und funf⸗ 
i zehn gänzlich aus, und reſervirt ſich dagegen a g 125 
. 1. die Zurückzahlung derjenigen Gelder nebft Zinfen von Herzoglich⸗Naſſauiſcher Seite, welche in 
den an Preußen abgetretenen Aemtern und Ortſchaften zu dieſem Behuf bereits aufgebracht und in die Her⸗ 
| zoglich⸗Naſſauiſche Parifikationskaſſe gefloffen find. Vͤꝙ 1 ar 
2. Die Ueberweiſung derjenigen Vergütung, welche für die bereits liquidirten, von den Preußiſch 
gewordenen Naſſauiſchen Aemtern und Kommunen geſchehenen Kriegesleiſtungen aller Art von auswärtigen 
Gouvernements theils ſchon gewährt find, und theils noch werden gewährt werden; und 
a 3. die Auslieferung der Belaͤge und Juſtiſikatorſen über dieſenigen Kriegsleiſtungen obbeſagter 
»Preußiſch gewordenen Aemter und Kommunen, welche Naſſsuiſcher Seits noch nicht zur Liquidation gebracht 
worden find. Von Herzoglich-Naffanifcher Seite iſt dieſem Verlangen nachgegeben, dabei jedoch ausdruck 
lich bedungen, und von Koͤniglich⸗Preußiſcher Seite angenommen worden, daß i 
ad 1) die Zurückzahlung der erwahnten Gelder nebſt Zinſen innerhalb drei Monaten erfolgen, davon 
jedoch derjenige Beitrag zu den aufgelaufenen und gehdrig zu juſtifizirenden Koſten der Parifikations⸗ 
Kommiffion bis zum erſten Juli Eintauſend achthundert und fünfzehn und für das Amt Atzbach bis zum 
erſten Juli Eintauſend achthundert und Sechszehn, in Abzug gebracht werden ſoll, welcher nach der 
Population auf die Preußiſch gewordenen ehemaligen Herzoglich⸗Naſſauiſchen Lander faͤllt; und 
ad 2 und 3) daß die Ausweiſung über die erhaltenen und noch zu erwartenden Kriegskoſtenverguͤtung nebſt 
der Zahlung ſelbſt, ſo wie die Auretieferung der Beläge über die noch nicht liquldirten Kriegsleiſtungen 
ebenfalls innerhalb drei Monaten Statt finden ſoll.. esse en 
Artikel 21. Unter dem neun und zwanzigſten Juli vorigen Jahres iſt zu Dillenburg von den Koͤnig⸗ 
lich⸗Preußiſchen und Herzoglich⸗Naſſauiſchen Kommiſſarien ein Grenzregulirungs⸗ Protokoll abgehalten 
worden, welches, ehe es noch die Allerhochſte und Hoͤchſte Betätigung erhalten hat, dadurch in mehrern Ar⸗ 
tikeln überflüßig geworden iſt, weil diejenigen Aemter nnd Hande heil „worüber der Separatartikel vom ein 
und dreißigſten Mai Eintauſend achthundert und fuͤnfzehn die Verfügung enthält, früher abgetreten und wech⸗ 
ſelsweiſe in Beſitz genommen worden ſind. Von dieſen protokollariſchen Beſtimmungen werden jedoch ſolgende 
dahier ausdrücklich übernommen, und wird daher feſtgeſetzt, daß Sg 5 
1. die Hoheits⸗ und Landesgrenze zwiſchen den durch den Staatsvertrag vom ein und dreißigſten 
Mai Eintauſend achthundert und fünfzehn und deſſen Separatartikel an Preußen und Naſſau gekommenen und 
resp. bei letzterm verbliebenen Lande in der mög lichſt kürzeſten Friſt durch eine gemeinfchaftliche, beiderſeitig 


%%% werben fol, Daß, ,.. 
5275 2. nach dem wortlichen Inhalt des Staatsberkrags Artikel 4. die Gemarkungsgrenzen die künfti⸗ 
gen Landes⸗ und Hoheitsgrenzen bilden; wobei es ſich von ſelbſt serſteht, daß wenn eam 


3. Domainengäter oder Dömanfal⸗ Waldungen die in früheren Zeiten zu keiner Gemarkung gehörten, 


in den Steuerrollen einer ſolchen nachher wären eingetragen worden, dieſelben mit dem Beſitz der Gemeinde⸗ 
Gemarkung ſelbſt, an denjenigen der Paziszenten übergehen, dem die Gemarkung ſelbſt zufall. Wo demnach 
A, eine zuſammenhaͤngende und ausgeſteinte oder ſonſt auf eine kenntliche Art, namentlich durch den 
Inhalt der Gemarkungs⸗Steuerrollen bezeichnete Gemarkung durch die dermalige Umtö= oder ältere Hoheits⸗ 
grenze durchſchnitten wird, da ſoll der abgeſchnittene Theil, der beſitzenden Gemeinde zugeſchlagen und die 
BE ann: Inte 


neue Grenze nach dem Lauf der Gemarkung gezogen werden. . g 
5. Hierunter find jedoch einzelne in anderen Gemarkungen gelegene, oder davon enklavirte, oder 
überſchießende Gemeinde., Kirchen- und andere Privatgüter nicht zu verſtehen, als welche unter derjenigen 
Hoheit verbleiben, unter welche ſie als Enklaven der dermaligen Abtheilung nach kommen. Damit nun 
die neue Landesgrenze auf eine ſolche Art kenntlich gemacht werde, daß diefelbe künftig ohne alle 
Mühe aufgefunden werden kann ſo ſolln 5 ee gr 
a) da, wo die dermaligen Grenzſteine bleiben, aber zu weit auseinander ſtehen, mehtere Steine und zwar 
ſo, daß von dem einen auf den andern geſehen werden kann, eingeſetzt und ſolche entweder mit fort au⸗ 


fenden Num mern, oder wo bereits numexirte Steine ſtehen⸗ mit dieſen in Korreſpon denz zu setz, Enden 
Nummern verſehen und die Oirektionslini⸗ nach den folgenden Steinen auf dem Kopf mit einer geraden, 
oder wenn ein Bach oder Floß die Grenze bildet, mit einer Schlangenlinie bezeichnet werden. Ws da⸗ 
hin, daß die etwa noch erforderischen neuen Steine herbeigeſchafft ſind, ſollen die Punkte, wohin ſte zu ſtehen 
kommen, einſtweilen durch Löcher von drei Fuß im Durchmeſſer und mit einem ſtarken Pfahl BEE 
ea A N 
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b) da, wo die Grenze durche Waldungen lauft und keine Grenzſchneißen vorhanden ſiud, ſollen dergleichen 
fofort und zwar in der Weite von zwölf Schuhen dergeſtalk, daß die entweder ſchon vorhandenen oder 
noch zu ſetzenden Steine in die Mitte der Schneiße kommen, ausgehauen werden; a 
c) über den ganzen Hergang, zu welchem die betreffenden Ortsvorſtaͤnde und beiderſeitige Revierförſter 
zuzuziehen ſind, ſollen förmliche Protokolle in quadruplo oder für jeden Theil eine doppelte Aus ferti⸗ 
gung gemacht, und in dieſem Protokoll müſſen die Diſtanzen von Stein zu Stein entweder nach der 
bereits geſchehenen oder noch vorzunehmenden Vermeſſung bemerkt, auch Darüber beſondere Grenzkar⸗ 
ten mit Angabe der Winkel und Aufzeichnung des bei der Meſſung gebrauchten Fußes oder Schuhes, fo 
wie der gebrauchten Ruthe aufgeſtellt werden. S 28 810 nnd ; en 
d) Die Grenzbeſtunmung und Regulirung in der Kalteiche und deren Abtheilung, in die Dillenburgiſche und 
in die Siegenſche, fol ſofort durch eine Spezial-Kommiſſion vorgenommen werden; ubrigens wird noch 
e) die von den Uebergabe-Kommiſſarien unterm dreißigſten Juni Eintauſend achthundert und fünfzehn zu 
Cbhrenbreitſtein verabredete Abgabe des in dem Naſſauiſchen Gebiete enklavirten Dorfes Freiracydorf ge⸗ 
gen die vorhin dem Herzoglich Naſſaufſchen Amte Hachenburg zuſtändigen Theile der Ortſchaften Hom⸗ 
maelsberg und Seelbach hierdurch anerkannt, und gehoren ſomi letztere beide Ortſchaften der Krone 
Preußen, ſo wie Freirachdorf dem Herzogthum Naſſau ausſchließend und allein zu. 
Er Artikel 22. Da es ſowohl für die Koͤniglich Preußiſchem als auch für die Herzoglich⸗Naſſauiſchen 
an der Lahn gelegenen Lande gleich wichtig und vortheilbart iſt, dieſen Fluß ſoweit es thunlich iſt, ſchiffbar 
zu machen, ſo verſpricht das Herzoglich⸗Naffauiſche Gouvernement, dieſe Arbeit von Weilburg an, bis wohin 
dermalen geſchifft wird, bis zu dem Punkt, wo die Lahn aus dem Preußiſchen in das Naſſauiſche tritt, zu der⸗ 
ſelben Zeit beginnen und auf feine Koſten vollſtaͤndig ausführen zu laſſen, in der dleſe Arbeit von Wetzlar an 
abwarts begonnen und vorgenommen wird. 2 DENE SERIES DEU b etc 220 
Artikel 23. Die Beziehung der laufenden Landeseinfhnfte und die Berichtigung der daraus zu be⸗ 
ſtreitenden Ausgaben fängt für beide Gouvernements in dei gegeuſeitig abgetretenen Landesthellen unter zu 
Grundelegung der Faͤlligkeitstermine, mit dem erſten Juli Eintauſend achthundert und fünfzehn und in den 
Aemtern Atzbach, Burbach und Neunkirchen und dem a des Fuͤrſtenthums Siegen mit dem erſten Juli Eine 
tauſend achthundert und Sechszehn an, und ſollen die Betrage, welche das eine oder andere Gouvernement 
dieſem Uebereinkommen zuwider an ſich gezogen hat, nach vorgangiger Konſtatlrung innerhalb Mouatsfriſt in 
den empfangenen und glaubhaft nachz Welſenden Betragen ball erſeszk werden ieee Ne eee 


+} 


um ſodann die ſich gewöhnlich ; Lange zebenden gegenfeirtgen Kommunfatio nen und ſonſtige 


Meitläuftigfeiten. zu vermeiden, welcke aus der 2 east ig und Einziehung der Akrivrückſta de und aus der 
Feſtſetzung und Berichtigung der Paſſivrückſtaͤnde in den gegenſeirig abgetretenen Landesbezilken nothwendig 
erwachſen; fo haben die Kommiſſarien ſich einſtimmig daruber verglichen, daß jedem Gouvernement, neben 
den vorgefundenen Geld: und Naturalbeſtaͤnden, die in ſeinem übernommenen neuen Territorio am erſten Juli 
Eintauſend achthundert und fünfzehn, ünd in den Aemtern Azhach, Burbach und Neunkirchen nehſt dem Reſt 
des Furſtentoums Siegen am erſten Juli Eintauſend achthundert und ſechszehn noch ausgeſtandenen und resp. 
aus dem Auslande dazu gehdrigen Aktive oder Einnahmerückſtaͤnden an Staats⸗ und Dofnaitenrevenuͤen aller 
Art zur beliebigen Verfügung verbleiben, denſelben dagegen aber auch die Verpflichtung obliegen ſoll, die eben⸗ 
falls am erſten Juli Eintauſend achthundert und fünfzehn, und in den befagten Aemtern und dent Reſt von 
Siegen am erſten Juli Eintauſend achthundert und ſechszehn vorhanden geweſenen Päſſibs oder Ausgaberück⸗ 
fände an gewohnlichen Verwaltungskoſten und ſonſtigen Forderungen, welche ihrer Natur mid den bisherigen 


Adminiſtrations⸗ Grundſaͤtzen zufolge den übernommenen Kaſſen zur Laſt fallen nach Recht und Bill igkeit zů be⸗ 
richtigen und abzumachen, ohne dieſerhalb das andre Gouvernement zur Mitleidenheit in Auſſpruch zu nehmen. 
Hierbei ift aus drücklich bedungen und vorbehalten worden, daß Verzicht geleiſtet werde 5 
AA. Von Köͤniglich⸗Preußiſcher Seite: 1 Hr 

1. Auf die Aerarlalaktiva oder Kameralkapitalien, welche von Herzoglich⸗Naſſauiſcher Seite in der 
Periode am erſten Januar Eintauſend Achthundert chen bis zur Uebergabe der Landestheile an Preu⸗ 
ßen eingezogen find und nach Analogie der Staatsſchulden⸗Theilung dem Köͤniglich⸗Preußiſchen Gouberne⸗ 
J mnäpen: © = 4a rvasc Aus Yan, men ma ugue. 
„ 150 Theilnahme an dem Dillenburger Lotteriefonds, ſo weit derſelbe im Herzoglich⸗Naſſauiſchen 
Gebiet belegen! „jedoch mit Vorbehalt der Anweiſungen die zu Gunſten öffentlicher und milder Auſtalten, 
Pfarreien, Schulen und Individuen im Fürſtenthum Siegen und den Aemtern Burbach und Neunkirchen von 
kompetenten Behörden bis zum erſten Juli Eintaufend achthundert und ſechs zehn auf den beſagten Lotteriefonds ers 
. eilt ſeyn möchten und welche das Herzogl, Naſſauiſche Gouvernement baldm glichſt zu realiſiren hiermit verſpricht. 
nu 5 3. 


ER Auf 
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niglich⸗Preußiſchen Seite und die von der letztern von Herzoglich⸗Naſſauiſcher Seite repidirt und zum Wee 


4% 3, Auf die Dotatien der katholiſchen Pfarre zu Sayn, welche Verpflichtung auf der Gefammtmaffe 
der bis auf einen geringen Theil veraͤußerten Güter und Einkünfte der Abtei Sayn haftet es bleibt dieſe 
Pfarre indeſſen nach Artikel 44. im Beſitz der ihr zukommenden Reoenden, aus dem Herzogthum Naſſaun. 

4. Auf die Erſtattung derjenigen Antheile an den ſogenannten Dispenſationsgeldern, welche des 
Hdoͤchſtſeeligen Fuͤrſten zu Naſſau⸗ Weilburg Durchlaucht, mitteſſt Reſkript vom Steben und Zwanzigſten Ok⸗ 
tober Eintauſend achthundert und vier, der Kurtrieriſchen Wittwenkaſſe und den Eigenthüͤmern der durch den 
Krieg in Schutt gelegten Wohnungen, verheißen haben, und ſeither unberichtigt geblieben ſeyn möchten, jedoch 
mit Ausſchluß des ſich beider Rechnungs⸗ Ablage über die Dispenſationskaſſe ergebenen baaren Beſtandes und 
der dem Rechnungefübrer nach der Reoiſion noch zur Laſt fallende; Defekte, welche beide dem Königliche 
Preußiſchen Gouvernement zur Dispoſition verbleiben und nebſt der Rechnung von Herzoglich-Naſſauiſcher 
Seite innerhalb dier Wochen herausgegeben werden ſolln /n a 83770 

5, Auf die fuͤr die Stadt 1 eg zur Reſtitution derjenigen Kapitallen, welche in 
Gefolge der Suppreſſion des dortigen Serviteſſenkloſters vom Herzoglich⸗Naſſauiſchen Gouvernement eingezo⸗ 
gen, ſind; und 120 10% 507 E 17175 i ee F 7 Mio 
6. auf den Zuſchuß zur Befriedi 
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gung des Königs der Niederlande Majefiät für die in den abgetre⸗ 


tenen Oranten-Naſſaulſchen Erblanden zurüͤckgelaſſenen Geld und Naturalbeſtände und Ueberſchußkompeten⸗ 


zen, in welcher Hinſicht das Herzogl. Naſſauiſche Gouvernement von dem Preußiſchen völlig vertreten werden ſoll. 

8 B. Von Herzoglich-Naſfaulſcher Seite 1775 ; x 

wird dagegen verzichtet: R a, | 
‚Asa Aa die unntlichen am erflen Juli, Eintauſend achthundert und fünfzehn noch ruͤckſtaͤndig gewe⸗ 

ſeyen NRuflsh den bon petauften Domainen; f a 5 1 noch 


die Vergütung aller andern dieſes Militair betreffenden Forderungen für den Zeitraum, welcher zwiſchen der 


Hes 


a) der an die Amtskellerei Ehreübreilſtein kurz nach der Weg bon Gergogtih-mapwikher d 
is zum erſten Juli Eintauſend 


* 7 6 RER, e 
a) der Forderungen 


ad dete bn de dieſer Forderungen ein 
igen a und b vom Herzoglich ⸗Naſſauiſchen Gouvernement allein übernom⸗ 


ſchulden. 
i el die Beſtimmung des Arkikels 8. 
des Uebergabe⸗ Protokolls de date Wiesbaden den neun ne dieſes Jahres nicht im mindeſten 


d Schließlich iſt von beiden Seiten ſich noch vereinbart worden, daß die noch unberichtigten Rechnungen 
von den getheilten Renteien Ebrenbreitſtein, Rommersdorf und Herſchbach, die von beiden erften von Ad⸗ 


efdr⸗ 


„„ 


er Nette Te) 139 3 tet Ber Wert 2 FR Ne 1 PR * 12 > u. : 
befdrdert und die Refuttate davon nebſt fonftigen adminſſtratiwen Nachrichten, von beiden Gouvernements 
ſich gegenſeitig mitgetheilt werden ſollen. ur et NEIN 19. 80% 0 
Artikel 24. Naſſau verpflichtet ſich, wegen der übernommenen Kurtrieriſchen Kammeraleinnahme⸗ 
Ruüͤckſtaͤnde bis erſten Dezember Eintauſend achkhundert und zwei ſich mit den ehemaligen Kurtrieriſchen Dienern 
und andern Gläubigern über ihre Beſoldungs⸗ und Penſtous⸗Rückſtände nebſt ſonſtigen Forderungen ausein⸗ 
ander zu ſetzen und berſpricht zu dieſem Ende, innerhalb drei Monaten eine beſondere Kommiſſton zu ernennen; 
wogegen Preußen ſich anheiſchig macht, die in ſeinem Antheil an den Kurtrieriſchen Landern rechter Rheinſeite 
noch vorhandenen Rückstände, ſo welt ſolche lighide und erigible find, durch ſeine Renteſbeamten einziehen zu 
laſſen und zur Dispolition bn Naffdu. zu ſtellen, wegen der illiqulden und inerigiblen Reſte aber angeimeſſeue 
worjchläge Du le Tilgung abzugeben, die ſodann gemeinſchaftlich diskutirt und darauf endliche Beſchlͤſſe 

faßt werden ſoller n JJJJͤ TE eh 
90 Artikel 25. Da der unterm 1 Juni Eintauſend achthundert und fünfzehn zu Ehrenbreit⸗ 


bon Koͤniglich⸗Preußiſcher Seite aber nicht ratifizirte Rezeß theils in ſeinen Beſtimmungen yes 


ſtein abgefaßte, 0 a ö 
mehr anwendbar iſt, und theils durch den beten neuen Rezeß ſehr weſentliche Abänderungen 


waͤrtig nicht mehr anw i theils du 
Ad Art. I. II. III. beruhen auf ſic h. 5 i 
Ad Art. IV. kommt das Erforderliche in dem Artikel 22. dieſes Rezeſſes vor, worauf hier Bezug 


genommen wird. 
„Ad Art. V. abgemacht. 8 = ie 
Ad Art. VI. hat es bei dem gemachten Anſchluß der Berichte der Lokalbehöͤrden fein Bewenden. 
n Ad Art. VII. VIII. IX. XVIi. die hierin enthaltenen Beſtimmungen finden in den Artikeln 24, 


und 24. dieſes Rezeſſes ihre Erledigung. | 

f Ad Art. X. und XI. abgemacht. 

Ad Art. XII. bleiben Koͤniglich⸗Preußiſcher Seits die Koſten für die überlieferten Kriminal- und kor⸗ 
rektionellen Gefangenen und Wahnſinnigen noch zu bezahlen, in ſo weit es noch nicht geſchehen iſt. 
A Art. XIII. wird durch Artikel 12. dieſes Rezeſſes überflüflig. 15 ic 


nen Artikeln folgendes nachrichtlich angeführt, 
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Eintauſend ach th 8 ehen 1 0 
in Duplo abzufaſſende Rezeß ſoll von den beiderſeſtigen Miniſterien ratiſizirt, die Ratiſikationen 


Dieſer 5 8 > € 
dem E emplar eines jeden Theils ausgefertiget und die ratifizirten Rezeſſe iuner b 
Füher wenn es geſchehen kann, Saen ue gene ee Er 131 Er 1 1155 5 
Gegenwörtiger Rezeß tft von den beiderſeitigen im Eingang genannten Kommiſſarien eigenhändig un⸗ 
terſchrieben und veſiegelr worden.. m n een eee eee eee e 
So geſchehen Frankfurt am Main den vierzehnten Dezember Eintauſend achthundert und ſechszehn 
und Wiesbaden den neunze „„ 


hnten Dezember Eintauſend achthundert und ſechszehn. 
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